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62. Sitzung 

Bonn, den 29. Oktober 1981 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 
Vor Eintritt in die Tagesordnung möchte ich dem 

Abgeordneten Dr. Mertes (Gerolstein) zu seinem 60. 
Geburtstag meine herzlichen Glückwünsche sagen. 

(Beifall) 

Die Fraktion der CDU/CSU hat als Nachfolger für 
den verstorbenen Abgeordneten Amrehn den Abge-
ordneten Lorenz als stellvertretendes Mitglied in 
der Parlamentarischen Versammlung des Europara-
tes benannt. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Ich bemerke keine gegenteilige Meinung. Es ist so 
beschlossen. Damit ist der Abgeordnete Lorenz als 
stellvertretendes Mitglied in die Parlamentarische 
Versammlung des Europarates gewählt. 

Ich rufe die Zusatzpunkte der Tagesordnung 
auf: 

1. Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung zum Entwurf des Bundeshaushalts 1982 
und den diesen begleitenden Gesetzen 

2. Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU Vorlage eines Nachtragshaushalts für 
das Jahr 1981 und eines Ergänzungshaus-
halts für das Jahr 1982 
— Drucksache 9/950 — 

Die  Bundesregierung hat mich wissen lassen, daß 
die Abgabe der Regierungserklärung durch zwei 
Ressortminister erfolgen soll. Ich erteile zunächst 
dem Bundesminister für Wirtschaft das Wort. 

Dr. Graf Lambsdorff, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men! Meine Herren! Ich habe Verständnis dafür, 
wenn in der Öffentlichkeit angesichts der erneuten 
Diskussion über sogenannte Löcher in den Staats-
kassen Unmut, Verunsicherung — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sogenannte?) 

— Aber meine Damen und Herren, ich habe gerade 
von Verständnis gesprochen. Das hat etwas mit Ver-
stand zu tun. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD — Unruhe bei der CDU/CSU) 

— Unmut, Verunsicherung oder gar Verärgerung 
entstanden ist, wenn auch der Wohlwollende be

-

ginnt, am Verhalten und der Position der Bundesre-
gierung Kritik zu üben. Völlig zu Recht stellt man 
der Bundesregierung die Frage: Wie kann es gesche-
hen, daß wenige Wochen nach der sogenannten Ope-
ration '82 das Zahlenwerk des neuen Haushalts ge-
ändert werden muß, daß unsere Schätzungen binnen 
kurzer Zeit so gründlich überholt worden sind? 

Prognosen können immer nur so gut sein wie die 
Informationen, auf denen sie beruhen. Das ist eine 
Binsenweisheit. 

Ich möchte hier zwei Aspekte in den Vordergrund 
stellen. Erstens: Sichere Prognosen über die wirt-
schaftliche Entwicklung gibt es nicht. Wir haben es 
im Wirtschaftsleben nicht mit dem Ablauf von che-
mischen Prozessen zu tun, sondern wir haben es mit 
sozialökonomischen Verhaltensweisen zu tun. Das 
gilt für die Marktwirtschaft. Das gilt übrigens ge-
nauso für die Planwirtschaft, nur wollen es deren 
Protagonisten nicht wahrhaben. Niemand von uns 
ist Hellseher. 

Zweitens: Alle Prognosen beruhen auf Daten und 
Fakten der Vergangenheit. Hier kommt ein weiteres 
Unsicherheitselement hinein. Wenn man schon 
nicht weiß, in welchem Zustand sich die Wirtschaft 
in der Gegenwart befindet, wie soll man dann si-
chere Aussagen für den zukünftigen Ablauf ableiten 
können? 

In der Bundesrepublik hat sich ein ganz bestimm-
ter Fahrplan für die Aufstellung von Prognosen er-
geben. Im Januar erstellt die Bundesregierung ihren 
Jahreswirtschaftsbericht für das jeweils bevorste-
hende Jahr. Im Frühjahr finden sich die großen wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute zu-
sammen, um ihre erste Gemeinschaftsdiagnose zu 
erstellen. Auch in dieser Gemeinschaftsdiagnose 
wird lediglich für die jeweils verbleibenden Monate 
des laufenden Jahres eine Prognose aufgestellt. 
Ebenfalls im Frühjahr schon muß die Bundesregie-
rung mit der Aufstellung des Haushalts für das kom-
mende Jahr beginnen, obwohl dafür zu diesem Zeit-
punkt noch lange keine wirtschaftlichen Prognosen 
vorliegen können. Die Bundesregierung verfügt 
dann über statistische Daten, die kaum über den 
Jahreswechsel hinausreichen. Der Verlauf der wirt-
schaftlichen Aktivität innerhalb des laufenden Jah-
res läßt sich aber frühestens nach Vorliegen der Da- 
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ten des ersten Halbjahres beurteilen, und das ist frü-
hestens im Herbst der Fall, weil der erforderliche 
statistische Datenkranz erst dann verfügbar ist. 
Dies ist somit der Zeitpunkt, zu dem die für den 
Haushaltsplan des nächsten Jahres aufgestellten 
Arbeitshypothesen erstmals in eine bedingte Pro-
gnose verwandelt werden können. Deshalb werden 
auch die zweite Gemeinschaftsdiagnose der Insti-
tute und das Gutachten des Sachverständigenrates, 
die beide erstmals eine konsistente Prognose für das 
kommende Jahr enthalten, erst im Herbst vorgelegt. 
Der Reigen schließt sich damit, daß die Bundesregie-
rung im November mit den Vorarbeiten zum Jahres-
wirtschaftsbericht beginnt. 

Wir werden auch in Zukunft an diesem Ablauf der 
Vorausschätzungen gar nichts ändern können. Der 
Entwurf des Haushaltsplans für das kommende 
Jahr muß im Sommer vorgelegt werden, damit der 
Haushalt halbwegs rechtzeitig in Kraft treten kann. 
Wir werden deshalb auch künftig mit diesen Unsi-
cherheiten leben müssen. 

Zusätzlich zu diesen grundsätzlichen Bemerkun-
gen möchte ich auf die besonderen Unsicherheiten 
dieses Jahres hinweisen. In einer Zeit, in der sich so 
große weltwirtschaftliche Umbrüche vollziehen, wie 
das derzeit der Fall ist, sind die Unsicherheiten noch 
viel größer, als das sonst der Fall ist. Bei der Ab-
schätzung von Umfang und Zeitablauf der Anpas-
sungsprozesse kann man um so weniger auf Erfah-
rungen der Vergangenheit zurückblicken. Ganz 
deutlich wird dies an den Revisionen, die die inter-
nationalen Organisationen hinsichtlich ihrer 
Wachstumsschätzungen für den Welthandel und die 
Entwicklung in den Industrieländern vorgenommen 
haben. Erst im Herbst erkannte man, daß das 
Wachstum der Industieländer und der Anstieg des 
Welthandels deutlich hinter dem zurückbleiben wer-
den, was man noch im Juni angenommen hatte. 

Für die Bundesrepublik kommt schließlich er-
schwerend hinzu, daß sich wichtige Rahmenbedin-
gungen in letzter Zeit kurzfristig immer wieder mas-
siv verändert haben. Ich denke hier vor allem an die 
Weckselkurse, die im Verlauf dieses Jahres ein dra-
stisches Auf und Ab gezeigt haben. Lassen Sie mich 
hierfür ganz kurz das Verhältis zwischen D-Mark 
und Dollar nennen, damit Ihnen der Eindruck dieser 
Zahlenreihe vor Augen geführt wird. Am 2. Januar 
kostete der Dollar 1,97 DM, am 16. Februar 2,25 DM, 
am 19. März 2,04 DM, am 10. August 2,57 DM, am 
9. Oktober 2,18 DM, gestern 2,32 DM. 

Das Fazit dieser Entwicklung und auch meiner 
Ausführungen bis hierher ist: Sichere Prognosen 
gibt es nicht. Wir werden sie auch in Zukunft nicht 
haben können, und in der aktuellen Lage ist das Un-
sicherheitsfeld besonders groß. 

Der Ausgangshypothese der Wirtschaftsentwick-
lung 1982 für den Haushaltsentwurf konnten im 
Sommer erst die Ergebnisse der volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnung des ersten Vierteljahres 1981 
zugrunde gelegt werden. Wie Sie alle wissen, deute-
ten diese Daten des ersten Quartals auf eine günsti-
gere Wachstumsentwicklung hin, als wir sie erwar-
tet hatten. Dennoch ist die Bundesregierung von ei-
ner aus damaliger Sicht vorsichtigen Einschätzung  

ausgegangen. Die Überprüfung der Entwicklungs-
chancen hat nun ergeben, daß die Konjunktur in die-
sem Jahr, im Jahre 1981, anders verläuft, als ur-
sprünglich von uns wie auch von den Instituten, vom 
Sachverständigenrat, von der Bundesbank und von 
den internationalen Institutionen angenommen. 
Statt von einer Erholung bereits im Verlauf des 
zweiten Halbjahres 1981 müssen wir jetzt davon 
ausgehen, daß sich die Stagnation über das ganze 
Jahr 1981 hinwegzieht. Dadurch wird der Einstieg in 
das Jahr 1982 tiefer ausfallen, und vermutlich wird 
auch der Wiederanstieg der gesamtwirtschaftlichen 
Produktion schwächer sein, als ursprünglich ange-
nommen. 

Neben dem schwächeren Verlauf der Weltkon-
junktur ist ein Grund hierfür vor allem die dramati-
sche Verschlechterung bei den Erträgen aus Unter-
nehmenstätigkeit im engeren Sinne in diesem Jahr, 
im Jahre 1981. Sie hat ihre Ursachen vor allem im 
drastischen Anstieg der Importpreise, im Rückgang 
der Kapazitätsauslastung, in den anhaltend hohen 
Zinsen und im deutlichen Anstieg der Lohnkosten. 
Die Bundesbank beziffert den Rückgang der Brutto-
einkommen aus privater Unternehmenstätigkeit im 
engeren Sinne im ersten Halbjahr 1981 auf minus 
15% gegenüber dem ersten Halbjahr 1980. Das heißt 
auf deutsch, daß eine große Anzahl von Betrieben 
mit Verlusten arbeitet. Während mit reinen Finanz-
anlagen hohe Zinserträge verbucht werden, sind ge-
werbliche Investitionen eher verlustbringend. Es 
bleibt bei der alten Erkenntnis: Unternehmen, die 
Verluste machen, schaffen keine neuen Arbeits-
plätze. 

Die Investitionsneigung — so hieß es in allen Pro-
gnosen des Frühjahrs und Sommers — bleibe ange-
sichts des großen Strukturanpassungsbedarfs in der 
Bundesrepublik verhältnismäßig robust. Die drasti-
sche Verschlechterung der Ertragslage hat aber die 
Investitionskraft der Unternehmen beeinträchtigt. 

(Dr. Dregger CDU/CSU: Deswegen muß 
man die Abgaben erhöhen!?) 

Zwar hat sich die Vermutung, der verstärkte Zwang 
zum Strukturwandel werde Produkt- und Prozeßin-
novationen auslösen, bestätigt — die Institute kon-
statieren ausdrücklich, die Ausrüstungsinvestitio-
nen seien bei weitem nicht so stark in den Sog der 
allgemeinen wirtschaftlichen Schwäche geraten, 
wie dies bei dem ausgeprägten Druck auf die Er-
träge sonst der Fall gewesen wäre —, der Ertrags-
einbruch der ersten Jahreshälfte hatte aber eben 
doch zur Folge, daß nach dem bereits in Gang ge-
kommenen Export-Motor der Lagerzyklus und der 
Investitions-Motor nicht auf volle Touren gekom-
men sind. 

Am Montag haben die wirtschaftswissenschaftli -
chen Institute ihr Gutachten zur gesamtwirtschaft -
lichen Entwicklung für das Jahr 1982 vorgelegt. Wie 
nun stellt sich die wirtschaftliche Entwicklung 1982 
an Hand der vier Ziele des Stabilitäts-und-Wachs-
tumsgesetzes dar? 

Erstens. Die Mehrheit der Institute rechnet 1982 
mit einem realen Wachstum von plus 1 %. Die Insti-
tute gehen in ihrer Prognose davon aus, daß die kon- 
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junkturelle Wende im Verlauf des ersten Halbjahres 
1982 eintritt. Diese Einschätzung deckt sich mit der 
der Bundesregierung. Das Kieler Institut ist — tradi-
tionell, muß man schon sagen — pessimistischer. Es 
sieht die konjunkturelle Wende erst im Verlauf des 
zweiten Halbjahres und kommt so für den Jahres-
durchschnitt 1982 noch zu einem Rückgang der ge-
samtwirtschaftlichen Leistung. Das Kieler Institut 
ist vor allem in der Einschätzung der weltwirtschaft-
lichen Entwicklung weniger optimistisch als die an-
deren Institute. 

Zweitens. Die Institute rechnen alle damit, daß 
sich der Preisanstieg in der Bundesrepublik verlang-
samen wird. Sowohl für die Gesamtwirtschaft als 
auch für den privaten Verbrauch veranschlagen sie 
ihn im Jahresmittel 1982 auf rund 4,5 %. Vor allem 
die Dämpfung der Einfuhrpreise schlägt hier zu 
Buche. — Stabilität der Preise, meine Damen und 
Herren, ist eine der entscheidenden Voraussetzun-
gen dafür, daß die strukturelle Anpassung bei uns 
vorankommt und daß die Arbeitsmarktprobleme ge-
löst werden. 

Drittens. Sorge bereitet die voraussichtliche Ent-
wicklung am Arbeitsmarkt. Die Institute rechnen in 
Übereinstimmung mit der Bundesregierung mit ei-
ner Zunahme der Zahl der Arbeitslosen auf durch-
schnittlich 1,6 Millionen für das Jahr 1982. Das Ge-
samtbild der Prognose 1982 ist vor allem angesichts 
dieser Entwicklung der Arbeitslosigkeit mit Sorge 
zu betrachten. Aber es gibt auch Lichtblicke, näm-
lich: 

Viertens. Positiv an der wirtschaftlichen Entwick-
lung ist die voraussichtliche Entwicklung unserer 
Außenbilanz zu werten. Die Institute rechnen für 
das Jahr 1982 mit einer Rückführung unseres Lei-
stungsbilanzdefizits, das sich in diesem Jahr noch 
einmal auf 25 bis 30 Milliarden DM belaufen wird, 
auf „nahe Null" — so steht es wörtlich in der Ge-
meinschaftsdiagnose. 

Ich möchte, meine Damen und Herren, persönlich 
meine Zweifel anmelden, ob sich der Umschwung in 
dieser Größenordnung vollziehen wird. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

In der Einschätzung der Tendenz der Bewegung 
teile ich jedoch den Optimismus der Institute. Das 
läßt sich schon an den Zahlen der letzten Monate ab-
lesen. Ich sehe schon in einer Halbierung des Lei-
stungsbilanzdefizits einen großen Erfolg. Sie würde 
das Vertrauen der Welt in die Leistungsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft unerhört stärken, und sie 
bliebe nicht ohne Wirkung auf die Wechselkurser-
wartungen und damit auf die Zinsen und auf die In-
vestitionen. Meine Damen und Herren, Sie kennen 
diese Wirkungskette. Sie wird nun seit Monaten von 
mir, aber auch von anderen — ich erwähne vor allem 
die Bundesbank —, immer wieder hervorgehoben. 

Es hat auch seinen guten Grund, daß wir darauf 
immer wieder hinweisen, denn im Abbau des Lei-
stungsbilanzdefizits und in der damit verbundenen 
Möglichkeit, die Zinsen weiter zurückzuführen, liegt 
einer der zentralen Schlüssel zur Lösung unserer 
Probleme. Der größte Hemmschuh für die Investitio-

nen, die der Motor der Konjunktur sind, sind die der-
zeit hohen Zinsen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hausgemacht!) 

Die eben dargestellte Prognose wird — bei allen 
vorhin genannten Unsicherheiten — nur dann Wirk-
lichkeit werden können, wenn eine vernünftige Fi-
nanzpolitik betrieben wird, wenn eine vernünftige 
Geldpolitik betrieben wird und wenn eine vernünf-
tige Einkommenspolitik betrieben wird. 

(Beifall bei der FDP — Demonstrativer Bei

-

fall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, zur Finanz- und Haus-
haltspolitik wird gleich der Bundesfinanzminister 
sprechen. Ich will an dieser Stelle nur eines schon 
nachdrücklich sagen: Es sind die Steuerminderein-
nahmen durch die verschlechterte Ertragslage der 
Unternehmen und die Mehrausgaben für die Nürn-
berger Anstalt wegen der gestiegenen Arbeitslosig-
keit oder des zu erwartenden Steigens der Arbeitslo-
sigkeit, die zu den neuen Haushaltsbeschlüssen 
führten. Beides konnten wir im Sommer nicht wis-
sen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na, na!) 

— Beides konnten wir im Sommer nicht wissen! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Unschuld 
vom Lande!) 

Dabei räume ich ein, daß wir nach meiner Ansicht 
schon im Sommer 1,5 Millionen Arbeitslose hätten 
berücksichtigen sollen. Aber bei der jetzt gegebenen 
Annahme von 1,6 Millionen Arbeitslosen im Durch-
schnitt des Jahres 1982 hätte auch dies die Nachbes-
serung des Haushalts nicht erübrigt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: „Nachbesserung" 
ist gut!) 

Was die Geldpolitik betrifft, so verweise ich dar-
auf, daß die Notenbank bisher eine stabilitäts- und 
wachstumsorientierte Politik verfolgt hat. Sie wird 
dies auch weiterhin tun. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Woher wissen Sie 
das?) 

Zur generellen wirtschaftspolitischen Orientie-
rung lassen Sie mich bitte kurz noch folgendes vor-
tragen. Meine Damen und Herren, für eine erfolgrei-
che Therapie der Arbeitslosigkeit ist die Frage nicht 
unbedeutend, welcher Typ von Arbeitslosigkeit bei 
uns denn vorherrscht, sogenannte Keynesianische 
Arbeitslosigkeit oder Arbeitslosigkeit wegen zu ge-
ringen Risikokapitals oder sogenannte technologi-
sche Arbeitslosigkeit. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Oder politi

-

sche!) 

Die Untersuchungen der internationalen Organisa-
tionen — wie OECD, Internationaler Währungs-
fonds oder GATT —, aber auch nationaler Wirt-
schaftsforschungsinstitute kommen mehr oder min-
der explizit, und zwar nicht nur für die Bundesrepu-
blik — keineswegs; ich darf, und zwar nicht als Ent-
schuldigung, nicht als Ausrede und schon gar nicht 
als Verschönerung, daran erinnern, daß es in der 
OECD im nächsten Jahr voraussichtlich 23 Millio- 
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nen Arbeitslose geben wird; wir beschäftigen uns 
also mit einem Problem, das kein spezifisch bundes-
republikanisches Problem ist — zu einem und dem-
selben Ergebnis: Die während der letzten Jahre ent-
standene Arbeitslosigkeit ist immer stärker auf Ka-
pitalintensivierung und auf arbeitssparende Innova-
tionen zurückzuführen. Deswegen kreisen alle inter-
nationalen Therapievorschläge vor allem darum, 
wie in einer offenen Volkswirtschaft mehr wettbe-
werbsfähige, d. h. rentable Arbeitsplätze geschaffen 
werden können. 

Wie ist es zu dieser Entwicklung der Arbeitslosig-
keit gekommen? Sicher haben viele Faktoren mitge-
wirkt, doch läßt sich hier — wenn auch vereinfacht 
— folgende Wirkungskette ausmachen. In markt-
wirtschaftlich organisierten Volkswirtschaften rea-
giert über längere Frist das Einsatzverhältnis von 
Arbeit zu Kapital auf das Verhältnis der realen 
Löhne zu den realen Zinsen gegenläufig. Sind die 
Reallöhne dauerhaft zu hoch, rentieren sich die In-
vestitionen weniger; die Investitionstätigkeit verrin-
gert sich allmählich, so daß schließlich die Produk-
tionskapazitäten langsamer wachsen, als die Zahl 
der Arbeitskräfte zunimmt. Dies ist der eine Grund 
der gegenwärtigen Arbeitslosigkeit. 

Der andere Grund ist darin zu sehen, daß neue An-
lagen immer arbeitssparender ausgelegt werden, ob-
gleich es ein Überangebot von Arbeitswilligen gibt. 

In diesem Zusammenhang lassen sich am Beispiel 
der Lohnabschlüsse auch die unterschiedlichen 
Zeithorizonte zwischen einer auf Nachfragestimu-
lierung und einer auf gesamtwirtschaftlichen Erwä-
gungen begründeten Wachstumspolitik verdeutli-
chen. Der Nachfrageeffekt und der Kosteneffekt ho-
her Reallöhne stehen einander gegenüber. Hohe Re-
allöhne schaffen zwar rasch ein kräftiges Nachfra-
gewachstum, die Kapazitäten werden besser be-
schäftigt; aber gleichzeitig belasten hohe Reallöhne 
von der Kostenseite her dauerhaft die Investitions-
rechnungen. Für die Beschäftigungserwartungen 
auf mittlerer Sicht noch wichtiger ist indessen ein 
bleibender Struktureffekt. Verstärkte Kapitalinve-
stitionen führen mehr und mehr dazu, daß menschli-
che Arbeit verdrängt wird. Dieser Grund tritt zuneh-
mend an die Stelle der durch Nachfragemangel be-
gründeten Arbeitslosigkeit. 

Es ist die Kumulation dieser beiden Effekte aus 
den 70er Jahren, die heute den Hauptteil des Pro-
blems ausmachen. Wir würden dieses Problem nicht 
an der Wurzel packen, wenn wir glaubten, nur für 
mehr Nachfrage sorgen zu müssen. Vielmehr müs-
sen wir für mehr Investitionen in neue Arbeitsplätze 
sorgen. Diese Investitionen werden nur kommen, 
wenn sie rentabel sind. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD — Zurufe von der CDU/CSU) 

Leider, meine Damen und Herren, ist ein solches Er-
gebnis nicht auf Knopfdruck zu erzielen. Wir brau-
chen Geduld und gute Nerven, so schwer das ange-
sichts der mit der Arbeitslosigkeit verbundenen 
menschlichen Probleme ist. Jeder Versuch, mit kurz-
fristigem Aktionismus zu reagieren, würde das 
Grundproblem aber nur verschärfen. Deshalb sagt 

die Bundesregierung: kurzfristige, fremdfinanzierte, 
d. h. mit Schulden oder zusätzlichen Steuern finan-
zierte Beschäftigungsprogramme nutzen nichts. Sie 
schaden eher; sie würden die eben aufgezeigte Ent-
wicklung verschärfen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir brauchen, meine Damen und Herren, so schwer 
das auch fällt — allen, wie ich annehme —, Geduld, 
Mut und Zuversicht. Wenn alle zusammenarbeiten 
— Regierung, Bundesbank, Unternehmer und Ge-
werkschaften —, dann werden wir auch mit den vor 
uns liegenden außerordentlich schwierigen Pro-
blemen der nächsten Monate fertigwerden kön-
nen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Zum zweiten Teil der Regie-
rungserklärung hat der Herr Bundesminister der Fi-
nanzen das Wort. 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Ihnen vom Bundeswirtschaftsminister gerade 
vorgetragene neue Einschätzung der wirtschaftli-
chen Entwicklung führt 1982, wie sich in der öffentli-
chen Diskussion noch herausstellen wird, für die 
Haushalte aller staatlichen Ebenen, des Bundes, 
der Länder und der Gemeinden, zu niedrigeren 
Steuereinnahmen, als wir noch bei der letzten Steu-
erschätzung Ende Juni gemeinsam angenommen 
haben. Auch für das laufende Jahr 1981 sind seit der 
ersten Aufstellung der Haushaltsentwürfe vor ei-
nem Jahr und seit den Beratungen im Finanzpla-
nungsrat Ende 1980 in den dann folgenden Steuer-
schätzungen die Annahmen nach unten korrigiert 
worden. 

Es hat sich überhaupt gezeigt, daß bei gedrückter 
wirtschaftlicher Entwicklung der Arbeitskreis Steu-
erschätzung, dem Bund, Länder und die wirtschafts-
wissenschaftlichen Institute sowie die Bundesbank 
angehören, die Steuereinnahmen eher überschätzt, 
während umgekehrt in Aufschwungsjahren die Ein-
nahmen fast regelmäßig unterschätzt werden, so 
etwa 1971, 1972, 1976, 1978 und 1979. Ein einziges Mal, 
nämlich 1973, ist der Fall eingetreten, daß die Schät-
zungen hinterher von der Wirklichkeit voll bestätigt 
worden sind, und mehr kann man von Schätzungen 
dieser Art, in die alle Unsicherheiten der wirtschaft-
lichen Entwicklung eingehen — auch der Verhal-
tensweisen der Steuerzahler — wohl gar nicht er-
warten. Insofern werden die öffentlichen Haushalte 
immer mit der Tatsache konfrontiert, daß die Ein-
nahmen mal in die eine, mal in die andere Richtung 
anders verlaufen, als vorausgeschätzt wird. Bund, 
Länder und Gemeinden sind insbesondere im Ver-
lauf der letzten zwölf Monate immer wieder mit der 
Frage konfrontiert worden, ob sie niedrigere Ein-
nahmeschätzungen zum Anlaß für zusätzliche Aus-
gabenkürzungen nehmen oder konjunkturell be-
dingte höhere Neuverschuldung in Kauf nehmen 
sollen. 
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Grundsätzlich konnte in allen Sitzungen des Fi-

nanzplanungsrates bereits Übereinstimmung dar-
über hergestellt werden, daß alle öffentlichen Haus-
halte die Dynamik insbesondere der konsumtiven 
Ausgaben nachhaltig bremsen und den Zuwachs der 
Ausgaben möglichst auf eine Größenordnung von 
4 % beschränken sollten. Dies war eine durchaus 
ehrgeizige Zielsetzung, wenn man an die Ausgaben-
zuwächse gerade auch bei den Ländern in den Jah-
ren 1978 bis 1980 denkt. 

Dabei war völlig klar, daß in der konjunkturellen 
Entwicklung das Risiko geringer Steuereinnahmen 
lag. Es war die ganz überwiegende Meinung im Fi-
nanzplanungsrat, daß weitere konjunkturell be-
dingte Steuermindereinnahmen nicht noch durch 
weitere Einschnitte in die Ausgaben ausgeglichen 
werden sollten. 

Für den Bundeshaushalt hat sich dies dadurch 
verschärft, daß er nicht nur auf der Einnahmenseite, 
sondern auch auf der Ausgabenseite erhebliche kon-
junkturbedingte Mehrbelastungen zu verkraften 
hat, und zwar nicht nur, wie die Länder und Gemein-
den, die steil angestiegenen Kreditzinsen, sondern 
auch die beachtlich gestiegenen Mehrausgaben bei 
der Bundesanstalt für Arbeit für eine zunehmende 
Arbeitslosigkeit. 

1981 hat die Erhöhung der Nettokreditaufnahmen 
von 27,3 Milliarden DM im ursprünglichen Haus-
haltsentwurf auf 33,8 Milliarden DM in dem Ent-
wurf, der dann von diesem Hause im Juni endgültig 
beschlossen wurde, unbestreitbar Verunsicherung 
geschaffen. Die Besorgnisse in der Wirtschaft, auf 
den Kapitalmärkten und auch im Ausland über die 
Entwicklung der Nettokreditaufnahme drohten jen-
seits aller ökonomischen Kreislaufüberlegungen, 
die auch nicht gering einzuschätzen sind, die Kon-
junktur zusätzlich zu belasten, den Kurs der D-Mark 
zu schwächen und eine Rückkehr zu einem konjunk-
turgerechten und potentialorientierten Zinsniveau 
zu erschweren. 

Deshalb hat die Bundesregierung bei der Aufstel-
lung des Haushalts für 1982 großen Wert darauf ge-
legt, die Besorgnisse um eine überhöhte öffentliche 
Kreditaufnahme auszuräumen. Sie hat trotz der an-
haltenden Konjunkturschwäche im gegenseitigen 
Stadium einer noch immer passiven Leistungsbi-
lanz bewußt darauf verzichtet, von der Ausgaben-
seite her expansive Impulse zu geben, und sie hat 
nachträglich auf einen Kurs der Verstetigung der 
Ausgaben auf einem niedrigeren Wachstumsniveau 
gesetzt. Dieser Kurs war richtig, wie sich auch an 
den positiven Reaktionen bei den Wechselkursen 
und auf den Kapitalmärkten gezeigt hat. Dieser 
Kurs hat dann ja auch zu einer Lockerung des hohen 
Zinsniveaus mit beigetragen. 

Wenn wir nun erneut vor ungünstigeren Progno-
sen für die wirtschaftliche Entwicklung und folglich 
vor der Wahrscheinlichkeit geringerer Steuerein-
nahmen und höherer Arbeitslosenzahlen stehen, wi-
derlegt dies keineswegs unseren finanzpolitischen 
Kurs. Eine weitere Verzögerung der konjunkturel-
len Erholung, eine nachhaltig schlechte Gewinn-
situation der Unternehmen, geringere Steuerein-
nahmen und steigende Arbeitslosenzahlen machen  

es allerdings noch einmal schwerer, den Kurs der 
Vertrauensstabilisierung erfolgreich durchzuhalten. 
Trotz der in der ganzen Welt vorherrschenden Unsi-
cherheiten, die in unser Land hineinwirken, darf es 
nicht dazu kommen, daß eine nicht abreißende Folge 
von immer neuen Deckungslücken in öfffentlichen 
Haushalten nachhaltig Verunsicherung verbreiten 
und sich schädlich auf wirtschaftsbestimmende 
Faktoren auswirken können. 

Die Bundesregierung hält es deshalb für außeror-
dentlich wichtig, einer solchen Entwicklung entge-
genzuwirken. Es muß durch zusätzliche Maßnah-
men die Voraussetzung dafür geschaffen werden, 
daß von den öffentlichen Haushalten keine Risiken 
für die Kapitalmärkte, für die Stabilität und für die 
Investitionsfähigkeit der Wirtschaft ausgehen. 

Eine Korrektur der Einschätzungen des konjunk-
turellen Verlaufs im nächsten Jahr und der damit 
verbundenen Beschäftigungsfolgen ist zu diesem 
Zeitpunkt schon und lange vor der offiziellen Steuer-
schätzung unvermeidbar. Der schwächere Kon-
junkturverlauf im zweiten Halbjahr 1981 führt ins-
besondere bei den Bruttoeinkommmen aus Unter-
nehmertätigkeit und Vermögen zu einem erhebli-
chen Rückgang, und zwar allein um 12 Millarden 
DM gegenüber der März-Schätzung. Im laufenden 
Jahr 1981 halten sich per saldo die Steuerminderein-
nahmen gegenüber der Dritten Lesung im Juni noch 
in Grenzen, da den deutlich niedrigeren Einnahmen 
bei der Körperschaft-, Gewerbe- und Einkommen-
steuer höhere Lohnsteuereinnahmen gegenüberste-
hen. 

Die schlechtere Ertragslage der Wirtschaft wird 
sich erst im nächsten Jahr steuerlich voll auswirken. 
Selbst eine konjunkturelle Besserung kann sich 
nicht kurzfristig bei den gewinnabhängigen Steuern 
niederschlagen, weil es hier steuertechnische Verzö-
gerungen gibt und obendrein der Verlustvortrag 
dazu führen wird, daß die jetzt entstandenen Verlu-
ste die im Konjunkturaufschwung entstehenden Ge-
winne steuerlich neutralisieren werden. Die kon-
junkturell bedingten Steuermindereinnahmen fol-
gen dem Konjunkturrückgang mit einer gewissen 
Zeitverzögerung. Ausgabekürzungen als Reaktion 
auf konjunkturbedingte Steuermindereinnahmen 
wirken jedoch prozyklisch, so daß der Ausgleich 
durch eine höhere Nettokreditaufnahme in solchen 
Fällen ökonomisch richtig, ja sogar wirtschaftlich 
erforderlich und notwendig ist. 

Wenn wir uns in der jetzigen Situation gleichwohl 
gegen eine Erhöhung der Nettokreditaufnahme ent-
schieden haben, so hat dies in erster Linie mit der 
Psychologie der Kapitalmärkte zu tun. Eine erneute 
Erhöhung der Nettokreditaufnahme würde in der 
gegenwärtigen Lage wahrscheinlich eine erhebliche 
Belastung für das Vertrauensklima bedeuten. Für 
die Entspannung der Kapitalmärkte, für Wechsel-
kurserwartungen, auch für die Geldpolitik der Bun-
desbank und damit das Zinsniveau ist die öffentliche 
Neuverschuldung zu einem bestimmenden Einfluß-
faktor geworden. 

Die Bundesregierung nimmt im Interesse der für 
die öffentliche Vertrauensbildung im Inland und 
Ausland psychologisch wichtig gewordenen Begren- 
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zung der öffentlichen Kreditaufnahme eine befri-
stete Erhöhung der Beiträge zur Arbeitslosenversi-
cherung in Kauf, obwohl gegen eine erneute Abga-
benerhöhung sehr gewichtige Gründe sprachen. Ich 
betone an dieser Stelle ausdrücklich, daß sich meine 
Äußerungen, die ich in den letzten Wochen und Mo-
naten auch im Bundestag und im Bundesrat zur Ab-
gabenbelastung abgegeben habe, für richtig halte. 
Die Belastung der Löhne und Gehälter mit direkten 
Steuern und Sozialabgaben birgt die Gefahr einer 
Schwächung der Arbeits- und Leistungsbereit-
schaft. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich habe in der Tat keinen Anlaß gesehen, eine Aus-
schöpfung des Beitragsrahmens für die Arbeitslo-
senversicherung von 4 % zu früh in Betracht zu zie-
hen, und ich habe sie auch nicht vorgeschlagen. Der 
nun gefaßte Beschluß ist die Konsequenz daraus, 
daß bei der Bundesanstalt für Arbeit durch die 
wachsende Arbeitslosigkeit zusätzliche Ausgaben in 
Milliardenhöhe entstehen und daß es sich hier trotz 
der schon erheblichen Zuschüsse aus dem Bundes-
haushalt nach Meinung der weit überwiegenden 
Mehrheit meiner Freunde um eine Sozialversiche-
rung handelt, die auf dem Grundsatz der Beitrags-
deckung beruht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Befristung dieses Beschlusses auf den 31. De-
zember 1983 ist der Ausdruck des ernsthaften politi-
schen Willens, den Anstieg der Arbeitslosigkeit und 
damit gleichzeitig auch die Sozialabgabenquote wie-
der zurückzuführen. Die befristete Finanzierung der 
zusätzlichen Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit 
durch zusätzliche Beitragseinnahmen ist ein Ele-
ment eines Finanzierungsbündels, das insgesamt 
die Fortsetzung und Bekräftigung des mit der Ein-
bringung des Haushaltsentwurfs verbundenen fi-
nanzpolitischen Kurses ermöglichen soll. 

Das Festhalten an dem Ziel einer Begrenzung der 
Neuverschuldung wird dem Bund dadurch erleich-
tert, daß sich auf der Einnahmenseite nicht nur kon-
junkturell bedingte Mindereinnahmen, sondern 
auch Mehreinnahmen aus dem Bundesbankgewinn 
abzeichnen. Für die Bundesregierung gibt es weder 
eine rechtliche Alternative noch einen wirtschafts-
und finanzpolitischen Grund, die nach dem Gesetz 
zu erwartende Gewinnabführung nicht in den Bun-
deshaushalt einzustellen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nicht zuletzt auch das Herbstgutachten der wirt-
schaftswissenschaftlichen Institute weist nach, daß 
ein Ausgleich konjunkturbedingter Steuerausfälle 
durch die Gewinnabführung der Bundesbank an 
dem strukturellen Einsparerfolg der bisher be-
schlossenen Maßnahmen nichts ändert. 

Es bleibt dabei, daß durch die Haushaltsbe-
schlüsse vom Sommer Einsparungen auf der Ausga-
benseite des Bundeshaushalts in einer Größenord-
nung von rund 13 Milliarden DM für 1982 und 
16 Milliarden DM für 1983 mit in den Folgejahren 
steigender Tendenz erzielt werden. 

Wenn die konjunkturelle Entwicklung den Ver-
lauf nehmen wird, der heute unterstellt werden 
kann, so werden damit selbstverständlich auch die 
Grundlagen dafür gelegt, daß die Steuereinnahmen 
im Jahr 1983 wieder steigen. Die hohe Gewinnabfüh-
rung der Bundesbank hat nicht zur Folge, daß die 
Bundesregierung in ihrem Bemühen um Einsparun-
gen bei den Ausgaben nachläßt. 

Die in den letzten Tagen lautgewordene Kritik 
daran, daß die Bundesbank so viel Geld verdient, 
veranlaßt mich, auf die Rolle des Bundesbankge-
winns etwas näher einzugehen. 

Zunächst zur Rechtslage. § 27 des Bundesbankge-
setzes schreibt im wesentlichen vor, daß vom Rein-
gewinn 20 % einer gesetzlichen Rücklage zugeführt 
werden müssen. Der Rest ist an den Bund abzufüh-
ren. Das Gesetz selbst ist völlig eindeutig. Was der 
Bund an voraussichtlichen Einnahmen erhält, darf 
nicht nur, es muß sogar nach Art. 110 des Grundge-
setzes in den Haushalt eingestellt werden. 

Ungewöhnlich ist lediglich die Höhe des Bundes-
bankgewinns. Er ist das Ergebnis der gegenwärti-
gen Wirtschaftslage und insofern ein sinnvoller Ge-
genposten zu konjunkturbedingten Mindereinnah-
men und Mehrausgaben, auf Neudeutsch: gewisser-
maßen ein „built-instabilizer". 

Sowohl die Höhe des Bundesbankgewinns als 
auch die Höhe der Zinsbelastung des Bundeshaus-
halts haben eine gemeinsame Ursache: das gegen-
wärtig hohe Zinsniveau. Wenn sich die Zinsen wie-
der normalisieren, dann wird das nicht nur Auswir-
kungen auf die Gewinnabführung haben, sondern 
zugleich auch zu Entlastungen bei den Zinsausga-
ben und anderen durch die gegenwärtige wirtschaft-
liche Lage verursachten Ausgaben und Minderein-
nahmen führen. 

Nun ist auch die Frage aufgeworfen worden, wie 
dieser Gewinn im Rahmen des gesamten volkswirt-
schaftlichen Einkommenskreislaufs zu beurteilen 
sei und welche Rolle er für die Geldmengensteue-
rung der Deutschen Bundesbank spiele. Der Gewinn 
der Bundesbank stammt im wesentlichen aus den 
Zinseinnahmen bei den Aktiva: aus den Refinanzie-
rungskrediten für das Bankensystem und den Wäh-
rungsreserven. Diese Zinsen werden von den Kredit-
nehmern gezahlt und erwirtschaftet. Sie sind das Er-
gebnis des allgemeinen Wertschöpfungsprozesses in 
der Volkswirtschaft und berechtigten daher den 
Empfänger wie jeden anderen Bezieher von Zinsein-
kommen dazu, Teile des Sozialprodukts in Anspruch 
zu nehmen. Am deutlichsten wird dieser Zusammen-
hang bei den Zinsen, die von den inländischen 
Schuldnern an die Bundesbank gezahlt werden. 
Diese Zinsen werden unmittelbar dem inländischen 
Einkommenskreislauf entzogen. Würden sie diesem 
nicht wieder zugeführt, dann entstünde insoweit 
eine Nachfragelücke. 

Entsprechendes gilt auch für die Zinserträge der 
Währungsreserven. Die Dollarbestände der Bundes-
bank sind in US-Staatspapieren angelegt. Die Zin-
sen darauf zahlt der amerikanische Steuerzahler. 
Auch diese Zinserträge stellen, wie jede andere Zins-
einnahme aus dem Ausland, legitime Ansprüche an 
das ausländische Sozialprodukt dar. 
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Die zweite Frage ist, ob die Gewinnüberweisung 

der Bundesbank an den Bund zu einer inflatori-
schen Geldschöpfung führt. Hierzu ist zunächst ein-
mal zu sagen; eine Inflation kann nur entstehen, 
wenn das von der Bundesbank kontrollierte Geld-
mengenwachstum das Wachstum des Produktions-
potentials über einen längeren Zeitraum hinweg 
nachhaltig übersteigt. Dies ist in der Bundesrepu-
blik nicht der Fall. 

Die Entwicklung der Zentralbankgeldmenge ist 
außerdem das Ergebnis der Einwirkung vieler Fak-
toren. Der Gewinn der Bundesbank und seine Ver-
wendung sind nur eine von mehreren Einflußgrö-
ßen. Die Gewinnausschüttung der Bundesbank muß 
daher im Zusammenhang mit allen monetären Be-
wegungen gesehen werden, die die Liquidität des 
Bankensystems berühren. Dazu gehört z. B. auch die 
Entstehung dieses Gewinns der Bundesbank. 

Während Zinszahlungen deutscher Kreditinsti-
tute an die Bundesbank für sich genommen eine 
Geldvernichtung bewirken, führt eine Gewinnaus-
schüttung an den Bund zur Schaffung von Zentral-
bankgeld. Beide Vorgänge gleichen sich also in einer 
solchen Teilanalyse im Grundsatz aus. 

Entscheidend für die Gesamtbeurteilung bleibt, ob 
die Bundesbank in der Lage ist, Bewegungen der 
Zentralbankgeldmenge, die sich aus der Gewinn-
überweisung, über deren zeitliche Staffelung ja noch 
zu reden ist, ergeben könnte, mit ihren kreditpoliti-
schen Instrumenten wieder auszugleichen. Die Bun-
desbank hat im übrigen in der Vergangenheit viel 
größere Veränderungen der Bankliquidität bewäl-
tigt. Die Ausschüttung des Bundesbankgewinns für 
1980 in diesem Jahr hat die Geldmengensteuerung 
der Bundesbank jedenfalls nicht erschwert. Es ist 
auch nicht zu befürchten, daß die nächstjährige Aus-
schüttung die Geldmengensteuerung behindern 
könnte. 

Die Gesetzentwürfe der Bundesregierung, die sich 
jetzt im Gesetzgebungsverfahren von Bundestag 
und Bundesrat befinden, bedeuten eine massive, 
weit über das Jahr 1982 hinausreichende Haushalts-
entlastung. Diese Entwürfe müssen nun aber erst 
einmal auch Gesetz werden. Die gesetzliche Ver-
wirklichung der Sparbeschlüsse ist eine wesentliche 
Voraussetzung dafür, daß der Kurs der Vertrauens-
stabilisierung erfolgreich beibehalten werden kann. 
Der Bundesrat hat das Spektrum der gesetzlichen 
Einsparungsmöglichkeiten durch seine gesetzgebe-
rischen Initiativen erweitert. Nun wird es darum ge-
hen, alle diese Beratungsgegenstände gemeinsam 
zu einem vernünftigen, notwendigen Gesamtergeb-
nis zu führen. 

Zusätzlich zu diesem Gesetzgebungspaket sollen 
nach unserer Absicht weitere Ausgabeneinsparun-
gen in verschiedenen Einzelplänen vorgenommen 
werden. Diese zusätzlichen Einsparungen sollen un-
termauern, daß der Kurs der Ausgaben- und Ver-
schuldensbegrenzung bekräftigt und eben nicht, wie 
jetzt in weiten Kreisen der Eindruck erweckt wird, 
aufgegeben wird. 350 Millionen DM sollen durch 
eine zeitnähere Ermittlung der Berechnungsgrund-
lage für das Arbeitslosengeld, durch Nichtberück-
sichtigung von Überstunden und wiederkehrenden 

Sonderleistungen sowie durch andere Maßnahmen 
im Bereich der Bundesanstalt für Arbeit eingespart 
werden. Die übrigen Einsparungen, insbesondere in 
den Geschäftsbereichen des Bundesministers für 
Wirtschaft, für Forschung und Technologie und Ver-
teidigung, werden im Haushaltsausschuß konkreti-
siert werden. 

Es ergibt sich, daß durch das Finanzierungsbündel 
von Bundesbankgewinn, Beitragserhöhung und zu-
sätzlichen Einsparungen die gesamte Deckungs-
lücke in Höhe von 7,8 Milliarden DM geschlossen 
wird, die durch die Steuermindereinnahmen in 
Höhe von 4,2 Milliarden DM, die Mehrausgaben für 
jetzt 1,6 Millionen Arbeitslose in Höhe von 2,8 Mil-
liarden DM und durch Mehrausgaben für Stahl- und 
Kokskohlenbeihilfe in Höhe von 800 Millionen DM 
zunächst entstehen würde. Die Nettokreditauf-
nahme bleibt bei 26,5 Milliarden DM. 

Abschließend noch ein Wort zum Antrag der Op-
position, einen Nachtragshaushalt für 1981 und ei-
nen Ergänzungshaushalt für 1982 vorzulegen. Seit 
vielen Jahren ist es üblich, daß die notwendige An-
passung des Haushaltsentwurfs auf Grund aktuali-
sierter gesamtwirtschaftlicher Daten in der Bereini-
gungssitzung des Haushaltsausschusses ohne for-
melle Ergänzungsvorlage der Bundesregierung vor-
genommen wird. Dieses Verfahren ist nicht nur poli-
tisch ratsam, sondern selbstverständlich rechtlich 
korrekt. 

(Wehner [SPD]: Sehr wahr!) 

Auch für einen Nachtragshaushalt 1981 sehe ich 
weder eine rechtliche noch eine politische Notwen-
digkeit. Aus heutiger Sicht erfolgen alle voraussicht-
lichen Abweichungen vom Haushaltsplan im Rah-
men bestehender gesetzlicher Verpflichtungen oder 
parlamentarischer Ermächtigungen. 

Im übrigen habe ich den Haushaltsausschuß in 
der letzten Woche eingehend über die Probleme des 
Bundeshaushalts 1981 wie auch des Haushalts 1982 
unterrichtet und stehe dem Ausschuß auch selbst-
verständlich zu allen weiteren Auskünften zur Ver-
fügung. — Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Ich eröffne die Aussprache. 
Das Wort zur Begründung des Antrags der Fraktion 
der CDU/CSU und zur Aussprache hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Häfele. 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Dies ist der dritte Anlauf der Bun-
desregierung, den Bundeshaushalt 1982 auszuglei

-

chen. Der erste Versuch waren die Finanzbeschlüsse 
der Bundesregierung am 30. Juli dieses Jahres. Der 
zweite Anlauf erfolgte im September mit den Kabi-
nettsentscheidungen und mit der Einbringung des 
Haushalts durch den Finanzminister am 16. Septem-
ber. 

Bei diesem dritten Versuch verfolgt die Bundesre-
gierung im Grunde aber nur noch ein sehr beschei-
denes Ziel. Es geht plötzlich nicht mehr um die seit 
Monaten angekündigte durchgreifende Sanierung 
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für die kommenden Jahre, sondern es geht nur noch 
um das bescheidene Ziel, die Neuverschuldung we-
nigstens in der Spitzengruppe der Rekordverschul-
dungen der letzten Jahre zu halten. Es geht nur noch 
darum, zu verhindern, daß die Neuverschuldung 
vollends ins Uferlose versinkt. 

Es war schon ein einmaliger Vorgang, daß vier 
Wochen nach Einbringung des Haushalts durch den 
Finanzminister plötzlich eine weitere Haushalts-
lücke von mehreren Milliarden von der Regierung 
eingeräumt werden mußte. Dabei war in der Zwi-
schenzeit überhaupt nichts Unvorhersehbares ge-
schehen. Die Sachverständigen, alle Sachverständi-
gen unseres Landes, waren sich darüber einig — und 
die CDU/CSU hat ausdrücklich darauf hingewie-
sen —, daß die von der Regierung vorgetragenen An-
nahmen nicht wirklichkeitsgerecht waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Verwirrspiel der letzten Wochen mit Zahlen, 
das die Regierung geboten hat, ist kaum mehr zu 
überbieten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ständig hörten und hören wir von neuen Zahlen. 

Wie war es im laufenden Jahr? Der ursprüngliche 
Entwurf des Bundeshaushalts 1981 sah eine Neuver-
schuldung in Höhe von 27,4 Milliarden DM vor. Als 
wir monatelang darauf hinwiesen, daß dieses nicht 
stimme, wurde dies bestritten. Im Juni schließlich 
mußte die Regierung bei der Verabschiedung zuge-
ben, daß es 33,8 Milliarden DM würden. Jetzt plötz-
lich vor ein paar Tagen sprach man — ich glaube, es 
war Wirtschaftsminister Graf Lambsdorff als erster 
— wie selbstverständlich von 38 Milliarden DM Neu-
verschuldung. Wir fragen: Wieviel werden es denn 
am Ende dieses Jahres tatsächlich sein? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist der Grund, warum die CDU/CSU heute die 
unverzügliche Vorlage eines Nachtragshaushalts 
1981 beantragt. Es handelt sich, Herr Matthöfer, um 
erhebliche Abweichungen. Da gibt es einen ord-
nungsgemäßen Weg: Das ist die Vorlage eines Nach-
tragshaushalts. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Darüber hinaus bitte ich Sie, Herr Matthöfer, 
heute noch dem Hohen Hause zu sagen, wie hoch 
nach Ihrer heutigen Einschätzung die Neuverschul-
dung beim Bund Ende dieses Jahres sein wird. Sind 
es 38 Milliarden DM, oder wieviel werden es sein? 
Bitte, hier heute dem Hohen Haus erklären! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bitte, Herr Matthöfer, beantworten Sie heute hier 
dem Hohen Hause noch eine zweite Frage: Trifft es 
zu, was man hört, daß sich nach dem Stand vor einer 
Woche — 22. Oktober — der Restkreditbedarf brutto 
für alle öffentlichen Hände einschließlich Bahn und 
Post auf über 40 Milliarden DM in den restlichen 
zwei Monaten dieses Jahres beläuft? — Diese zwei 
Fragen müssen Sie heute beantworten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Verwirrspiel mit Zahlen setzt sich für das 
Jahr 1982 fort. Täglich hörten wir und hören wir 
noch von neuen sogenannten Deckungslücken. Auch 
die Zahlenangaben über den Bundesbankgewinn 
haben sich plötzlich verändert. Ursprünglich hieß es, 
6,1 Milliarden DM würden vereinnahmt. Heute vor 
einer Woche, Herr Matthöfer, haben Sie vor dem 
Haushaltsausschuß gesagt, es seien jetzt doch Bun-
desbankgewinne von 8,3 Milliarden DM. Am Sams-
tag darauf, zwei Tage später, erklärten Sie vor der 
Presse oder in einem Interview, es seien sogar 
10 Milliarden DM. Wieviel es tatsächlich sein wer-
den, das wird die Deutsche Bundesbank im Frühjahr 
kommenden Jahres feststellen. 

Dabei ist auch in dieser Frage in den letzten Mo-
naten überhaupt nichts Neues, Unvorhersehbares 
geschehen. Herr Matthöfer, Sie wissen seit einem 
halben Jahr von der Bundesbank, so wie wir es auch 
wissen, daß in der Tat etwa in dieser Größenordnung 
dort Gewinne anfallen. Warum ziehen Sie dann 
plötzlich dies nur so schübchenweise aus Ihrem Pa-
ket, am Donnerstag noch so, am Samstag so, jeden 
Tag andere Zahlen? 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Aber sonntags 
nie!) 

Nein, meine Damen und Herren, wie sollen die Bür-
ger irgendeiner Zahl der Regierung angesichts eines 
solchen Verhaltens noch glauben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch dieser dritte Anlauf der Bundesregierung ist 
nicht geglückt. Teilweise handelt es sich um eine 
Scheinlösung, teilweise um eine falsche Lösung. Im 
übrigen sind die Einsparungen völlig unzurei-
chend. 

Erstens. Die Scheinlösung: Sie vereinnahmen 
jetzt 10 Milliarden DM Bundesbankgewinne zum 
Stopfen von Haushaltslöchern. Das ist, volkswirt-
schaftlich gesehen — wir befinden uns hier in Über-
einstimmung mit der Bundesbank —, genau das 
gleiche, wie wenn die Neuverschuldung um 10 Milli-
arden DM aufgestockt würde. Nur zum Schein hal-
ten Sie die Zahl von 26,5 Milliarden DM Neuver-
schuldung aufrecht. In Wirklichkeit sind es, volks-
wirtschaftlich gesehen, 36,5 Milliarden DM. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesbank ist nach dem Bundesbankgesetz 
verpflichtet, eine antiinflationäre Geldmengenpoli-
tik zu treiben. Bei einer Inflationsquote von nun-
mehr 7 % liegt es auf der Hand, daß sie diese Ver-
pflichtung erst recht fortführen muß. Also muß sie 
den Geldmengenzuwachs auf anderen Gebieten ent-
sprechend drosseln, entsprechend den 10 Milliarden 
DM, die sie an Gewinnen an den Bundeshaushalt ab-
führt. Dies trifft den Bankenapparat und damit im 
Ergebnis in erster Linie die Privatinvestitionen. Das 
ist genau das Falsche. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung braucht sich nicht zu wun-
dern, wenn die erste zarte Hoffnung auf Zinssenkun-
gen gerade in den letzten Tagen infolge dieses Feh- 
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lers der Bundesregierung wieder einen Rückschlag 
erfahren hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Genau das, was Sie, Graf Lambsdorff, vorhin ge-
sagt haben — eine Finanzpolitik müsse die Voraus-
setzungen für die Privatinvestitionen schaffen, da-
mit die Struktur verändert werden könne —, konter-
karieren Sie mit der Vereinnahmung dieser 10 Mil-
liarden DM Bundesbankgewinne. Das ist doppelt ge-
fährlich, weil wir mit unserem Leistungsbilanzdefi-
zit nach wie vor nicht über den Berg sind. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Entgegen den geschönten, den zweckoptimisti-
schen Zahlen, wie sie in den letzten Wochen auch 
aus Ihrem Munde, Herr Wirtschaftsminister, ver-
kündet wurden, sieht das tatsächliche Ergebnis der 
ersten neun Monate anders aus. Auch die fünf Insti-
tute haben insoweit Falsches geschrieben. 

(Zuruf von der FDP: Aha!) 

Die Summe des Leistungsbilanzdefizits der ersten 
neun Monate beläuft sich auf 26,8 Milliarden DM. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Im Vergleichszeitraum des Vorjahres — und das 
war bisher der Rekord — waren es nur 25 Milliarden 
DM. Das Leistungsbilanzdefizit in den ersten neun 
Monaten des laufenden Jahres ist also größer als das 
Rekorddefizit im vergleichbaren Zeitraum des Vor-
jahres. Wir sind noch keinesfalls über den Berg. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Nein, mit der Gewinnabführung, mit der Verein-
nahmung zum Stopfen von Haushaltslöchern — das 
ist ja der Zusammenhang; das ist das Entscheidende 
— geht die Bundesregierung den scheinbar beque-
men Weg, sich über die Runden zu helfen, anstatt 
weitere Einsparungen vorzunehmen. Das ist tat-
sächlich der Sinn dieser Aktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist schädlich für unsere wirtschaftliche Ent-
wicklung, für die Investitionen, für die Zinsen, die 
niedriger werden müssen, für den Geldwert und für 
die Arbeitsplätze. Es ist die Vertagung der Sanie-
rung der öffentlichen Haushalte auf weitere Jahre. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Nach 
uns die Sintflut!) 

Wir befinden uns hier auch in Übereinstimmung 
mit dem Sondergutachten des Sachverständigenra-
tes vom Juli dieses Jahres. Es ist sehr empfehlens-
wert, das nachzulesen, was die Sachverständigen 
zur Gewinnabführung der Bundesbank dort auf 
zwei Seiten niedergelegt haben — mit warnendem 
Unterton, weil sie gespürt haben, daß die Regierung 
womöglich einen verhängnisvollen Weg gehen wür-
de. Es heißt unter Ziffer 33 wörtlich: 

Falsch wäre es daher auch, sich von dem Bei-
trag, den die Gewinnablieferung zur Finanzie-
rung des Bundeshaushalts leistet, eine entspre-
chende Entlastung der Kreditmärkte zu ver-
sprechen. Das kompensatorische Verhalten der 
Bundesbank beim Erwerb anderer Aktiva 
schließt dies aus. 

Genau das, was ich gesagt habe: Die Bundesbank 
muß kompensieren, muß die Geldmenge auf ande-
rem Felde drosseln, und das trifft die Investitio-
nen. 

Der Sachverständigenrat weiter: 

Bei unseren Überlegungen zur Größe der Kon-
solidierungsaufgabe der öffentlichen Haushalte 
sind wir von jährlichen Ablieferungen der Bun-
desbank in Höhe von rund 3 Mrd. DM ausgegan-
gen. 

3 Milliarden DM hält der Sachverständigenrat für 
vertretbar, aber nicht die 10 Milliarden DM, die die 
Bundesregierung jetzt vereinnahmt. 

Professor Schmölders, einer der bedeutenden Fi-
nanzwissenschaftler in unserem Land, hat gestern 
in einem Rundfunkinterview zu dieser Art der Fi-
nanzierung des Bundeshaushaltes wörtlich gesagt: 

Dies ist die leichtsinnigste Art der Finanzie

-

rung, noch leichtsinniger als über Kredite. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Er hat natürlich recht; denn wenn die Bundesregie-
rung auf den Kapitalmarkt gehen muß, muß sie Zin-
sen zahlen wie der Häuslebauer und wie der Inve-
stor. Damit wird sie wenigstens mittelbar zum Spa-
ren genötigt, weil die Zinsen zu teuer werden, wäh-
rend sie bei diesem bequemen Weg an so etwas eben 
nicht denkt und das Sparen vergißt. 

Im übrigen ist diese Gewinnabführung in Höhe 
von 10 Milliarden DM zum Stopfen von Haushaltslö-
chern ein klarer Wortbruch sowohl der FDP wie 
auch des Bundeskanzlers. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben am 30. Juli dieses 
Jahres nach den Finanzbeschlüssen des Kabinetts 
vor der Presse in Bonn wörtlich folgendes gesagt: 

Falls ... der festgestellte Gewinn der Bundes-
bank ... größer werden sollte ..., 

— als die damals eingestellten 6,1 Milliarden DM — 

so wird der überschießende Teil ausschließlich 
zur weiteren Rückführung der Nettokreditauf-
nahme verwendet werden. Darauf haben wir 
uns festgelegt. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Auf das 
Wort des Bundeskanzlers kann man sich 
nicht mehr verlassen! — Weiterer Zuruf von 
der CDU/CSU: Ja, ja der Bundeskanzler!) 

Das Wort des Bundeskanzlers ist nach ein paar Wo-
chen in den Wind gesprochen. Niemand kann sich 
mehr darauf verlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Die Bundesregierung bringt die falsche 
Lösung. Sie hebt die Beiträge für die Arbeitslosen-
versicherung um einen weiteren halben Prozent-
punkt auf vier Prozent an. Damit wird der Leistungs-
wille der Arbeitnehmer geschmälert und werden die 
Betriebe mit zusätzlichen Kosten belastet. In unse-
rer wirtschaftlichen Entwicklung ist das eben genau 
der falsche Weg. 
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Wir von der CDU/CSU lehnen jede Steuererhö-

hung, jede Abgabenerhöhung aus diesen grundsätz-
lichen ökonomischen Gründen ab und sagen auch 
dazu nein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich erkläre der Bundesregierung heute klar zu 
dem Versuch, den die Koalition jetzt in den Aus-
schüssen mit dem Kinderbetreuungsbetrag macht: 
Bemühen Sie sich nicht! Sie sind ohne jede Chance, 
hier etwas zu erreichen. Eine Steuererhöhung und 
eine Streichung des Kinderbetreuungsbetrags wer-
den mit der CDU/CSU nicht geschehen. Ich sage das, 
damit ein für allemal Klarheit besteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun argumentiert die Regierung vielfach so: Es 
gab ja schon einmal Zeiten, wo sich der Arbeitslo-
senversicherungsbeitrag auf 4 % belief. Sie hebt da-
bei auf die große Adenauer-Zeit ab. Ich habe mir die 
Zahlen heraussuchen lassen und festgestellt: Eine 
treffendere Bilanz der Adenauer-Zeit, aber auch der 
Zeit der Koalition, gibt es überhaupt nicht, als wenn 
man verfolgt, wie sich die Arbeitslosenversiche-
rungsbeiträge entwickelt haben. In der Tat: Inmitten 
der Trümmer nach dem verlorenen Krieg haben wir 
1950 mit 4 % begonnen. Das hat sich bis 1954 gehal-
ten. 1955 kam die Senkung auf 3 %. 1957 kam die Sen-
kung auf 2 %, 1962 kam die Senkung auf 1,4 %, 1964 
kam die Senkung auf 1,3 %. Das hat sich bis 1971 ge-
halten. Da kam 1972 die erste Erhöhung durch diese 
Koalition auf 1,7 %. 1975 kam die zweite Erhöhung 
auf 2 % und 1976 die Erhöhung auf 3 %. Und jetzt soll 
die Erhöhung auf 4 % kommen. Das ist eine hervor-
ragende Bilanz — nach beiden Seiten! 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU — Zurufe von der CDU/CSU zur 

Regierungsbank) 

Ich rate, Herr Bundeskanzler, den Mitgliedern Ih-
rer Regierung und auch Ihnen, ja nicht mehr in den 
Mund zu nehmen, das sei nur für zwei Jahre. Nach 
den Täuschungen, die Sie mit Zahlen in den letzten 
Monaten hier gemacht haben, glaubt Ihnen kein 
Bürger des Landes, das sei bei Ihnen auf zwei 
Jahre. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch hier liegt ein klarer Wortbruch sowohl der 
FDP wie der Bundesregierung und des Bundesfi-
nanzministers vor. Ich erinnere an Herrn Genscher 
und seinen berühmten „Wende"-Brief 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

vom 20. August, wo er klar höhere Steuern, höhere 
Abgaben und Beiträge ablehnt. Es gibt hier Zitate in 
Fülle. Wenn er hier sein könnte — wir wissen, er 
kann heute nicht hier sein —, müßte man ihn fragen 
— er sagt j a inzwischen in Interviews: „Wir sind mit-
ten in der Wende" —, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

ob nicht sein Begriff von Wende inzwischen bei ihm 
eine neue Wendung genommen hat. Auf jeden Fall 
ist es wahrscheinlich eine andere Wende, nachdem 
Herr Wehner ja gesagt hat, eine Wende sei mit ihm 
nicht zu machen. Welche Wendung hat der Begriff 

Wende in den letzten Wochen bei der FDP genom-
men? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Matthöfer, Sie haben vorgestern abend im 
Fernsehen dies bestritten. Vorhin haben Sie es in Ih-
rer Rede ein bißchen verklausuliert. Da gibt es kei-
nen Ausweg. Vor einem Monat, am 25. September, 
haben Sie, als es um den Arbeitslosenversicherungs-
beitrag von 4 % ging, im Bundesrat wörtlich gesagt: 
„Hier ist, jedenfalls während der Amtszeit dieses 
Bundesfinanzministers, keine weitere Beitragserhö-
hung eingebaut." 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU: Ende 
der Amtszeit! — Abtreten! — Dr. Marx 
[CDU/CSU]: Das Ende der Fahnenstange!) 

Herr Matthöfer, ich fordere Sie auf: Erklären Sie 
bitte heute dem Hohen Hause: Welche Konsequen-
zen ziehen Sie aus dieser Erklärung, die Sie am 
25. September vor dem Bundesrat abgegeben ha-
ben? Bitte antworten Sie! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Ende der Amts

-

zeit!) 

Drittens. Es handelt sich um völlig unzureichende 
Einsparungen. Von der Deckungslücke von rund 
acht Milliarden DM wird nur eine Milliarde durch 
sogenannte Einsparungen gedeckt. Und die sind 
nicht seriös. Nicht einmal der schüchterne Versuch, 
im Rahmen des Bundesausbildungsförderungsge-
setzes die Kosten bei den Schülern etwas einzudäm-
men, wird von der SPD getragen. Im übrigen sind es 
weitgehend globale Kürzungen, z. B. bei der Vertei-
digung, obwohl es da an allen Ecken und Enden 
spannt. Kann dies wirklichkeitsgerecht sein? Wei-
tere „Tornados" sind programmiert. Hinzu kommen 
die Zinsrisiken. Das sind alles keine realistischen 
Zahlen. 

Nein, meine Damen und Herren, auch die Grund-
annahmen der volkswirtschaftlichen Daten sind 
nach wie vor nicht realistisch, sondern eher am gün-
stigen Rand dessen, was die Sachverständigen pro-
gnostizieren. Sie sind also mit weiteren großen Risi-
ken behaftet. 

Nun komme ich zu der Steigerungsquote. Jetzt 
sagt der Bundeskanzler: tolle Leistung, nächstes 
Jahr nur eine Ausgabensteigerung von 2,8 %. Das 
wäre in der Tat eine Leistung. Aber das ist das alte 
Spiel, mit den falschen Zahlen von vorher plötzlich 
neue, gute Zahlen für die Zukunft zu projizieren. Wie 
war es denn im laufenden Jahr? Da hieß es auch: Wir 
machen einen Sparhaushalt mit 4 % Zuwachs. Verab-
schiedet wurden dann 7,2 % Zuwachs, und jetzt sind 
es 8,5% Zuwachs. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wenn ich natürlich aus den 4% jetzt 8,5% als Basis 
mache — für ein paar Wochen, das lebt nur ein paar 
Wochen —, dann kann ich aus der Zahl 4 ganz 
schnell 2,5 machen. Wir werden sehen, wie sich das 
entwickelt. 

Die CDU/CSU fordert die Regierung auf, für das 
Jahr 1982 einen Ergänzungshaushalt — das ist der 
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übliche und ordnungsgemäße Weg — und eine neue 
mittelfristige Finanzplanung vorzulegen. Denn vor 
allem die mittelfristigen Zahlen sind in der Folge na-
türlich völlig überholt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich fasse zusammen. Auch der dritte Anlauf der 
Bundesregierung, die Löcher im Haushalt 82 zu 
stopfen, ist nicht geglückt. Die Bürger haben kein 
Vertrauen mehr in die Zahlen und in die Politik der 
Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Finanz- und Wirtschaftspolitik der SPD/FDP-  
Koalition seit 1969 erweist sich als eine Summe von 
Fehlern, von Täuschungen der Bürger und von Wort-
brüchen. 1972 führten Sie den Wahlkampf mit der 
Behauptung, Inflation sei der Preis für Vollbeschäf-
tigung. Damit haben Sie die Bürger getäuscht. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

1976 führte der Bundeskanzler Schmidt den Wahl-
kampf mit der Behauptung, bei den Renten gebe es 
nur ein „Problemchen". Damit haben Sie die Bürger 
getäuscht. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

1980 haben Sie den Wahlkampf mit einer verantwor-
tungslosen Verniedlichung der Schuldenproblema-
tik geführt und behauptet, dies sei der Weg zur Voll-
beschäftigung. Damit haben Sie die Bürger ge-
täuscht. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

In dem Jahr nach der letzten Bundestagswahl, im 
letzten Jahr, täuschen Sie die Bürger ständig mit 
Zahlen. Der Bundeskanzler und seine Minister bege-
hen einen Wortbruch nach dem anderen. Meine Da-
men und Herren, es ist schlimm: auf das Wort der 
Regierung können unsere Bürger keinen Pfifferling 
mehr geben. Unsere Bürger haben das Vertrauen in 
die SPD/FDP-Koalition verloren. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Westphal. 

Westphal (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! „Scheinlösung", „falsche Lösung", „völ-
lig unzureichend", „Täuschung", 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

was ist das eigentlich mehr als ein inzwischen oft 
wiederholtes Feuerwerk der Worte, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

das abbrennt, das jetzt schon abgebrannt ist, das in 
wenigen Minuten verpufft, ein Feuerwerk gegen-
über einer regierenden Koalition, die mit einer 
schwierigen Lage fertigzuwerden hat — und dies 
auch schafft. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir sind gerade dabei, dies Ihnen und dem Bürger 
draußen zu erläutern, zu erklären und es zu verdeut-
lichen. 

Was ist geschehen? Wie jedes Jahr im Herbst ris-
kieren — so kann man es vielleicht nur nennen — 
die  Wirtschaftswissenschaftler eine Vorausschau 
auf die wirtschaftliche Entwicklung des nächsten 
Jahres. Sie tun das, wie wir alle seit Montag haben 
nachlesen können, mit lauter Wenn und Aber, aber 
mit Zahlen, die — man kann das bedauern, aber man 
kann nicht darüber hinweg — für uns, die wir über 
Haushalte zu entscheiden haben, zur politischen 
Realität werden. Bei dieser Gelegenheit müssen die 
Wirtschaftswissenschaftler auch Feststellungen 
darüber treffen, ob das zu Ende gehende Jahr so ver-
laufen ist, wie sie es vorhergesagt haben, oder ob sie 
sich korrigieren müssen. Der wirtschaftswissen-
schaftliche Sachverstand der Bundesregierung 
steht vor der gleichen Aufgabe. 

Ich will das mal an einem Zahlenbeispiel verdeut-
lichen — das konnte man gerade in diesen Tagen 
nachlesen —: Im Juni dieses Jahres ist die Voraus-
schätzung so gewesen, daß man für die Steuerein-
nahmen von Bund, Ländern und Gemeinden für das 
Jahr 1981 einen Wert errechnet hatte, der bei 
393 Milliarden DM lag. Herauskommt nun, kurz vor 
Ende des Jahres, eine Schätzung auf das Ist — es ist 
immer noch eine Schätzung —, die sagt: Das sind 
nicht 393 Milliarden DM, sondern das werden 
387 Milliarden DM sein — 6 Milliarden DM weniger. 
— Guckt man das aus der Sicht der Schätzer an, 
wird man sagen: Bezogen auf diese gewaltige Grö-
ßenordnung, um die es dort geht, sind 6 Milliar-
den DM ein minimaler Betrag. Für uns, für Bund, 
Länder und Gemeinden, sind 6 Milliarden DM 
Steuermindereinnahmen eine gewaltige, uns um-
treibende Größenordnung, die uns zu Konsequenzen 
zwingt. Und davor stehen wir. 

Die Daten, die sich aus dem rechenbaren Ist-Zu-
stand für das Jahr 1981 und aus dem geschätzten 
Entwicklungsgang für ein ganzes vor uns liegendes, 
noch gar nicht begonnenes Jahr 1982 jetzt zu diesem 
Zeitpunkt ergeben, hat uns der Wirtschaftsminister 
eben in seiner Regierungserklärung vorgetragen. 
Und — lassen Sie uns das nüchtern feststellen — 
diese Daten sind schlecht, sie sind für unsere bun-
desrepublikanischen Verhältnisse mies, obwohl an-
dere Länder in der Welt um uns herum, große Indu-
striestaaten, uns um diese Daten beneiden wür-
den. 

Uns werden am Ende dieses Jahres wesentlich 
mehr Steuereinnahmen fehlen, als im Juni dieses 
Jahres noch vorausgeschätzt wurde. Und wir haben 
das nachzudecken, aus einem vorhandenen Kredit-
rahmen, in ordentlichem Verfahren, mit sauberer 
Information des ganzen Parlaments und mit Diskus-
sions- und Beratungsmöglichkeiten innerhalb die-
ses Parlaments, ohne auch nur einen Zipfel vom 
Haushaltsrecht abzuweichen. 

Ähnlich, meine Damen und Herren, sind die Kon-
sequenzen schlechter Wirtschaftsdaten für den noch 
im Beratungsprozeß befindlichen Haushaltsentwurf 
1982. Wir stehen vor dem ernüchternden Tatbestand, 
daß Steuereinnahmen fehlen und die Kosten für die 
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an Arbeitslose zu gewährenden Leistungen in er-
heblichem Maße steigen werden. Dieses Problem zu 
meistern ist die zusätzlich gestellte Aufgabe. Und 
die Koalition legt Ihnen heute, knapp zwei Wochen 
nach den ersten Angaben über die Größe der Fehl-
beträge, eine Antwort dazu vor, eine Antwort, die 
uns entscheidungsfähig macht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie, meine Damen und Herren von der Opposition, 
lamentieren über unsere Fähigkeiten und konstru-
ieren Schuldzuweisungen. Das war der Inhalt der 
Rede von Ihnen, Herr Häfele. Wir aber haben inzwi-
schen nachgedacht und haben gehandelt. „Wir", das 
sind Liberale und Sozialdemokraten als Partner mit 
unterschiedlichen Grundauffassungen, deren unter-
schiedliche Positionen draußen jeder gerne als 
Streit bezeichnet und die doch nichts weiter sind als 
der Ausdruck normaler parlamentarischer Demo-
kratie. Nur in Diktaturen ist das anders; nur dort 
darf über solche unterschiedlichen Auffassungen 
nichts gesagt und nichts veröffentlicht werden, nur 
dort darf darüber nicht diskutiert werden und darf 
nichts verändert werden. Dies aber haben wir hinter 
uns, und wir wollen es nicht wieder. 

Wir als Partner einer Koalition mit unterschiedli-
chen Grundauffassungen haben unsere Runde aus-
gestanden und haben uns an deren Ende — nach 
kurzer Zeit — geeinigt. Das Ergebnis ist das, was wir 
Ihnen hier vorlegen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir legen Ihnen keine 
Ideallösung der Probleme vor. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weiß Gott 
nicht!) 

Die gibt es ja auch gar nicht. Wo gibt es so etwas? 
Das, was wir Ihnen vorlegen, ist unser Kompromiß. 
Wenn er Ihnen von der Opposition nicht gefällt, dür-
fen Sie ihn ablehnen. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Kohl 
[CDU/CSU]: Das ist aber freundlich! — Wei

-

terer Zuruf von der CDU/CSU: Wie großzü

-

gig!) 

Die Verantwortung — vor der wir uns nicht drücken 
— können Sie uns sowieso nicht abnehmen. Dann al-
lerdings, wenn Sie uns an der Verwirklichung unse-
rer Lösungsvorschläge hindern sollten oder wollen, 
sind Sie gefragt, 

(Frau Dr. Timm [SPD]: So ist es!) 

Ihre Vorstellungen darzustellen und sie uns entge-
genzuhalten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dann genügt die Kritik nicht! 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Sehr gut formu

-

liert!) 

Wir sind da in Erwartungsstimmung. Machen Sie, 
meine Damen und Herren von der Opposition, es à  

la Strauß, oder machen Sie es à la Stoltenberg, oder 
machen Sie es à la Kohl? 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: A la carte machen 
wir es! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Herr Kohl, was wir ertragen können, ist Sonthofener 
Verbalismus und Kieler Realismus. Das können wir 
ertragen! 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das ist sehr gut!) 

Was unsere Republik — und es geht nicht bloß um 
unsere Meinung, es geht um unsere Republik — 
nicht ertragen könnte, wäre Sonthofen in der Praxis. 
Dies gilt es abzuwenden! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dem darf man bei dieser Gelegenheit ja einmal 
hinzufügen, daß das arme Sonthofen eigentlich im-
mer darunter leiden muß, daß wir für eine so schöne 
kleine Stadt im Allgäu so schlechte Parallelen zu zie-
hen haben, weil dort nun einmal eine so schlimme 
Rede gehalten worden ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir haben deshalb mit 
Interesse gelesen, daß Herr Stoltenberg in einem 
heute in den Zeitungen auffindbaren Zitat die be-
grenzte Zusammenarbeit als seine Politik aufrecht-
erhält und dies von der Bedingung abhängig macht: 
wenn wichtige Vorschläge übernommen werden. 

Nun, das wird ausgelotet werden, wenn der Bun-
desrat mit seiner Mehrheit dran ist 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das würde ich auch 
abwarten!) 

und wenn darüber zu verhandeln ist. Ein Teil dessen 
ist auch schon in unsere Beratungen und im Blick 
auf die Entscheidungen dieses Hauses, die wir hier 
in der nächsten Parlamentswoche bei der „Opera-
tion '82" in zweiter und dritter Lesung zu treffen ha-
ben, mit einbezogen worden. 

Nun aber noch eine Bemerkung zu der Frage, ob 
wir, die Koalition, uns das Ganze, was hier jetzt ge-
schieht, nicht hätten ersparen können, wenn wir 
gleich bei Vorlage des Etats im September 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Wahrheit ge

-

sagt hätten!) 

von richtigen Wirtschaftsdaten ausgegangen wären. 
Dies ist ja einer der Hauptvorwürfe. 

Meine Damen und Herren, die Antwort ist ein-
fach. Sie lautet: ja, wir hätten uns das ersparen kön-
nen. Nur, das Problem ist: der einzige, der nach ei-
nem gestrigen Interview, das heute zur Verfügung 
steht, die richtigen Daten zu der Zeit hatte, von der 
ich spreche, das ist der heute aus Gründen einer 
Moskaureise nicht anwesende Herr Kiep, und der 
hat das damals eben nicht gesagt. Er behauptet, er 
habe es gewußt. Ich zitiere ihn. Gestern war von 
Herrn Kiep zu lesen: „Zunächst einmal hätten wir" 
— wir, das ist die Opposition — „an Stelle der Koali-
tion im Sommer realistische Zahlen auf den Tisch 
gelegt." 
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Das heißt also, Herr Kiep hätte im Sommer 1981 

gesagt, im Jahre 1982 werden Bund, Länder und Ge-
meinden 9 Milliarden DM weniger Steuereinnah-
men haben, als es im Juni geschätzt wurde; und Juni 
ist doch der Beginn desselben Sommers, von dem ich 
hier rede. Herr Kiep hätte also im Sommer 1981 ge-
sagt, wir hätten im Durchschnitt des Jahres 1982, 
das dann noch anderthalb Jahre bevorstand, 1,6 Mil-
lionen Arbeitslose. 

Ich will hier feststellen, daß Herr Kiep dies eben 
damals nicht gesagt hat und daß er es auch Anfang 
September nicht gesagt hat. Ich will Ihnen auch die 
Gründe dafür nennen. Herr Kiep hat dies aus zwei 
Gründen nicht gesagt, aus dem einen Grund näm-
lich, daß er es eben zu der Zeit nicht hat wissen kön-
nen. Der zweite Grund ist noch viel deutlicher und 
klarer: weil auch er ein so kluger Mensch ist, daß er 
zu dieser Zeit damals nicht den Teufel an die Wand 
gemalt hätte für eine Wirtschaftsentwicklung des 
nächsten Jahres mit so miesen Daten. Diese beiden 
eben genannten Gründe sind genau dieselben Grün-
de, die den Bundesminister für Wirtschaft und den 
Bundesminister der Finanzen heute morgen dazu 
geführt haben, uns zu sagen, sie hätten eben auch 
vor vier Wochen, Anfang September, solche Zahlen 
nicht nennen können, nicht wissen können und hät-
ten wenn man sie geahnt hätte, ohne sicher zu sein, 
sie nicht als Teufel an die Wand für das nächste Jahr 
gemalt. 

(Glos [CDU/CSU]: Das glauben Sie doch sel

-

ber nicht!) 

Aber das, was die Bundesregierung getan hat, war, 
daß sie in die Haushaltsentwürfe höhere Belastun-
gen eingestellt hat, als sie damals die Selbstverwal-
tung der Bundesanstalt für Arbeit vorgesehen hatte. 
Und wir wurden auf das bevorstehende mögliche 
Risiko in der Einbringungsrede des Bundesmini-
sters der Finanzen für den Haushalt 1982 im Sep-
tember offen hingewiesen. Ein ganzer Abschnitt der 
Rede, die ja nun gedruckt vorliegt — Sie können es 
nachlesen — befaßt sich mit diesem Hinweis auf ein 
mögliches Risiko. 

Ich war dabei, als man sich überlegte, für welche 
Größenordnung eines Risikos man, ohne dieses in 
einem Etat einstellen und haushaltsrechtlich be-
gründen zu können, eventuell zusätzliche Vorsorge 
treffen müßte. Es gab niemand, meine Damen und 
Herren, der uns gesagt hätte oder sagen konnte, daß 
wahrscheinlich 1982 dem Bund allein 4,2 Milliarden 
DM mehr Steuereinnahmen fehlen würden, als es 
im Juni vorausgeschätzt worden war. 

Ich möchte gleich hinzufügen, daß ich nicht ver-
stehen kann, warum Herr Kiep sein gestern erläu-
tertes, aber verschwiegenes Wissen nicht im Som-
mer des Jahres 1981 wenigstens den CDU- und CSU- 
Ministerpräsidenten der Länder mitgeteilt hat. 
Dann hätten wenigstens diese Herren kein — wie 
heißt das heute so schön? — „Haushaltsloch" produ-
ziert und hätten realistische Landesetats als Ent-
würfe vorgelegt. 

(Glos [CDU/CSU]: Herr Rau!) 

— Richtig, ich komme sofort auf Herrn Rau zu spre

-

chen. — Es war doch Herr Biedenkopf, den ich sonst 

als einen klugen Gegner sehr schätze — ich habe ge-
rade heute gelesen, was er zum Thema der nuklea-
ren Abschreckung geschrieben hat —, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

der in diesem Zusammenhang einen taktischen Feh-
ler gemacht hat, indem er Herrn Rau vorgeworfen 
hat, daß dieser den Haushalt des Landes Nordrhein-
Westfalen mit einem „Loch" versehen hätte, und 
daran sei Herr Rau schuld. Die Konsequenz ist doch, 
daß nun mit derselben Begründung die Oppositions-
politiker im rheinland-pfälzischen Landtag, die Op-
positionspolitiker im bayerischen Landtag, die Op-
positionspolitiker im schleswig-holsteinischen 
Landtag und, und, und, hingehen und sagen, Herr 
Stoltenberg, Herr Strauß, Herr Späth, sie alle hätten 
ein Haushaltsloch produziert. Dies ist nämlich der 
tatsächliche Vorgang: Die Länder, aber leider auch 
die Gemeinden stehen vor derselben schwierigen 
Lage, die uns wirtschaftliche, konjunkturelle Ent-
wicklungen ins Haus gespielt haben. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns zurück-
fragen: ist diese Art des Diskutierens über solche 
Fragen nicht dumm? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Ist es für uns alle, für die Menschen draußen nicht 
viel richtiger, mit Nüchternheit folgendes festzustel-
len: 

Erstens: Staatshaushalte aller Ebenen werden in 
entscheidenden Positionen von sich schnell wan-
delnden Wirtschaftsdaten bestimmt. Sie sind abhän-
gig von der Konjunktur und deren Verläufen. Die 
Regierungen und Parlamente machen vorher bei ih-
rer Aufstellung den Versuch, diese Konjunktur mit 
zu beeinflussen, aber während des Verlaufs sind die 
Haushalte abhängig von der Konjunktur. Öffentli-
che Etats sind Schätzungen und setzen Rahmen. Sie 
leben und verändern sich im Jahr ihrer Gültigkeit. 

Zweitens. Jedes Jahr vor der Verabschiedung des 
Etats holt das Parlament letzte Wirtschaftsdaten ein 
und erwartet von der Regierung, daß die Regierung 
aus diesen Voraussschätzungen Konsequenzen 
empfiehlt, die einen ausgeglichenen Haushalt er-
möglichen. Dies ist der normale, laufende jährliche 
Vorgang. 

Ich habe es selber erlebt, wie wir im Haushalts-
ausschuß in wenigen Minuten der Abschlußsitzung 
vor Ende unserer Beratungen auf der Basis einer 
neuen positiven Steuerschätzung die Nettokredit-
aufnahme um 3 Milliarden DM abgesenkt haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lang' ist's her!) 

— Oh nein, drei Jahre. — Es stand fast keine Zeile 
über diesen Vorgang in den Zeitungen, Es gab auch 
keine Folgekosten bei der Bundesanstalt für Arbeit. 
Dies ist nun einmal nur dann ein uns umtreibendes, 
ein bedrückendes Problem, wenn die Daten ungün-
stig sind. Sind sie günstig, ist es für niemanden eine 
große Aufregung. 

Wie sieht nun — das ist der zweite Teil meiner 
Überlegungen hier vor Ihnen — unsere Antwort 
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aus? Ich kann das wohl auch am besten wieder in der 
Gegenüberstellung zu den Ansichten der Opposition 
verdeutlichen. Herr Kiep verweist auf die Vor-
schläge der CDU/CSU zur Verbesserung der Haus-
haltsstruktur, die bekanntlich selbst dann, wenn 
man diese neben die Beschlüsse der Koalition vom 
September 1981 stellt, in keiner Weise gleiche Grö-
ßenordnungen erreichen. Er nennt Kürzungen beim 
BAFÖG, Senkung des Arbeitslosengeldes, der An-
wärterbezüge im öffentlichen Dienst, der Sozialhilfe 
und einen Krankenversicherungsbeitrag für Rent-
ner. Wir sind — sehr überlegt — andere Wege gegan-
gen. Doch rechnet man die Oppositionsvorschläge 
zusammen, dann reichen sie in keiner Weise, die im 
Sommer festgestellten und von uns beantworteten 
strukturellen Probleme abzudecken. Sie würden 
nicht einmal ausreichen, um die jetzt hinzugekom-
menen konjunkturellen Probleme abzudecken. 

Herr Kohl erinnerte daran, die Opposition sei be-
reit, aus den Entschlüssen, die wir gefaßt haben, 
7 Milliarden DM mitzutragen. Ich weiß nicht, wie er 
gerechnet hat. Aber immerhin: Wir honorieren diese 
Mitwirkung, wir stellen jedoch fest: Das ist ein Drit-
tel dessen, um was es geht. Wir haben in der Opera-
tion '82 Haushaltsverbesserungen in Höhe von 16 
Milliarden DM vorgenommen, und wir mußten nun 
— wir haben es getan — Konjunkturfolgen und 
Stahlrisiken in Höhe von fast 8 Milliarden DM ab-
decken. Meine Damen und Herren, das sind zusam-
men 24 Milliarden DM von einem Etatjahr auf das 
nächste. Dies hat es in unserer Republik noch nicht 
gegeben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Klopft euch auf 
die Schulter!) 

Dies ist ein enormer Vorgang. Er wird durch das, 
was wir hier vorlegen, bewältigt. 24 Milliarden DM, 
das sind 10% der Größenordnung des gesamten Etat-
entwurfs von 1982! 

Ich füge sofort hinzu: Es geht um Einschnitte; es 
geht um Belastungen. Da ist es schwer, draußen Zu-
stimmung zu erreichen. Das tut man unter Kritik — 
die  erleben wir zur Zeit —, und das tut man auch un-
ter Kritik aus den eigenen Reihen. Wir haben das 
nicht gescheut. Wir belasten — so kann man viel-
leicht feststellen —, aber wir bringen niemanden 
um, selbst wenn das der eine oder andere Interes-
senverband an irgendeiner Einzelstelle, nämlich 
dort, wo er Betroffene vertritt, glaubt behaupten zu 
können. 

Meine Damen und Herren, es geht um Korrektu-
ren an dem, was man den erreichten Wohlstand nen-
nen kann, es geht nicht um Vernichtung von Exi-
stenz. 

(Beifall des Abg. Wehner [SPD]) 

Zur Abdeckung der Konjunkturfolgekosten von 
7,8 Milliarden DM erfolgen Einschnitte bei einem 
Leistungsgesetz in einer Größenordnung von 250 
Millionen DM. Die gewichtigste Belastung muten 
wir zu gleichen Teilen Arbeitnehmern und Arbeitge-
bern mit je einem Viertelprozent Beitragserhöhung 
bei der Arbeitslosenversicherung zu. Wir hoffen, daß 
dies ein auf zwei Jahre begrenzter Vorgang sein 
kann. 

Es ist richtig, daß uns ein günstiger Umstand tie-
fere Einschnitte erspart. Der dem Bund rechtlich zu-
stehende Gewinn der Bundesbank steigt mit den 
Leiden, die unsere Wirtschaft durch die Hochzinspo-
litik in den USA zu ertragen hat. Wir handeln konse-
quent und wirtschaftlich wie sozial vernünftig, wenn 
wir den ganzen Gewinn einsetzen, um mit den nega-
tiven Folgen der Hochzinseinwirkungen fertig zu 
werden. Es ist zutreffend, daß man auf solche Ge-
winne nicht auf längere Zeit bauen kann. Das wollen 
wir nicht, und das tun wir auch nicht; das hat der 
Bundesfinanzminister hier deutlich gemacht. Im Ge-
genteil, wir hoffen auf das Ende dieser Zinsgewinn-
periode, damit bei uns Investitionsmittel endlich 
wieder billiger zur Verfügung stehen. Eine Verta-
gung der Sanierung ist das nicht. 

Wir nehmen den Bundesbankgewinn anstelle von 
Krediten, die sonst die Antwort der Wirtschaftswis-
senschaftler wären, weil Kürzungen auch auf der 
Seite des Verbrauchs den Konjunkturverlauf nach 
unten drücken würden und weil man eben nicht 
dazu beitragen darf, daß mit den großen Instrumen-
ten der öffentlichen Haushalte etwa so etwas wie 
„Kaputtsparen" gemacht wird; das darf es nicht ge-
ben. 

Ein Kredit aber ist der Bundesbankgewinn nicht, 
denn der Kredit, für den man keine Zinsen zu zahlen 
und den man nicht zurückzuzahlen braucht, ist eben 
kein Kredit, sondern er ist ein Geschenk. Nehmen 
wir es als eine Hilfe, auf die wir rechtlich Anspruch 
haben und die zur rechten Zeit kommt. 

Die Opposition hält das zwar alles für falsch, hat 
aber keine konkretisierte Antwort, außer weitere 
Einschnitte bei Leistungsgesetzen vorzunehmen. Da 
sie damit nur den Sozialbereich, die Transferleistun-
gen meint und den darauf nicht angewiesenen Bür-
ger nicht einbeziehen will — in dieser Frage stehen 
wir Sozialdemokraten offensichtlich sowieso al-
lein —, bedeutet dies konkret neue Einschnitte in 
der Größenordnung von etwa 6 bis 7 Milliarden DM 
allein beim Bund. Damit Sie einen Größenvergleich 
haben, was dies bedeuten würde, will ich Ihnen sa-
gen, daß das, was die Bundesratsmehrheit von CDU/ 
CSU geführten Ländern an BAföG-Kürzungen vor-
schlägt, von diesen auf 750 Millionen DM beziffert 
wird. Das stimmt zwar nicht — da muß man nach-
rechnen; das sieht ganz anders aus —, aber gehen 
wir einmal davon aus, daß der Betrag von 750 Millio-
nen DM zutrifft. Setzen Sie das einmal ins Verhält-
nis zu Ihren Vorstellungen bezüglich der  Einschnitte 
in Leistungsgesetze — 6 bis 7 Milliarden DM —, 
dann müssen Sie noch fünf-, sechs-, siebenmal so tief 
einschneiden. Dies haben Sie vor. Dies ist Ihr Kon-
zept, nicht unseres, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Das können Sie an dem sehen, was wir hier vorge-
legt haben. Wir haben damit schwierige Fragen ge-
löst. Unsere Lösungen liegen näher an dem, was die 
kleinen Leute ertragen können, als an dem, was die 
Opposition machen würde, wenn sie zu entscheiden 
hätte. 

(Beifall bei der SPD) 
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Meine Damen und Herren, ich komme zum 

Schluß. Die Antworten der Koalition auf ein im 
Haushalt vor seiner Verabschiedung zu lösendes 
Problem liegen Ihnen vor. Der Bundeswirtschafts-
minister hat die Gründe, die zu unseren Handlungs-
erfordernissen führten, erläutert. Der Bundesfi-
nanzminister hat dargelegt, was wir zu tun ent-
schlossen sind und wie wir schnell handeln wer-
den. 

Ihnen liegen die für die Beratung erforderlichen 
Unterlagen vor. Der Bundesrat wird in gleicher 
Form unterrichtet. Verfahrensverzögerungen — mö-
gen formale Wünsche hier auch noch so betont wer-
den — sollten wir uns nicht leisten. Unsere Empfeh-
lung ist: Rückkehr an die Arbeit in den Ausschüssen, 
und das möglichst sofort, damit der Bürger schnell 
die fertigen Beschlüsse, die fertigen Ergebnisse un-
serer schwierigen Arbeit vor sich hat und das Parla-
ment als Gesamtheit seine Entscheidung darüber 
treffen kann. 

Den vorliegenden Antrag der Opposition lehnen 
wir ab. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und Bei

-

fall bei der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abgeordne-
ter Dr. Zumpfort. 

Dr. Zumpfort (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist verständlich, daß Oppositionspoli-
tiker zu jeder Gelegenheit, die sich ihnen bietet, das 
sagen, was sie für richtig halten. Wenn es dann aber 
um die praktische parlamentarische Arbeit geht, 
Herr Kollege Häfele, müssen Sie selber eingestehen, 
daß Sie das, was Sie sagen, nicht durchsetzen kön-
nen. Ich erinnere Sie daran, daß Ihre Kollegen Sie 
gestern im Finanzausschuß kolonnenweise im Stich 
gelassen haben, als es darum ging, gestern für heute 
und für die Zukunft Vorschläge zur Konsolidierung 
des Haushalts zu machen. Das müssen wir an dieser 
Stelle festhalten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich gehöre einer jun-
gen Generation von Politikern an, die im Gegensatz 
zu älteren und früheren Abgeordneten — das muß 
man hier einmal ganz deutlich sagen — vor politi-
schen Gestaltungsmöglichkeiten stehen, die sich ra-
dikal geändert haben gegenüber einer Politik, die 
meine älteren oder früheren Kollegen seit 30 Jahren 
haben machen können. Wir stehen vor grundsätzlich 
veränderten Rahmenbedingungen für politisches 
Handeln für die 80er Jahre, die dadurch gekenn-
zeichnet sind, daß man Politik nicht mehr auf den 
bisherigen Zuwächsen des Bruttosozialprodukts 
aufbauen kann, sondern mit niedrigeren oder sogar 
negativen Zuwächsen des Bruttosozialprodukts zu-
rechtkommen muß. 

Das ist der Grund, Herr Kollege Häfele, weswegen 
Ihre Vergleiche mit den Jahren der Adenauer-Regie-
rung oder früheren Regierungen von CDU/CSU und 
FDP oder auch mit der Großen Koalition nicht stim-

men. Die Rahmenbedingungen sind gänzlich an-
ders. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
des Abg. Dr. Häfele [CDU/CSU]) 

Täuschen wir uns doch nicht: Was die Grünen ge-
wollt haben, ist unfreiwillig eingetreten. Wir haben 
Nullwachstum, wir haben negatives Wachstum — 
um  diese Modewörter zu gebrauchen. Worauf es 
jetzt ankommt, ist, Umverteilungsprobleme in einer 
Gesellschaft, die nicht mehr wächst, zu bewältigen. 
Vor dieser Aufgabe laufen wir nicht davon. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Lachen 
und Zurufe von der CDU/CSU) 

— Warten Sie ab! Ich bin noch nicht am Ende. 

Diese veränderten Rahmenbedingungen 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— hören Sie einmal zu, was jetzt kommt — des poli-
tischen Handelns sind doch nicht allein ein Problem 
des Bundes, auch wenn wir hier im Bundestag dar-
über reden. Die äußeren Kennzeichen, daß die Aus-
gaben zu hoch sind, die Einnahmen immer niedriger 
werden, daß man sich verschulden muß, findet man 
doch nicht nur beim Bund, sondern auch bei den 
Ländern, sogar bei denen, von denen man sagt, sie 
seien gut gestellt. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Die haben es 
auszubaden!) 

Da hat sich, um es deutlich zu sagen, im Jahr 1981 
bei allen Ländern ein Defizit von insgesamt über 
11 Milliarden DM aufgetan; das können Sie hier 
doch nicht verschweigen. Und schauen Sie sich an, 
was die Stadt Frankfurt allein in diesem Jahr macht. 
Sie hat weitere 170 Millionen DM Kredite aufge-
nommen; seit der Kommunalwahl sind es eine halbe 
Milliarde DM. Nicht der Bund allein hat hier seine 
Probleme, sondern Bund, Länder und Gemeinden 
sowie die EG stehen hier vor den gleichen Schwie-
rigkeiten; daran muß man sich gewöhnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

In dieser Situation — ich sage das hier ganz deut-
lich — halte ich eine Schuldsuche nach dem Motto 
„Haltet .  den Dieb!" für peinlich. Ich glaube auch, daß 
der Bürger dies nicht hören will. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Das tut euch weh!) 

In diesem Schwarzer-Peter-Spiel, das hier stattfin-
det, hat der Bund zur Zeit zwar schlechtere Karten, 
aber doch nur deswegen, weil er zuerst einschnei-
dende Maßnahmen zur Einsparung, zur Konsolidie-
rung getroffen hat; da haben Sie noch einen Nach-
holbedarf. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Als Ihr Kollege, der Finanzminister Palm, verkünde-
te, daß das Land Baden-Württemberg in diesem Jahr 
wahrscheinlich 1 Milliarde DM zusätzlich Schulden 
machen müsse, hat er gesagt: Hektik ist kein Pro-
gramm. Das sollten Sie sich bitte auch merken. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — 
Dr.  Friedmann [CDU/CSU]: Umgekehrt, sa

-

gen Sie es dem Finanzminister!) 
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Es kommt darauf an, daß wir hier zu einer gemein-
samen Verantwortung zurückfinden — ich werde 
dazu gleich noch Stellung nehmen —, und es kommt 
darauf an, daß wir sachlich debattieren. Ich will ei-
nen Beitrag dazu leisten. 

Vor mehr als 100 Jahren hat ein Ökonom Wagner 
gelebt, der gesagt hat: In Wohlfahrtsstaaten breitet 
sich der Staat unaufhaltsam aus. Dieses Wagner-
sche Gesetz brauchte somit nicht erst von der Oppo-
sition zur Anklage der Regierung erfunden zu wer-
den, sondern es existiert bereits seit mehr als 
100 Jahren. Um es deutlich zu sagen: Wir haben Bei-
spiele dafür, daß es sich nicht allein in dieser Regie-
rung bestätigt hat. Wer hat denn, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen der CDU, das Bruttolohnprinzip 
und die dynamische Rente eingeführt, die wir jetzt 
korrigieren müssen? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wer hat denn in der Großen Koalition die gesetzli-
chen Regelungen für die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall geschaffen? Das waren doch Sie und 
nicht wir! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Zumpfort, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Haase? 

Dr. Zumpfort (FDP): Herr Präsident, ich glaube 
nicht, daß das eine Fragestunde ist, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

aber bei dem Vorsitzenden meines Ausschusses ma-
che ich eine Ausnahme. 

Präsident Stücklen: Also bitte. 

Haase (Kassel) (CDU/CSU): Herr Kollege, warum 
leugnen Sie denn Ihre Beiträge in bester Zeit der 
Bundesrepublik Deutschland, als Sie noch mit uns 
zusammen in einer Koalition waren? Daher stam-
men doch die guten Beschlüsse, von denen Sie so-
eben gesprochen haben. 

(Lachen bei der FDP und der SPD) 

Dr. Zumpfort (FDP): Herr Kollege Haase, wenn Sie 
genau zugehört hätten — Sie sind sonst auch sehr 
sensibel, aber im Augenblick wollen Sie nicht —, 
hätten Sie festgestellt, daß ich nur das gesagt habe, 
was auch mein Parteivorsitzender immer gesagt hat: 
Wir sagen nicht, daß die Beschlüsse, die wir in der 
Vergangenheit gefaßt haben, falsch sind. Aber wir 
sagen: Wenn sich die Rahmenbedingungen ändern, 
dann muß man die Kraft und die Fähigkeit aufbrin-
gen, Beschlüsse, die man damals gefaßt hat, zu korri-
gieren, und das machen wir 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Dregger [CDU/CSU]: Das machen Sie doch 

gar nicht!) 

Ich sage nicht, Herr Kollege Haase, daß das Wagner

-

sehe Gesetz für uns eine Verpflichtung ist; im Ge-
genteil! 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das wäre ja noch 
schöner! Sie reden doch für die FDP!) 

— Meine Beispiele zeigen aber, Herr Kohl — lachen 
Sie nicht —, daß Sie mit aufgefordert sind, etwas zu 
tun. Denn die Beispiele, die ich soeben angesprochen 
habe, sind von Ihnen mit verantwortet worden. 

(Beifall bei der FDP) 

Es muß auch endlich Schluß damit sein — wir hat-
ten das an früherer Stelle, bei der Diskussion über 
den Verteidigungshaushalt 1981, auch schon einmal 
an die Adresse der Opposition sagen müssen —, 
ständig neue Horrorzahlen und Horrorgebilde in die 
Welt zu setzen. Der Bürger hat einen Anspruch auf 
Vertrauensschutz. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer von Bankrott spricht, sollte sich bitte einmal 
— sachlich gesprochen — die Stadien, die es im öko-
nomischen Bereich gibt, anschauen. Zuerst gibt es 
das Moratorium, dann den Vergleich und dann den 
Konkurs. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Ihr seid bankrott! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich behaupte: Bis jetzt ist keine öffentliche Körper-
schaft in unserem Bundesstaat in einer dieser Situa-
tionen. Deswegen ist es falsch, wenn Sie diese Situa-
tion an die Wand malen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Diese Regierung ist in Schwierigkeiten gekom-
men, okay. Aber es gab schon größere Schwierigkei-
ten für uns als die jetzigen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wann?) 

Auch diese Schwierigkeiten werden wir meistern. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU: Wann? — Dr. Friedmann 
[CDU/CSU]: Lesen Sie die „Frankfurter" 

von heute!) 

— Herr Friedmann, machen wir uns doch nichts vor: 
Wir stehen doch nicht nur vor Umverteilungsproble-
men innerhalb unserer Gesellschaft, sondern auch 
in der Welt. Es geht doch nicht nur darum, daß man 
fragt: Müssen wir im Sozialbereich kürzen? Müssen 
wir im Verteidigungsbereich kürzen? Die Entwick-
lungsländer zeigen mit ihrem Finger auf uns und sa-
gen: Ihr habt uns das Ö1 weggekauft, Ihr kauft uns 
die Kohle weg, und nun geht Ihr noch auf den Kre-
ditmarkt und treibt die Zinsen hoch! Das ist das Um-
verteilungsproblem. Dem müssen wir uns stellen, 
und dem wollen wir uns stellen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Welches sind denn die Probleme? Es sind von Ih-
nen und anderen Gesetze gemacht worden, die auf 
der Annahme zu hoher Wachstumsraten fußten. 
Wenn es diese Wachstumsraten jetzt nicht mehr 
gibt, muß man die Gesetze korrigieren. In die Ge-
setze eingebaut ist eine Eigendynamik, die zu struk-
turellen Defiziten führt. Sie haben der Mehrzahl der 
Gesetze zugestimmt, deshalb müssen wir sie auch 
gemeinsam ändern. 

Der Staat hat zu viele Aufgaben an sich gezogen 
— das muß man auch sagen —, die er zurückgeben 
muß. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Das letzte Glied in der Kette sind nicht etwa die Ge-
meinden, die sich in dieser Situation sehen und jetzt 
darauf hinweisen, daß sie zusätzliche Ausgaben ha-
ben, sondern das letzte Glied in der Kette ist der 
Bürger. An ihn müssen wir die Aufgaben zurückge-
ben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es gibt doch keine Gemeinde, die ein Schwimmbad 
gebaut hat, ohne daß sie vom Bund und dem Land 
mindestens 70 oder 80 % Zuschuß bekommen hat. Es 
gibt doch keine Industrie, die nicht Subventionen ge-
nommen hat, wenn sie sie bekommen konnte. Es 
gibt doch keinen Bürger, der nicht etwas mitgenom-
men hat, wenn er vom Gesetz her dazu in der Lage 
war. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Nicken Sie nicht mit dem Kopf; Sie sind doch sel-
ber betroffen. 

Dieses Problem kann man auch auf die einfache 
Formel bringen: Wenn der Staat, d. h. Bund, Länder 
und Gemeinden, erst einmal über 50 % des Bruttoso-
zialpodukts vereinnahmt, um sie dann auszuteilen, 
wird es für viele Bürger interressant, nicht an der 
Leistungserstellung teilzunehmen, sondern an der 
Verteilung. Das müssen wir umdrehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von CDU/CSU: Bravo!) 

Der Finanzexperte Ihrer Partei im nordrhein

-

westfälischen Landtag, Dr. Schwefer, sagt das auch 
treffend. Aber Sie müssen hier im Bundestag die 
Konsequenzen ziehen. Er hat nämlich gesagt, es 
gebe z. B. bei der regionalen Wirtschaftsförderung 
nur einen Mitnahmeeffekt. Wie haben Sie sich hier 
gebärdet, als wir daran gingen, die Aufgaben des 
Bundes im Verhältnis zu den Ländern neu zu re-
geln? An diesem Kollegen müssen Sie sich einmal 
ein Beispiel nehmen. 

(Beifall bei der FDP — Friedmann [CDU/ 
CSU]: Wer regiert denn?) 

Das ist die Wende, von der mein Parteivorsitzen-
der gesprochen hat. Das ist nicht so sehr das Schie-
len nach Defiziten, nach fiskalischen Größen, son-
dern das ist der Wandel des Bewußtseins, den wir 
überall brauchen und den wir bewirken wollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Aber politische Systeme sind träge Systeme; ich 
sage das einmal ganz deutlich. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Es dauert lang, bis ein Pendel, das den Schwung ver-
loren hat, in die andere Richtung ausschlägt und 
wieder an Geschwindigkeit zunimmt. Ich glaube, 
daß viele Kommunalpolitiker und viele Landespoli-
tiker das noch nicht gemerkt haben, aber auch — 
zwei Beispiele will ich Ihnen nennen — Mitglieder 
dieses Hohen Hauses. Ich denke beispielsweise dar-
an, welch kostspielige Vorhaben der neu eingerich-
teten Enquetekommissionen einstimmig in Auf-
trag gegeben haben oder in Auftrag geben wollen. 
Die Enquetekommission „Jugendprotest" will 

150 000 DM für eine Umfrage über Motivationen 
junger Leute ausgeben. Das halte ich für schlecht. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das ist grober 
Unfug!) 

— Das sagen Sie bitte Herrn Wissmann. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Einverstanden!) 

Die Enquetekommission „Zukünftige Kernenergie-
politik" will 750 000 DM für volkswirtschaftliche 
Gutachten bewilligt bekommen. Wir sind der Mei-
nung, daß die jetzt neu gestellten Fragen schon beim 
letzten Mal mit Gutachten beantwortet worden 
sind. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU — Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Das 

ist Ihre Spielwiese und nicht unsere!) 

Deshalb meine Aufforderung an die Vorsitzenden: 
Dieses Ausgabengebaren muß sich ändern. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wer hat hier denn die 
Mehrheit? — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Meine Damen und Herren, es waren unser Außen-
minister und mein Parteivorsitzender Hans-Diet-
rich Genscher und unser Wirtschaftminister Graf 
Lambsdorff, die im Sommer die Prinzipien für die 
Sparpolitik unserer Partei formuliert haben, die da 
hießen: Sparen vor Ausgabenerhöhungen, keine Ar-
beitsmarktprogramme, Rahmenbedingungen der 
Wirtschaft verbessern. Ich glaube, wir haben diese 
Grundsätze eingehalten. 

Ich stelle fest: Die Koalition hat im September 
nach schwierigen Verhandlungen ein Sparvolumen 
in der imponierenden Größenordnung von 16 Milli-
arden DM beschlossen. Die Nettokreditaufnahme 
wurde erheblich gesenkt. Dieses Ergebnis ist eine 
Sparaktion, wie es sie in der Nachkriegsgeschichte 
unseres Landes noch nicht gegeben hat. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Kohl [CDU/ 
CSU]: Weil sie nicht nötig war! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Viele zweifelten damals, auch Sie, ob die Koalition 
die Kraft habe, ihren Grundsätzen treu zu bleiben 
und ein deutliches Signal für die Konsolidierung der 
Staatsfinanzen zu setzen. Ich glaube, wir haben 
diese Zweifel widerlegt. 

(Beifall bei der FDP) 

Der Empfehlung des Finanzplanungsrats — neh-
men Sie das doch einmal zur Kenntnis! —, durch un-
terproportionale Entwicklung der öffentlichen Aus-
gaben und eine deutliche Rückführung der öffentli-
chen Nettokreditaufnahme eine Umkehr in der Fi-
nanzpolitik sichtbar zu machen, hat die Regierung 
von den Plandaten her entsprochen. Die Koalition 
hat mit diesen Etatbeschlüssen jetzt schon vertrau-
ensbildende Wirkungen erzielt, obwohl die Be-
schlüsse noch nicht umgesetzt sind und obwohl wir 
alle Mühe haben, Verzögerungen zu vermeiden. Das 
Vertrauen in die Deutsche Mark ist gestiegen. Das 
durch die teuren Öl- und Rohstoffimporte verur-
sachte Leistungsbilanzdefizit geht deutlich zurück. 
Das extrem hohe Zinsniveau, das die Wirtschaft und 
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den Bürger belastet, bröckelt. Die Erwartung 
wächst, daß wir im nächsten Jahr mit weniger ho-
hem Zinsdruck rechen können. 

Auch der Bund hatte wohl deutlich gemacht, daß 
der privaten Initiative wieder mehr Raum gegeben 
und den für Produktion und Beschäftigung wichti-
gen privaten Investitionen wieder entsprechender 
Finanzspielraum eingeräumt worden ist. Das wollen 
wir hier noch einmal festhalten. 

Es ist auch — das muß man ganz deutlich zu mei-
nem Kollegen Häfele sagen und zu all denen, die das 
widerlegen wollen — bei der Einbringung des Haus-
halts in der ersten Lesung von dieser Stelle aus von 
den Ministern der Finanzen und der Wirtschaft 
deutlich gesagt worden, daß Risiken bestehen. 
Daran kann keiner vorbei. Wir sind keine Bank, die 
jetzt schon das größte Risiko in den Haushalt einset-
zen kann. Gerade Sie haben durch einen Beschluß 
des Bundesverfassungsgerichts deutlich machen 
lassen, daß man das nicht kann. Wir gehen jetzt dar-
an, wo sich die Risiken konkretisieren, wo sie den 
amtlichen Stempel der Größenordnung haben, diese 
Risiken zu beseitigen. Da wollen wir bitte auch Ihre 
Unterstützung. Wenn Sie sie nicht geben, werden 
wir es alleine machen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es gab Bemühungen Ihrer Fraktion und auch des 
Bundesrats, bei der Konsolidierung mitzuwirken. 
Aber Sie haben das selbst gewählte Ziel nicht er-
reicht. Das ist nicht etwa mein Wort, sondern das hat 
Herr Stoltenberg, der Ministerpräsident des Landes, 
aus dem ich komme, selber gesagt: Auch die Unions-
anträge erreichen das Sanierungsziel nicht, um es 
einmal ganz deutlich zu sagen. 

(Beifall bei der FDP) 

Das konkrete Ergebnis der Beschlüsse des Bun-
desrats ist doch, daß sie nicht etwa mehr eingespart 
haben, sondern eine Verringerung des Gesamtspar-
volumens von mindestens 3,5 Milliarden DM verur-
sachen. Weniger, nicht etwa mehr! 

(Beifall bei der FDP) 

Man muß berücksichtigen, daß Sie auch — im dop-
pelten Sinne — ein eigenes Bildungsproblem haben. 
Sie haben nämlich beim BAföG nicht richtig gerech-
net. Da fehlen noch einmal 500 Millionen DM. Addie-
ren wir diese, beträgt das Defizit schon bald 4 Milli-
arden DM. 

Es ist klar, der Begriff „Wende" ist Ihnen von Gen-
scher weggenommen worden. Das muß man einmal 
ganz klar sagen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Sie haben versucht, ihn nachträglich zu besetzen, 
natürlich. Herr Kiep ist nicht hier. Der hat es doch 
versucht. Ich komme aus dem Norden. Da wird viel 
gesegelt. Sie haben mit Ihren Sparbeschlüssen im 
Bundesrat keine Wende vollzogen. Was haben Sie 
gemacht? Sie haben sich mit Wind von hinten eine 
Patenthalse geleistet, nämlich nicht mehr einge

-
spart, sondern weniger eingespart, und Sie sind bei-
nahe dabei gekentert. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wir rechnen es Ihnen noch ein

-

mal vor!) 

Meine Damen und Herren, die Konkretisierung 
der Risiken durch die Wirtschaftsforschungsinstitu-
te, durch den Sachverständigenrat, durch die Steuer-
schätzung, die wir im Augenblick nicht beschleuni-
gen können — es sei denn, wir überlegen uns ge-
meinsam, was wir dort besser machen können —, 
zwingt uns jetzt zur Korrektur unserer Annahmen, 
die wir vor drei Monaten gemacht haben. Es ist legi-
tim, daß man es jetzt deutlich sagt. Ich meine, unsere 
Regierung macht das beispielhaft vor, was Sie in Ih-
ren Ländern noch nachvollziehen müssen. 

(Beifall bei der FDP — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Einsparungen von 3 Milliarden DM durch Abga-
benerhöhungen im Bereich der Bundesanstalt für 
Arbeit bedeuten — das muß man auch einmal sagen 
— eine Rückkehr zum Solidarprinzip. Die, die später 
eine Leistung haben wollen, sollen selber vorher die 
Leistung erbringen. Vielleicht ist es gerade ein Pro-
blem, das wir in Zukunft zu bewältigen haben, daß 
wir die Versicherungen von zusätzlichen Aufgaben 
entlasten, die wir ihnen einmal gegeben haben. Hier 
haben wir einen Anfang gemacht. Die Maßnahme ist 
zeitlich befristet worden. Ich halte diese Maßnahme 
für gerechtfertigt. 

Was die 4 Milliarden DM Bundesbankgewinne an-
geht, so gibt es auch im Norden ein schönes Sprich-
wort: Ebbe und Flut sind des Kaufmanns Gut. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Sie wissen genau, Herr Kohl, daß die Bundesbank-
verluste — — 

(Dr.  Kohl [CDU/CSU]: Hören Sie, Herr 
Zumpfort, das ist doch ein Strandräuber

-

prinzip!) 

— Nun hören Sie doch einmal zu. Sie brauchen einen 
längeren Horizont. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie wissen doch genau, Herr Kohl, daß die Bundes-
bank in den Jahren 1977 und 1978 Verluste bis zu ei-
ner Höhe von 9 Milliarden DM gehabt hat und daß 
sie sie selber ausgeglichen hat. Jetzt hat sie Gewin-
ne. 

In der Tat kann man sagen, daß die Konsolidie-
rung in einem wichtigen Bereich im Zuge dieser 
zweiten Operation noch nicht in dem Maße vollzo-
gen worden ist, wie man sich das wünscht. Deswe-
gen sage ich für meine Fraktion, aber auch für alle 
jüngeren Abgeordneten meiner Fraktion, die wollen, 
daß es weitergeht, ganz deutlich: Für die Jahre 1983 
und 1984 sind weitere Konsolidierungsschritte uner-
läßlich. Wir werden sie vollziehen, 

(Beifall bei der FDP — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Glück auf!) 

allein schon deswegen, weil der Zuschußbedarf der 
Bundesanstalt für Arbeit nach 1983 wieder steigt — 
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denn zu dem Zeitpunkt werden wir die gesetzliche 
Beitragserhöhung ja wieder zurücknehmen —, aber 
nicht nur deswegen, sondern auch deshalb, weil sich 
die mittelfristige Finanzplanung auf einem Plafond 
bewegt, der unserer Meinung nach zu hoch ist. 

Ich sage Ihnen noch einmal: Wir wollen und dür-
fen uns nicht aus der Verantwortung stehlen. Wir 
tun es nicht. Wenn sich die Rahmenbedingungen des 
Wirtschaftens und des Haushalts ändern, muß man 
die Kraft aufbringen — wir tun das —, den bisheri-
gen Kurs durch Sparbeschlüsse radikal zu ändern. 
Wir müssen vor diesem Hintergrund weitere 
Schritte zur Haushaltskonsolidierung unternehmen, 
d. h. wir müssen die strukturellen Defizite — darauf 
kommt es an — in der Arbeitslosen-, Kranken- und 
Rentenversicherung abbauen. 

Als Haushaltspolitiker sage ich nicht ohne Ironie: 
Wenn die Regierung etwas am Kabinettstisch nicht 
löst, werden wir uns im Haushaltsausschuß nicht 
zieren, zur Lösung beizutragen. Fassen wir es positiv 
auf: Wir sind nicht nur Notare, sondern wir haben 
Gestaltungsfreiheit. Aber wir wünschen uns schon, 
daß die Regierung etwas strammer vorwärtsgeht. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Der einzige nachhaltig wirksame Ausweg aus der 
Entwicklung, die uns nun schon zum wiederholten 
Male zum Nachbessern einer an sich schon schwie-
rigen Haushaltsoperation zwingt, liegt in der Wie-
dererlangung eines Wirtschaftswachstums, das zu 
höheren Steuereinnahmen und zur Entlastung we-
sentlicher Ausgabenbereiche der öffentlichen Haus-
halte, z. B. der Arbeitslosenversicherung, führt. Das 
ist nur durch weitere Verbesserungen der Rahmen-
bedingungen der Wirtschaft zu erreichen. Solange 
wir das nicht machen — das ist meine Meinung —, 
müssen wir uns an weitere schmerzhafte Abstriche 
auch im sozialen Bereich gewöhnen. 

Aber die notwendige staatliche Haushalts- und 
Beschäftigungspolitik kann alleine nicht zum Erfolg 
führen, wenn nicht der Anstieg der jährlichen be-
trieblichen Gesamtkosten je Beschäftigten unter 
dem Anstieg der gesamten Nachfrage gehalten wer-
den kann. Dazu gehört, daß die Preisrelationen an 
den Märkten für Arbeit und Kapital wieder ins Lot 
kommen. Als junger Abgeordneter, der die Ge-
schichte der Gewerkschaften studiert hat, sage ich: 
Ein Hans Böckler der 80er Jahre muß noch gefun-
den werden. Einen solchen Mann brauchen wir. Pro-
duktivitätszuwächse dürfen nicht voll verfrühstückt 
werden, sondern sie müssen für Investitionen in der 
Wirtschaft verwendet werden, damit neue wettbe-
werbsfähige Arbeitsplätze geschaffen werden. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Das ist die Aufgabe der 80er Jahre, die sich gleicher-
maßen den Unternehmern stellt, um es deutlich zu 
sagen. Wie wollen keinen Attentismus, wir wollen 
keine Risikoscheu. Wir wollen, daß dynamische Un-
ternehmer — und nicht Mitnehmer — aktiv werden 
und Arbeitsplätze zur Verfügung stellen. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich komme zum Schluß. Ich glaube, es gab in der 
Vergangenheit wirklich schwierigere Situationen 
als heute. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Auch diese wird die Koalition meistern. Wir sind ent-
schlossen, den jetzt eingeschlagenen Weg der Kon-
solidierung bis ans Ziel weiterzugehen. Ich kann zu 
dieser Wirtschafts- und Haushaltspolitik, die auf 
mehrere Jahre angelegt ist, im Kern auch keine Al-
ternative erkennen. FDP und SPD stehen in der 
Pflicht, das in der politischen Praxis zu vollziehen, 
was als richtig erkannt worden ist. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Und 
wenn es eine Wende nach rückwärts ist!) 

Ich sage Ihnen noch einmal: Wir können das nicht 
allein. Herr Kollege Hoppe hat im Frühjahr dieses 
Jahres bereits betont, daß die Mitwirkung der Oppo-
sition notwendig sei, daß es erforderlich sei, im Be-
wußtsein gemeinsamer Verantwortung ein Zusam-
menwirken zu ermöglichen, das dem Wohle unseres 
Landes diene. Darum geht es. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Aber 
der Bundeskanzler sagt, die Lage sei mise

-

rabel!) 

— Das stimmt nicht. — Wir begrüßen die Ankündi-
gung, daß die Bereitschaft dazu vorhanden sei. Es 
hätte nicht nur aus Respekt gegenüber diesem Ver-
fassungsorgan keinen Sinn, unnötige Hürden aufzu-
richten. Darum geht es im Augenblick: ob Sie das 
tun oder nicht. Wir sagen: Machen Sie es nicht; ar-
beiten Sie mit! 

Ich zitiere noch einmal meinen Parteivorsitzen-
den Genscher, der gesagt hat: Wir muten der Opposi-
tion im Bundestag nicht zu, daß sie für die Regie-
rung die Kohlen aus dem Feuer holt. Das machen 
wir selber. Wir erwarten nur, daß sie dort, wo sie die 
Mehrheit hat, von ihr verantwortungsvoll Gebrauch 
macht. Wir gehen davon aus, daß sie das tut. 

Deswegen sage ich Ihnen: Lassen Sie uns an die 
Arbeit gehen! Ich nehme das Wort auf, das der Frak-
tionsvorsitzende der SPD gesagt hat: Lassen Sie uns 
an die Arbeit gehen und begreifen wir das Sparen 
als Chance, als Chance nämlich, die Eigenverant-
wortung des Bürgers zu stärken und ihm die Selbst-
verantwortung zurückzugeben! 

Auf diesem Weg sollten wir voranschreiten. — Vie-
len Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. h. c. Leber) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Ich erteile das Wort 
dem Herrn Bundeskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Bundesregierung hat ge-
genwärtig den Besuch — den sehr erwünschten und 
uns sehr angenehmen Besuch — des ungarischen 
Ministerpräsidenten. Das ist der Grund dafür, daß 
ich kurz vor 12 Uhr diese Sitzung verlassen muß. Ich 
bitte vorweg um Verständnis dafür. Das ist auch der 
Grund dafür, daß ich in dieser relativ frühen Phase 
der Debatte um das Wort gebeten habe. 
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Die Unterhaltungen mit dem ungarischen Mini-

sterpräsidenten waren und sind übrigens ange-
nehm. Es ist nicht zu erkennen, daß wir in wichtigen 
Punkten wirklich verschiedener Meinung wären. 
Der Erfahrungsaustausch ist für beide Seiten nütz-
lich. 

Es wird Sie interessieren — ich komme später 
noch auf die Lage der westlichen Weltwirtschaft zu 
sprechen —, daß Ministerpräsident Lázár, wenn er 
über die wirtschaftliche Lage nicht etwa nur Polens, 
sondern auch anderer osteuropäischer Staaten 
spricht, voll Sorgen über die gegenwärtige Situation 
und im Hinblick auf den Winter und das nächste 
Jahr ist — Sorgen, die ich teilen muß. 

Hier hat der erste Sprecher der Opposition die 
deutsche Wirtschaftsentwicklung so gezeichnet, als 
ob sie in der Geschichte einmalig wäre. Er hat nicht 
gesagt: einmalig in der Welt. Aber er hat geflissent-
lich seinen Blick provinziell auf die Punkte verengt, 
auf die es ihm für seine Demagogie angekommen 
ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Unruhe 
bei der CDU/CSU) 

Herr Abgeordneter, es ist wahr, daß wir uns mit un-
serer Volkswirtschaft in einem schwierigen Wetter 
befinden. 

(Broll [CDU/CSU]: Ungarn auch!) 

Aber wir alle, nicht nur wir Deutschen, alle Volks-
wirtschaften der Welt befinden sich in einer sehr 
schwierigen Lage, und Sie sollten nicht so tun, als ob 
etwaige Fehler der letzten Monate unsere Wirt-
schaft in schwierigeres Wasser gebracht hätten. Sie 
sollten sehen, daß es sehr darauf ankommt, daß 
nicht in nationalistischem Provinzialismus die Staa-
ten gegeneinander die Welt in eine Deflationskrise 
treiben. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Mit aller Deutlichkeit muß ich darauf hinweisen, 
daß in der Tat die wirtschaftliche Lage der ganzen 
Welt am Beginn dieses Winters schwieriger als seit 
Jahrzehnten ist und daß nicht überall in der ganzen 
Welt dieselben Fehler gleichzeitig gemacht werden 
dürfen, damit wir nicht im nächsten Jahr tiefer als in 
diesem Jahr in der Rezession drinstecken. 

Ich nenne Ihnen einige Daten. Ich nenne jeweils 
das deutsche Datum als erstes. 

Die Arbeitslosenquote betrug in Deutschland im 
September 5,4 %, in den Vereinigten Staaten schon 
im August 7,2 % — im September war sie sicher 
schlechter —; 

(Glos [CDU/CSU]: Japan!) 

— ich komme auf Japan, natürlich! — in Frankreich 
9,6 % schon im August, im September war sie sicher 
schlechter, in England im September 12,4 %, in 
Italien schon im August 8,6 %, in Kanada schon im 
August 6,4 %. Ich erinnere noch einmal an das deut-
sche Datum: im September waren es 5,4 %. Nun 
kommt Japan — ich werde das um Gottes willen 
nicht verschweigen —, das einzige Land der westli

-
chen Weltwirtschaft, das wesentlich besser dasteht, 
mit 2,2 %. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das ist unser 
Maßstab!) 

Wir haben eine steigende Tendenz der Arbeitslosig-
keit in all den Ländern, die ich vorgetragen habe. 

Die zweite Kette von Daten sind die Verbraucher-
preise. In Deutschland hatten wir im September 
6,5 % Anstieg gegenüber dem Vorjahr, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Stei

-

gende Tendenz!) 

in Amerika schon im August 10,9 %, auch steigende 
Tendenz, in Frankreich schon im August 13,6 % 
Preisanstieg, in England im August 11,5 %, in Italien 
schon im August fast 20 %, in Kanada fast 13 %. Auch 
hier liegt Japan übrigens mit einem Wert zwischen 4 
und 5 % im August am besten. Wir Deutschen haben 
6,5 %. 

Auch ein drittes Datum bitte ich deutlich zu sehen. 
Drei-Monats-Geld kostet bei uns gegenwärtig 
11,7 % Zinsen, in den USA 13,5 %, in Frankreich fast 
16 %, in England über 16 %. Die Zahlen von Italien 
und Kanada stehen mir im Augenblick nicht zur 
Verfügung; sie dürften aber in der gleichen Höhe lie-
gen, wobei die Zahl für Italien sicherlich noch etwas 
höher liegt. 

Japans Zahlen sind günstiger als unsere. Wir lie-
gen in all diesen Zahlenreihen an zweitbester Stelle. 
Das wird auch so bleiben. Aber es nützt uns allein 
nichts, wenn es so bleibt, weil sich gegenwärtig die 
ganze Welt in all diesen Zahlenreihen verschlech-
tert. Dies wird nicht besser, wenn man versuchen 
wollte, die ganze Welt durch übertriebenen Moneta-
rismus und gleichzeitige budgetäre Deflationspolitik 
zu kurieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Länder, die ich Ihnen soeben genannt habe — 
Japan  ist mit einer liberalen Regierung besser dran; 
nach europäischen Begriffen müßte sie in Wirklich-
keit eher konservativ genannt werden —, haben die 
verschiedenartigsten Regierungen: Kanada liberal, 
Großbritannien konservativ — ich kann mich erin-
nern, daß es bei der Opposition gewisse Personen 
gab, die noch im Sommer der „deutsche Thatcher" 
genannt werden wollten —, 

(Zuruf von der SPD: Strauß! — Heiterkeit 
und Beifall bei der SPD und der FDP) 

republikanisch in Washington, christdemokratisch 
in Italien und sozialliberal hier in Bonn. 

Wir können uns, wenn ich von Japan einmal abse-
he, in all diesen internationalen Vergleichen sehr 
wohl sehen lassen, und das ist kein Zufall. Es hat 
zwei, vielleicht drei Hauptgründe. 

Der erste Hauptgrund liegt darin, daß die deut-
schen Einheitsgewerkschaften und ihre Vertrags-
partner, die Arbeitgeber, in den letzten Jahren Au-
genmaß bewiesen haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der zweite Hauptgrund liegt darin, daß diese Bun-
desregierung und die Bundestagsmehrheit nicht 
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den aufgeregten Ratschlägen der Opposition gefolgt 
ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ein dritter Grund liegt in der Unabhängigkeit der 
Deutschen Bundesbank. Auch das will ich hier deut-
lich sagen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Ich gebe gern zu, als das Bundesbankgesetz in den 
frühen 50er Jahren gemacht wurde, war ich als ganz 
junger Volkswirt an einigen der Gespräche damals 
beteiligt. Ich habe damals nicht ganz so schnell ge-
sprochen wie Herr Zumpfort heute, aber auch ziem-
lich schnell, habe auch schnell gedacht. Ich habe da-
mals das Maß an — — 

(Lampersbach [CDU/CSU]: Das kommt 
dann dabei raus! — Heiterkeit bei der CDU/ 

CSU) 

— Ich haben den Geist in Ihrem Zuruf nicht verstan-
den, Herr Kollege. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Nehmen wir an, er war in freundschaftlichem Geist 
gedacht! 

Ich hätte damals, wenn ich junger Mann etwas zu 
sagen gehabt hätte, die Autonomie der Bundesbank 
wahrscheinlich nicht ganz so weit getrieben. Es gibt 
ja nur zwei Zentralbanken mit dieser Autonomie auf 
der Welt, die in Frankfurt und die in Washington. 
Aber die Bestimmungen über den Bundesbankge-
winn, Herr Abgeordneter Häfele, haben wir seiner-
zeit auch sehr sorgfältig erwogen und so ins Gesetz 
geschrieben — wie der andere Punkt der Autonomie 
auch sehr sorgfältig erwogen worden ist. Und deswe-
gen sollten Sie ihre Polemik in dem Punkte der Ge-
winn-Ablieferung etwas zurücknehmen — wie auch 
in anderen Punkten. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Schauen Sie, Sie haben mich z. B. damit zitiert, 
daß ich gesagt hatte, der Bundesbankgewinn müsse 
zur Verminderung der Nettokreditaufnahme be-
nutzt werden. Das halte ich auch heute im Prinzip 
für richtig und muß davon nichts wegnehmen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Aber 
nur „im Prinzip"!) 

— Was heißt: „nur im Prinzip"? Ich meine schon, was 
ich sage. — Im Gegensatz zu dem Abgeordneten, mit 
dem ich im Augenblick gerade spreche, polemisiere 
ich nicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP— Lachen 
bei der CDU/CSU) 

Nur hat sich die wirtschaftliche Entwicklung in-
zwischen auf der ganzen Welt wesentlich ver-
schlechtert. Schauen Sie sich einmal an, wie heute 
die Prognosen für die Nettokreditaufnahme z.B. der 
Vereinigten Staaten von Amerika im Vergleich zu 
August oder September aussehen! Staatskredit wird 
netto mehr aufgenommen in den USA und in Eng-
land und in Frankreich. Wir müßten es auch tun, 
wenn wir hier nicht auf den Bundesbankgewinn zu-

rückgriffen, wie das Gesetz es seit fast 30 Jahren 
vorsieht. Polemik dagegen ist unangebracht. 

Ich will an dieser Stelle ganz deutlich sagen: Der 
Weg, den wir hier volkswirtschaftlich steuern müs-
sen, ist nicht sehr breit. Eine Spar-Euphorie, eine 
Einspar-Gesinnung vom Prinzip her ist in der gegen-
wärtigen Phase der konjunkturellen Entwicklung 
nicht nur problematisch, sondern wäre falsch. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn die ganze Welt aus einem reinen Sparprinzip 
heraus die gegenwärtige Lage der Weltwirtschaft 
korrigierte, wären all die Arbeitslosigkeitsziffern, 
die ich Ihnen eben vorgelesen habe, für Kanada, die 
USA, England, Frankreich, Italien, Deutschland, im 
nächsten Jahr wesentlich höher. Ich warne Sie vor 
dem naiven Fehlurteil, das Einsparen von Ausgaben 
schüfe Arbeitsplätze. Das ist falsch. 

(Beifall bei der SPD) 

Auf der anderen Seite ist der Weg für uns begrenzt 
durch die Gefahr der Inflation. Diese Gefahr ist in 
der ganzen Welt in den letzten zehn Jahren nicht 
ernst genug genommen worden. Und nun wird zu ei-
nem relativ späten Zeitpunkt, der eigentlich nicht 
mehr geeignet ist, in vielen Staaten der Welt mit ei-
ner Zügelung der Geldpolitik versucht, Monetaris-
mus genannt, mit enorm hohen Zinsen, die jede In-
vestition kaputtmachen, jeden Bauherrn zwingen, 
sich zu überlegen, ob er seinen Bauentschluß nicht 
ein oder zwei Jahre verschieben soll, weil er die Hy-
pothekenzinsen scheuen muß, die er in dieser Höhe 
gar nicht verdienen kann, die Inflation zu bekämp-
fen. Gleichzeitig machen aber die Regierungen und 
Parlamente höhere Staatsdefizite, so daß sie mit der 
Geldpolitik wieder zu korrigieren trachten, was sie 
mit der Budgetpolitik gleichzeitig anrichten. 

Diese ausländischen Beispiele zeigen, daß wir un-
sererseits heute nur einen sehr schmalen Weg ha-
ben, auf dem wir uns halten müssen: Weder Moneta-
rismus noch Keynesianismus, sondern gesunder 
Menschenverstand, Herr Häfele! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Mir ist angesonnen worden, heute morgen eine 
Blut-Schweiß-und-Tränen-Rede zu halten. Das habe 
ich nicht für richtig gehalten, weil es dafür keinen 
inneren Grund gibt. — Blut sowieso nicht, Schweiß 
ja. Falsches Pathos schadet in dieser Lage auch nur. 
Man soll auch wohl keine Bußpredigt halten. Aber 
wenn gesagt wird, daß wir in der Bundesrepublik in 
der allerletzten Zeit über unsere Verhältnisse gelebt 
hätten, wir alle — und das gilt dann sicherlich, Herr 
Kollege, auch für die CDU/CSU-Bundesländer; Sie 
tun so, als ob nur der Bund in fiskalischen Schwie-
rigkeiten sei; fragen Sie mal Herrn Stoltenberg, in 
welchen Schwierigkeiten der sich befindet —, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

wenn uns also gesagt wird, wir hätten über unsere 
Verhältnisse gelebt, so ist es richtig, wenn man auf 
unsere Zahlungsbilanz — genauer gesagt, auf un-
sere Leistungsbilanz — schaut, daß wir im letzten 
Jahr und auch in den ersten Monaten dieses Jahres 
oder sogar für drei Viertel des Jahres 1981— ich ver-
suche ein Wortspiel — uns mehr geleistet haben, als 
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wir für andere geleistet haben. Ich muß das einmal 
sagen: Die Deutschen geben in diesem Jahr für Aus-
landsreisen 40 Milliarden DM in Devisen aus, in 
fremdem Geld, in fremder Währung; und die müssen 
erst durch eigene Exporte verdient sein. Dagegen ge-
ben die Ausländer bei uns durch ihre Besuche nur 
10 Milliarden DM aus. Wir haben uns insgesamt zu-
viel geleistet. 

Wir sind aber dabei, die Zahlungsbilanz bzw. die 
Leistungsbilanz wieder in Ordnung zu bringen! Und 
es sieht — entgegen Ihrer Polemik, Herr Häfele — 
so  aus, als ob in den letzten drei Monaten dieses Jah-
res von dem etwas wieder aufgeholt würde, was am 
Anfang des Jahres noch ziemlich schwarz — oder, 
wenn Sie so wollen, rot — aussah. 

Nun gibt es in dem Lamento der Konservativen 
hier im Bundestag und sonst im Lande ein ständiges 
Versatzstück: die Annahme, seit langer Zeit, seit ei-
nem ganzen Jahrzehnt, habe der kleine Mann in sei-
nem Lebenszuschnitt über seine Verhältnisse ge-
lebt, seien wir in unseren Ansprüchen verrückt ge-
worden. Dazu möchte ich zwei, drei Sätze sagen. 

Ich bin mir der Tatsache schmerzlich bewußt, daß 
es auch in Deutschland immer noch viele Menschen 
gibt, deren Lebensstandard und deren Anspruchsni-
veau deutlich gehoben werden müßten, so daß sie in 
der Lage wären, über Lebensqualität geistiger Art 
nachzudenken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich für meine Person denke nicht, daß es richtig 
wäre, zu sagen, wir hätten das Netz der sozialen Si-
cherheit maßlos überdehnt oder wir hätten die Bür-
ger in ihrer Mehrzahl auf diese Weise um ihren na-
türlichen Willen zur Selbsthilfe und zur Leistung ge-
bracht. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Ich verwahre mich dagegen! 

Gestern habe ich in einer der Großstädte des 
Ruhrgebiets vor 1 000 Gewerkschaftlern über all 
diese Fragen gesprochen und habe dort öffentlich 
und deutlich gesagt, daß es auch Mißbräuche gibt. 
Das wissen wir; und wir wollen die Möglichkeit des 
Mißbrauchs der sozialen Netze einengen. Das tun 
wir j a auch mit unseren Gesetzen. 

Auf die Gefahr hin, daß ich mit meiner Formulie-
rung wissenschaftlichen Ansprüchen nicht ganz ge-
nüge, möchte ich andererseits das Wort wagen, daß 
wir Deutschen uns gegenwärtig — 1981 und 1982 — 
ungefähr „nur" den Wohlstand leisten können, den 
wir 1978 erreicht hatten — „nur" den Wohlstand von 
1978! Und war das etwa nichts? 

(Zuruf von der SPD: Da laufen andere hin

-

terher!) 

War das etwa nichts? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir haben damals gut gelebt, und wenn wir es 
jetzt unternehmen, daß durch die von uns hier zu 
treffenden Maßnahmen der Wille zu gerechter, zu 
solidarischer, zu freiheitlicher Gestaltung unserer 

Gesellschaft erfahrbar bleibt, so haben wir dazu — 
da fühle ich mich sehr sicher — die innere Bereit-
schaft und die innere Zustimmung der ganz großen 
Mehrheit unseres Volkes, auch — das sage ich hier 
sehr deutlich — der ganz großen Mehrheit der Un-
ternehmerschaft und der ganz großen Mehrheit der 
Arbeitnehmerschaft, insbesondere der organisier-
ten Arbeitnehmerschaft. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Schauen Sie 
sich einmal die Meinungsumfragen an! — 

33 %!) 

Sie machen mir hier Zurufe über mißbräuchliche 
Inanspruchnahme der Sozialgesetze, der sozialen 
Leistungen, der sozialen Sicherheit. Ich vermisse 
Ihre Empörung über den Mißbrauch der Steuerge-
setze und der Subventionsgesetze. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD 
und Beifall bei der FDP — Dr. Kohl [CDU/ 
CSU]: Das ist Demagogie! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Die Arroganz haben Sie nicht 
verloren! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Wenn ich es richtig weiß, ist der Abgeordnete Häfele 
von Beruf Steueranwalt. Es stünde Ihnen an, Ihre im 
Beruf erworbenen Kenntnisse auf diesem Gebiete 
hier einmal auszubreiten, Herr Abgeordneter 
Häfele. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und Beifall 
bei der FDP — Lachen und Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Statt dessen haben Sie hier wirtschaftliche 
Schwarzmalerei betrieben und den Blick eingeengt 
auf die Punkte, die sich für Ihre Prophetie eigne-
ten. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie haben unsere Zukunft schwarz in schwarz ge-
malt. 

Ich muß Ihnen sagen, Herr Abgeordneter, ich 
habe in den letzen Wochen, insbesondere vor etwa 14 
Tagen, Tausende von Briefen bekommen — auch 
von solchen, die ausdrücklich sagten, sie seien Ihre 
Parteifreunde — — 

(Dr.  Friedmann [CDU/CSU]: Sie sollten 
auch die Zeitungen lesen!) 

— Wissen Sie, in den Zeitungen erfahre ich nicht des 
Volkes Stimme, wohl in den Briefen. In den Zeitun-
gen erfahre ich, was Sie gerne möchten, daß das 
Volk für wahr halten soll. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Ich habe aus den Tausenden von Briefen entnom-
men, Herr Häfele: sehr viel Vertrauen — ich habe 
sehr viele, Hunderte von den Briefen selbst gelesen 
und auch selbst beantwortet — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

in die Zukunft des eigenen Staates und der eigenen 
Wirtschaft, übrigens auch ein zum Teil rührendes 
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Vertrauen in die Personen, die gegenwärtig die 
Hauptverantwortung für den Staat tragen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das 
sieht man bei den Meinungsumfragen! 33 % 

haben Sie!) 

Und, wenn mir erlaubt ist — ich sage das in eine be-
stimmte Himmelsrichtung —, das zu erwähnen: Die 
ersten beiden Telegramme, die ich bekam, waren 
von zwei Menschen, die nicht Deutsche sind, die aus-
ländische Staatsangehörige sind, von Leonard Bern-
stein, einem Dirigenten, den die meisten von uns 
schon einmal erlebt haben, in New York, und von Ye-
hudi Menuhin, einem Geiger, den die meisten von 
uns auch schon einmal erlebt haben. Zwei Juden. Es 
hat mich auch tief gerührt, was wir insgesamt aus 
dem Ausland an Briefen und Telegrammen beka-
men — und ich bin sehr gerne bereit, der Führung 
der Opposition Einblick zu geben in das Ausmaß des 
Vertrauens, das das Ausland in die Stabilität und 
Kontinuität der deutschen Wirtschafts-, Finanz- und 
Sicherheitspolitik setzt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Anhal

-

tende Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie haben in dieser Debatte bisher nur einen for-
malen Antrag gestellt, wir sollten einen Nachtrags-  
oder Ergänzungshaushalt vorlegen. Wir werden die-
sen Antrag ablehnen; denn all das, was wir in die Ge-
setze hineinschreiben wollen, das wissen Sie doch 
und es ist hier heute vorgetragen worden. Sie haben 
Ihrerseits bisher keine materiellen Änderungsan-
träge vorgelegt. Sie scheuen sich, dem deutschen 
Volk tatsächlich zu sagen, was Sie machen wollten. 
Sie üben Kritik und treiben Polemik. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Sie scheuen sich nicht nur, öffentlich zu sagen, was 
Sie tun würden, sondern darüber hinaus sind Sie 
sich — Herr Albrecht, Herr Stoltenberg, Herr Kohl, 
Herr Strauß — innerlich nicht einig über das, was 
Sie machen würden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
und Zurufe von der CDU/CSU) 

Nun, es ist keine Schande, wenn Politiker derselben 
Partei Zeit brauchen, sich zusammenzuraufen. Ich 
habe darin Erfahrung. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich habe darin Erfahrung. Es ist noch weniger eine 
Schande, wenn zwei Parteien einer Koalition, die 
beide in sich Schwierigkeiten haben, sich zusam-
menraufen müssen. Nur langsam wird es Zeit, Herr 
Kohl, daß Sie zur Sache reden und Profil bieten. Das 
wird Zeit. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und Beifall 
bei der FDP — Lachen und Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Und dann werden wir Fragen zu stellen haben. Wol-
len Sie es machen wie in Italien die Christdemokra-
ten oder wie die Republikaner in Washington oder 
wie die Konservativen in London? Oder wie wollen 
Sie es denn eigentlich machen? Das sagen Sie uns 
denn bitte mal. 

Ich weiß, daß es in der Opposition einerseits viel 
schwieriger ist, zu sagen, was man an Stelle der Re-
gierung machen würde. Ich weiß das. Ich habe das 
lange genug selber erlebt. Es ist schwieriger, weil 
man nicht alle die gleichen Informationen zur Hand 
hat wie eine Regierung. Auf der anderen Seite weiß 
ich auch, wie sehr man versucht ist, sich in der Oppo-
sition auf bloße Polemik zu beschränken. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sie 
müssen es wissen!) 

Je länger man es nicht fertigbringt, die Beschrän-
kung auf Polemik zu überwinden, desto länger bleibt 
man in der Rolle, in der man ist, nämlich in der Rolle 
der Opposition. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Broll 
[CDU/CSU]: Da müßten Sie noch heute Op

-

positionsführer sein!) 

Wirtschaftsminister Graf Lambsdorff hat vor ein 
paar Monaten, als er von einer Japanreise zurück-
kam, schon im Fingerspitzengefühl gehabt, daß bei 
all diesen internationalen Vergleichen Japan besser 
abschneiden würde als die übrigen Staaten der west-
lichen Weltwirtschaft. Ich habe damals eine Fußnote 
hinzugefügt, und ich will sie heute gern wiederholen: 
Es ist eine richtige Erkenntnis; jedoch besteht dort 
eine andere gesellschaftliche Struktur als hier in 
Westeuropa oder in Nordamerika. Es gibt in Japan 
dieses große System öffentlich hergestellter sozialer 
Sicherheit und sozialer Leistungen nicht, wie es bei 
uns der Fall ist und wie es bei uns auch bleiben muß, 
wenn die Freiheit der Person, wie sie in Westeuropa 
gemeint ist, aufrechterhalten werden soll. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vor mir liegt die „Frankfurter Allgemeine Zei-
tung" von heute. Diesmal steckt ein kluger Kopf da-
hinter. 

(Heiterkeit bei der SPD — Lachen und Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Da lese ich, die amerikanische Regierung habe 
große Schwierigkeiten, die wirtschaftliche Prognose 
für das kommende Jahr zu stellen. Dafür habe ich 
großes Verständnis. Nicht nur die amerikanische 
Regierung, alle Regierungen der Welt — auch Pro-
fessoren übrigens — haben gegenwärtig große 
Schwierigkeiten, die Prognosen für den ganzen Ver-
lauf des nächsten Jahres bis zum 31. Dezember 1982 
richtig zu stellen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie müssen die erste 
Seite lesen!) 

Gleichwohl zwingen uns die Gesetze — auch in Ame-
rika, auch bei uns —, die Haushaltsgesetze so einzu-
richten und so vorzulegen, als wenn wir schon genau 
wüßten, wie die Wirtschaft in der Welt und im eige-
nen Land bis zum 31. Dezember 1982 verlaufen wer-
den. 

Dann wird hier aus Washington weiter berichtet, 
die meisten Fachleute in Washington seien sich ei-
nig, daß es sich zwar um eine Rezession handele, 
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aber daß die Erholung doch im nächsten Jahr eintre-
ten werde, aber frühestens ab Mitte 1982. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Lesen Sie 
mal die erste Seite!) 

Gott gebe, daß es so käme! Das würde uns in Europa 
genauso nützen, wie es den Amerikanern nützen 
würde. Gott gebe, daß es so käme! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber sicher kann da niemand sein. In demselben 
Aufsatz finden Sie den Hinweis auf die steigenden 
öffentlichen Haushaltsdefizite in Amerika. Sie wis-
sen selber, daß diese auch in England steigen, in 
Frankreich steigen. 

Ich habe in der „Financial Times", einer Londoner 
Wirtschaftszeitung, vor ein paar Tagen gelesen: „Die 
Aussicht auf eine stetige Verbesserung der deut-
schen Zahlungsbilanz ist heute sehr viel besser als 
noch vor ein paar Monaten." Von einem anderen Au-
tor in derselben Zeitung habe ich gelesen, es spreche 
sehr viel für die Annahme, daß die deutsche Wirt-
schaft im kommenden Jahr, 1982 also, besser ab-
schneiden werde als die meisten ihrer schärfsten 
Konkurrenten. Im „Handelsblatt" lese ich, daß Opti-
mismus jetzt keineswegs mit Übermut gleichzuset-
zen sei — im Blick, Herr Abgeordneter Häfele, auf 
Export und Handelsbilanz und Leistungsbilanz. 

Trotz all dieser positiven ausländischen Beurtei-
lungen unserer deutschen Wirtschaft bleibe ich da-
bei, daß für die ganze Welt — und damit auch für uns 
— der kommende Winter und die erste Hälfte des 
Jahres 1982 wirtschaftlich sehr, sehr schwierig sein 
werden. Und daß es darauf ankommt, daß man unter 
dem Druck der steigenden Arbeitslosigkeit in der 
Welt nicht zu Maßnahmen greift, die das Funktions-
gefüge der ganzen Weltwirtschaft zerreißen. Dazu 
gehören die Entwicklungsländer, die in Cancun mit 
am Tisch saßen, die Ölländer, Saudi-Arabien gehört 
dazu, dessen Kronprinz gestern hier war; wir haben 
darüber miteinander geredet, sein Finanzminister 
und sein Außenminister waren dabei; der Kronprinz 
hat j a dort die Funktion des Ministerpräsidenten, 
wie Sie wissen. Diese Staaten gehören alle dazu. Ich 
finde es übrigens fabelhaft, wie sich die saudische 
Regierung nachdrücklich darum bemüht, den Öl

-

preis für 24 Monate festzuschreiben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist weltwirtschaftliche Verantwortung; man 
kann das nur loben. Selbstverständlich ist das nicht, 
denn wenn die kaufmännischen Regeln, von denen 
vorhin in bezug auf Ebbe und Flut die Rede war, 
überall auf der Welt gelten sollten, wäre ja gegen-
wärtig für diejenigen, die Öl haben, nicht gerade 
Ebbe. Selbstverständlich ist solche Solidarität also 
nicht. 

Es ist auch nicht selbstverständlich, daß wir wi-
derstehen, wenn uns geraten wird, wegen der Lage 
unserer Stahlindustrie oder wegen der Lage unserer 
Textilindustrie die Grenzen dichtzumachen oder je-
denfalls doch ein bißchen dichter, und zwar für die 
Stahlerzeugnisse anderer, ausländischer Unterneh-
men und ausländischer Arbeitnehmer und die 
Textilerzeugnisse ausländischer Unternehmen und  

ausländischer Arbeitnehmer. Die Versuchung in al-
len Parlamenten der Welt, in allen Regierungen der 
Welt, gegenwärtig wegen der eigenen Arbeitslosig-
keit die Grenzen dichtzumachen, den Protektionis-
mus auszuweiten, z. T. sehr subtil versteckt und ver-
deckt, auch innerhalb der Europäischen Gemein-
schaft, ist außerordentlich groß. Die Versuchung, die 
eigene Wirtschaft zu schützen, zu schonen auf Ko-
sten der Wirtschaft der Nachbarn, ist außerordent-
lich groß. So wie ich hier an unsere Landsleute ap-
pelliere, sich durch Schwarzmalereien nicht aus 
dem seelischen Gleichgewicht drängen zu lassen, 
nicht das Selbstvertrauen zerstören zu lassen, so 
muß ich an alle Regierungen der Staaten, mit denen 
wir Handel und Wandel treiben, appellieren — ge-
nau wie wir selber diesen Vorsatz gefaßt haben und 
befolgen werden —: Lassen Sie sich bitte nicht in 
Protektionismus hineintreiben. Nicht in die Politik 
des "beggar thy neighbour", nach der Moral: Haupt-
sache, mir geht es nicht ganz so schlecht, wie es dem 
anderen geht: Wir sitzen alle im gleichen Boot; sogar 
die Sowjetunion sitzt mit in demselben wirtschaftli-
chen Boot der Weltwirtschaft. Es kann sich niemand 
daraus entfernen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zum Schluß noch einmal eine ausländische Zei-
tung, diesmal aus England, in bezug auf die Wirt-
schaftsprognosen, die Graf Lambsdorff vorgetragen 
hat: „Die meisten Nichtdeutschen werden wahr-
scheinlich die Prognosen der Institute für 1982 als 
eine Vision eines umwerfenden wirtschaftlichen Er-
folges betrachten." Das, was Sie hier kritisieren, 
wird im Ausland angesichts der dortigen Lage als 
„vision of a striking economic success", als Vision ei-
nes schlagenden wirtschaftlichen Erfolges bezeich-
net. Ich weiß, daß, gemessen an den in besseren Zei-
ten der Vergangenheit, als es keine Ölpreisexplosio-
nen und keine Weltinflation gegeben hatte, gewon-
nenen eigenen Maßstäben, das, was wir heute haben 
und was wir im Laufe des Jahre 1982 zu erreichen 
trachten, nicht als ein schlagender Erfolg angesehen 
werden darf; im Gegenteil. Ich weiß, daß die Zeit 
schwierig ist und in diesem Winter noch schwieriger 
wird und bis in die Mitte des nächsten Jahres auch 
bleibt. Natürlich wird die Erholung des Arbeits-
marktes zeitlich der Erholung der Produktion und 
des Bruttosozialprodukts hinterherhinken. 

Aber ich möchte an alle appellieren, die als Unter-
nehmer, als Gewerkschafter, als bewußte Staatsbür-
ger, als Politiker im Bund wie -  in den Ländern, in 
Landesregierungen und im Bundesrat Verantwor-
tung tragen: Lassen wir uns nicht von Gefühlen da-
vontragen! Lassen wir uns nicht durch Angst oder 
Zorn oder Angstmacherei oder Zornmacherei den 
klaren Blick vernebeln! Lassen wir nicht zu, daß Au-
genmaß durch blinden Aktionismus ersetzt wird! 
Schauen wir uns vielmehr — das gilt für uns Deut-
sche besonders — in der Welt und im eigenen rei-
chen Land um! Ich sage dies Wort mit Bedacht. Es 
gibt viele ausländische Besucher, nicht nur aus Ent-
wicklungsländern, die dieses für ein sehr reiches 
Land halten, auch was den Lebensstandard der brei-
ten Massen angeht, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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auch was den Lebensstandard derjenigen angeht, 
die auf Arbeitslosengeld und Sozialhilfe angewiesen 
sind. 

Lassen wir uns den Blick nicht vernebeln! Schaut 
euch um und fragt euch, ob ich nicht recht habe, 
wenn ich sage: Wir haben allen Grund zum Selbst-
vertrauen. Wenn uns doch das ganze Ausland ver-
traut, warum vertrauen wir uns dann nicht selber! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn uns doch alle ausländischen Regierungen ver-
trauen, warum sollte uns dann Herr Dr. Kohl einre-
den, wir dürften uns selber nicht vertrauen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Warum sollten wir, die wir Arbeit und Beschäfti-
gung, Lohn und Gehalt und Einkommen haben, in 
dem Augenblick, in dem Solidarität mit wirtschaft-
lich Schwachen wirklich gebraucht wird, weil sie ge-
gen ihren Willen arbeitslos geworden sind und noch 
werden, in dem Augenblick, wo sie auf Solidarität 
wirklich angewiesen sind, warum sollten wir in die-
sem Augenblick nicht bereit sein, aus Solidarität ein 
Viertel Prozent mehr Beitrag an die Arbeitslosen-
versicherung zu zahlen? 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Ich empfehle unserem Volk Mut und Gelassen-
heit. Und ich empfehle der Opposition den Mut, end-
lich zu sagen, was sie wirklich an die Stelle dessen 
setzen möchte, was wir beschließen werden. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
SPD und der FDP — Bravorufe von der 

SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Dr. Dollinger. 

Dr. Dollinger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Bundes-
kanzler, es ist nach meiner Meinung gut, daß Sie zu 
dieser Debatte gekommen sind. Wir freuen uns auch, 
daß Sie weltweit viele Glückwünsche zur Genesung 
bekommen haben. Ich habe den Eindruck: Sie haben 
sich nicht geändert. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Selbstverständlich haben Sie auch Wünsche des 
Führers der Opposition bekommen; denn es gehört, 
wie ich meine, einfach zum menschlichen Miteinan-
der, daß man in Stunden der Gefährdung des Lebens 
dem anderen alles Gute wünscht. 

(Beifall) 

Das sollte auch in Zukunft so bleiben. 

Allerdings sollte man unabhängig vom Protokolla-
rischen diese Telegramme nicht als Zustimmung zur 
eigenen Politik umdeuten; davor möchte ich war-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben noch ein schönes 
Wort gesagt, nämlich, Sie wollten hier keine Bußpre-
digt halten. Das haben Sie weiß Gott nicht getan. 

Aber ich frage mich: Sind nicht Bußpredigten für 
alle verantwortungsbewußten Menschen ab und zu 
sehr gut und heilsam? Ich meine das ganz ernst. Al-
lerdings muß man dann auch bereit sein, etwas buß-
fertig zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben uns in bezug auf 
die wirtschaftlichen Verhältnisse in die weite Welt 
geführt und damit die Bundesrepublik Deutschland 
verglichen. Einverstanden, wenn Sie das tun. Ich 
stelle nur eine Frage an Sie: Warum hat man inter-
nationale Vergleiche dieser Art, als Bundeskanzler 
Erhard sie im Jahre 1966 einmal anstellte, beiseite 
geschoben und nicht anerkannt? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben meinem Kollegen Häfele gesagt, das, 
was er erklärt habe, sei demagogisch gewesen. Ich 
weiß nicht, welchen Teil der Rede Sie gemeint ha-
ben. Seine Zusammenfassung können Sie wohl 
kaum gemeint haben. Ich darf aus ihr zitieren: Im 
Wahlkampf 1972 hat die Regierung behauptet, Infla-
tion sei der Preis der Vollbeschäftigung. Im Land-
tagswahlkampf von Nordrhein-Westfalen 1975 hat 
die SPD behauptet, der Aufschwung stehe unmittel-
bar bevor. Im Wahlkampf 1976 hat der Bundeskanz-
ler behauptet, es gebe bei den Renten bloß ein „Pro-
blemchen". 1980 hat die Regierung das Problem der 
Staatsverschuldung in unverantwortlicher Weise 
verniedlicht. — Herr Bundeskanzler, das hat nichts 
mit Demagogie zu tun. Das sind Fakten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man könnte sie ohne große Schwierigkeiten erwei-
tern. 

Wenn ich hier den Herrn Kollegen Brandt sehe, 
dann denke ich daran, wie er einmal erklärte: Wir 
garantieren jeden Arbeitsplatz. 

Der Herr Bundeskanzler hat dann — mit sanften 
Worten — etwas über das Verhältnis zur Bundes-
bank gestöhnt; das verstehe ich auch. Auch andere 
Bundeskanzler haben in der Vergangenheit dieser 
Republik öfter über die Bundesbank gestöhnt. Aber 
wenn die Bundesbank nach dem Gesetz unabhängig 
ist, dann kann es gar nicht ausbleiben, daß Konflikte 
zwischen Bundesbank und Regierung entstehen; 
das läßt sich gar nicht beseitigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte nur um eines bitten: daß aus dieser De-
batte heraus nicht der Eindruck entsteht, daß man 
am Status der Bundesbank etwas ändern wolle. 
Denn, meine Damen und Herren, nach meiner Mei-
nung hat die Bundesbank in unserem Land und im 
Ausland nach wie vor ein hohes Ansehen. Wir sind 
der Meinung: Bei dieser Unabhängigkeit muß es 
bleiben, auch wenn es manchmal beschwerlich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun hat der Herr Bundeswirtschaftsminister 
heute morgen laut darüber nachgedacht, daß es 
nicht ganz so leicht ist, richtige Voraussagen zu ma-
chen. Sie haben von dem Risiko gesprochen, das mit 
Prognosen verbunden ist. Wir haben in den Jahren 
1966/69 das Instrumentarium zur Beurteilung wirt- 
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schaftlicher Vorgänge wesentlich erweitert und, wie 
ich meine, auch verbessert. Wenn die Bundesregie-
rung der Meinung sein sollte, daß das heute nicht 
mehr ausreicht, dann steht es ihr völlig frei und 
würde es ihr sogar gut anstehen, zu erklären: wir 
brauchen weitere Instrumente zur Untersuchung. 
Aber, Herr Bundeswirtschaftsminister, hier kommt 
doch immer wieder ein alter Tatbestand heraus: Sie 
können mit noch so vielen Gutachten und Sachver-
ständigenräten niemals die Entwicklung hundert-
prozentig voraussagen. Was bleibt bei dieser Be-
trachtung übrig? — Im Endergebnis das Wagnis des 
Politikers, nach den Tatbeständen zu entscheiden. 
Und das ist oft ein, sagen wir einmal, Glücksfall. 
Nach meiner Überzeugung ist es aber oft auch eine 
Frage der politischen Begabung, zu erkennen, wohin 
die mögliche Entwicklung geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier möchte ich einen gewissen Vergleich zwi-
schen dem Politiker, dem forschenden Wissen-
schaftler, der auch nicht weiß, was herauskommt, 
und dem unternehmerisch Verantwortlichen in der 
Wirtschaft ziehen. Das Risiko bleibt; das müssen wir 
tragen. Ich habe aber den Eindruck, daß man die jet-
zige Entwicklung letzten Endes nicht so abtun kann, 
als ob sich das alles kurzfristig entwickelt hätte. das 
stimmt einfach nicht. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie die Gutachten der letzten Jahre nachle-
sen, Herr Bundeswirtschaftsminister, so stoßen Sie 
da immer wieder auf mehr oder minder starke Be-
denken hinsichtlich der wirtschaftlichen Entwick-
lung in der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir haben die vier Ziele des Stabilitätsgesetzes zwi-
schenzeitlich leider total verfehlt; in den vergange-
nen Jahren war es nur zum Teil der Fall. Ich meine, 
das ist eine schlechte Sache. 

Ich muß hier eine Frage dazwischenschalten. 
Diese Regierung des Herrn Bundeskanzler Schmidt 
hat am 5. Oktober 1980 einen guten Vertrauensbe-
weis bekommen: die Koalition. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

— Ich stelle das als Faktum fest. Ich schließe die 
Frage an: Was hat die Bundesregierung, die j a schon 
vorher im Amt war und ihre Tätigkeit fortsetzen 
konnte, aus diesem Vertrauensbeweis vom 5. Okto-
ber 1980 eigentlich bis heute gemacht? Wo waren 
hier die oft angekündigten Entscheidungen und Be-
schlüsse? Wie sagte der Herr Bundesfinanzminister 
einmal? — Es würde Heulen und Zähneklappern ge-
ben! — Wo ist die Sanierung des Haushalts? 

Ich glaube, wir müssen hier ehrlich sagen, daß die-
ses Jahr in vieler Beziehung vertan worden ist, weil 
man nicht die Konsequenzen aus der Entwicklung 
gezogen hat. Und wenn wir das Jahr 1981, das zu 
Ende geht, überblicken, dann müssen wir doch fest-
stellen, daß dies ein Jahr ist, in dem die Bürger in der 
Bundesrepublik Deutschland zum ersten Mal — zu-
mindest nach vielen Jahren — einen tatsächlichen 
Verlust an Kaufkraft zu verzeichnen haben. Die In-
flationsrate ist weit stärker als erwartet gestiegen. 

Die letzten Zahlen sind einfach erschreckend. Wir 
liegen jetzt bei 6,9 %. Man sollte öfter daran denken, 
was das auch für arbeitslose Bürger bedeutet. 

Inflation und Arbeitslosigkeit laufen letzten En-
des ineinander hinein. Die Arbeitslosigkeit, die wir 
haben, ist deshalb so bedrückend, weil sich nach 
dem bisherigen Konzept der Bundesregierung nicht 
abzeichnet, wie diese Entwicklung gestoppt und ge-
ändert werden soll. Ich denke an Herrn Genscher, 
der von der „Wende" spricht. Wenn ich dann die Zahl 
der Arbeitslosen betrachte, sieht die „Wende" nicht 
so aus, daß die Kurve plötzlich nach unten ginge — 
das wäre eine Wende —, sondern die Kurve geht viel 
steiler nach oben. Das gleiche trifft für die inflatio-
näre Entwicklung zu. 

Meine Damen und Herren, wir haben Inflation, 
wir haben Arbeitslosigkeit, Verlust der Kaufkraft 
der breiten Schichten unserer Bevölkerung und wir 
haben — der Herr Bundeswirtschaftsminister hat 
darauf hingewiesen — auch eine Verschlechterung 
der Ertrags- und Absatzverhältnisse in der Wirt-
schaft. Das Bruttoeinkommen aus Unternehmertä-
tigkeit und aus Vermögen wird für 1981 mit minus 
3 % angesetzt. Im ersten halben Jahr hat es minus 
7,5 % betragen. Das sind Zahlen, die gesamtwirt-
schaftlich Auswirkungen haben. Ich stimme dem 
Herrn Bundeswirtschaftsminister zu, daß ich nicht 
sehe, wie es zu der Steigerung um 7 % für das näch-
ste Jahr kommen soll. 

Einige Bereiche sind von dieser Entwicklung ganz 
besonders betroffen. Ich denke insbesondere an die 
Bauwirtschaft. Der Tiefbau ist weitestgehend von 
dieser Entwicklung betroffen, obwohl man wirklich 
nicht sagen kann, daß alle Verkehrsprobleme gelöst 
wären. Ich kenne das aus meinem eigenen Raum. Da 
haben wir jetzt einen neuen Begriff für Brücken. Es 
gibt jetzt „So-da-Brücken", die stehen nämlich so da, 
weil kein Anschluß zur Brücke und über die Brücke 
hinweg gestaltet wird. Das scheint mir auch keine 
vernünftige Entwicklung zu sein. 

Wir haben im Hochbau den Rückgang, obwohl wir 
vielerorts Bedarf an Wohnungen haben. Wir sollten 
nicht vergessen, daß wir wirtschaftliche Zusammen-
brüche in einem ganz bedenklichen Ausmaß haben. 
Wir haben für das Jahr 1981 mit ca. 11 000 Konkur-
sen zu rechnen. Das ist nicht nur eine schlechte Sa-
che für den Inhaber, für den Unternehmer, sondern 
das bedeutet auch die Vernichtung von Arbeitsplät-
zen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

die Vernichtung von Kapital. Das ist eine Entwick-
lung, die zu denken gibt, zumal häufig dadurch auch 
die Konzentration gefördert wird; und das ist mei-
stens nicht gut. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist das Unso

-

ziale dieser Politik!) 

Ich meine, das sind Entwicklungen, die sich seit 
Jahren abzeichnen und die sich leider in einem ge-
fährlichen Ausmaß fortgesetzt haben. 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister und auch 
der Herr Bundeskanzler haben das Verhältnis zwi-
schen D-Mark und Dollar angeschnitten. Durch die 
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Aufwertung des Dollars, die Abwertung der D-Mark 
ist eine große Unsicherheit entstanden. Es gibt aber 
für mich keinen Zweifel, meine Damen und Herren: 
Die Abwertung der D-Mark hat auf der einen Seite 
zu einer wesentlichen Verteuerung der Einfuhren 
geführt. Auf der anderen Seite ist aber die Abwer-
tung der D-Mark zu einer entscheidenden Stütze des 
Exports geworden. Daß wir nicht noch schwierigere 
wirtschaftliche Verhältnisse haben, hängt doch im 
Augenblick entscheidend damit zusammen, daß 
durch die Aufwertung des Dollars und die Abwer-
tung der D-Mark unser Export steil nach oben ge-
gangen ist. Wie lange das anhält und wie die Ent-
wicklung sein wird, weiß niemand vorauszusagen. 
Auch das bleibt ein Risiko für die weitere Entwick-
lung. 

Ich möchte nicht im einzelnen auf das Gutachten 
dieser Woche eingehen. Wir haben viele Gutachten. 
Manchmal habe ich das Gefühl, daß sie gar nicht 
richtig ausgewertet werden. Ich kann nur feststel-
len, daß durch dieses Gutachten eine Reihe von Tat-
sachen festgestellt werden, die wir unterschreiben 
können; daß eine Reihe von Anregungen gegeben 
werden, von denen ich meine, daß sie eingehend ge-
prüft werden müssen. 

Diese Berichte stehen auch im Zusammenhang 
mit der Frage der Haushaltssanierung. Ich darf noch 
einmal kurz auf das Thema „Sanierung durch Bun-
desbankgewinne" eingehen. Halten wir uns einmal 
die Entwicklung der Überschüsse oder Fehlbeträge 
bei der Bundesbank vor Augen. Es gab Ablieferun-
gen im Jahre 1968 mit 0,358 Milliarden DM, 1970 mit 
0,523 Milliarden DM, 1975 mit 0,397 Milliarden DM. 
Und nun kommt die große Ablieferung dieses Jah-
res. Warum nenne ich diese Zahlen, meine Damen 
und Herren? Man sieht daraus, daß die jetzige Ablie-
ferung an den Bund etwas ganz Außergewöhnliches 
und Außerordentliches ist. Diese Ablieferung in den 
Haushalt einzusetzen ist für dieses Jahr — ich sage 
es einfach — bequem. Aber es stellt sich doch die 
Frage: Kann man im nächsten oder übernächsten 
Jahr wieder solche Beträge erwarten? Oder ist nicht 
durch die Tatsache, daß man diesen Ausgleich mit 
Hilfe des Bundesbankgewinns leichter geschafft 
hat, automatisch für 1982 und 1983 ein großes Loch 
vorauszusehen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich betrachte diesen Betrag eigentlich als einen — 
um  es einmal betriebswirtschaftlich auszudrücken 
— außerordentlichen, einmaligen Ertrag. Das Ganze 
erinnert mich daran — wenn ich das einmal humor-
voll sagen darf, wenn auch mit ernstem Hinter-
grund —, wie manche deutsche Unternehmen, auch 
Aktiengesellschaften, in den letzten Jahren verfah-
ren sind: Als keine Dividenden mehr aus den Ge-
schäften zu erwarten waren, hat man Grundstücke 
verkauft, und mit Hilfe dieser Erlöse war man in der 
Lage, eine bescheidene Dividende zu zahlen. Wir 
sollten also bei dem Thema Bundesbank sehr vor-
sichtig sein. Es ist eine Augenblickslösung gefunden 
worden. Aber das Problem wird wieder auftauchen, 
weil mit solchen Gewinnen nicht über eine längere 
Zeitspanne gerechnet werden kann. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich noch ein paar Gedanken vortra-
gen, die zeigen, worin ich die Ursachen dieser 
Schwierigkeiten sehe. Wir hören immer wieder, das 
sei die weltweite Entwicklung; uns wird immer wie-
der gesagt, das seien die Ölpreise. Ich verkenne die-
ses Problem überhaupt nicht. Aber, ich glaube, wir 
machen uns das Leben zu einfach, wenn wir so tun, 
als ob allein darin das Problem läge. Auch die Bun-
desbank, auch sachverständige Gremien sind der 
Meinung, daß die jetzige Entwicklung zur Hälfte mit 
Öl, zur anderen Hälfte aber mit der eigenen Politik 
in unserem Lande zu tun habe. 

Wir haben im internationalen Vergleich unwahr-
scheinlich gestiegene Kosten. Wir haben Steuern 
und Abgaben, die eine zusätzliche Belastung sind. 
Wir haben, so empfinde ich, eine abnehmende Be-
reitschaft zum Leistungswillen und zur Risikobe-
reitschaft. Wenn wir kein Wirtschaftswachstum ha-
ben — das wurde heute ja zu Recht beklagt — , soll-
ten wir uns eigentlich einmal fragen, ob das nicht 
auch etwas damit zu tun hat, wie wir das Wort Lei-
stung in den letzten Jahren interpretiert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn man sagt, 50 % der Wirtschaftspolitik sei 
Psychologie, dann muß man, glaube ich, auch fragen, 
wie es hiermit aussieht. Ich habe den Eindruck, daß 
das Vertrauen in unserem Lande in zunehmendem 
Maße enttäuscht worden ist. Man hat sich mit dem 
Slogan „Reformen, Reformen" übernommen. Ich 
meine, man hat sich auch mit jener Formulierung 
übernommen: „Wir schaffen das moderne Deutsch-
land." 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da ist mir eigentlich ein etwas konservativeres 
Deutschland lieber als das fortschrittliche Deutsch-
land, das jetzt geschaffen worden ist. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Hoffnungen wurden zu hoch angesetzt, das 
Vertrauen enttäuscht, abgebaut. Schließlich ent-
stand auf Grund dieser Entwicklung ein Zustand der 
allgemeinen Unsicherheit, der Resignation auf der 
einen Seite und der Radikalisierung auf der anderen 
Seite. Daraus entsteht jener Angstkomplex, den wir 
heute doch nicht nur bei der Jugend, sondern in wei-
ten Bereichen unserer Bevölkerung finden. Das hat 
nach meiner Überzeugung etwas mit den Worten auf 
der einen Seite und den Taten auf der anderen Seite 
zu tun. 

Ich glaube auch, daß das Zaudern, das ein Be-
standteil der Politik geworden ist, wesentlich zu die-
sem Zustand beigetragen hat. Wie einig war sich das 
Parlament einmal in der Frage der Nutzung der 
Kernenergie. Was für eine Unsicherheit haben wir 
dagegen heute draußen in der Bevölkerung? Sie ist 
doch auch deshalb entstanden, weil man nicht den 
Mut hatte, die Entscheidungen auch durchzusetzen, 
weil man gezaudert und nötige Schritte immer wie-
der verschoben hat. Ich habe die große Sorge, daß 
nach all den Ankündigungen — ich habe vorhin 
schon ein Zitat des Herrn Bundesfinanzministers 
gebracht — über die Notwendigkeit der Sanierung 
des Haushalts und die harten Maßnahmen, die ge-
troffen werden müssen, sich auch hier wieder etwas 
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entwickelt, was im Endergebnis zu einer ganz ande-
ren Form der Meinungsäußerung als bisher führt. 

Es war viel Bereitschaft vorhanden. Ich erinnere 
an das Schlagwort: Den Gürtel enger schnallen! 
Aber wenn das alles wieder überspielt wird und 
wenn verhältnismäßig wenig passiert, sagt der Bür-
ger: Also es ist doch nicht so schlimm. Das kann böse 
Folgen haben. 

Wir haben leider — das gilt für dieses Haus — eine 
gewisse Starrheit in der politischen Betrachtung be-
kommen. Man ist zuwenig offen für Lösungen. Man 
ist zuwenig offen, aufeinander einzugehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich denke an die Zeit vor 15 Jahren, an das Jahr 
1966. Da ging es um eine Deckungslücke von 3 Milli-
arden DM bei einer jährlichen Neuverschuldung des 
Bundes von 2,5 Milliarden DM bei einer Arbeitslo-
senquote von 0,7 % und bei 540 000 offenen Stellen; 
die Preissteigerungsrate von 3,5 % war die höchste in 
den 60er Jahren. Seinerzeit war die FDP nicht zu be-
wegen, bei der Deckungslücke von 3 Milliarden und 
der Neuverschuldung von 2,5 Milliarden eine gering-
fügige Erhöhung der Steuern mitzutragen. Die Mini-
ster sagten j a, die Fraktion sagte nein. Heute hat die 
FDP in dieser Beziehung eine völlig andere Position. 
Sie geht nicht wie damals aus der Regierung raus. 
Da bleibt sie standfest. Aber sie ist unwahrschein-
lich flexibel, neue Belastungen mit zu beschließen 
und mit durchzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieses Beispiel ist sehr deutlich dafür, wo wir ei-
gentlich hingekommen sind. Damals führten so ge-
ringe Verschuldungsbeträge zu einer Regierungs-
krise. Heute wird eine weit, weit höhere Verschul-
dung abgetan, als wenn das gar nichts bedeuten wür-
de, sondern normal wäre. Ich kann nicht anders; ich 
muß den Satz sagen: Ich glaube, man hat sich jetzt 
mehr dem Gesichtspunkt untergeordnet: wir wollen 
an der Macht bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben heute eine Stagflation. Das kann so 
sein. Aber ich glaube, wir sollten wirklich wieder ein-
mal auch etwas vom Grundsätzlichen erörtern, 
selbst wenn es nicht angenehm ist. 

Lassen Sie mich vom Volkswirtschaftlichen her 
noch etwas unter dem Aspekt der Produktionsfakto -
ren sagen. Die Arbeit hat als Ertrag den Lohn, das 
Kapital den Zins. Wir haben eine Entwicklung, wo 
steigende Lohnkosten im Vergleich zu den Kapital-
kosten, die niedriger waren, zu einer Bevorzugung 
der Investitionen und der Rationalisierung geführt 
haben. Wir haben heute einen Zustand, wo hohe Ka-
pitalkosten, nämlich Zinsen, dazu führen, daß Inve-
stitionen weitestgehend unterbleiben, nicht zuletzt, 
weil das Eigenkapital oft zu gering ist. 

(Glos [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die Beobachtung der Produktionsfaktoren und die 
Zuordnung zueinander sind von entscheidender Be-
deutung, wenn die Wirtschaft problemloser und mit 
weniger Schwankungen laufen soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich nenne als Beispiel die Zinsen. Wenn der Bund 
für seine Anleihen 9, 10, 11 % Zinsen zahlt, kann ich 
einen Mann, der Geld hat, kaum mit Erfolg auffor-
dern: Bauen Sie ein Miethaus, wo Sie 2 bis 3 % Ren-
dite haben! Das ist gar keine Frage. So ist auch die 
Höhe der Zinsen ein Faktor, der unsere wirtschaftli-
che Entwicklung sehr gefährlich behindert. 

Wenn hier gesagt wird, das sei alles ein Problem 
Amerikas, so stimmt das nicht. Jeder vernünftige 
Geldanleger orientiert sich nicht allein an der Höhe 
des Zinssatzes, sondern er fragt sich, wo sein Geld si-
cher angelegt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe die große Sorge, daß bei uns die Höhe der 
Zinssätze nicht mehr reicht, weil wir durch Staatsde-
fizite und durch Defizite in der Leistungsbilanz ei-
nen Zustand der Unsicherheit haben. 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister hat gesagt, 
wir brauchten Geduld, Mut und Zuversicht. Was muß 
hier geschehen, auch wenn man diese Sätze nimmt? 
Ich glaube, wir brauchen Klarheit über den Haus-
halt 1981 — das hat Kollege Häfele gesagt —, nicht 
alle vier Wochen neue Zahlen, Richtigstellung der 
mittelfristigen Finanzplanung, tatsächliche Konsoli-
dierung der Staatsfinanzen, denn mit diesen Vorla-
gen ist der Haushalt wahrscheinlich nur für ein Jahr 
einigermaßen ausgeglichen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Klarheit auch im Hinblick auf die Konsequenzen für 
Länder und Gemeinden, denn diese Entwicklung im 
Bund — täuschen wir uns nicht — schlägt durch bis 
zur letzten Gemeinde. 

Wir sollten auch im Sozialbereich prüfen, was im 
Hinblick auf die veränderte wirtschaftliche Ent-
wicklung noch geleistet werden kann. Es gibt keine 
Sozialpolitik, losgelöst von der Wirtschaftspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn wir in der Wirtschaftspolitik rückläufige Ent-
wicklungen haben, wie sie allgemein heute nicht be-
stritten werden, dann hat das automatisch auch 
Konsequenzen für die Sozialpolitik. Ich möchte da-
vor warnen, den Eindruck zu erwecken, als wenn das 
Netz der sozialen Sicherheit unabhängig von der 
wirtschaftlichen Entwicklung gehalten werden 
könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Als vom Mißbrauch von sozialen Leistungen ge-
sprochen wurde, kam vom Herrn Bundeskanzler der 
Vergleich mit dem Mißbrauch von Steuern. Ich bin 
völlig einverstanden mit Steuerprüfungen, ich bin 
völlig mit der Bestrafung derjenigen einverstanden, 
die Steuern hinterziehen, weil sonst jeder, der gegen 
das Gesetz verstößt, einen Wettbewerbsvorteil hätte. 
Aber wir sollten auch nicht verkennen, daß es im So-
zialbereich nicht zuletzt auf Grund der Tatsache 
Mißbrauch gibt, daß wir heute so hohe Beitragssätze 
haben, daß der eine oder andere in die — ich möchte 
beinahe sagen: menschlich verständliche — Versu-
chung kommt: Der Bürger will nicht nur ständig 
Geld einzahlen, sondern er möchte auch einmal et-
was herausbekommen. 
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Die Überprüfung der Subventionen ist ein weite-

rer Punkt, der diskutiert wird, wo aber wenig pas-
siert. Ich meine, der Staat soll sich im Wirtschafts-
prozeß mehr zurückhalten, Rahmenbedingungen 
schaffen, er soll die unternehmerische Tätigkeit sich 
entfalten lassen und auch das Risiko bei den Unter-
nehmungen belassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Leistungswettbewerb muß gestärkt werden. 
Wenn ich an die Berichte der Monopol-Kommission 
denke, so wird dort deutlich und klar, wie gefährlich 
hier die Entwicklungen sind, die den Leistungswett-
bewerb gefährden können. Das gilt auch für die 
Frage der Nutzung der Fusionskontrolle im Inter-
esse der Erhaltung des Leistungswettbewerbes. 

Schließlich müssen wir alles tun, damit die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit erhalten bleibt, und 
zwar durch Förderung von Forschung und Wissen-
schaft, Offenhalten der Märkte, womit wir sehr ein-
verstanden sind. Hier können wir der Bundesregie-
rung sagen, daß sie das Offenhalten der Märkte bis-
her gut gemacht hat, und in diesem Bereich hat sie 
auch unsere volle Unterstützung. Aber ich meine, 
daß wir auch sagen müssen, daß es neben For-
schung, Wissenschaft und Ausbildung dringend not-
wendig ist, daß die Unternehmungen Gewinne ha-
ben. Wer glaubt, daß Gewinne eine Schande und Ver-
luste eine Tugend seien, der geht an wirtschaftlichen 
Erkenntnissen einfach vorbei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine Schlußbemerkung. Ich glaube, wir sind uns 
darüber im klaren: Die Zeche für Fehlentwicklun-
gen in Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik zahlt 
das Volk. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider wahr!) 

Wenn wir das ändern wollen, brauchen wir klare Er-
kenntnisse der Fakten, die gegeben sind, brauchen 
wir klare Führung, Willen und Mut zu Entscheidun-
gen. Ich meine, daß die Bürger in ihrer Masse in 
Deutschland bereit sind, Opfer auf sich zu nehmen, 
wenn sie wissen, daß dies sinnvoll und von Nutzen 
ist. 

(Lampersbach [CDU/CSU]: Aber nicht bei 
dieser Regierung!) 

Ich meine aber, daß hier nicht das Richtige getan 
worden ist. Ich sage es ganz einfach: Die Regierung 
von SPD und FDP hat ein gutes Erbe, das sie 1969 
übernommen hat, weitgehend vertan. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das muß kein Naturgesetz sein. Ich bin sogar der 
Meinung, daß man das ändern kann, wenn man den 
Willen dazu hat, wenn man Einsicht hat, wenn man 
bereit ist, Fehler einzugestehen, und wenn man den 
Mut hat, daraus Konsequenzen zu ziehen. Mit Über-
mut und mit Hochmut ist es mit Gewißheit nicht zu 
schaffen. Das Urteil der Geschichte über diese Poli-
tik von elf Jahren SPD/FDP-Koalition liegt heute 
vor aller Augen — zum Schaden unseres Volkes. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, es liegen keine weiteren Wortmeldungen 
vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 9/950 zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist abgelehnt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, nach einer Verständi-
gung zwischen den Fraktionen soll zur besseren 
Ausnutzung der Tagungszeit eine Umstellung in der 
heute vormittag beschlossenen Tagesordnung vor-
genommen werden. Demnach wird Punkt 2 der Ta-
gesordnung bis nach der Mittagspause zurückge-
stellt und Punkt 3 der Tagesordnung vor der Mit-
tagspause aufgerufen. Ich sehe keinen Widerspruch. 
— Das Haus ist damit einverstanden. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Rechtsausschusses (6. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Fraktionen der 
SPD und FDP 
Ächtung der Todesstrafe 
— Drucksachen 9/172, 9/920 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Klein (Dieburg) 
Dr. Klein (Göttingen) 

Meine Damen und Herren, zwischen den Fraktio-
nen ist für die Aussprache eine Runde vorgesehen 
worden. — Ich sehe auch da keinen Widerspruch. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das Wort wird nicht gewünscht. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Klein. 

Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es trifft 
sich gut, daß der Deutsche Bundestag den Antrag 
zur Ächtung der Todesstrafe zu einem Zeitpunkt be-
rät, zu dem der Ausschuß für Menschenrechte der 
Vereinten Nationen in der Bundeshauptstadt tagt. 

Die CDU/CSU begrüßt es, daß sich der Ausschuß 
entschlossen hat, seine erste Tagung außerhalb ei-
nes Sitzes der Vereinten Nationen gerade in Bonn 
durchzuführen. 

Der Ausschuß steht vor einer schwierigen Aufga-
be. Wir glauben nicht, daß die ihm zur Zeit zur Verfü-
gung stehenden Instrumente ausreichen, der Ver-
achtung, die den Menschenrechten vielfach entge-
genbracht wird, wirksam entgegenzutreten, und 
zwar gerade auch in einer Reihe derjenigen Länder, 
die die einschlägigen internationalen Verträge un-
terzeichnet und sich darin zur Beachtung der Men-
schenrechte verpflichtet haben. Aber es handelt sich 
um einen ermutigenden Anfang. 

Die Anerkennung von Menschenrechten im Völ-
kerrecht führt folgerichtig zur Erhebung des einzel-
nen in den Rang eines Völkerrechtssubjektes, einen 
Rang, den im klassischen Völkerrecht nur die Staa-
ten eingenommen haben. Der eiserne Panzer der 
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Souveränität der Staaten ist hier durchbrochen, und 
die These, es sei eine unzulässige Einmischung in in-
nere Angelegenheiten, wenn ein Staat die Verlet-
zung der Menschenrechte durch einen anderen rügt, 
ist, zumindest im Kreise der Unterzeichner des Men-
schenrechtspaktes, falsch. Deshalb, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, ist auch die Kritik des 
Botschafters des Iran in der Bundesrepublik 
Deutschland an den Äußerungen des Herrn Bundes-
ministers der Justiz über die Verhältnisse in diesem 
Lande falsch, und sie war überdies — das füge ich 
hinzu — in ihrer Form ungehörig. 

(Beifall) 

Dem Ausschuß für Menschenrechte der Vereinten 
Nationen wünschen wir bei seiner Arbeit viel Er-
folg. 

Die verschiedenen Initiativen der Bundesregie-
rung zur weltweiten Abschaffung der Todesstrafe 
werden von der CDU/CSU unterstützt. Unser Grund-
gesetz verbietet die Todesstrafe. Selbst unter dem 
Eindruck der abscheulichen Verbrechen des Terro-
rismus in unserem Lande sind die Stimmen, die ihre 
Wiedereinführung fordern, vereinzelt geblieben. Die 
Erfahrung hat uns, so meine ich, gelehrt, daß der 
Verzicht auf die Todesstrafe die wirksame Verbre-
chensbekämpfung nicht beeinträchtigt, daß also die 
abschreckende Wirkung der Todesstrafe, sofern sie 
überhaupt ins Gewicht fällt — Sachverständige be-
streiten das — , jedenfalls nicht sonderlich hoch zu 
veranschlagen ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wir Deutschen stehen überdies unter dem Eindruck, 
den der brutale Mißbrauch der Todesstrafe unter 
der Tyrannei der Hitlerdiktatur hierzulande hinter-
lassen hat. Um so erschreckender ist es allerdings, 
daß in einem Teil unseres Vaterlandes unter einem 
wiederum totalitären Regime diese Strafe nach wie 
vor für eine Reihe von Straftaten angedroht wird 
und ihr Mißbrauch auch nicht ausgeschlossen ist. 
Wenn wir uns schon im Sinne der Ächtung der To-
desstrafe international zu Wort melden, stünde es 
uns, so meine ich, gut an, an diesen Tatbestand zu er-
innern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Ich bedaure, daß einem entsprechenden Antrag un-
serer Fraktion im Auswärtigen Ausschuß, gerichtet 
auf eine diesbezügliche Ergänzung der Formulie-
rung, die uns vorliegt, nicht gefolgt worden ist. 

Dennoch stimmt meine Fraktion dem Koalitions-
antrag zu, wie wir auch der Entschließung des Euro-
päischen Parlaments zum gleichen Gegenstand zu-
stimmen. Vielleicht ist es ganz sinnvoll, aus dieser 
Entschließung des Europäischen Parlaments zwei 
Zitate herauszugreifen. Es heißt dort: 

... in der Erwägung, daß ein Verständnis der 
Menschenrechte, das im Einklang mit den Prin-
zipien der europäischen Kultur steht, voraus-
setzt, daß das Recht auf Leben allen Menschen 
zuerkannt und gewährleistet wird; daher 

— so heißt es weiter — 

muß das Gesetz zugleich hart sein, um poten-
tielle Opfer zu schützen, und konsequent, indem 
es in keinem Falle die Vernichtung menschli-
chen Lebens androht. 

Das Parlament wünscht dann, „daß innerhalb der 
zuständigen nationalen Instanzen eine umfassende 
Debatte über die Abschaffung der Todesstrafe ge-
führt werde, und zwar" — dies betone ich — „mit der 
notwendigen Gelassenheit". 

Wir stimmen, wie gesagt, dem Antrag der Koali-
tionsfraktionen zu, aber es bleiben in diesem Zusam-
menhang gewisse Bedenken, die ich nicht uner-
wähnt lassen möchte. Da ist zum einen die Sorge vor 
rechthaberischer Selbstüberhebung. Die Bundesre-
publik Deutschland ist nicht der praeceptor mundi. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Einige Formulierungen in der Begründung des 
Antrages könnten immerhin so verstanden werden, 
etwa wenn da von einem „inhumamen Relikt ver-
gangener Jahrhunderte" und von „Unmenschlich-
keit" die Rede ist. Dies alles ist aus der Sicht unserer 
kulturellen Tradition sehr verständlich und, wie ich 
meine, auch richtig, aber der Herr Bundeskanzler 
hat vor nicht langer Zeit von diesem Pult aus daran 
erinnert, daß die Gesellschaftsordnungen auf dieser 
Welt unterschiedlich strukturiert sind, und von da-
her beurteilt sich eben möglicherweise auch die 
Frage der Menschlichkeit oder Unmenschlichkeit 
der Todesstrafe unterschiedlich, je nachdem, ob man 
in einer christlichen Tradition oder beispielsweise in 
einer islamischen Tradition aufgewachsen ist. 

Dennoch, ich verstehe die Emotionalität, die hin-
ter diesen Formulierungen steht, frage allerdings 
auch: Was müssen beispielsweise die Amerikaner 
dabei empfinden, wenn sie dieses lesen; denn deren 
Supreme Court hat erst im Jahre 1976 befunden, daß 
die Todesstrafe für Mord nicht in allen Fällen eine 
grausame und ungewöhnliche Bestrafung darstelle 
und daher die Verfassung der Vereinigten Staaten 
nicht unbedingt verletze. Nun ist die Schonung der 
Empfindungen amerikanischer Bürger freilich ein 
Anliegen, das manchen in diesem Hause nicht sehr 
am Herzen zu liegen scheint. Aber der Antrag 
könnte ohne die Differenzierung, daß es eben einen 
Unterschied macht, ob die Todesstrafe im Rahmen 
einer rechtsstaatlichen Ordnung für schwerste Ver-
brechen angedroht, selten verhängt und noch selte-
ner vollstreckt wird, oder ob sie zur Ausrottung poli-
tischer Gegner oder anderer mißliebiger Minderhei-
ten mißbraucht wird, als eine jener Äußerungen 
mißverstanden werden, die Ost und West, Diktatu-
ren und freiheitliche Staaten in einen Topf werfen. 
An einem Mangel an solchen Äußerungen leiden wir 
ja zur Zeit in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Unser Anliegen geht also dahin — und ich glaube, 
auf unsere Diplomaten können wir uns da verlas-
sen —, auf internationaler Ebene das berechtigte 
Ziel dieser Entschließung mit dem Takt zu verfol- 
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gen, den deutsche Vergangenheit und Gegenwart 
jenseits der Zonengrenze uns nahelegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zum zweiten fragen wir uns ja wohl alle mit wach-
sender Resignation, inwieweit Instrumente des in-
ternationalen Rechts überhaupt dazu taugen, mehr 
Menschlichkeit im Umgang der Staaten mit ihren 
Bürgern durchzusetzen. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Sehr 
gut!) 

Der internationale Pakt über bürgerliche und politi-
sche Rechte verbietet die Folter, gewährt Schutz vor 
willkürlicher Festnahme, garantiert die Unschulds-
vermutung bis zum gerichtlichen Nachweis der 
Schuld, das Recht auf gerichtliches Gehör, auf eine 
angemessene Verteidigung und den Grundsatz 
„keine Strafe ohne Gesetz". Er sagt überdies in sei-
nem Art. 6 Abs. 1: 

Jeder Mensch hat ein angeborenes Recht auf 
Leben. Dieses Recht ist gesetzlich zu schützen. 
Niemand darf willkürlich seines Lebens be-
raubt werden. 

Die Todesstrafe darf, so heißt es da, nur für das 
schwerste Verbrechen verhängt werden; sie darf für 
Straftaten von Jugendlichen unter 18 Jahren nicht 
verhängt und an schwangeren Frauen nicht voll-
streckt werden. 

Wer aber sind die Unterzeichnerstaaten dieses 
Paktes? Da finden wir Chile, die DDR, den Irak, den 
Libanon, Libyen, die Mongolei, Nicaragua, die So-
wjetunion, Syrien und — um allem die Krone aufzu-
setzen — auch den Iran. Muß man nicht an der Wirk-
samkeit internationalrechtlicher Bemühungen 
zweifeln angesichts des Maßes an Heuchelei, das bei 
manchen Unterzeichnern solcher Verträge und fei-
erlicher Erklärungen obzuwalten scheint? 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Manche der genannten Staaten scheuen sich ja 
nicht, offen zu bekennen, daß sie mißliebige Minder-
heiten auszurotten bestrebt sind — im Namen eines 
Rechts, das der Hölle entstammt und in Wahrheit 
nichts ist als menschenunwürdige Barbarei. Im Iran 
werden die Anhänger der Sekte der Bahai gnaden-
los verfolgt und umgebracht, wo man ihrer habhaft 
wird, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Kinder werden hingerichtet, wenn sie sich an uner-
wünschten Demonstrationen beteiligen. 

Ich erlaube mir in diesem Zusammenhang, an die-
jenigen Kollegen in der SPD, die noch vor kurzem in 
den Iran gereist sind, die Frage zu richten, wann sie 
daran gehen werden, hier in der Bundesrepublik 
Deutschland zu Massendemonstrationen zum 
Zwecke des Protests gegen die inzwischen dort ge-
handhabte Praxis aufzurufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vor diesem Hintergrund, meine Damen und Her-
ren, waren wir der Meinung, daß es sich empfehle, 
den Text des Beschlusses so zu verändern, daß er  

auch eine Aufforderung zur Beachtung bereits be-
stehender rechtlicher Verpflichtungen enthält; denn 
dahinter steht die Sorge, daß das Instrument völker-
vertragsrechtlicher Verpflichtungen zur Achtung 
der Menschenwürde sich abnützen könnte, wenn 
man hinnimmt, daß solche Verpflichtungen zwar fei-
erlich unterzeichnet, aber dann nicht beachtet wer-
den. Ich bin dafür dankbar, daß dieses Anliegen bei 
den Kollegen von der Koalition nicht auf sachlichen 
Widerspruch gestoßen ist. Es hat jetzt auf eine ge-
meinsame Empfehlung des Rechtsausschusses hin 
wenigstens in der Begründung des Antrags seinen 
Niederschlag gefunden. 

In seinen Betrachtungen zur Todesstrafe kommt 
Albert Camus zu dem Schluß: 

Die Todesstrafe ist ein Schandfleck unserer Ge-
sellschaft, und ihre Befürworter können sie mit 
keinerlei Vernunftgründen rechtfertigen. 

Sein gerade durch die unterkühlte Art der Darstel-
lung erschütterndes Plädoyer für die Abschaffung 
dieser Strafart bezieht sich auf Frankreich, ein Land 
mit unbestreitbar rechtstaatlicher Tradition, das j a 
gerade in allerjüngster Zeit die Todesstrafe abge-
schafft hat. Um wieviel schlimmer aber ist die Lage 
in den zahllosen Ländern dieser Erde, in denen im 
Namen eines Rechts, das außerhalb der Tradition 
europäischer Rechtsstaatlichkeit steht, aus Herrsch-
sucht, aus Haß auf den Andersdenkenden, den An-
dersgläubigen, den politischen Gegner gefoltert und 
getötet wird, in denen der Staat selbst sich zum Hen-
ker macht! 

Camus schließt seine Betrachtungen mit dem 
Satz: 

Weder im Herzen des einzelnen noch in den Sitten 
der Gesellschaft wird es einen dauerhaften Frieden 
geben, solange der Tod nicht aus den Gesetzen ver-
bannt ist. 

Ich teile diese Auffassung. Die Bundesregierung 
möge das in ihren Kräften Stehende tun, um ihr Gel-
tung zu verschaffen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Als nächster Redner 
hat Herr Abgeordneter Klein (Dieburg) das Wort. 

Klein (Dieburg) (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Mit dieser heutigen abschließen-
den Debatte über den Antrag der Koalitionsfraktio-
nen wollen wir hinter die Diskussionen in den Aus-
schüssen und in den Fraktionen einen vorläufigen 
Schlußstrich setzen. Es ist erfreulich, Herr Kollege 
Klein (Göttingen) — von Klein zu Klein muß man so 
reden —, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

daß wir mit Ihrer Unterstützung rechnen können 
und daß damit das Begehren der Koalitionsfraktio-
nen nun zu einem Anliegen der gesamten Volksver-
tretung und nicht nur der Bundesregierung wird. 

Ich finde es gut, daß wir uns auch in dem federfüh-
renden Ausschuß darauf verständigt haben — Sie 
haben es angesprochen —, nicht nur den Art. 6 des 
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Paktes über bürgerliche und politische Rechte anzu-
sprechen, der auf die Einschränkung — nicht auf die 
Abschaffung, aber auf die Einschränkung — der To-
desstrafe zielt, sondern auch zwei weitere Punkte 
mit aufzugreifen, einmal auf Ihre Intention, einmal 
auf die Intention der Sozialdemokraten hin, nämlich 
die Garantie eines gerechten Strafverfahrens und 
die Ächtung der Folter. 

Es spricht für den Rechtsausschuß als federfüh-
renden Ausschuß, daß hier nicht Mehrheitsentschei-
dungen gefällt worden sind, ohne auf die Argumente 
der anderen Seite zu hören, sondern daß man ver-
sucht hat, zu einer gemeinsamen Linie zu kommen. 
Wenn gelegentlich bedauert wird, man höre im Par-
lament nicht mehr aufeinander und man wäge die 
Argumente des politischen Gegners nicht, so hat ge-
rade die Praxis des Rechtsausschusses — in diesem 
Punkte jedenfalls — dies nachdrücklich widerlegt. 
Ich möchte mich bei Ihnen herzlich für das kon-
struktive Verhalten der Opposition bedanken, einem 
Antrag der Koalitionsfraktionen beizutreten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Unser Antrag zielt darauf, daß wir auf dem bishe-
rigen Wege fortfahren, nämlich nicht durch bilate-
rale Vereinbarungen zu versuchen, die Todesstrafe 
abzuschaffen, sondern auf den drei Ebenen, die uns 
vorgezeichnet sind, im Europäischen Parlament, in 
der Parlamentarischen Versammlung des Europara-
tes, auf der Ebene der Vereinten Nationen, nun 
Schritt für Schritt weiter voranzukommen. Ich mei-
ne, wir haben in den letzten Jahren hier durchaus 
Erfolge gehabt. 

Wir begrüßen besonders die klare und deutliche 
Entschließung des Europäischen Parlaments, über 
die wir in diesem Sommer unterrichtet worden sind 
und die auch Gegenstand der Beratungen im 
Rechtsausschuß gewesen ist. Während sich bei-
spielsweise das Europäische Parlament im Jahre 
1980 noch darauf beschränkte, die Mitgliedsländer 
aufzufordern, verhängte Todesstrafen nicht zu voll-
strecken, ist man schon ein Jahr später einen deutli-
chen Schritt weiter gegangen. Es heißt nämlich jetzt 
in der Entschließung: Das Europäische Parlament 
bringt entschieden den Wunsch zum Ausdruck, daß 
die Todesstrafe in der Gemeinschaft abgeschafft 
werden sollte. Meine Damen und Herren, dies ist, 
wie ich meine, eine klare Sprache, die man oftmals 
in Entschließungen europäischer Organe nicht so 
deutlich vorfindet, wie es hier doch Gott sei Dank 
der Fall ist. 

Nicht nur, weil das Europäische Parlament dies 
gefordert hat, sondern vor allem deshalb, weil die 
Wähler, die Bürgerschaft Voraussetzungen dafür ge-
schaffen haben, kann beispielsweise in zwei großen 
europäischen Ländern in nächster Zeit einiges ver-
ändert werden, oder es ist schon verändert worden. 
Ich denke an Belgien. Dort gibt es einen Gesetzent-
wurf, der vorsieht, daß die Todesstrafe abgeschafft 
werden soll. Der Ministerrat hat sich damit schon 
befaßt. 

Im vergangenen Monat, im September, haben in 
Frankreich sowohl die Nationalversammlung wie 
auch der Senat die Abschaffung der Todesstrafe be-

schlossen. Vor exakt 20 Tagen, am 9. Oktober, ist das 
Gesetz in Kraft getreten. Ich meine, wenn in dem 
klassischen Land der Guillotine die Todesstrafe 
künftig nicht mehr praktiziert wird, dann ist dies 
aus meiner Sicht wahrhaft ein säkulares Ereignis. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir Sozialdemokraten im Deutschen Bundestag 
sind jedenfalls unseren französischen Gesinnungs-
freunden dafür dankbar, daß sie nach der Erringung 
einer klaren Mehrheit im Parlament auch die Forde-
rung aus dem Wahlprogramm so rasch in die Wirk-
lichkeit umgesetzt haben. Sie haben damit umge-
hend ein Versprechen eingelöst, das nicht ohne Wi-
derspruch geblieben ist, denn wir wissen ja auch, 
daß zum Zeitpunkt der Verabschiedung dieses Ge-
setzes etwa 63 %, d. h. zwei Drittel der Bürger 
Frankreichs gegen die Abschaffung der Todesstrafe 
waren. Ich beglückwünsche meine französischen 
Gesinnungsfreunde zu dem Mut, den sie in diesem 
Falle gezeigt haben. 

(Gnädinger [SPD]: Repräsentative Demo

-

kratie) 

Meine Damen und Herren, wir haben bei der Be-
handlung des Antrages Anfang April 1981 von Oppo-
sitionsseite gehört — ja,  man hat sogar gehöhnt; der 
Kollege, der dies damals getan hat, ist jetzt leider 
nicht da —, man denke sogar im Fürstentum Liech-
tenstein daran, die Todesstrafe abzuschaffen. Nun, 
meine Damen und Herren von der Opposition, wenn 
jetzt Belgien und Frankreich Schritte getan haben 
oder künftig tun werden: Dies mag vielleicht ein biß-
chen eindrucksvoller für sie sein. 

Wenn wir Bilanz ziehen, was sich bisher im euro-
päischen Bereich getan hat, dann können wir durch-
aus die Erwartung hegen, daß vielleicht bis Mitte der 
80er Jahre in keinem Mitgliedsland der Europäi-
schen Gemeinschaft die Todesstrafe mehr gesetz-
lich verankert sein wird. Damit würde — jedenfalls 
aus meiner Sicht — unter Beweis gestellt, daß die 
Europäische Gemeinschaft nicht nur eine Wirt-
schaftsgemeinschaft, sondern — was sie ja auch sein 
will — eine Kulturgemeinschaft ist. 

Wir haben natürlich hier im europäischen Bereich 
mehr meßbare Fortschritte erzielen können als in 
anderen Teilen der Welt. Vor allem die Bewegungen 
in den übrigen Teilen der Welt, die wir nur auf der 
Ebene der Vereinten Nationen beeinflussen können, 
sind viel, viel zähflüssiger, langwieriger und um-
ständlicher. Aber wir sollten nicht mutlos werden, 
denn der Vorschlag des Dritten Ausschusses, der im 
letzten Jahr gemacht worden ist und der jetzt auf 
der 36. Tagung der Vereinten Nationen wieder zur 
Debatte stehen wird, bezüglich des Fakultativproto-
kolls — Herr Kollege Klein (Göttingen) hat schon 
darüber gesprochen — soll erneut diskutiert werden. 
Danach soll jeder Vertragsstaat in seinem Hoheits-
gebiet die Todesstrafe abschaffen. Wenn bisher 42 
UN-Mitglieder diesen Pakt, der zitiert worden ist, 
unterschrieben haben, dann glaube ich durchaus, 
daß man auch weltweit Stück für Stück und Land für 
Land ein bißchen vorankommen kann. 

Aber es sollte auch nicht vergessen werden, daß 
im Augenblick nur in 20 von 140 Ländern die Todes- 
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strafe abgeschafft ist. Wenn wir es einmal auf die 
Weltbevölkerung umrechnen, dann stellen wir fest, 
daß 90% der Weltbevölkerung heute noch mit der To-
desstrafe als Bestandteil der jeweiligen Rechtsord-
nung leben müssen. Das Verhältnis von 20 : 120 ver-
anschaulicht natürlich auch das Problem, das be-
steht; es macht ferner die Aufgabe deutlich, die wir 
uns vorgenommen haben, wenn wir nun weltweit 
dazu auffordern, die Todesstrafe abzuschaffen. — 
Herr  Kollege Klein, ich stimme Ihnen zu: Wir sollten 
dies mit Gelassenheit und mit Zurückhaltung tun. 

Wir haben es auch nie anders gewollt. Wir wollen 
nicht der Präzeptor sein oder werden. Wir haben ge-
rade auf dem Hintergrund unserer Geschichte die 
Pflicht, Zurückhaltung zu üben. Wir haben aber auch 
die Pflicht, auf Grund der Erfahrungen von 32 Jah-
ren ohne Todesstrafe unsere Empfehlungen an an-
dere weiterzugeben. 

Meine Damen und Herren, obwohl wir auf euro-
päischer Ebene in der letzten Zeit erfreuliche Fort-
schritte gemacht haben, ist Bedauern angebracht, 
daß in anderen Teilen der Welt gegenläufige Ent-
wicklungen eingetreten sind. Herr Kollege Klein, 
Sie haben dies deutlicher angesprochen, als ich es 
nun tun werde. Aber wenn wir von einem Land im 
Nahen Osten reden, das den Pakt für bürgerliche 
und politische Rechte — damals allerdings unter ei-
ner anderen Regierung — unterschrieben hat, und 
heute erleben müssen, daß fast das Gegenteil dessen 
geschieht, was in vier „essentials" dieses Paktes an-
gesprochen worden ist — nämlich das Recht auf Le-
ben, der Widerstand gegen Folter, die Garantie eines 
fairen Gerichtsverfahrens und die Glaubens- und 
Gewissensfreiheit. sprich: auch Religionsfreiheit für 
die Minderheitsgruppe der Bahá'is —, dann kann 
uns das nur sehr besorgt stimmen. 

Wenn sich unser Justizminister Jürgen Schmude 
in diesen Tagen in Bonn vor dem Gremium der UN- 
Menschenrechtskommission zu einer Kette von 
Hinrichtungen geäußert hat, dann tat er das zu 
Recht. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Er verdient es nicht, in rüder Form von einem Bot-
schafter attackiert zu werden, der offenbar die Ge-
pflogenheiten in unserem Land, wie man miteinan-
der umgeht, nicht kennt oder nicht kennen will. 

Herr Minister, was Sie in diesen Tagen gesagt ha-
ben, ist jedenfalls von der SPD-Bundestagsfraktion 
voll gedeckt und wird voll von ihr unterstützt. Wir 
sind der Meinung, daß Sie klar gesprochen und Ihre 
Aussage zu Recht gemacht haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Klein, Sie haben nicht ohne Grund 
noch einmal in Erinnerung gerufen, daß dem Aus-
wärtigen Ausschuß eine andere Formulierung vor-
gelegen hat, die Begründung insbesondere im Hin-
blick auf die DDR anders zu fassen. Gewiß: Wenn 
wir heute von Ihnen hören, daß § 60 des dortigen 
Strafgesetzbuchs den Mißbrauch des Rechts nicht 
ausschließt, wenn wir andererseits wissen, daß in 
der DDR seit 30 Jahren keine Zahlen mehr über die 
Häufigkeit der Schwerverbrechen veröffentlicht  

werden, wenn wir aus Unterlagen, die uns im Westen 
zugänglich sind, weiter wissen, daß es seit 1949 214 
Todesurteile gegeben hat, dann sind das alles Daten, 
die sehr bedrückend stimmen. Sie dürfen und sollen 
nicht verniedlicht werden. 

Tatsache ist aber auch, daß die Todesstrafe in der 
DDR in den letzen 10 Jahren offenbar nur sehr sel-
ten verhängt worden ist. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Die er

-

schießen doch die Leute gleich, wenn sie 
über die Grenze gehen!) 

— Herr Kollege Lenz, wir unterhalten uns hier über 
die Rechtsnormen, die sich dieses Land gesetzt hat, 
und über die Rechtsnormen, die sich der freiheitli-
che Teil der Welt gesetzt hat. Man sollte die Dinge je-
denfalls in dieser Diskussion nicht miteinander ver-
mengen. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Lenz, bitte bedenken Sie, daß ich 
nur noch drei Minuten Redezeit habe. Wir können 
nachher darüber sprechen. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: In je

-

dem Fall ist es Ausübung staatlicher Ge

-

walt gegen menschliches Leben! Deshalb 
gehört es hierher!) 

Wenn Sie mit bedenken, daß seit Mitte der 70er 
Jahre in der DDR Urteile dieser Art nicht mehr ver-
hängt worden sind, dann meine ich durchaus, daß 
dies von uns zu bewerten und in die Betrachtung mit 
einzubeziehen ist. 

In diesen Tagen haben wir, die wir damit befaßt 
gewesen sind, sicherlich einiges über die Geschichte 
der Todesstrafe und den Weg zur Abschaffung nach-
gelesen. Liberale und Sozialdemokraten können 
stolz darauf sein, daß sie von Beginn ihrer nachweis-
baren geschichtlichen Entwicklung an immer gegen 
die Todesstrafe gewesen sind. Ich meine, es ist den 
Konservativen im Parlamentarischen Rat in den 
Jahren 1948/49 sicherlich schwerer gefallen als Li-
beralen und Sozialdemokraten, den Weg mitzuge-
hen, Art. 102 des Grundgesetzes so zu formulieren, 
wie wir ihn heute kennen. 

Die Sozialdemokratische Partei hat seit ihrer 
Gründung — es liegt jetzt 118 Jahre zurück — die 
Abschaffung der Todesstrafe beharrlich gefordert. 
Schon 1870 haben sechs sozialdemokratische Abge-
ordnete im Norddeutschen Reichstag — darunter 
auch Wilhelm Liebknecht — Partei gegen die Todes-
strafe ergriffen. In Parteiprogrammen und in öffent-
lichen Aussagen unserer jüngeren Parteigeschichte 
ist dies immer wieder mit aufgetaucht. 

1948/49 haben wir bei den Beratungen des Grund-
gesetzes erlebt, daß auch konservative Politiker, die 
es, meine Damen und Herren von der CDU, schwe-
rer hatten als Sozialdemokraten und Liberale, den 
Mut gezeigt haben, das Grundgesetz so zu formulie-
ren, wie wir es kennen; das verdient Anerkennung. 
Es war eine sachbezogene Entscheidung, und zwar 
auch deshalb, weil damals, im Jahre 1950, nur 30 % 
der Bevölkerung es gutgeheißen haben, daß die To-
desstrafe abgeschafft werden soll. Wir haben in den 



3542 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 62. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. Oktober 1981 

Klein (Dieburg) 
letzten Jahren erleben können — Allensbach hat 
dies gründlich und mit deutlichen Ergebnissen un-
tersucht —, daß die Zahl der Befürworter dieser Re-
gelung auf mehr als die Hälfte der Bevölkerung an-
gewachsen ist. Ich meine, der Mut von damals hat 
sich auch im nachhinein als richtig erwiesen. 

Wenn sich nun das Meinungsbild in unserem 
Lande so deutlich verändert hat, dann soll das auch 
für die Länder, die — so haben wir damals auf der 
Konferenz in Caracas gehört — die Todesstrafe ab-
schaffen wollen, aber bei der Verwirklichung dieser 
Absicht durch die öffentliche Meinung gebremst 
werden, eine Ermutigung und Ermunterung sein. 
Angesichts unserer Erfahrungen sollten sie den Mut 
zeigen, dort, wo es denkbar ist, die Todesstrafe abzu-
schaffen. 

Meine Damen und Herren, der erste Justizmini-
ster der Bundesrepublik, Thomas Dehler, hat zur 
Abschaffung der Todesstrafe vor mehr als 30 Jahren 
folgendes geschrieben: 

Es ist eine glückliche Fügung des Schicksals, 
daß unsere junge Demokratie nach den furcht-
baren Erfahrungen der Vergangenheit heute 
die Möglichkeit hat, Neues zu erproben. Erprobt 
werden soll, ob die vielfach vertretene These 
wirklich zutrifft, daß die innere Ordnung eines 
Staatswesens nur dann aufrechterhalten wer-
den kann, wenn dem Staat das Recht zusteht, 
über Leben und Tod eines Verbrechers zu verfü-
gen. Diese Chance 

— so Dehler — 

ist ein wichtiges Anliegen unserer Zeit. 

Meine Damen und Herren, wir können heute ohne 
Überheblichkeit sagen: Unser Land, die Bundesre-
publik Deutschland, hat diese Chance genutzt. Die 
Bundesrepublik Deutschland braucht keine Todes-
strafe. Wir haben den Tod aus dem Strafgesetzbuch 
gestrichen. Ich meine, die Autoren des Grundgeset-
zes haben damals, vor 32 Jahren, richtig und auch 
mit Weitsicht entschieden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bergerowski. 

Bergerowski (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der vorliegende Antrag der Koalitions-
fraktionen zur weltweiten Ächtung der Todesstrafe 
unterstützt ein Anliegen, das die Bundesregierung 
mehrfach vorgetragen hat — das haben die Kollegen 
dargestellt — und das darauf abzielt, in die Lebens-
bedingungen der Menschen weltweit ein Stück Hu-
manität einzubringen. Der Wert dieser Bestrebun-
gen sollte nicht gering eingeschätzt werden. Noch 
immer gibt es in diesem Jahrhundert — trotz fortge-
schrittener Zivilisation und hohem technischen 
Stand — in vielen Ländern gerade der von uns oft als 
zivilisiert bezeichneten Welt die Todesstrafe. Sie ist 
nach meiner Einschätzung ein Relikt früherer Ge-
sellschaften, die diese Strafe als ein wesentliches 
Element der Verbrechensbekämpfung kannten. 

Herr Professor Klein hat vorhin den Gedanken 
eingebracht, wir sollten nicht Schulmeister anderer 
Staaten sein. Wenn man hier eine solche Bewertung 
an den Anfang stellt, dann muß man das, glaube ich, 
sicher sofort aufnehmen. Ich tue das, indem ich sage: 
Ich bin völlig seiner Meinung. Allerdings müssen 
wir uns, glaube ich, doch in besonderem Maße ver-
pflichtet fühlen, das weiterzugeben, was wir aus un-
serer Vergangenheit gelernt haben. Wir in Deutsch-
land — das ist mehrfach gesagt worden, auch in frü-
heren Beratungen, aber es hat damit nicht an Aktu-
alität und Gewicht eingebüßt — haben unsere Erfah-
rungen mit dem Problem staatlich legitimierten Tö-
tens gemacht. Das war die von Ihnen angesprochene 
unsägliche Zeit ab 1933. Mehr als 16 000 Menschen 
wurden im damaligen nationalsozialistischen Un-
rechtsstaat durch die Justiz zu Tode gebracht. Das 
ist eine Tatsache, die nicht nur Mahnung, sondern 
eben auch Verpflichtung für eigenes politisches 
Handeln sein muß. 

Es wurde vorhin schon dargestellt, welche Gründe 
gegen die Todesstrafe sprechen, und das will ich 
ganz kurz wiederholen. Die Todesstrafe wirkt in kei-
ner Weise abschreckend, was anhand von Erfahrung 
in vielen Ländern nachzuweisen ist, insbesondere 
auch an der Entwicklung in den Vereinigten Staa-
ten, wo trotz der Wiedereinführung der Todesstrafe 
in einigen Staaten die mit dieser Strafe bedrohten 
Delikte keineswegs zurückgegangen sind. Die To-
desstrafe ist irreparabel. Sie ist endgültig. Wer ahnt, 
wie viele Menschen in den vergangenen Jahrhun-
derten auf Grund von Justizirrtümern verurteilt 
worden sind, den muß die Todesstrafe schon aus die-
sem Grunde schrecken. Drittens ist die Todesstrafe 
für den Betroffenen qualvoll und mit verheerenden 
psychischen und physischen Auswirkungen schon 
vor der eigentlichen Vollstreckung verbunden. Ein 
Letztes: Die Todesstrafe verleitet dazu, sie zur Besei-
tigung von politisch oder religiös Andersdenkenden 
zu mißbrauchen — auch das ist vorhin schon darge-
stellt worden. Wir sehen das an der aktuellen Praxis 
im Iran. Dort wird es besonders anschaulich vorge-
führt. 

Diese Gründe allein sind von genügender pragma-
tischer und moralischer Qualität, so daß es kaum 
weiterer Ergänzungen bedarf. Der Kollege Klein hat 
bei der Debatte am 9. April darzustellen versucht, 
was wir durch die Abschaffung der Todesstrafe für 
dieses Land abgewendet haben. Man kann da ein-
mal eine Hochrechnung machen und käme zu dem 
Ergebnis — basierend auf den Entscheidungen vor 
Abschaffung der Todesstrafe —, daß in diesen 30 
Jahren allein in Deutschland etwa 1 200 Menschen 
hingerichtet worden wären. Ich meine, kein Richter 
hätte garantieren können, daß da nicht auch ein Un-
schuldiger darunter gewesen wäre. Wir haben dar-
aus die Konsequenz gezogen und die Abschaffung 
der Todesstrafe 1949 ins Grundgesetz geschrieben. 
Ich glaube, wir haben damit richtig gehandelt. In die-
sem Zusammenhang wiederhole ich: Es zeichnet 
sich erfreulicherweise eine immer höhere Zustim-
mung der Bevölkerung in der Frage der Abschaf-
fung der Todesstrafe ab. Es hat sich hier ein beacht-
licher Bewußtseinswandel vollzogen. 
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Bergerowski 
Welche Zielrichtung soll unser Antrag haben? Wir 

wollen aus dem Deutschen Bundestag heraus — und 
darin sind sich alle Fraktionen einig — die Bemü-
hungen der Bundesregierung in den internationalen 
Gremien breiter, nachhaltiger unterstützen. Ich 
glaube, daß es notwendig ist, daß Bemühungen auf 
der internationalen Ebene vollzogen werden. Schon 
die Tatsache — das hat vorhin Herr Klein von der 
SPD-Fraktion gesagt —, daß eben nur 20 von unge-
fähr 130 Staaten, die man zu dem Vergleich heran-
ziehen kann, diese Strafe abgeschafft haben, zeigt 
eben die Schwierigkeiten auf, die der Initiative zur 
Ächtung der Todesstrafe entgegenstehen, die von 
der Bundesregierung und Außenminister Genscher 
mit seinen Aktivitäten vor der UNO seit 1979 entwik-
kelt wurde. 

Es gibt kein internationales Recht, das die Grund-
lage für ein Verbot der Todesstrafe gäbe. Da muß 
man auf den Art. 3 der UNO-Menschenrechtsverein-
barung hinweisen. Aber bei dieser Willenserklärung 
handelt es sich immer nur um eine Deklaration mit 
keinerlei Rechtsverbindlichkeit. Das bedeutet, daß 
die Vernichtung menschlichen Lebens auf Grund 
von Gesetzen zur Erfüllung eines vermeintlichen 
Strafanspruchs in der Regel als legal gesehen wer-
den muß. Der Kongreß für Verbrechensverhütung 
und Behandlung Straffälliger in Caracas hat sich 
mit dieser Frage befaßt; auch auf der 35. Generalver-
sammlung der UNO ist die Problematik behandelt 
worden. 

Nun zeichnet sich — und das ist von den Kollegen 
ebenfalls dargestellt worden — in einigen Teilen der 
Welt deutlich ab, daß eine Bereitschaft besteht, von 
der Todesstrafe Abstand zu nehmen. Aber das ist 
nur eine Seite der Geschichte. Ich glaube, daß wir im 
internationalen Rahmen immer noch mit ganz er-
heblichen Widerständen gegen eine verbindliche 
Abschaffung der Todesstrafe rechnen müssen. Das 
muß man sehen. In diesem Zusammenhang muß 
man die unsägliche Praxis, die sich in weiten Teilen 
der Welt eben immer noch hält, in Erinnerung rufen. 
An den vorhin schon genannten Beispielen, die ich 
hier nicht im Detail darstellen will, zeigt sich, daß 
wir in den letzten Jahren in manchen Bereichen 
eher eine Zunahme der Zahl der Hinrichtungen und 
der Zahl der Verurteilungen zur Todesstrafe beob-
achten müssen, als daß es hier zu einer Besserung 
kommt. Ich halte das für einen sehr beunruhigenden 
Zustand. 

Ich unterstreiche das, was beide Kollegen zu der 
Äußerung, die Vertreter des Iran gemacht haben, 
und zu Anmerkungen des Herrn Bundesjustizmini-
sters Schmude gesagt haben, in vollem Umfang. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir kennen keine genauen Zahlen. Aber wir müssen 
darüber reden, daß genau in diesem Lande zur Aus-
schaltung politischer Gegner und von religiösen 
Minderheiten das Todesurteil mit der Tötung vollzo-
gen wird. Ich meine, es ist richtig und notwendig und 
liegt im Sinne dessen, was wir heute beraten, daß 
wir auch offen und nach draußen über solche Ent-
scheidungen reden. 

Man kann nur bedauern, daß in einer ganzen 
Reihe von anderen Ländern in den letzten Jahren  

die Verhängung der Todesstrafe zunimmt. Ich denke 
an Südafrika, wo sich in diesem Jahr eine Verdoppe-
lung der Zahl der Hinrichtungen abzeichnet. Ich 
denke an die Türkei, wo im Laufe der letzten Monate 
in einem immensen Umfang in den Verfahren An-
träge auf Verhängung der Todesstrafe gestellt wer-
den. Auch das gehört in diesen Zusammenhang. Ich 
denke an El Salvador und an Guatemala, wo wir es 
mit einem ganz anderen Problem zu tun haben. Dort 
geht es nicht mehr nur um die Tötung eines Men-
schen nach einem Gerichtsverfahren, sondern um 
die Liquidierung von Menschen ohne Verfahren. 
Man muß diese Entwicklungen für außerordentlich 
bedenklich halten. 

Die Koalitionsfraktionen haben so stark darauf 
gedrungen, daß wir bei der vorliegenden Entschlie-
ßung nur auf die Todesstrafe Bezug nehmen, um die 
besondere Stellung dieser Frage herauszuheben 
und sie nicht durch die Aufnahme weiterer Detail-
forderungen unscharf werden zu lassen. Das war ei-
gentlich das Anliegen und auch der Grund, warum 
wir im Ausschuß über das Thema reden mußten. 

Wir verkennen nicht — wir haben deshalb auch 
die Anregung, die aus der CDU/CSU-Fraktion kam, 
mit in die Begründung aufgenommen —, daß die Ga-
rantie rechtsstaatlicher Verfahren einen hohen Stel-
lenwert hat. Sie ist aus Tradition Grundbestandteil 
liberaler Rechtspolitik gewesen. Das soll natürlich 
auch so bleiben. Wir meinen aber, daß diese Frage 
Gegenstand einer weiteren Initiative sein sollte, wie 
auch andere Probleme, etwa das der Folter und das 
der Wahrnehmung der elementaren Menschenrech-
te. 

Nach wie vor wird in vielen Gefängnissen aller 
Erdteile gefoltert. Die Methoden sind im techni-
schen Zeitalter verfeinert worden. An der Grausam-
keit hat sich trotz Änderung der Methoden über-
haupt nichts geändert. 

Gerade die Schwere dieser Verstöße gegen die 
Persönlichkeitsrechte von Menschen rechtfertigt 
eine weitere Initiative. Das habe ich gerade erwähnt. 
Auch hier werden wir mit internationalem Wider-
stand rechnen müssen. Auch hier müssen wir sehen, 
daß das kein Problem der Zuordnung zu einzelnen 
Regierungssystemen, zu Blöcken, zu politischen Sy-
stemen in der Welt ist. Es ist leider eine Erschei-
nungsform, daß Menschenrechte in allen Teilen der 
Welt verletzt werden. Das ist dann besonders 
schmerzlich, wenn gerade Länder, die sich selbst an 
der Seite des Westens sehen, immer wieder selbst zu 
Mittelpunkten von Menschenrechtsverletzungen 
werden. Ich habe vorhin einige dieser Länder ge-
nannt. Sie sind in diesem Zusammenhang natürlich 
genauso zu erwähnen. 

Gerade wegen der Notwendigkeit zur Differenzie-
rung in allen Fällen haben wir uns auf das Wesentli-
che, auf das Element der Todesstrafe, beschränkt. 
Weil die Frage der Todesstrafe so eng mit ethischen 
und moralischen Vorstellungen verbunden ist, müs-
sen wir auch die Motive und Hintergründe sorgfäl-
tig betrachten. Ich nehme damit gerne das auf, was 
Professor Klein gesagt hat. Die Motive, die Hinter-
gründe liegen ganz sicher bei den US-Staaten völlig 
anders als in Systemen wie dem Iran, wo das offene 
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Bergerowski 
Unrecht in Massenerschießungen auf Grund von 
Schnellverfahren praktiziert wird, um sich der poli-
tischen Gegner zu entledigen und religiöse Minder-
heiten zu unterdrücken. Ich bin da Ihrer Meinung. 
Wir müssen in der Tat sichtbar machen, daß es aus 
ganz unterschiedlichen Gründen, teils aus mit der 
Rechtsordnung verträglichen Gründen und in ande-
ren Fällen aus Gründen, die mit Rechtsordnungen, 
wie man sie in der Welt vertreten kann, nicht ver-
träglich sind, zur Tötung eines Menschen kommt. Es 
ist sicherlich notwendig, im Umgang mit den Län-
dern auch sichtbar zu machen, daß hier Unter-
schiede bestehen. 

Ich möchte an dieser Stelle nochmals betonen, für 
wie wichtig wir die Tatsache halten, daß es in der 
grundsätzlichen Frage für oder gegen die Todes-
strafe in diesem Hause nach wie vor zu einem brei-
ten Konsens kommt. Das ist ja sehr deutlich gewor-
den. Ich meine, es ist auch richtig, das nach draußen 
zu vermitteln. 

Ich möchte an dieser Stelle auch die konstruktive, 
positive Atmosphäre lobend erwähnen, die bei den 
Beratungen dieser Entschließung im Ausschuß ge-
herrscht hat. Ich bedanke mich dafür bei allen Betei-
ligten. 

Die FDP-Fraktion sieht in den Bemühungen der 
Bundesregierung einen elementaren Schritt in Rich-
tung auf die Verwirklichung liberaler Freiheits-
rechte weltweit. Die Bundesregierung und insbeson-
dere Bundesaußenminister Genscher stehen damit 
in derselben Tradition wie Thomas Dehler, der einen 
wichtigen Teil seiner Arbeit darin gesehen hat, in 
der Auseinandersetzung mit den Befürwortern ei-
ner Wiedereinführung der Todesstrafe den liberalen 
Rechtsstaat durchzusetzen. 

Aus all den Erwägungen, die ich vorgetragen habe, 
stimmen wir dem Antrag vorbehaltlos zu. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Justiz. 

Dr. Schmude, Bundesminister der Justiz: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Die Bundesregie-
rung begrüßt den Entschließungsantrag der Fraktio-
nen der SPD und FDP und die vom Rechtsausschuß 
ausgesprochene einstimmige Empfehlung, ihn anzu-
nehmen. 

Die Aufforderung, weiterhin mit Nachdruck für 
eine Abschaffung der Todesstrafe in allen Ländern 
der Erde einzutreten, nimmt sie gerne und dankbar 
entgegen. Sie sieht sich dadurch wirksam und ein-
drucksvoll in ihrer Politik bestätigt, nicht nur im ei-
genen Land an der Abschaffung der Todesstrafe 
festzuhalten und allen Forderungen auf Wiederein-
führung energisch entgegenzutreten, sondern auch 
über unsere Grenzen hinaus für die unbedingte Ach-
tung des Rechts auf Leben zu werden. 

Für meine Person füge ich hinzu, daß ich glücklich 
und dankbar bin, Bürger eines Staates zu sein, der 
die Todesstrafe durch seine Verfassung abgeschafft  

und dadurch auch vorübergehenden Mehrheiten die 
Wiedereinführung unmöglich gemacht hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich bin weiter dankbar dafür, als Bundesminister 
der Justiz vom Deutschen Bundestag in Überein-
stimmung aller seiner Fraktionen und Mitglieder 
den ehrenvollen Auftrag zum weltweiten Kampf ge-
gen die Todesstrafe zu erhalten. 

Dieser Aufgabe weiß sich die Bundesregierung 
seit langem verpflichtet. In meinem Amt kann ich 
dabei an die nachdrücklichen und international 
stark beachteten Bemühungen meines Vorgängers 
Hans-Jochen Vogel anknüpfen. 

Es geht uns nicht darum, anderen Staaten mit mo-
ralisierender Überheblichkeit Belehrungen zu ertei-
len. Der Vorwurf, wieder einmal solle am deutschen 
Wesen die Welt genesen, wäre hier besonders fehl 
am Platze. Die mit diesem Sprichwort bezeichnete 
Überheblichkeit hat schließlich vor einem halben 
Jahrhundert gerade zum Gegenteil dessen geführt, 
was wir heute wollen. Geringschätzung anderer Völ-
ker, Geringschätzung auch bestimmter Teile unse-
res eigenen Volkes, Verachtung der Menschen und 
schließlich millionenfacher Mord einschließlich ei-
ner Unzahl von Hinrichtungen waren damals die 
Folge. Aus diesen schlimmen Erfahrungen haben 
wir für uns die Konsequenz gezogen. Diese Erfah-
rungen verpflichten uns aber auch, anderen die Ge-
fahren zu zeigen, die einzelnen ebenso wie ganzen 
Gruppen von Menschen drohen, wenn nicht alle 
Wege zur absichtlichen Vernichtung von Menschen-
leben kompromißlos verschlossen sind. 

Für die unbedingte Ehrfurcht vor dem Menschen-
leben treten wir entschieden und nachdrücklich ein, 
bei uns in der Bundesrepublik ebenso wie in ande-
ren Staaten. Daß wir von den Menschenrechten 
nicht nur reden, sondern sie unter anderem durch 
materielle Hilfeleistung sichern helfen, daß wir poli-
tisch Verfolgten besonders zum Schutze ihres Le-
bens verfassungsrechtlich den Anspruch auf Asyl 
bieten, daß wir für den Frieden auch dort eintreten, 
wo wir selbst nicht bedroht werden — das alles sind 
Beweise dieser Ehrfurcht vor dem menschlichen Le-
ben. 

Wir wissen, daß unsere Mittel nicht zureichen, um 
allen Notleidenden zu helfen. Auch wissen wir, daß 
wir unsere Anstrengungen weiter verstärken müs-
sen, um mehr Menschen zu helfen und sie vor elen-
dem Tod zu bewahren. Allzu schnell sind unsere Mit-
tel und Kräfte erschöpft. 

Um aber Menschen vor der Tötung durch den ei-
genen Staat zu retten, bedarf es gar nicht des 
schwierigen Kampfes gegen Hunger und Elend in 
riesigen Regionen. Es bedarf nur des überzeugen-
den Wortes, des glaubhaften, nachdrücklichen Auf-
tretens gegenüber jenen, die die staatliche Grund-
satzentscheidung über Leben und Tod zu treffen ha-
ben. An ihren guten Willen wollen wir appellieren, 
ihnen unsere Erfahrungen und Einsichten anbieten, 
um ihnen unsere Schlußfolgerungen nahezubrin-
gen. 
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Bundesminister Dr. Schmude 
Wir leben in der Bundesrepublik seit fast 32 Jah-

ren ohne Todesstrafe. In Europa ist sie nur in Island 
länger abgeschafft. Unsere Erfahrung zeigt uns: Es 
gibt keine Anhaltspunkte dafür, daß die Todesstrafe 
und ihr Vollzug einen Rückgang der Morde oder son-
stigen schweren Verbrechen bewirken. In der 
Schweiz gab es bis 1942 Kantone mit und Kantone 
ohne Todesstrafe. Die Häufigkeit der Kapitalverbre-
chen war davon völlig unabhängig. 

Und der besondere Sicherungszweck, den Mörder 
durch die Hinrichtung an weiteren Straftaten zu 
hindern? Die nüchterne Prüfung läßt auch dazu 
keine Notwendigkeit erkennen. Die Rückfallquote 
der Mörder ist die niedrigste überhaupt. Auch mit 
der Freiheitsstrafe ist der Sicherungszweck voll-
ständig zu erreichen. 
Das Argument, die Todesstrafe solle doch nur 

Schwerstverbrechern drohen, darf niemanden beru-
higen. Wer sie zuläßt, nimmt bewußt oder unbewußt 
den Tod Unschuldiger in Kauf. Richter sind Men-
schen, ihre Urteile dem Irrtum unterworfen. Andere 
Fehlurteile kann man durch Wiedergutmachung we-
nigstens in einem gewissen Maße ausgleichen, voll-
streckte Todesurteile nicht. Allein in den ersten 15 
Jahren unserer Bundesrepublik sind mindestens 
zwölf Menschen wegen Mordes rechtskräftig zu le-
benslanger Freiheitsstrafe verurteilt, später aber im 
Wiederaufnahmeverfahren freigesprochen worden. 
Bei fortbestehender Todesstrafe wären sie wahr-
scheinlich unschuldig gestorben. 

Den Mißbrauch der Todesstrafe zu bekämpfen, 
ihre weite Anwendung zu politischen und anderen 
Zwecken also, genügt nicht. Die wirksamste Siche-
rung gegen ihren Mißbrauch ist die Abschaffung der 
Todesstrafe. Bleibt sie auch nur in schwerwiegenden 
Einzelfällen anwendbar, so ist der Damm zwischen 
Leben und Tod gebrochen. Das Bemühen um Aus-
weitung findet leicht seinen Anknüpfungspunkt. Un-
ter der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft ha-
ben wir das in schrecklichem Ausmaße erlebt. 

Auch wer allen diesen Bedenken Rechnung tra-
gen will und die engstmögliche Anwendung der 
Strafe sicherstellt, kann einer verheerenden Wir-
kung seiner Grundsatzentscheidung nicht entgehen. 
Er gibt nämlich mit der das Wertbewußtsein prägen-
den Kraft staatlichen Handelns in jedem Anwen-
dungsfall das Beispiel dafür, daß das Menschenle-
ben eben doch nicht völlig unantastbar ist, daß es un-
ter bestimmten Voraussetzungen sehr wohl mit ei-
ner sorgfältig geplanten, in aller Nüchternheit und 
Ruhe durchgeführten Exekution vernichtet werden 
darf. 

Die Bundesregierung hat auf diese Tatsachen im-
mer wieder beharrlich hingewiesen und wird das 
weiterhin tun. Wir dürfen mit Freude feststellen, daß 
solche Beharrlichkeit sich auszahlt. Die Zahl der Be-
fürworter der Todesstrafe unter unseren Bürgern 
hat mehr und mehr abgenommen. Ich erwarte, daß 
diese Haltung, unterstützt durch die jetzige Ent-
schließung des Bundestages auch international zu-
nehmende Beachtung finden und die öffentliche 
Meinung beeinflussen wird. 

In diesem Sinne bemüht sich die Bundesregie-
rung seit Jahren. So hat mein Amtsvorgänger Hans

-Jochen Vogel bei der europäischen Justizminister-
konferenz in Kopenhagen 1978 nachdrücklich den 
Vorschlag des österreichischen Justizministers 
Christian Broda unterstützt, im Rahmen des Euro-
parats auf die Abschaffung der Todesstrafe hinzuar-
beiten. Die europäische Justizministerkonferenz 
1980 in Luxemburg hat dazu das Ziel festgeschrie-
ben, die Todesstrafe in allen Mitgliedstaaten abzu-
schaffen. Ich bin in der glücklichen Lage, dieses Vor-
haben schon nach kürzerer Amtszeit im engsten 
Einvernehmen mit dem österreichischen Justizmi-
nister und anderen weitertreiben zu können. 

In den letzten Wochen haben wir durch die Ab-
schaffung der Todesstrafe in Frankreich nachhal-
tige Unterstützung erfahren. Gegenwärtig wird in 
den Ausschüssen des Europarats an einer Ergän-
zung der Menschenrechtskonvention um das Gebot 
der Abschaffung der Todesstrafe gearbeitet. Für 
diese Ergänzung hat sich die Beratende Versamm-
lung des Europarates mit Unterstützung von Vertre-
tern aller Fraktionen des Deutschen Bundestages 
eingesetzt. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat als erster 
Staat bei den Vereinten Nationen den Entwurf eines 
Zweiten Fakultativprotokolls zu dem Internationa-
len Übereinkommen über bürgerliche und politi-
sche Rechte eingebracht. Der Entwurf sieht die Ab-
schaffung und das Verbot der Wiedereinführung der 
Todesstrafe vor. Angesichts der leider noch weltwei-
ten Verbreitung der Todesstrafe ist es bereits ein 
großer Erfolg, daß die Generalversammlung bereit 
ist, sich damit zu befassen. 

Eine wichtige Unterstützung ihrer eigenen Bemü-
hungen sieht die Bundesregierung in der Entschlie-
ßung des Europäischen Parlaments vom 18. Juni 
dieses Jahres zur Abschaffung der Todesstrafe in 
der Europäischen Gemeinschaft. Diese Entschlie-
ßung argumentiert zugleich praktisch und mora-
lisch. Sie appelliert ebenso wie der vorliegende Ent-
schließungsantrag des Bundestages an alle Länder 
der Welt, die noch die Todesstrafe verhängen. Sie be-
tont, daß die Europäische Gemeinschaft nicht nur 
Gemeinsamer Markt, sondern auch eine Kulturge-
meinschaft ist. Die Bundesregierung wird sich be-
mühen, dieser gewichtigen europäischen Stimme 
immer wieder Gehör und Geltung zu verschaffen. 

Wir sehen sehr wohl die Gefahr, mit unserem 
Drängen auf Abschaffung der Todesstrafe den Vor-
wurf der Einmischung in die inneren Verhältnisse 
anderer Staaten auszulösen. Diesen Vorwurf darf 
nicht scheuen, wer sich den elementaren Menschen-
rechten — dazu gehört das Recht jedes Menschen 
auf Leben — verpflichtet weiß und dieser Pflicht ent-
sprechend handelt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Er hat den Vorwurf auch nicht verdient. Denn es ent-
spricht der durch internationale gemeinsame Erklä-
rungen der Staaten und völkerrechtliche Vereinba-
rungen bestätigten modernen Sicht des Rangs und 
der Schutzbedürftigkeit der Menschenrechte, daß 
kein Staat ihre Geltendmachung als unerlaubte Ein-
mischung zurückweisen darf. 
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Bundesminister Dr. Schmude 
Noch ist es zwar leider nicht gelungen, allgemeine 

internationale Anerkennung für die Bewertung des 
Vollzugs der Todesstrafe als einer Beeinträchtigung 
der Menschenrechte zu finden. Auch über diese Ab-
grenzung oder Erweiterung der Menschenrechte 
muß aber der grenzüberschreitende Dialog möglich 
sein, wie bei den allgemein anerkannten Belangen 
der Menschenrechte selbst. 

Uns ist an solchen offenen Gesprächen über 
Staatsgrenzen hinweg sehr gelegen. Wir sind bereit, 
uns selbst kritischen Fragen zu stellen. Wir betrach-
ten etwa Kontrollen, die von internationalen Instan-
zen im Bereich der Menschenrechte ausgehen, nicht 
als Einmischung in unsere innerstaatlichen Verhält-
nisse. Im Gegenteil halten wir diese Offenheit für ei-
nen Vorzug unserer Verfassung und für einen zu-
sätzlichen Schutz der Menschen in unserem Land. 

Umgekehrt werden wir selbst nicht nachlassen, 
auf andere Staaten mit Appellen einzuwirken, um 
von ihnen die Gewährleistung der Menschenrechte 
und die Abschaffung der Todesstrafe zu erreichen. 
Maßstab für die Form dieses Vorgehens ist nicht ein 
propagandistischer Effekt, sondern die damit erziel-
bare Wirkung. 

Mit Recht fordert die Entschließung des Europäi-
schen Parlaments dazu auf, innerhalb der nationa-
len Instanzen die umfassende Debatte über die Ab-
schaffung der Todesstrafe mit der notwendigen Ge-
lassenheit zu führen. Es gilt, diese Gelassenheit bei 
allem Engagement auch dort zu wahren, wo der Ap-
pell über die nationale Grenze hinausgeht. 

Meine Damen und Herren, das fällt nicht immer 
leicht. Wie soll man gelassen bleiben, wenn unsere 
Medien fast täglich über ärgste Grausamkeiten, Fol-
terungen und oft leider auch über massenhafte 
Morde in anderen Ländern berichten? Sind wir nicht 
ständig in Gefahr, unempfindlich und hartherzig, 
also doch unmenschlich, über die Meldungen über 
solche Untaten zur Tagesordnung unseres wohlbe-
hüteten Lebens in der Bundesrepublik überzuge-
hen? 

Ein anderes Beispiel — es ist heute mehrfach ge-
nannt worden —: In zunehmendem Maße erschüt-
tern uns seit Monaten die nicht mehr abreißenden 
Meldungen über zahlreiche Hinrichtungen im Iran. 
Mit diesem Land und seinem Volk verbinden uns 
seit langer Zeit freundschaftliche Beziehungen. In 
der Vertragspraxis beider Staaten hat das seinen 
Ausdruck gefunden. Auch der Internationale Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte gilt in beiden 
Staaten bereits seit 1976. Dieser Bestand an gemein-
samen Rechtsüberzeugungen und gleichermaßen 
verbindlichen Rechtsgrundlagen erhöht nur unsere 
Betroffenheit und Bestürzung, wenn wir die Zahlen 
der täglich Hingerichteten lesen, wenn wir erfahren, 
daß auch Minderjährige dabei sind; wenn die Voll-
streckung von Todesurteilen unverzüglich erfolgt, so 
daß jede Möglichkeit der Nachprüfung oder Begna-
digung ausscheidet. 

Die schwerwiegenden Verstöße gegen den Inter-
nationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte, vor allem die Verletzungen der vom Rechts-
ausschuß zum heutigen Entschließungsantrag be-

tonten Grundsätze des fairen Strafverfahrens, sind 
in dieser Praxis offensichtlich. Ihre Rechtfertigung 
mit innerem Notstand oder revolutionärer Umwäl-
zung kann niemanden überzeugen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Was immer an Gewalttaten voraufgegangen sein 
mag, es kann durch schreiendes Unrecht des Staates 
weder ausgeglichen noch befriedet werden. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Solchem Unrecht öffentlich zu widersprechen, 
bringt häufig Ärger, auch Beschimpfungen. Das Un-
recht aber hinzunehmen, sich damit kommentarlos 
abzufinden, wäre schändlich und könnte auf die 
Dauer unser eigenes Rechtsempfinden nicht unbe-
schädigt lassen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir dürfen in dieser Situation nicht von dem Ver-
such absehen, einen betroffenen Staat auch mit 
deutlichen Worten an seine Pflicht gegenüber den 
Menschen zu erinnern. Wer sonst soll für sie spre-
chen, wenn uns das reibungslose Funktionieren di-
plomatischer, wirtschaftlicher und anderer Bezie-
hungen so wichtig ist, daß wir deswegen zugunsten 
der Menschen nicht einmal klare und völkerrecht-
lich wirksam vereinbarte Rechtsnormen in Erinne-
rung bringen? 

Der Blick auf die zahlreichen Staaten, die die To-
desstrafe noch anwenden, und auf die zwischen ih-
nen bestehenden Unterschiede, auf die hier mit 
Recht hingewiesen worden ist, lehrt uns, wie lang 
und dornenreich der Weg zur weltweiten Abschaf-
fung der Todesstrafe noch sein wird. Das darf uns 
nicht entmutigen. Auch der kleine Fortschritt auf 
diesem Weg ist, weil es um Menschenleben geht, ein 
großer Erfolg. 

Die nachdrückliche und wirkungsvolle Unterstüt-
zung durch den Deutschen Bundestag, die in der An-
nahme der heute beratenen Entschließung sichtbar 
wird, gibt der Bundesregierung bei ihren Bemühun-
gen neuen Ansporn und auch ganz praktische Hilfe. 
Ich bitte Sie daher, dem Entschließungsantrag zuzu-
stimmen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, es liegen keine weiteren Wortmeldungen 
vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Rechtsausschusses auf Drucksache 
9/920, den Antrag auf Drucksache 9/172 anzuneh-
men, zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer ent-
hält sich der Stimme? — Der Antrag des Ausschus-
ses ist angenommen. 

Nach einer Vereinbarung zwischen den Fraktio-
nen treten wir in eine Mittagspause ein. Der Deut-
sche Bundestag tritt um 14 Uhr wieder zusammen. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung der Sitzung von 13.15 bis 
14.00 Uhr) 
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Vizepräsident Frau Renger: Wir fahren in unseren 
Beratungen fort. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksache 9/936 — 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Forschung und Technologie. Herr Par-
lamentarischer Staatssekretär Stahl steht zur Be-
antwortung zur Verfügung. 

Frage 38 wird auf Wunsch des Fragestellers, des 
Abgeordneten Dr. Steger, schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 39 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Kübler auf. — Der Fragesteller ist nicht im Saal. Die 
Frage wird nicht beantwortet. 

Ich rufe Frage 40 des Herrn Abgeordneten Caten-
husen auf: 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, welche 
Brutraten weltweit bei den im Betrieb befindlichen Brutreak-
toren durch Messungen nachgewiesen wurden? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Stahl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Frau Präsidentin, 
darf ich mit Genehmigung des Herrn Abgeordneten 
beide Fragen gemeinsam beantworten? 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte sehr, Herr Staats-
sekretär. 

Dann rufe ich zusätzlich Frage 41 des Herrn Abge-
ordneten Catenhusen auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob es zutrifft, daß der 
Brutmantel des französischen Phénix-Brutreaktors bisher 
nicht aufgearbeitet wurde und die behauptete Brutrate von 
1,15 auf einer Hochrechnung von einzelnen wiederaufgearbei-
teten Brennelementen auf den ganzen Reaktor beruht? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Danke schön! — Herr 
Kollege Catenhusen, die Brutrate ist für ein Proto-
typkraftwerk von untergeordneter Bedeutung, da 
für dessen Brennstoffausstattung und für diejeni-
gen der ersten großen Brüter genügend Plutonium 
aus den in größerer Zahl vorhandenen Leichtwas-
serreaktoren zur Verfügung steht und weil bei ei-
nem Prototypreaktor das Betriebsverhalten und das 
Sammeln von Betriebserfahrungen viel wichtiger 
sind. Erst bei einer größeren Rate des Zubaus an 
Brütern ist eine hohe Brutrate für die Erstausstat-
tung oder die weitere Verwendung im Brennstoff-
kreislauf nötig. 

Messungen zur Bestimmung von Brutraten sind 
der Bundesregierung nur für den französischen Re-
aktor „Phénix" bekannt. Von diesem Reaktor wur-
den in Frankreich bisher 5 t Brennelemente in der 
SAP-Anlage aufgearbeitet. Insgesamt hat Frank-
reich 12 t Brüterelemente aufgearbeitet. Für die 
Brutrate ergaben die Messungen einen Wert von 
1,16 ± 0,05. Der Brutgewinn von 0,16, also der Über-
schuß, ergab sich aus lokalen Messungen mit Hoch-
rechnungen für den ganzen Reaktor. Die vorausge-
hende theoretische Rechnung hatte 0,13 ergeben. 
Die Unsicherheit der theoretischen Berechnung und  

der Hochrechnung auf den ganzen Kern wird durch 
die Marge von ± 0,05 bzw. 0,04 berücksichtigt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage? — 

Bitte,  Herr Kollege. 

Catenhusen (SPD): Herr Staatssekretär, verstehe 
ich die Bundesregierung dahin gehend richtig, daß 
Aussagen über die Wirtschaftlichkeit des Brutreak-
tors, die ja entscheidend auch von der Brutrate ab-
hängen wird, erst bei einer wirtschaftlichen Nut-
zung dieses Reaktortyps möglich sind? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Catenhu-
sen, die Brutrate selbst ist, wie ich eben dargelegt 
habe, für die wirtschaftliche Nutzung eines Brutre-
aktors nicht von größter Bedeutung. Von größter Be-
deutung ist, was der Reaktor in seiner gesamten 
Laufzeit — beim Betrieb insgesamt mit der vollen 
Stundenzahl — an Nutzen bringt. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfragen? 
— Bitte schön, Herr Leuschner. 

Leuschner (SPD): Herr Staatssekretär, in welchem 
Zeitraum wäre bei einem später kommerziell zu 
nutzenden Brutreaktor bei einer Brutrate von unge-
fähr 1,15 oder 1,16 mit einer Plutoniumverdoppelung 
zu rechnen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Etwa in einem Zeit-
raum von 25 bis über 30 Jahren. 

(Leuschner [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Fragen 
hierzu. Dann rufe ich Frage 42 des Herrn Abgeord-
neten Jansen auf: 

Kann die Bundesregierung eine Aussage von Prof. Häfele 
in der Zeitschrift „Atomwirtschaft" vom April 1969 bestätigen, 
wonach der deutsche SNR-300-Reaktor in Kalkar eine Brut-
rate von 1,35 haben wird, oder verneinendenfalls angeben, 
welche Brutrate für diesen Reaktor beim gegenwärtigen Wis-
sensstand erwartet wird? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jansen, 
darf ich auch diese beiden Fragen im Zusammen-
hang beantworten? 

Jansen (SPD): Ich würde um Einzelbeantwortung 
bitten. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jansen, 
für den ersten Kern des SNR 300 wird zur Zeit eine 
Brutrate von 0,94 bis 0,98 ermittelt. Bei Folgekernen 
wird eine mittlere Brutrate von 1,05 erwartet. Wir 
haben dem Deutschen Bundestag — dem Ausschuß 
für Forschung und Technologie — einen Bericht ge-
geben, den ich Ihnen gern überreichen will. Dort ist 
das im einzelnen dargestellt. Dieser Bericht datiert 
von 1977. An seiner Aussagefähigkeit hat sich nichts 
verändert, Herr Kollege Jansen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jansen. 

Jansen (SPD): Auf welche wissenschaftlichen Un-
tersuchungen stützt sich die Bundesregierung im 



3548 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 62. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. Oktober 1981 

Jansen 
Blick auf den eben erwähnten Bericht bzw. auf die 
heutige Beurteilungssituation, und ist die Bundesre-
gierung bereit, diese wissenschaftlichen Gutachten, 
wenn es sie gibt, zur Verfügung zu stellen, und zwar 
insgesamt? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jansen, 
ich habe soeben bei der Frage des Herrn Kollegen 
Catenhusen darauf hingewiesen, daß uns gesicherte 
Erkenntnisse aus dem französischen Reaktor Phé-
nix vorliegen, was die Gesamtberechnung betrifft. 
Es gibt eine ganze Menge von wissenschaftlichen 
Erkenntnissen, die bei der theoretischen Berech-
nung für eine derartige Anlage zugrunde gelegt wer-
den. Unter anderen Voraussetzungen könnte sie 
auch nicht genehmigt werden — z. B. in der Bundes-
republik Deutschland —, weil natürlich ein derarti-
ger Reaktor erst dann genehmigt werden kann, 
wenn all das, was den Betrieb und was Brutrate be-
trifft, tatsächlich belegbar ist. Aber wenn Sie es wün-
schen, kann ich Ihnen einiges an Material zur Verfü-
gung stellen. Der Bericht, den ich hier erwähnte und 
den wir dem Ausschuß für Forschung und Technolo-
gie zur Verfügung gestellt haben, ist sehr ausführ-
lich. Er beruht auf den Grundlagen und wissen-
schaftlichen Erkenntnissen, die der Bundesregie-
rung zugänglich waren. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jansen, bitte. 

Jansen (SPD): Kann ich Ihre Antwort so auslegen, 
daß nach dem, wie Sie das mit den Brutraten ein-
schätzen, die Bezeichnung Schneller Brüter im 
Grunde falsch ist und daß man das Investitions-
objekt von Kalkar Plutoniumsverwerter nennen 
sollte? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jansen, 
so würde ich das nicht bezeichnen. Ich glaube schon, 
daß der Name zu Recht besteht; denn der Reaktor 
nutzt z. B. das Uran verglichen mit einem Leichtwas-
serreaktor um das Sechzigfache. Das heißt, Sie 
könnten mit der gleichen Uranmenge einen derarti-
gen Brutreaktor dann 60 Jahre lang betreiben. Die 
Bezeichnung Brüter besteht, glaube ich, in diesem 
Fall zu Recht, weil innerhalb des Gesamtprozesses 
zusätzliches Material erbrütet wird, das den Be-
triebsablauf für diese lange Zeit tatsächlich auf-
rechterhalten könnte. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön. 
Ich rufe die Frage 43 des Herrn Abgeordneten 

Jansen auf: 
Ist der Bundesregierung bekannt, ob Angaben der französi-

schen Elektrizitätswerke EDF zutreffen, wonach der Preis 
der Kilowattstunde Strom aus dem im Bau befindlichen Brut-
reaktor Super-Phénix das Zwei- bis Dreifache des Preises be-
tragen wird, der bei Stromerzeugung aus französischen 
Leichtwasserreaktoren erzielt wird? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jansen, 
beim internationalen Brüterreport in Kalkar am 
22. Oktober dieses Jahres hat Georges Vendryes, 
CEA-Direktor für die industrielle Anwendung der 
Kernenergie mitgeteilt, daß die Stromerzeugungs-

kosten des Super-Phénix ungefähr doppelt so hoch 
liegen werden wie bei einem französischen Hoch-
wasserreaktor gleicher Leistung. Er drückte gleich-
zeitig die Überzeugung aus, daß diese Differenz mit 
wachsender Erfahrung mit dem Brutreaktorsystem 
erheblich vermindert werden könne. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jansen. 

Jansen (SPD): Herr Staatssekretär, hat die Bun-
desregierung Berechnungen vorliegen, die auf 
Grund der ständig wachsenden Kosten für das Pro-
jekt Kalkar eine Strompreiskalkulation bringen, 
und ist diese Berechnung so, daß man sagen kann, 
auch bei dem Projekt Kalkar kann die Aussage auf-
rechterhalten werden, daß Strom aus Kernenergie 
billiger ist als herkömmliche Stromproduktion? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jansen, 
nach den uns derzeit vorliegenden Erkenntnissen 
kann man davon ausgehen, daß der Strom, der in ei-
nem Leichtwasserreaktor produziert wird, wesent-
lich billiger ist als der Strom, der aus Steinkohle pro-
duziert wird, bezogen auf den Grundlastbereich. 
Wenn wir den Super-Phénix, den Sie in Ihrer Frage 
angesprochen haben, zum Maßstab nehmen, ergibt 
sich folgendes. Es wird Ihnen bekannt sein, daß in 
Frankreich die Erzeugungspreise für die Kilowatt-
stunde aus Leichtwasserreaktoren, aus Druckreak-
toren wesentlich tiefer liegen als die in der Bundes-
republik Deutschland. Man kann, selbst wenn man 
eine großzügige Kalkulation anlegt, davon ausge-
hen, daß die Stromkosten beim Super-Phénix in der 
Größenordnung etwa mit der beim Kohlestrom in 
der Bundesrepublik Deutschland vergleichbar sein 
könnten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte sehr. 

Jansen (SPD): Darf ich noch einmal auf meine 
Frage zurückkommen und darum bitten, zu beant-
worten, ob — auf das Projekt Kalkar und seine Inve-
stitionskosten bezogen — es eine Berechnung gibt, 
die den eventuell entstehenden Stromanfall aus die-
sem Projekt als billiger als heute herkömmlich pro-
duzierten Strom ausweist — auf Kalkar bezogen, 
meine ich jetzt, und nicht auf den Super-Phénix. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jansen, 
Sie können davon ausgehen, daß sicherlich der 
Strom, der aus dem Schnellbrutreaktor in Kalkar 
produziert wird, im Preis schon allein infolge der un-
wahrscheinlich hohen Investitionskosten für diesen 
Prototyp, also den Forschungsreaktor, wesentlich 
höher liegt als bei vergleichbaren Reaktoren. Natür-
lich müssen auf Grund der Kostenkalkulation für 
diesen Versuchsreaktor auch die Stromkosten dem-
entsprechend höher sein. Dies ist nun einmal nicht 
in Frage zu stellen. Denn dies ist ein Reaktor, der 
zum erstenmal als Prototyp, als Versuchsreaktor in 
der Bundesrepublik gebaut wird. Es geht bei diesem 
Reaktor SNR 300 nicht allein um die Stromerzeu-
gung und den Strompreis, sondern es geht darum, 
daß wir eine derartige Technologie in unserem 
Lande einmal verfügbar haben. Damit können wir 
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Parl. Staatssekretär Stahl 
langfristige Erfahrungen sammeln, und so werden 
wir für künftige eventuelle Projekte dementspre-
chend im Bereich der Sicherheit, im Bereich des 
Baus, im Bereich des Genehmigungsverfahrens ei-
nen großen Erfahrungsschatz haben, auf den unsere 
Volkswirtschaft nicht verzichten sollte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Leuschner. 

Leuschner (SPD): Herr Staatssekretär, berücksich-
tigen die üblichen Preisvergleiche in bezug auf die 
preisliche Überlegenheit des Atomstroms die Tatsa-
che, daß man langfristig zwingend zur Brüterwirt-
schaft übergehen muß und daß, wie wir eben gehört 
haben, die Kosten dieser Stromerzeugung doppelt so 
hoch sind wie bei den Leichtwasserreaktoren? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Leusch-
ner, ich habe soeben auf eine Zusatzfrage des Kolle-
gen Jansen erklärt, daß dann, wenn man das Preisni-
veau des Super-Phénix zugrunde legt — die Anhö-
rung in Kalkar hat dies ja ergeben; der französische 
Vertreter sagte es —, dort mit einem doppelt so ho-
hen Preis zu rechnen ist, wie bei einem normalen 
Druckwasserreaktor, der in Frankreich verwendet 
wird. Ich habe hinzugefügt, daß, wenn man diesen 
Preis annimmt, sich etwa ein Preisniveau vergleich-
bar — im Mittellastbereich — mit dem Kohlestrom 
in der Bundesrepublik ergäbe. Wenn man dies mit-
einander vergleicht, muß man auch dem Rechnung 
tragen, was der französische Vertreter gesagt hat: 
bei weiteren Brutreaktoren, wenn sie gebaut wer-
den, wird man einen größeren Erfahrungsschatz ha-
ben und diese werden auch von den Investitionsko-
sten her wesentlich billiger werden. Wenn das so ist, 
dann lautet die Antwort so, daß es nicht sehr ratsam 
wäre, auf eine derartige Technologie in unserem 
Lande langfristig zu verzichten. Nur dann wäre es 
z. B. möglich, mittels des Stromes, der aus Kernener-
gie gewonnen wird, Strom aus Braunkohle und Gas 
zu verdrängen, um diese Rohstoffe volkswirtschaft-
lich sinnvoller für andere Industriezweige nutzen zu 
können. Dies ist, glaube ich, der Hintergrund dieses 
wichtigen Projekts. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, Ihre letzte 
Antwort führt mich nur noch zu der Frage: verstehe 
ich Sie richtig dahin gehend, daß Sie Ihre Aussage 
aber vorbehaltlich der ausstehenden risikoorientier-
ten Studie machen, die sich auf Kalkar bezieht, und 
auch vorbehaltlich der Entscheidung des Deutschen 
Bundestages darüber, ob es nützlich oder sinnvoll 
ist, diesen Reaktor einzusetzen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Hirsch, 
wenn Sie mir richtig zugehört haben, werden Sie 
festgestellt haben, daß ich dies berücksichtigt habe. 
Denn ich habe mich bei der Kalkulation und bei der 
gesamtvolkswirtschaftlichen Aussage auf die der-
zeitigen fundierten, aus Betriebsabläufen erkennba-
ren Erfahrungen der französischen Seite gestützt. 
Ich habe aber auf die Zusatzfragen des Kollegen Ca-
tenhusen und des Kollegen Leuschner hinzugefügt,  

daß ich der Meinung bin, daß es, wenn ich dies alles 
abwägend betrachte, nicht gut wäre, in unserem 
Lande auf die Chance einer derartigen Technologie 
zu verzichten. 

Ich gehe selbstverständlich davon aus, daß dem 
Deutschen Bundestag der Bericht im nächsten Jahr 
vorliegen wird und er darüber debattieren wird und 
daß dann die Entscheidung dafür oder dagegen ge-
fällt wird. Dies ist keine Vorwegnahme, Herr Kol-
lege Hirsch. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Herr Staatssekretär, worauf 
stützt die Bundesregierung ihre Zuversicht, daß im 
Jahre 2010 der Zeitpunkt erreicht sei, zu dem eine 
wirtschaftliche Nutzung der Reaktorlinie Schneller 
Brüter möglich ist? Wie kommt dieser Zeitpunkt zu-
stande? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Catenhu-
sen, die Bundesregierung ist zuversichtlich — dies 
hat sie erklärt —, daß der hier in Rede stehende Re-
aktor in Kalkar fertiggebaut und nach Möglichkeit 
auch in Betrieb genommen wird. Es läßt sich heute 
nicht mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlich-
keit sagen, ob der Strom im Jahre 2010 teurer oder 
billiger ist. Aber, Herr Kollege Catenhusen, eines 
kann ich hinzufügen: Nach den Erfahrungen, die wir 
haben, und nach den Aussagen der Franzosen, die 
ich soeben hier dargestellt habe, ist es, glaube ich, 
notwendig, an einem derartigen Projekt festzuhal-
ten. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Ich rufe Frage 44 des Herrn Abgeordneten 
Leuschner auf: 

Hält die Bundesregierung die Aussagen in dem Artikel 
„Der Koloß von Kalkar" im Spiegel Nr. 43 vom 19. Oktober 
1981 für richtig, daß der Schnelle Brüter SNR 300 keinen zu-
sätzlichen Brennstoff erbrüten wird? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Leusch-
ner, in der ersten Betriebsphase ja, anschließend 
hängt es vom künftigen Betrieb und Abbrand ab. Im 
übrigen verweise ich auf meine Antwort auf die 
Frage des Herrn Kollegen Jansen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Leuschner. 

Leuschner (SPD): Frau Präsidentin, ich würde 
darum bitten, daß der Herr Staatssekretär zunächst 
auch die zweite von mir eingebrachte Frage beant-
wortet, weil ich daraufhin Zusatzfragen stellen 
will. 

Vizepräsident Frau Renger: Das wird er gern tun. 
Ich rufe dann auch die Frage 45 des Herrn Abge-

ordneten Leuschner auf: 
Ist es richtig, daß die Plutoniumverluste im Brennstoff-

kreislauf bei ca. 10 v. H. liegen und folglich die Brutraten zu-
künftiger Brutreaktoren nicht über 1,00, sondern über 1,10 lie-
gen müssen, um insgesamt den Brennstoff Plutonium zu ver-
mehren? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 
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Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Leusch-
ner, die Plutoniumverluste im Brennstoffkreislauf 
liegen nicht bei 10%. In dem Bericht der Arbeitsgrup-
pe 5 der Internationalen Bewertung des Brennstoff-
zyklus (INFCE) wird von Gesamtverlusten von Plu-
tonium im Brennstoffzyklus von 2% ausgegangen, je 
etwa zur Hälfte in der Brennelementfabrikation und 
der Wiederaufarbeitung. 

Fachleute in Großbritannien rechnen auf Grund 
jüngster Erfahrungen mit wesentlich geringeren 
Verlusten. 

Bei einem Verlust von 2% und einem Abbrand von 
80 000 Megawatt-Tagen je Tonne ist zur Erreichung 
einer Uran-Ausnutzung von 60% eine Brutrate von 
zirka 1,04 erforderlich. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Leuschner, Sie ha-
ben jetzt vier Zusatzfragen. 

Leuschner (SPD): Herr Staatssekretär, angesichts 
Ihrer Antwort auf die Frage des Kollegen Jansen, 
daß der SNR 300 eine Brutrate zwischen 0,94 und 
1,05 haben wird, frage ich Sie, ob unter Berücksichti-
gung Ihrer letzten Antwort dann die Feststellung 
nicht tatsächlich richtig ist, daß der Schnelle Brüter 
— jedenfalls dieser Prototyp — keinen zusätzlichen 
Brennstoff erbrüten wird. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Richtig, das ist kor-
rekt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Leuschner (SPD): Herr Staatssekretär, wenn das 
der Fall ist, ist dann ein öffentlicher Aufwand von 
fast 5 Milliarden DM für ein solches Projekt volks-
wirtschaftlich gerechtfertigt, da ja dann wahrschein-
lich ein solcher Prototyp auch nicht zur Herstellung 
eines wirtschaftlichen Typs verwendet werden 
kann, weil die entsprechenden Erfahrungen nicht 
vorliegen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Leusch-
ner, ich habe vorhin auf Ihre Zusatzfrage geantwor-
tet, daß es korrekt ist, daß im ersten Core des 
SNR 300 in Kalkar kein zusätzlicher Brennstoff er

-

brütet wird. Ich habe aber vorhin, glaube ich, sehr 
deutlich gemacht, daß die Brutrate bei einem Brutre-
aktor nicht das Entscheidende ist, sondern daß es im 
wesentlichen darauf ankommt, daß er den Energie-
inhalt — sprich: Uran und Plutonium, was uns zur 
Verfügung steht — etwa um das 60fache besser 
nutzen kann. Ich habe hinzugefügt, um dies zu ver-
bildlichen, daß man — mit den abgebrannten Brenn-
elementen — eines 1 300-Megawatt-Reaktors in ei-
nem Jahr, wenn er anschließend für die Technologie 
der Brutreaktoren als Brennstoff zur Verfügung ge-
stellt wird, einen vergleichbaren 1 300-Megawatt-
Brutreaktor zwischen 60 und 70 Jahre betreiben 
könnte. 

Ich glaube, wenn man sich dies einmal vor Augen 
hält, wird man feststellen, daß man allein aus roh

-

stoff- und gesamtenergiepolitischen Gründen nicht 

ohne Not auf eine derartige Technologie, hier vor al-
lem bezogen auf Kalkar, und auf die Erfahrungen 
mit einer solchen Technologie in unserem Land ver-
zichten sollte. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine dritte Zusatz-
frage. 

Leuschner (SPD): Herr Staatssekretär, wann 
müßte, wenn sich dieser deutsche Typ lang- oder 
mittelfristig nicht als erfolgreich erweisen würde, 
nach Auffassung der Bundesregierung gegebenen-
falls auf ein ausländisches Brütersystem übergegan-
gen werden, um mittel- und langfristig die Zukunft 
der Atomwirtschaft in unserem Land zu gewährlei-
sten? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Leusch-
ner, Sie stellen eine sehr hypothetische Frage. Die 
Bundesregierung geht davon aus, daß wir bemüht 
sind, den Schnellbrutreaktor in Kalkar fertigzustel-
len, ihn in Betrieb zu setzen und die Erfahrungen, 
die wir damit sammeln, aufzuarbeiten, um sie, wenn 
es notwendig ist, für andere Schnellbrutreaktorty-
pen in unserem Land verfügbar zu haben. 

Ich bin der Meinung — lassen Sie mich das hinzu-
fügen —, daß die Durchführung eines derartigen 
Projekts auch deshalb notwendig ist, um nicht, wie 
Sie es hier in Sorge dargelegt haben, etwa im Jahre 
2000 oder danach aus einem anderen Land eine der-
artige Technologie importieren zu müssen. Wir ha-
ben in der Bundesrepublik Deutschland auf diesem 
Gebiet einen sehr hohen technologischen Sicher-
heitsstandard, und wir haben sehr gut ausgebildete 
Ingenieure und Facharbeiter, die in diesem Bereich 
tätig sind. 

Ich würde es bedauern, wenn eine derartige Tech-
nologie unserem Lande verlorenginge, die vielleicht 
in 20 oder 30 Jahren unserer Industrie im Zusam-
menhang mit Arbeitsplätzen und mit allem, was 
dazu gehört, eine große Chance bieten würde. 

Vizepräsident Frau Renger: Sie haben noch eine 
letzte Zusatzfrage. Wenn es geht, stellen Sie sie et-
was kürzer, damit auch die anderen Kollegen noch 
an die Reihe kommen. 

Leuschner (SPD): Herr Staatssekretär, hält die 
Bundesregierung den Bau von rund 70 Brutreakto-
ren, wie er im Pfad 1 der Enquete-Kommission ange-
geben ist, bis zum Jahr 2030 in unserem Land für 
wünschenswert bzw. machbar? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Leusch-
ner, ich kann nicht im einzelnen bestätigen, daß die 
Zahl, die Sie mir hier genannt haben, richtig ist. 
Aber wenn ich es richtig übersehe, ist das unmög-
lich. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie 
eben das Spaltinventar eines Schnellen Brüters an-
gesprochen haben, frage ich: Wieviel Jahresab-
brände eines Leichtwasserreaktors mit 1 300 MW 
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sind denn notwendig, um das für einen Schnellen 
Brüter wie den in Kalkar nötige Spaltinventar zur 
Verfügung zu stellen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Von einem Leichtwas-
serreaktor mit einer Leistung von etwa 1 300 MW 
werden jährlich etwa 230 kg Plutonium erbrütet. 
Dies entspricht etwa 20 Jahren Betriebszeit. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Kollege Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, habe ich Sie 
eben wirklich richtig verstanden, daß Sie es für mög-
lich halten, einen Reaktor 60 Jahre lang zu betrei-
ben? Sind Sie weiterhin der Auffassung, daß man 
alle technischen Erfahrungen selber machen muß 
und nicht auch von anderen lernen kann? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Hirsch, 
Sie haben mich falsch verstanden oder interpretie-
ren mich falsch. Ich habe ausgeführt, daß man mit 
der Uranmenge für einjährigen Betrieb eines 1 300-  
MW-Leichtwasserreaktors einen Schnellbrutreak-
tor gleicher Größenordnung und Leistung etwa 60 
bis 70 Jahre betreiben könnte. Ich habe nichts über 
die Lebensdauer, verehrter Herr Kollege Hirsch, 
dieses Reaktors gesagt. Denn bei einer derartigen 
Berechnung kann man j a nicht von der Lebenszeit 
eines Reaktors ausgehen, sondern hier geht es dar-
um, um wievielmal besser dieser Brennstoff in einer 
derartigen technischen Anlage insgesamt genutzt 
werden kann. Dies, Herr Kollege Hirsch, ist, glaube 
ich, die große Chance, die eine derartige Technologie 
bietet. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Der Hirsch begreift 
das nicht!) 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfrage? 
— Bitte, Herr Kollege Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Ich hatte des weiteren die Frage 
gestellt, ob man die Erfahrungen selber machen 
muß, und füge gleich noch eine weitere hinzu: Habe 
ich Sie dahin richtig verstanden, daß Ihre Antwort 
impliziert, daß die Inbetriebnahme des Schnellen 
Brüters gleichzeitig den Bau immer weiterer Reak-
toren erzwingt? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Nein, Sie haben mich 
nicht richtig verstanden. Ich habe gesagt, daß sie es 
ermöglicht, Herr Kollege Hirsch. Ich habe ausdrück-
lich darauf hingewiesen, daß es, um einen größeren 
Brutreaktor in unserem Land bauen zu können, mei-
nes Erachtens dringend notwendig ist, betriebstech-
nische Erfahrungen, die ja für eine derartige Tech-
nologie wichtig sind, z. B. mit dem SNR 300, in unse-
rem Lande gewinnen zu können. 

Darüber hinaus wissen Sie, daß wir mit der Fran-
zösischen Republik und den dort tätigen Verstro-
mungsunternehmen Verträge haben, die uns in die 
Lage versetzen, auch auf die französischen Erfah-
rungen zurückzugreifen. Wenn man beides hat, ist 
man, glaube ich, in die Lage versetzt, über eine der-
artige Technologie letztendlich auch wirklich verfü-
gen und entscheiden zu können. Ob dies zum Tragen  

kommt, hängt nicht allein von der Bundesregierung 
ab, sondern es hängt im wesentlichen davon ab, ob 
die einschlägigen Verstromungsunternehmen in un-
serem Lande eine derartige Technologie unter den 
wirtschaftlichen Voraussetzungen, die dann gege-
ben sind, auch tatsächlich nutzen werden. Der Staat 
allein kann dies ja nicht bezahlen; das ist Ihnen ja 
bekannt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, ergibt nicht die 
Antwort auf die Frage von Herrn Catenhusen, daß 
der Schnelle Brüter erst dann wirtschaftlich sinnvoll 
sein kann, wenn eine Wiederaufbereitungsanlage 
Material zuliefert? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Es ist sicherlich so, 
Herr Kollege Duve, daß Wiederaufarbeitungsanla-
gen für eine größere Anzahl von Schnellbrutreakto-
ren notwendig sind. Aber eine Wiederaufbereitungs-
anlage ist in unserem Lande, glaube ich, auch schon 
deshalb notwendig, weil wir ja in Karlsruhe derzeit 
nur eine kleine Anlage haben, die als Pilotanlage 
läuft, und weil eine derartige Technologie unter wirt-
schaftlichen Voraussetzungen und normalen be-
trieblichen Gegebenheiten in einem größeren Maß-
stab erprobt werden muß. Wenn wir den Brennstoff-
kreislauf schließen wollen, dann wird es notwendig 
sein, eine derartige Wiederaufarbeitungsanlage in 
unserem Lande zu betreiben, um das aus Leichtwas-
serreaktoren vorhandene Material wieder aufzuar-
beiten und zu rezyklieren. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Energiepro-
gramm und in der Entscheidung mit den Minister-
präsidenten, was die Schließung des Brennstoff-
kreislaufs angeht, unmißverständliche Beschlüsse 
gefaßt, die Ihnen ja bekannt sind. In diesen Brenn-
stoffkreislauf hinein gehört auch eine Wiederaufar-
beitungsanlage. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz-
fragen. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich komme nun zum Geschäftsbereich des Bun-
deskanzlers und des Bundeskanzleramtes. Herr 
Staatsminister Huonker steht zur Beantwortung der 
Fragen zur Verfügung. 

Die Fragen 46, 47, 48 und 49 werden auf Wunsch 
der Fragesteller, der Abgeordneten Spranger und 
Dr. Miltner, zurückgezogen. 

Ich rufe die Frage 50 des Herrn Abgeordneten 
Reddemann auf: 

Hat die Bundesregierung im Rahmen ihrer Fürsorgepflicht 
den Staatsminister im Auswärtigen Amt, Dr. Corterier, gegen-
über dem Präsidenten des Bundesrats, Koschnick, in Schutz 
genommen und dessen Äußerung, bei Staatsminister Dr. Cor-
terier handele es sich um einen „vollendeten Trottel", gebüh-
rend zurückgewiesen? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Huonker, Staatsminister beim Bundeskanzler: 
Sehr geehrter Herr Kollege Reddemann, bei dem 
Selbstbewußtsein der Staatsminister bedarf es nicht 
der Ausübung der Fürsorgepflicht der Bundesregie- 
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rung durch deren Inschutznahme bei Vorgängen wie 
dem, auf den Sie sich mit Ihrer Frage beziehen. Der 
zweite Teil Ihrer Frage ist durch meine Antwort auf 
den ersten Teil Ihrer Frage erledigt. 

Im übrigen, sehr geehrter Herr Kollege, darf ich 
Sie darauf hinweisen, daß die Meinungsverschie-
denheit zwischen dem Vorsitzenden der Sicherheits-
politischen Kommission beim SPD-Parteivorstand, 
der — anders, als Sie in Ihrer Frage unterstellen — 
erst nach dem Vorgang zum Präsidenten des Bun-
desrats gewählt worden ist, und Herrn Staatsmini-
ster Dr. Corterier in freundschaftlicher Weise ausge-
räumt ist. Ich hoffe, daß die aus Ihrer Frage spre-
chende „Sorge" — vielleicht sollte ich angesichts Ih-
rer Frage zu Meinungsverschiedenheiten zwischen 
zwei wichtigen Sozialdemokraten von einer „tiefen 
Sorge" sprechen — durch diesen Hinweis gegen-
standslos geworden ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege Redde-
mann, bitte sehr. 

Reddemann (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr 
Staatsminister, da ich voraussetze, daß diese Regie-
rung immer etwas selbstbewußter auftritt, als es 
sein sollte, möchte ich die Frage stellen, ob es wirk-
lich vernünftig ist, daß die Bundesregierung in ei-
nem solchen Falle nicht reagiert, weil schließlich die 
Gefahr bestehen könnte, daß andere außerhalb der 
Bundesregierung meinen könnten, weil die Bundes-
regierung nicht widerspricht, sei das Werturteil, das 
der Herr Kollege Koschnik über den Herrn Kollegen 
Corterier ausgesprochen hat, richtig. 

Huonker, Staatsminister: Ihre Frage zu der „Ge-
fahr" beantworte ich mit Nein und verweise im übri-
gen auf das, was ich auf Ihre Eingangsfrage geant-
wortet habe. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Staatsminister, darf 
ich nach der lapidaren Kürze Ihrer Antwort fragen, 
ob vielleicht eine dahin gehende Koalitionsvereinba-
rung bestanden haben könnte, daß der freidemokra-
tische Bundesminister des Auswärtigen seine Für-
sorgepflicht nicht wahrnehmen durfte, weil es sich 
bei dem Kritiker um einen sozialdemokratischen 
Politiker gehandelt hat? 

Huonker, Staatsminister: Es besteht in dieser Hin-
sicht, sehr geehrter Herr Kollege, weder eine Koali-
tionsabsprache noch eine sonstige Vereinbarung. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
wäre eine öffentliche Inschutznahme Ihres Herrn 
Kollegen Corterier seitens der Bundesregierung 
nicht schon deswegen notwendig gewesen, weil 
sonst das Ansehen der Bundesrepublik Deutschland 
im Auslande darunter Schaden leidet, daß es unwi-
dersprochen hingenommen wird, wenn immerhin  

der Stellvertreter des Herrn Bundesaußenminister 
mit dem Ausdruck eines Trottels belegt wird, ohne 
daß das zurückgewiesen wird? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eines vollende

-

ten Trottels!) 

Huonker, Staatsminister: Ich verweise auf das, was 
ich eingangs gesagt habe und beantworte im übri-
gen Ihre Frage mit Nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter Dr. 
Jobst, bitte schön. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatsminister, muß 
die Bundesregierung nicht schon deshalb darauf 
reagieren, damit nicht im Raum bleibt, der Bundes-
kanzler wäre mit vollendeten Trotteln umgeben? 

(Zuruf von der SPD: Das ist geschmack

-

los!) 

Huonker, Staatsminister: Wer, sehr geehrter Herr 
Kollege, meinen Kollegen Dr. Corterier kennt, der 
weiß: Es bedarf bei einer solchen öffentlichen Äuße-
rung keiner Richtigstellung. Ich sage hier, was ich 
eingangs gesagt habe: Hier spricht Dr. Corterier für 
sich selbst. 

Vizepräsident Frau Renger: Weiter keine Fragen. 
Ich danke Ihnen schön, Herr Staatsminister. 

Ich rufe jetzt die Frage 51 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Lammert auf: 

Hält die Bundesregierung nach der Publikation wesentli-
cher Ergebnisse ihrer Umfrage über das Deutschlandbild in 
Brasilien im Jornal do Brasil vom 20. September 1981 an ihrer 
Aussage fest, das Ergebnis dieser Meinungsumfrage sei „ins-
gesamt nicht negativ", und in welcher Weise will sie die in ih-
rem Schreiben vom 9. September 1981 angekündigte Intensi-
vierung der Öffentlichkeitsarbeit in Brasilien gestalten? 

Herr Staatssekretär Becker steht zur Beantwor-
tung zur Verfügung. Bitte, Herr Staatssekretär. 

Becker, Staatssekretär, Chef des Presse- und In-
formationsamtes der Bundesregierung: Herr Abge-
ordneter, auch nach der Lektüre des im Jornal do 
Brasil veröffentlichten Artikels sehe ich keinen An-
laß, die in meiner schriftlichen Antwort vom 10. Sep-
tember dieses Jahres dargelegte Bewertung der 
Meinungsumfrage in Brasilien zu korrigieren. In 
dem Bericht des Bonner Korrespondenten dieser 
Zeitung werden die Ergebnisse der Umfrage vor 
dem Hintergrund einer deutschen Erwartungshal-
tung interpretiert, wie sie der brasilianische Journa-
list angetroffen hat. Ich halte es nach wie vor für er-
freulich, daß ich durch die Umfrage erfahren habe, 
daß in Brasilien das Interesse an der Bundesrepu-
blik Deutschland noch vor demjenigen an Frank-
reich, Japan, England und Spanien rangiert. Keines-
wegs überraschend ist es, wenn in der Sympathiebe-
wertung die Bundesrepublik Deutschland erst nach 
den USA, nach Italien, Frankreich und Portugal 
folgt, aber immer noch vor Ländern wie Großbritan-
nien, Spanien, Japan und der Sowjetunion. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Zum Nachdenken Anlaß gibt jedoch die Tatsache, 
daß der Wissensstand über die Bundesrepublik 
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Deutschland noch immer durch die nationalsoziali-
stische Zeit und den Zweiten Weltkrieg, möglicher-
weise aber auch durch Fernsehserien über diese 
Epoche mit geprägt ist. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

In jüngerer Zeit sind andere Faktoren hinzugetre-
ten, die das gegenwärtige Deutschlandbild in Brasi-
lien beeinflussen. Für die Zukunft ist nicht völlig 
auszuschließen, daß sich daraus partielle Beein-
trächtigungen des Deutschlandbildes in Brasilien 
ergeben. 

Die Bundesregierung ist sich dieser Gefahr sehr 
wohl bewußt. Ich habe Ihnen daher schon in meiner 
schriftlichen Antwort dargetan, daß die Absicht be-
steht, ihr entgegenzuwirken. Zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt kann ich Ihnen indessen noch keinen Ka-
talog konkreter Maßnahmen vortragen, die wir zur 
Intensivierung der Öffentlichkeitsarbeit in Brasilien 
planen. Die Überlegungen zu den einzelnen Vorha-
ben sind noch nicht abgeschlossen. Ich bin jedoch 
gerne bereit, Sie weiter zu unterrichten, sobald Ent-
scheidungen getroffen sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Lammert. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie 
halten ausdrücklich an der grundsätzlichen Beurtei-
lung der Umfrageergebnisse fest. Sollten Sie nicht 
einräumen, daß allein ein Ergebnis wie dieses — um 
ein einzelnes zu nennen —, daß der bekannteste 
Deutsche nach wie vor mit weitem Abstand Adolf 
Hitler ist und — da Sie auf Rangfolgen in der Län-
derpräferenz hingewiesen haben — daß in den Ant-
worten auf die Frage, welches Land man besonders 
gerne kennenlernen wolle, die Bundesrepublik 
Deutschland deutlich etwa hinter der Sowjetunion 
rangiert, hinreichender Grund dafür ist, sich eben 
nicht mit dem Hinweis auf das eine oder andere viel-
leicht weniger problematische Ergebnis zufrieden-
zugeben, sondern zu sagen, dies alles müsse für uns 
eigentlich Anlaß zu ernsthaften Bemühungen um 
Korrektur eines offenkundig verfehlten Bildes sein? 
Können Sie auf den Hintergrund genau dieser Sach-
verhalte Ihre für mich sehr unbefriedigende Aus-
kunft, Sie könnten gegenwärtig noch nicht konkreti-
sieren, in welcher Weise die auch von Ihnen für er-
forderlich gehaltene Intensivierung der Öffentlich-
keitsarbeit stattfinden sollte, etwas verdeutlichen 
und sagen, zu welchem Zeitpunkt Sie meinen, in der 
Lage zu sein, das hier konkreter erläutern zu kön-
nen? 

Becker, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, das 
hängt zum Teil davon ab, über welche Finanzmittel 
das Amt verfügen kann. Sie sind, wie Sie sicherlich 
wissen, für die Auslandsöffentlichkeitsarbeit seit 
fünf Jahren nicht einmal nominal erhöht worden, so 
daß sie also real seit mehreren Jahren rückläufig 
sind. Eine wirklich intensive und durchgreifende Öf-
fentlichkeitsarbeit kostet viel Geld. Angesichts der 
Finanzmittel muß so etwas sorgfältig geplant wer-
den. Ich bin gern bereit, Ihnen unverzüglich eine 
Mitteilung darüber zu geben, was im einzelnen zu 
planen ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Frage, bitte. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
nach Ihrer Auffassung sind die Ergebnisse im gan-
zen positiver, als es in dieser Veröffentlichung der 
brasilianischen Tageszeitung zum Ausdruck kommt. 
Welchen Grund gibt es dafür, daß die Bundesregie-
rung die Ergebnisse dann nicht insgesamt publiziert 
und damit die Möglichkeit einer unausgewogenen 
Beurteilung durch Zitierung von Einzelergebnissen 
eröffnet? Können Sie  in,  diesem Zusammenhang auf 
der Basis der Ihnen zur Verfügung stehenden Ge-
samtumfrage bestätigen bzw. teilen Sie die Beurtei-
lung, die in dieser Woche in den „Entwicklungspoliti-
schen Informationen" mit Bezug auf genau diese 
Umfrage wiedergegeben wurde, daß es gerade — ich 
zitiere — in der augenblicklichen subtilen Stim-
mungslage der brasilianischen Öffnungspolitik an-
gebracht erscheine, die Bestimmung des Deutsch-
landbildes nicht ausschließlich deutschen Großun-
ternehmen zu überlassen, weil das nach Auffassung 
dieser Stelle einer der Faktoren für eine Komplizie-
rung der Lage in Brasilien geworden sei? 

Becker, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, wir 
sind der Auffassung, daß Brasilien für die deutsche 
Außenpolitik und für die deutsche Außenhandelspo-
litik eine sehr wichtige Rolle spielt. Selbstverständ-
lich hat das Presse- und Informationsamt der Bun-
desregierung die Aufgabe, diese Arbeit im Rahmen 
seiner Möglichkeiten und Aufgaben zu begleiten. Ob 
nun die von Ihnen herangezogene Bewertung durch 
eine brasilianische Zeitung die allein denkbare Be-
wertung ist, möchte ich offenlassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön. 
Ich rufe jetzt die Frage 52 des Herrn Abgeordne-

ten Duve auf: 
Treffen Presseberichte zu, nach denen das Presse- und In-

formationsamt der Bundesregierung in einer breit angelegten 
Aktion die Friedensdemonstration vom 10, Oktober 1981 in 
Bonn durch eigene Mitarbeiter hat beobachten und einzelne 
Vorgänge und Äußerungen von Demonstrationsteilnehmern 
hat festhalten lassen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Becker, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, Pres-
seberichte über eine breit angelegte Aktion zur Be-
obachtung der Friedensdemonstration am 10. Okto-
ber 1981 durch das Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung sind in dieser Form nicht zu-
treffend. Es war nur jeweils ein Mitarbeiter des Am-
tes an den fünf Sammelstellen bei den Auftaktkund

-

gebungen anwesend. Wir mußten annehmen, daß die 
dort gehaltenen Reden anderweitig nicht verbreitet 
werden. Über den Inhalt dieser Reden haben die 
Mitarbeiter berichtet. 

Darüber hinausgehende Vorgänge oder Äußerun-
gen von Teilnehmern an der Demonstration waren 
nicht Gegenstand von Berichten. 

Die Tätigkeit dieser Mitarbeiter entsprach den ge-
setzlichen Aufgaben des Amtes, das die Bundesre-
gierung auf dem gesamten Nachrichtensektor lau-
fend zu unterrichten hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Duve. 
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Duve (SPD): Herr Staatssekretär, gab es im Amt 
Bedenken gegen einen solchen Auftrag? 

Becker, Staatssekretär: Ich selbst habe diese An-
ordnung gegeben. Ich habe von allen Abteilungslei-
tern, in deren Kreis das besprochen worden ist, nur 
Zustimmung bekommen. 

Ich hatte überhaupt keine Wahl, auf eine andere 
Weise zu erfahren, wie sich die Demonstration im 
Laufe des Tages entwickeln würde. Selbstverständ-
lich bestand ein besonderes Interesse daran, im Ver-
laufe des Tages zu wissen, ob die Bundesregierung, 
ob möglicherweise der Bundeskanzler selbst eine 
Erklärung zum äußeren Ablauf der Demonstration 
und zur Substanz der dort gehaltenen Reden abge-
ben sollte. Der Bundeskanzler befand sich an jenem 
Tage von morgens früh 3 Uhr bis abends um 
18.30 Uhr auf einem Flug nach Kairo und zurück. 

Duve (SPD): Frau Präsidentin, ich hatte eine ganz 
andere Frage gestellt: ob es im Amt Bedenken 
gab - - 

Vizepräsident Frau Renger: Da kann ich leider 
nichts tun. Wenn Sie Ihre nächste Zusatzfrage stel-
len, können Sie das vielleicht miteinander kombinie-
ren, Herr Duve. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Die Frage ist be

-

antwortet!) 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, ich will also 
meine Frage wiederholen: Sind im Amt Bedenken 
gegen diesen Auftrag laut geworden? 

Becker, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, die 
Abteilungsleiter haben meiner Absicht spontan zu-
gestimmt. 

Ich habe lediglich in Zeitungen, die der Bundesre-
gierung nicht sehr wohlgesonnen sind, gelesen, daß 
es innerhalb des Hauses auch Kritik gegeben habe. 
Sie ist mir direkt oder auch indirekt nicht bekannt-
geworden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Dr. Engel. 

Frau Dr. Engel (FDP): Herr Staatssekretär, wie be-
urteilen Sie die Tatsache, daß bereits Fünfzehnjähri-
ge, die an der Demonstration teilgenommen haben, 
befürchten, nachhaltigen Benachteiligungen ausge-
setzt zu werden, wenn ihre Teilnahme registriert 
wird, was auch immer sie darunter verstehen? Wel-
che Möglichkeiten sehen Sie, derartige Befürchtun-
gen auszuräumen? 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Kollegin, ich muß 
Ihnen sagen, daß Ihre Zusatzfrage keinen unmittel-
baren Zusammenhang mit der Frage hat, die ur-
sprünglich gestellt worden ist. 

Wenn Sie dennoch antworten wollen, Herr Staats-
sekretär. 

Becker, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, diese 
Mitarbeiter des Presse- und Informationsamtes wa-
ren keine verhinderten Verfassungsschützer, son-
dern als Mitarbeiter des Hauses hatten sie erstens 
ausschließlich den Auftrag, darüber zu berichten,  

was sie an Reden zu Beginn dieser Demonstration 
wahrnehmen. Zum zweiten waren sie angewiesen 
worden, sich nicht an der Demonstration zu beteili-
gen. Zum dritten war es jedem freigestellt, der sich 
gern an der Demonstration beteiligen wollte, einen 
solchen Auftrag nicht zu übernehmen. 

Die Sorge von Fünfzehnjährigen, sofern sie be-
standen hat, vermag ich nicht näher zu bewerten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Reddemann. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie eben von Zeitungen gesprochen haben, 
die der Bundesregierung unfreundlich gegenüber-
stehen und die über dieses angeblich oder tatsächli-
che Faktum geschrieben haben: Würden Sie dem 
Hause bitte mitteilen, um welche Zeitungen es sich 
handelt? Denn es ist ja nicht uninteressant zu erfah-
ren, welche Zeitungen der Bundesregierung un-
freundlich gegenüberstehen. 

Becker, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, es 
sind so viele, daß ich sie auf Anhieb gar nicht nennen 
kann. 

(Heiterkeit — Reddemann [CDU/CSU]: 
Welche Zeitung schreibt noch positiv über 

die Regierung?!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 53 
des Herrn Abgeordneten Duve auf: 

Ist es richtig, daß während der Demonstration vom 10. Ok-
tober 1981 Tonaufnahmen des WDR dem Presse- und Infor-
mationsamt der Bundesregierung bzw. dem Lagezentrum des 
Bundesinnenministeriums direkt überspielt worden sind, wo-
bei auch Material an die Bundesregierung gelangte, das der 
WDR in seinen Sendungen nicht ausgestrahlt hat? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Becker, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, es ist 
richtig, daß die bei der zentralen Veranstaltung im 
Bonner Hofgarten am 10. Oktober 1981 gehaltenen 
Reden auf Bitte des BPA vom Westdeutschen Rund-
funk dem Presse- und Informationsamt über eine 
geschaltete Tonleitung überspielt worden sind. Ent-
sprechend der Aufgabenstellung des Amtes wurden 
die Texte zulässigerweise zur Unterrichtung der 
Bundesregierung verwertet. 

Wir hatten die Reden derer, die dort sprechen 
wollten, wie jede Presseagentur auch, wie jede Zei-
tung auch, wie überhaupt jeder Interessent, vorab 
vorliegen. Uns kam es darauf an, festzustellen, ob die 
Redetexte, die vorab verbreitet worden waren, am 
Ende mit dem gesprochenen Wort übereinstimmen 
werden. Dies schien uns für den Auftrag wichtig zu 
sein, frühzeitig ein Bild zu entwickeln, ob die Bun-
desregierung möglicherweise noch am gleichen Tag 
eine Erklärung zu der Demonstration abzugeben 
hätte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie be-
stätigen, daß es sich bei dem übermittelten Material 
ausschließlich um die Reden gehandelt hat und 
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nicht auch um andere akustisch wahrnehmbare Vor-
gänge während der Demonstration; und wie groß 
war der Anteil des dem BPA zugänglich gemachten 
WDR-Materials im Verhältnis zu dem vom WDR für 
die Bürger ausgestrahlten Sendematerial? 

Becker, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, uns 
kam es ausschließlich darauf an, den Vorab-Wort-
laut mit dem gesprochenen Wort zu vergleichen, da-
mit wir die Bundesregierung nicht unabsichtlich 
falsch informieren. Das war der einzige Zweck. 
Fernsehaufnahmen hat es überhaupt nicht gegeben. 
Mir ist nicht bekannt, daß hier an das Presse- und 
Informationsamt Material überspielt worden ist, das 
in irgendeiner Form geheimhaltungsbedürftig 
wäre. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, gab es Abspra-
chen zwischen dem WDR und der Bundesregierung, 
und, wenn ja, in welcher Form sind diese Abspra-
chen über dieses Verfahren der Zusammenarbeit 
zwischen der öffentlich-rechtlichen Anstalt und der 
Bundesregierung getroffen worden? 

Becker, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, es war 
kein formalistischer Vorgang, sondern das ist auf ei-
ner — wenn ich das einmal so nennen darf — mittle-
ren Arbeitsebene auf dem Wege kollegialen Den-
kens und Handelns vor sich gegangen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Lammert. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
trifft mein Eindruck zu, daß es sich bei der hier in 
Rede stehenden Bonner Friedensdemonstration um 
eine öffentliche Veranstaltung und nicht um eine 
Veranstaltung in einem geschlossenen Kreis, die der 
Geheimhaltungspflicht unterliegt, gehandelt hat? 

Becker, Staatssekretär: Ich teile diesen Ein-
druck. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Reddemann. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
es richtig, daß der Westdeutsche Rundfunk bei ver-
gleichbaren oder ähnlichen Veranstaltungen das 
Bundespresseamt genauso beliefert wie beispiels-
weise die Schiedskommission der SPD beim Par-
teiordnungsverfahren Hansen? 

Becker, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ich be-
daure sehr: Ich vermag Ihrer Frage nicht völlig zu 
folgen. Ich kann Ihnen nur sagen: Es handelt sich bei 
der angesprochenen Zusammenarbeit in rein tech-
nischer Hinsicht um einen nach meiner Auffassung 
und Kenntnis einmaligen Fall. Ich wüßte auch gar 
nicht, warum er sich wiederholen sollte. 

Vizepräsident Frau Renger: Damit sind die Fragen 
beantwortet. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekre-
tär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Auswärtigen auf. Herr Staatsminister Dr. 
Corterier steht zur Beantwortung zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 54 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hirsch auf: 

Wie ist der genaue und vollständige Wortlaut der Äußerun-
gen Präsident Reagans zur Möglichkeit der Begrenzung ei-
nes Kriegs mit atomaren Waffen auf einen bestimmten 
Kriegsschauplatz? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. Corterier, Staatsminister beim Bundesminister 
des Auswärtigen: In einem Gespräch mit Chefredak-
teuren am 16. Oktober 1981 beantwortete Präsident 
Reagan Fragen zu aktuellen Themen. Im Mittel-
punkt des Gesprächs stand die Lage in Nahost, ins-
besondere die Lieferung von Frühwarnflugzeugen 
AWACS nach Saudi-Arabien. Der Präsident äußerte 
sich ferner zu den bevorstehenden Verhandlungen 
über LRTNF und der Sicherheitslage in Europa. 

Ich verlese jene Passagen, die in der deutschen 
Öffentlichkeit Reaktionen ausgelöst haben — ich zi-
tiere —: 

Frage: Herr Präsident, um noch mal auf das 
Thema der strategischen Waffen in Europa zu-
rückzukommen: Manche Leute in Europa, die 
gegen einen Teil unserer Politik sind, befürch-
ten wahrscheinlich, daß sie sozusagen die stell-
vertretenden Opfer eines Kriegs zwischen den 
USA und der Sowjetunion werden könnten. 
Diese Angst mag dadurch begründet sein, daß 
so viel über integrierte Kriegsschauplätze und 
den beschränkten Einsatz nuklearer Waffen ge-
sprochen wird. Sind Sie der Meinung, daß ein 
beschränkter nuklearer Schlagabtausch zwi-
schen den USA und der UdSSR möglich wäre 
oder daß er zwangsläufig eskalieren würde? 

Jetzt kommt die Antwort des Präsidenten — ich zi-
tiere —: 

Offen gesagt, das weiß ich nicht. Weltweit wird 
Forschung betrieben, um Verteidigungswaffen 
zu entwickeln. Bisher hat es für jede Waffe eine 
Gegenwaffe gegeben. Diese Art der Verteidi-
gung besteht jedoch darin, daß die eine Seite 
ihre eigenen Waffen gegen die der anderen ein-
setzen muß. In einer solchen Pattsituation wäre 
es meines Erachtens möglich, daß taktische 
Waffen gegen Truppen eingesetzt werden, ohne 
daß eine der Großmächte den nuklearen Knopf 
betätigt. 

Der Präsident ging sodann auf die sowjetische 
Überlegenheit bei nuklearen Mittelstreckensyste-
men und die Bedrohung ein, welche diese für Europa 
darstellen. Er wies ferner auf das Übergewicht der 
Sowjetunion bei taktischen Nuklearwaffen sowie im 
konventionellen Bereich hin. 

Auf die hypothetische Frage — ich zitiere —: 
„Glauben Sie aber, daß es einen Schlagabtausch im 
Gefechtsfeld ohne nukleare Eskalation geben könn-
te?" führte der Präsident anschließend folgendes aus 
— ich zitiere —: 

Wenn wir den Russen klarmachen, daß unsere 
Gegenschlagkraft derart vernichtend ist, daß 
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ein Angriff sich nicht lohnt, wäre die nötige 
Pattsituation hergestellt. Ich brauche nicht her-
auszustellen, daß die Aussagen der Sowjetunion 
und ihrer militärischen Handbücher den Glau-
ben der Sowjetunion klar erkennen lassen, daß 
ein Nuklearkrieg geführt und gewonnen wer-
den kann. Mit anderen Worten sind sie der An-
sicht, daß mit der nötigen Überlegenheit die Ge-
genschlagkraft des Gegners aufgehoben wer-
den kann. Solange dieser Glaube von der So-
wjetunion gehegt wird, besteht eine Gefahr für 
uns alle im Westen. Wir müssen ihnen diesen 
Glauben nehmen. 

So weit das Zitat des Präsidenten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Wäre es möglich, Frau Präsiden-
tin, daß beide Fragen im Zusammenhang beantwor-
tet werden? 

Vizepräsident Frau Renger: Selbstverständlich. 
Dann rufe ich auch die Frage 55 des Herrn Abgeord-
neten Hirsch auf: 

Ist die Bundesregierung tätig geworden, um Sinn und Ab-
sicht dieser Äußerung aufzuklären, und welche Folgerungen 
zieht sie aus dieser Äußerung? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. Corterier, Staatsminister: In Anbetracht der 
heftigen Reaktion, welche die verkürzt und daher 
mißverständlich wiedergegebenen Äußerungen 
Präsident Reagans in der deutschen Öffentlichkeit 
ausgelöst haben, hat die Bundesregierung die ameri-
kanische Regierung um Klarstellung gebeten. Dies 
ist durch folgende Erklärung geschehen. Zunächst 
gab es eine Sprachregelung des State Department, 
aus der ich zitieren darf: 

Frage: Hat der Präsident gesagt, daß der Ein-
satz von Kernwaffen in einem europäischen 
Konflikt auf Europa begrenzt werden könnte? 

Antwort: Die Ausführungen des Präsidenten 
sind völlig im Einklang mit der seit langem be-
stehenden Strategie der Flexiblen Antwort, Auf-
rechterhaltung einer gesicherten militärischen 
Fähigkeit, die Anwendung von Gewalt, ob kon-
ventionell oder nuklear, durch den Warschauer 
Pakt auf möglichst niedriger Ebene abzuschrek-
ken. Es ist das Wesen der Abschreckungspolitik 
der NATO, der Sowjetunion auf jeder Ebene 
glaubwürdig entgegentreten und notfalls die 
Anwendung von Gewalt in kontrollierter Weise 
steigern zu können. Diese Strategie hat den 
Frieden in Europa seit der Gründung des Bünd-
nisses bewahrt. Sie stellt sicher, daß die Sowjet-
union keinen Vorteil darin erkennen kann, auf 
irgendeiner Ebene Gewalt anzuwenden. 

Dann gab es vom Weißen Haus am 21. Oktober 
eine Erklärung des Präsidenten, aus der ich folgen-
dermaßen zitieren darf: 

In den letzten Tagen hat die Sowjetunion meh

-

rere Propagandaerklärungen abgegeben, mit 
denen versucht wird, einen Keil zwischen die 

Vereinigten Staaten und einige unserer engsten 
Freunde in Europa zu treiben. Ich möchte diese 
groben Entstellungen unserer Politik nicht un-
widersprochen lassen. 

Die auf die Verhinderung eines Konflikts in Eu-
ropa gerichtete amerikanische Politik ist in den 
vergangenen 20 Jahren die gleiche geblieben. 
Unsere Strategie ist und bleibt die der Flexiblen 
Antwort, Aufrechterhaltung einer gesicherten 
militärischen Fähigkeit, die Anwendung von 
Gewalt, ob konventionell oder nuklear, durch 
den Warschauer Pakt auf möglichst niedriger 
Ebene abzuschrecken. Alle Präsidenten haben 
sich dazu bekannt, daß ein Einsatz von Kern-
waffen die ernstesten Folgen haben würde. In 
einem Atomkrieg würde die gesamte Mensch-
heit der Verlierer sein. Die mit einem Einsatz 
von Kernwaffen verbundenen schrecklichen 
und unberechenbaren Risiken tragen selbst 
dazu bei, von ihrer Verwendung abzuschrecken. 
Die Behauptung, die Vereinigten Staaten könn-
ten auch nur erwägen, einen Atomkrieg auf Ko-
sten Europas zu führen, ist eine glatte Irrefüh-
rung. Die amerikanische Nuklearstrategie ist ja 
darauf gegründet, keinen Angreifer glauben zu 
lassen, daß der Einsatz von Kernwaffen in Eu-
ropa auch auf Europa begrenzt bleiben könnte. 
Die gemeinsame europäisch-amerikanische 
Verpflichtung besteht ja darin, die Lasten unse-
rer Verteidigung, die den Frieden sichert, ge-
meinsam zu tragen. Jede militärische Bedro-
hung Europas ist für uns daher eine Bedrohung 
auch der Vereinigten Staaten. 375 000 US-Solda-
ten sind eine lebendige Garantie dieser uner-
schütterlichen Verpflichtung der USA zur Be-
wahrung von Frieden und Sicherheit in Euro-
pa. 

Durch diese Erklärung, Herr Abgeordneter, ist 
eindeutig klargestellt, daß Präsident Reagan nicht, 
wie ihm zu Unrecht unterstellt wurde, die Möglich-
keit eines auf Europa begrenzten Nuklearkrieges 
bejaht, sondern sich in voller Übereinstimmung mit 
der seit 1967 gültigen NATO-Strategie der Flexiblen 
Antwort geäußert hat. Reagan hat zugleich deutlich 
gemacht, daß die USA einen auf Europa begrenzten 
Nuklearkrieg nicht hinnehmen würden. Indem der 
Präsident Zweifel an der Begrenzbarkeit einer jeden 
nuklearen Auseinandersetzung äußerte, hat er zu-
gleich bestätigt, daß die USA im Abschreckungsver-
bund kein geringeres Risiko als die europäischen 
Partner tragen. Diese Klarstellung ist aus der Sicht 
der Bundesregierung voll befriedigend. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatsminister, halten Sie 
es für die Folge eines kollektiven Irrtums, daß dieses 
Interview und diese Erklärung des amerikanischen 
Präsidenten zwar in Europa, nicht aber in den Verei-
nigten Staaten höchste Aufmerksamkeit gefunden 
haben, und worauf führen Sie diesen Umstand zu-
rück? 
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Dr. Corterier, Staatsminister: Ich glaube, Sie müs-
sen da auch innerhalb Europas differenzieren. 

(Reddemann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir konnten feststellen, daß es in den meisten euro-
päischen Ländern keine entsprechende Reaktion 
wie hier in der Bundesrepublik gegeben hat. Ich 
führe das vor allem darauf zurück, daß es gerade in 
der Bundesrepublik unmittelbar nach dem Inter-
view Berichte gegeben hat, die das Interview in ver-
kürzter und nicht ganz richtiger Weise wiedergege-
ben haben. Das hat dann zu entsprechenden Irrtü-
mern und Reaktionen geführt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatsminister, darf ich Ih-
rer Antwort entnehmen, daß die Bundesregierung 
die Auffassung des Präsidenten teilt und meint, daß 
sie im Sinne der Flexiblen Antwort liegt, die Auffas-
sung, die in dem Satz zum Ausdruck kommt: 

Und wenn man nun in dieser Art von Patt steht, 
kann ich mir denken, daß es da einen Austausch 
von taktischen Waffen gegen Truppen im Felde 
geben kann, ohne daß eine der beiden Super-
mächte auf den Knopf für die großen Waffen 
drücken müßte, 

also die Erwartung, daß eine Begrenzung eines ato-
maren Krieges auf das Gefechtsfeld, was immer das 
sein mag — ich denke: Europa —, begrenzt werden 
könne? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
ich will jetzt nicht an dem Interview heruminterpre-
tieren, sondern mich an das halten, was der Präsi-
dent selber zur Interpretation und zur Deutlichma-
chung gesagt hat, und an das, was auch das State De-
partment gesagt hat. Wir gehen davon aus, daß der 
Präsident die gültige Strategie der Flexiblen Ant-
wort voll unterstützt. Das ist inzwischen eindeutig 
klargestellt. Allerdings — und ich glaube, das haben 
einige Kritiker mißverstanden — kann es natürlich 
nicht so sein, daß auf jeden möglichen militärischen 
Angriff nun gleich, wie es der Präsident formuliert 
hat, der Druck auf den Knopf und der nukleare Holo-
caust die Antwort sind. Das wäre nicht im Sinne der 
Strategie der Flexiblen Antwort. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Dr. 
Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatsminister, könnten Sie 
sich entschließen, mir darin zuzustimmen, daß der 
Satz, den ich zitiert habe, so vom Präsidenten gesagt 
worden ist? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Ich müßte — Sie ha-
ben es mir mündlich vorgetragen — das dann noch 
einmal mit meinen Unterlagen vergleichen. Das ist 
jetzt etwas schwierig, wenn ich es nicht vorliegen 
habe. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Schuchardt. 

Frau Schuchardt (FDP): Herr Staatsminister, da 
die Interpretation der Äußerungen des amerikani-
schen Präsidenten mit der Flexiblen Antwort vorge-
nommen wird, frage ich Sie: Beinhaltet möglicher-
weise die Flexible Antwort eine Begrenzung auf Eu-
ropa? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Nein, das ist mit Si-
cherheit nicht der Sinn dieser Strategie. Der ameri-
kanische Präsident hat ganz klar gesagt, daß eine 
solche Begrenzung von ihm nicht für möglich gehal-
ten wird, daß die Amerikaner das gleiche Risiko wie 
die Europäer im Falle eines Konfliktes zu tragen 
hätten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Frage, Frau 
Schuchardt. 

Frau Schuchardt (FDP): Herr Staatsminister, teilt 
die Bundesregierung die Auffassung amerikani-
scher Militärexperten, wonach die Einführung der 
MX-Rakete das derzeitige ungefähre strategische 
Gleichgewicht zwischen den Supermächten so weit 
zugunsten der USA verschiebe, daß damit die So-
wjetunion von einem politischen Gebrauch ihrer ei-
genen strategischen Waffen nach Ausbruch eines 
regionalen Konflikts, z. B. in Europa, abgeschreckt 
würde? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Die Bundesregierung 
ist nicht der Auffassung, daß durch die Einführung 
der MX-Rakete ein Ungleichgewicht im strategi-
schen Potential zwischen den beiden Weltmächten 
entstehen würde. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
teilen Sie meine Auffassung, daß nach den Darle-
gungen, die Sie dem Hohen Hause gegeben haben, 
jedermann, der die unverkürzten Äußerungen des 
amerikanischen Präsidenten gelesen hat, zu dem 
Schluß kommen kann, daß Sie ihn hier richtig inter-
pretieren und daß er sich im Rahmen der gültigen 
Strategie des Nordatlantischen Bündnisses bewegt 
hat? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Ich kann der Frage 
zustimmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 56 des Herrn Abgeordneten 
Straßmeir auf: 

In welchem Umfang sind der Bundesregierung Fälle be-
kannt, in denen neuerdings Deutschen, die im Jahr 1945 bei 
Anrücken der Roten Armee aus ihrer Heimat Schlesien geflo-
hen sind und nunmehr Wohnsitz in der Bundesrepublik 
Deutschland haben, von den tschechoslowakischen Behörden 
für die Erteilung eines Einreisevisums in die Tschechoslowa-
kei die Auflage erteilt wurde, eine „Bescheinigung über die 
Ausbürgerung aus Polen" beizubringen, weil diejenigen, die 
diesem Personenkreis angehören, als Polen anzusehen 
seien? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. Corterier, Staatsminister: Dem Auswärtigen 
Amt sind Anfang 1981 Fälle bekanntgeworden, in de- 
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nen deutschen Staatsangehörigen, die nach 1945. in 
den Oder-Neiße-Gebieten oder auf dem Territorium 
von Vorkriegspolen geboren wurden und die über 
die CSSR nach Polen reisen wollten, von seiten der 
CSSR der Sichtvermerk verweigert worden ist, ob-
wohl sie ein gültiges polnisches Visum hatten. Dage-
gen ist dem Auswärtigen Amt nicht bekannt, daß für 
die Erteilung eines tschechoslowakischen Sichtver-
merks die Vorlage einer „Bescheinigung über die 
Ausbürgerung aus Polen" zur Auflage gemacht wür-
de. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Straßmeir. 

Straßmeir (CDU/CSU): Herr Staatsminister, Sie 
haben eben davon geprochen, daß es sich um Perso-
nen handelt, die nach 1945 in den betreffenden Ge-
bieten geboren wurden. Meine Frage bezog sich auf 
solche Personen, die vor Beendigung der Kampf-
handlungen im Jahre 1945 bei Anrücken der sowjeti-
schen Armee aus Schlesien geflüchtet sind, also 
nicht erst nach der Besetzung dort geboren worden 
sind. 

Dr. Corterier, Staatsminister: Die Antwort ist aber 
so allgemein formuliert, daß damit auch der Perso-
nenkreis, den Sie meinen, erfaßt ist. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Eine ehrliche 
Antwort!) 

Es ist hier von Personen die Rede, die auf dem Terri-
torium von Vorkriegspolen geboren wurden. Ich 
glaube, das betrifft auch den Personenkreis, den Sie 
meinen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Straßmeir. 

Straßmeir (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ist Ih-
nen bekannt, daß von den Personen, die betroffen 
wurden, nicht nur eine Bescheinigung über die Aus-
bürgerung verlangt worden ist, sondern auch so et-
was wie ein Flüchtlingsausweis oder sogar das Da

-

tum  ihrer Ausbürgerung, was sie gar nicht beibrin-
gen konnten? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Das ist mir nicht be-
kannt. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz-
fragen. Dann rufe ich Frage 57 des Herrn Abgeord-
neten Straßmeir auf: 

Hat die Bundesregierung gegebenenfalls Rechtsverwah-
rung eingelegt, und welche weiteren Maßnahmen hat sie er-
griffen, um den Betroffenen wie bisher ohne diese rechtswid-
rigen schikanösen Auflagen die Besuchsreise in die Tsche-
choslowakei zu ermöglichen? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. Corterier, Staatsminister: Die Botschaft Prag 
hat nach Bekanntwerden der genannten Fälle im 
Außenministerium der CSSR interveniert. In der 
letzten Zeit sind dem Auswärtigen Amt keine derar-
tigen Fälle mehr bekanntgeworden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter. 

Straßmeir (CDU/CSU): Ist die Bundesregierung 
der Auffassung, daß die Behörden der Tschechoslo-
wakei solchen Bürgern der Bundesrepublik 
Deutschland, die möglicherweise erst aus Schlesien 
und dann über die DDR in die Bundesrepublik 
Deutschland gekommen sind, das Zusammentreffen 
mit Angehörigen auf ihrem Staatsgebiet verwehren 
wollen? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Ich kann diese Frage 
nicht beantworten. Mir sind derartige Überlegungen 
nicht bekanntgeworden. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfrage, 
Herr Straßmeir. 

Straßmeir (CDU/CSU): Sind der Bundesregierung 
ähnliche Maßnahmen aus anderen Ländern des 
Warschauer Paktes, die auf eine abgestimmte Ver-
fahrensweise schließen lassen, bekannt? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wie 
viele Fälle im Sinne der Frage des Kollegen Straß-
meir sind der Bundesregierung bekanntgeworden, 
und hat die Bundesregierung Vermutungen, was die 
Gründe für die Tschechoslowakei gewesen sein kön-
nen, sich so zu verhalten und eine Beurkundung der 
Ausbürgerung zu verlangen? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Eine Zahl kann ich 
Ihnen nicht nennen. Ich kann Ihnen aber sagen, daß 
die Botschaft Prag im tschechoslowakischen Außen-
ministerium interveniert hat, als seinerzeit derar-
tige Fälle bekanntgeworden sind. Aus der letzten 
Zeit haben wir keine solchen Mitteilungen bekom-
men. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 58 
des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka auf: 

Hält die Bundesregierung Malaysia für ein Spannungsge-
biet, und folgert sie daraus, daß jeglicher Waffenexport in die-
sen ASEAN-Staat zu unterbleiben hat? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. Corterier, Staatsminister: Die Bundesregierung 
betrachtet Malaysia nicht als Spannungsgebiet. Sie 
ist somit nicht der Meinung, daß jeglicher Export 
von Kriegswaffen nach Malaysia zu unterbleiben 
hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, Sie 
würden also einen Bericht, der im „Deutschland-Ma-
gazin" und am letzten Sonntag auch in der „Welt am 
Sonntag" erschienen ist, nach dem Auflagen mit 
dem Ziel, nicht Waffenmaterial nach Malaysia zu lie-
fern, gemacht worden sind, für falsch halten? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Mir sind diese Be-
richte nicht bekannt. Ich kann deswegen auch nicht 
auf die darin enthaltenen Feststellungen eingehen. 
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Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Kann ich dann davon aus-
gehen, daß die Verträge, die mit Malaysia schon ge-
schlossen worden sind, jetzt ohne Verzug in die Tat 
umgesetzt werden können und daß damit Waffen, 
wie Malaysia sie haben will, exportiert werden kön-
nen? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Da müßten wir uns 
aber genau darüber verständigen, von welchen Ver-
trägen Sie sprechen. Eine so pauschale Antwort 
kann ich nicht geben. Es gibt gewisse Anträge, die 
noch zu prüfen sind, und es hat in der Vergangenheit 
gewisse Lieferungen gegeben. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Herberholz. 

Herberholz (SPD): Herr Staatsminister, ohne den 
Begriff „Spannungsgebiet" definieren zu wollen: Ist 
Ihnen bekannt, daß an der nördlichen Grenze Ma-
laysias seit etwa zehn Jahren kriegsähnliche Aus-
einandersetzungen stattfinden? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Ich glaube, dieser 
Sachverhalt darf als allgemein bekannt vorausge-
setzt werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz-
fragen? — 

Ich rufe die Frage 59 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Lammert auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Vorgänge im irani-
schen Generalkonsulat in Hamburg, die zum Rücktritt na-
hezu aller iranischen Beamten von ihren Ämtern und zum 
Antrag auf politisches Asyl in der Bundesrepublik Deutsch-
land geführt haben, und welche Möglichkeiten hat die Bun-
desregierung, auf die unerträglichen menschenverachtenden 
Entwicklungen im Iran einzuwirken? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Dr. Corterier, Staatsminister: Am 9. Oktober 1981 
haben vier der sechs entsandten Mitglieder des Gen-
ralkonsulats der Islamischen Republik Iran in Ham-
burg sowie die Ehefrau eines der vier um politisches 
Asyl gebeten. Soweit Art. 16 Abs. 2 Satz 2 des Grund-
gesetzes ein Recht auf Asyl gewährt, steht dieser 
Grundrechtsschutz auch Mitgliedern fremder Bot-
schaften und Konsulate zu. Über die Asylgewährung 
entscheidet das Bundesamt für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge, dem die Anträge inzwi-
schen vorliegen sollen, in eigener Zuständigkeit. Die 
internen Verhältnisse und Vorgänge im iranischen 
Generalkonsulat, mit denen die Asylbewerber ihre 
Anträge vor der Presse u. a. motiviert haben, entzie-
hen sich der Beurteilung des Auswärtigen Amtes 
und der für das Konsulat zuständigen Senatskanzlei 
in Hamburg. 

Die Bundesregierung beobachtet mit großer Sor-
ge, wie sich im Iran in jüngster Zeit Gewalt und Ge-
gengewalt, Attentate und Hinrichtungen gegenseitig 
hochgesteigert haben. Es handelt sich hierbei um die 
Begleiterscheinungen einer tiefgreifenden und zu-
nehmend radikalen revolutionären Entwicklung. 

Bundesminister Genscher hat am 8. Oktober bei 
seinem Gespräch mit dem iranischen Außenmini-
ster Musawi die Bedenken der Bundesregierung ge-
gen die wachsende Zahl von Todesurteilen zum Aus-
druck gebracht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Lammert. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Staatsminister, Sie 
werden mir sicher zubilligen, daß diese Frage weder 
mit dem Ziel der Kritik an der Regierung noch in der 
Aussicht auf eine ergiebige Antwort gestellt worden 
ist, sondern im wesentlichen der Protokollierung 
dieses Sachverhaltes wegen. Aber meinen Sie nicht, 
daß inzwischen eine Situation entstanden ist, wo es 
notwendig werden könnte, daß die Bundesregierung 
zusammen mit befreundeten Ländern, insbesondere 
etwa im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft, 
nach Möglichkeiten sucht, auf eine Entwicklung ein-
zuwirken, die nun so weit mit der von uns für unan-
tastbar gehaltenen Würde des Menschen unverein-
bar geworden ist, daß der Hinweis auf diplomatische 
Gepflogenheiten oder auf den Grundsatz der Nicht-
einmischung in innere Angelegenheiten dahinter 
zurückstehen muß? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Die Bundesregierung 
ist schon seit längerem ständig auf der Suche nach 
solchen Möglichkeiten. Dies gilt vor allem auch im 
Rahmen der Europäischen Politischen Zusammen-
arbeit der zehn Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft. Nur haben alle unsere Bemühungen 
gezeigt, daß die Möglichkeiten, von außen auf die 
Entwicklung im Iran einzuwirken, leider äußerst be-
schränkt sind, selbst wenn man sich die Vorausset-
zungen, die Sie eben hier angedeutet haben, zu eigen 
macht. Wir haben gerade in letzter Zeit — wenn ich 
darauf noch hinweisen darf; das hat ja auch zu hefti-
gen Angriffen gegen den Bundesminister der Justiz 
geführt — darauf gedrängt, daß der Iran sich an 
seine Verpflichtungen aus dem Menschenrechts-
pakt hält. Sowohl der Bundesminister der Justiz wie 
auch ich haben in Ansprachen vor der Menschen-
rechtskommission der Vereinten Nationen, die zur 
Zeit in Bonn tagt, diese Kommission darum gebeten, 
weiter darauf zu drängen, daß der ausstehende Län-
derbericht des Irans endlich vorgelegt wird und daß 
die Kommission dann versucht, auf der Basis dieses 
Paktes einzuwirken. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Lammert. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Staatsminister, Sie 
haben gerade darauf hingewiesen, daß die Hinter-
gründe, insbesondere die politischen Hintergründe 
des Asylantrags der iranischen Beamten  in Ham-
burg, der Bundesregierung nicht bekannt seien. Be-
müht sich die Bundesregierung um Aufklärung die-
ser Hintergründe, und zu welchem Zeitpunkt kann 
mit einer entsprechenden Information gerechnet 
werden? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Es muß ja im Rah-
men des Verfahrens ohnehin eine solche Aufklärung 
stattfinden. Ich hatte nur darauf hingewiesen, daß 
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Staatsminister Dr. Corterier 
die internen Vorgänge in dem Konsulat in dieser 
Form dem Auswärtigen Amt nicht bekannt sind. Ich 
weiß nicht, inwieweit das für das Verfahren von Be-
deutung sein kann; aber das wird dann festzustellen 
sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Voigt (Frankfurt). 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatsminister, tei-
len Sie meine Auffassung, daß die Reaktion offiziel-
ler iranischer Stellen, insbesondere der hiesigen 
Botschaft, auf die berechtigte wachsende Kritik an 
den Zuständen im Iran, und zwar sowohl auf seiten 
der Regierung wie auch auf seiten des Parlaments 
und auch in der Bevölkerung, auf die Dauer zu einer 
Entfremdung führen und sich sogar zu einer Bela-
stung der Beziehungen auswachsen könnte? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Das kann durchaus 
so sein. Aber ich glaube, wir müssen uns bei Abwä-
gung der Umstände eher für die Menschenrechte 
entscheiden. Nur ist es natürlich notwendig, eine 
Verbindung zu haben, wenn man einwirken will. Das 
sind die Grenzen, die uns hier gegeben sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 60 des Abgeordneten Jäger 
(Wangen) auf: 

Wird die Bundesregierung allein oder zusammen mit Regie-
rungen anderer demokratischer Staaten aus Anlaß des 
25. Jahrestages des ungarischen Volksaufstands in der Voll-
versammlung der Vereinten Nationen die Nichtbeachtung der 
Resolutionen der Vollversammlung über den Rückzug der so-
wjetischen Truppen aus Ungarn zur Sprache bringen? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. Corterier, Staatsminister: Es ist nicht beabsich-
tigt, dies zu tun, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
wie begründet die Bundesregierung ihre mangelnde 
Bereitschaft, die Nichtbefolgung verschiedener Re-
solutionen der UN-Vollversammlung anzumahnen, 
angesichts der Tatsache, daß die Bundesregierung 
sich bei zahlreichen anderen wichtigen UN-Resolu-
tionen völlig anders verhalten hat? Ich erinnere 
etwa an Resolutionen zum Rückzug der israelischen 
Truppen aus den von Israel besetzten Gebieten oder 
ähnliche Resolutionen, die Südafrika und Handlun-
gen der südafrikanischen Regierung auf Territorien 
von Nachbarländern betreffen. 

Dr. Corterier, Staatsminister: Herr Abgeordneter, 
nach dem Volksaufstand in Ungarn hat die zweite 
Notstands-Sondergeneralversammlung der Verein-
ten Nationen u. a. in den Resolutionen 1004 und 1005 
vom 4. und 9. November 1956 den sofortigen Rück-
zug der sowjetischen Truppen aus Ungarn gefordert. 
Diese Forderung hat die Generalversammlung spä-
ter in weiteren Entschließungen bekräftigt. Die So-
wjetunion hat demgegenüber bekanntlich an ihrer 

Machtpolitik gegenüber Ungarn festgehalten. Die 
Forderung nach Truppenabzug blieb unerfüllt. 

Die Generalversammlung hat schließlich auf An-
trag der Vereinigten Staaten 1962 das Mandat des 
Ungarn-Sonderbeauftragten der Vereinten Natio-
nen beendigt und war seither mit dieser Frage nicht 
mehr befaßt. 

Die damalige Bundesregierung hat zu den Ereig-
nissen in Ungarn 1956 seinerzeit klar Stellung ge-
nommen. Ich verweise vor allem auf die Regierungs-
erklärung sowie diesbezügliche Ausführungen von 
Bundeskanzler Dr. Adenauer im Deutschen Bundes-
tag am 8. November 1956. 

Sie haben, Herr Abgeordneter, die Entwicklung in 
Ungarn seit 1956 beobachtet und auch die Entwick-
lung, die unsere gegenseitigen Beziehungen genom-
men haben. Die begonnene Politik der friedlichen 
Zusammenarbeit hat, wie mir scheint, im Rahmen 
der gegebenen Möglichkeiten eindrucksvolle Er-
folge gebracht, die von der Zustimmung beider Völ-
ker getragen werden. Ich glaube, dieser Sachverhalt 
ist auch durch den Besuch des ungarischen Mini-
sterpräsidenten in der Bundesrepublik in diesen Ta-
gen erneut unterstrichen worden. 

Ein Vorgehen, wie von Ihnen vorgeschlagen, bei 
einem Thema, das vor knapp 20 Jahren von der Ta-
gesordnung der Vereinten Nationen abgesetzt wur-
de, würde auch nicht die Unterstützung anderer 
westlicher Partner finden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
muß nicht befürchtet werden, daß ein solches Ver-
halten der Bundesregierung und anderer westlicher 
Regierungen dazu beiträgt, die Sowjetunion in der 
Überzeugung zu bestärken, daß politische Fakten, 
die mit Gewalt erreicht worden sind, wenn sie nur 
lange genug hartnäckig aufrechterhalten werden, 
zum Schluß auch eine wenigstens stillschweigende 
Sanktionierung durch die freie Welt erfahren? 

Dr. Corterier, Staatsminister: Davon gehe ich nicht 
aus. Die Bundesregierung und ihre Verbündeten ha-
ben immer deutlich gemacht, welche Ziele sie im 
Sinne der Demokratie und der Menschenrechte 
auch für die osteuropäischen Staaten verfolgen. Nur, 
glaube ich, muß man hier das, was wir uns als län-
gerfristiges Ziel gesetzt haben, mit den Möglichkei-
ten vergleichen, die angesichts der Tatsache, daß 
Ungarn ein Mitglied des Warschauer Paktes ist, 
kurz- und mittelfristig gegeben sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 61 des Herrn Abgeordneten Jä-
ger (Wangen) auf: 

Teilt die Bundesregierung die bei der Tagung der Gesell-
schaft für Deutschlandforschung im Berliner Reichstag zum 
Ausdruck gebrachte Beurteilung der sowjetischen Berlin-Poli-
tik, wonach diese nach wie vor versucht, West-Berlin von der 
Bundesrepublik Deutschland zu trennen und eine so entste-
hende besondere politische Einheit dann auf Dauer der DDR 
einzuverleiben, und wonach die drei Westmächte und die Bun-
desregierung gegenüber ständigen Versuchen, eine einseitige 
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Vizepräsident Frau Renger 
Interpretation des Viermächteabkommens im Sinne dieser 
Politik der UdSSR und der DDR durchzusetzen, auf der Hut 
sein müßten? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. Corterier, Staatsminister: Die Gesellschaft für 
Deutschlandforschung hat am 15. und 16. Oktober 
1981 im Berliner Reichstag ein wissenschaftliches 
Symposium zum Thema „Zehn Jahre Viermächteab-
kommen — Versuch einer Bilanz" veranstaltet. 
Nach Kenntnis der Bundesregierung hat das Vier-
mächteabkommen bei den Teilnehmern des Sympo-
siums eine positive Würdigung gefunden. 

Die Einstellung der Bundesregierung zu diesem 
Abkommen ergibt sich aus den Erklärungen des 
Bundeskanzlers und des Bundesministers des Aus-
wärtigen aus Anlaß des zehnten Jahrestages der Un-
terzeichnung des Viermächteabkommens am 3. Sep-
tember 1981. 

Im übrigen betrachtet es die Bundesregierung 
nicht als ihre Aufgabe, zu den in einem wissen-
schaftlichen Forum geäußerten vielfältigen Meinun-
gen bewertend Stellung zu nehmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
da ich nicht nach der Beurteilung des Viermächteab-
kommens über Berlin gefragt habe, sondern nach 
der Beurteilung der sowjetischen Berlin-Politik, 
von der auf diesem Forum in Berlin zum Ausdruck 
gebracht wurde, daß äußerste Vorsicht und Wach-
samkeit angebracht sei, möchte ich Sie nochmals 
fragen, wie die Bundesregierung derzeit diese sowje-
tische Politik der einseitigen Interpretation — und 
das ist ja wohl das mildeste, was man hier bewer-
tend sagen kann — beurteilt. 

Dr. Corterier, Staatsminister: Die Bundesregierung 
hat bereits in ihrer Antwort auf die Große Anfrage 
zur umfassenden Bestandsaufnahme in der 
Deutschlandpolitik vom 20. Juli 1981 darauf hinge-
wiesen, daß die Sowjetunion versucht, bei der An-
wendung des Viermächteabkommens ihrer Inter-
pretation Geltung zu verschaffen. Sie macht sich da-
bei den Umstand zunutze, daß die Regelungen des 
Viermächteabkommens vom 3. September 1971 die 
unterschiedlichen Rechtspositionen unberührt ge-
lassen haben. Die Sowjetunion wendet sich mit Un-
terstützung der DDR nach wie vor mit Protesten ge-
gen bestimmte Formen der Präsenz des Bundes in 
Berlin, gegen die Teilnahme von Berlinern, vor al-
lem Angehörigen der in Berlin ansässigen Bundes-
institutionen als Mitglieder von Delegationen der 
Bundesrepublik Deutschland am internationalen 
Austausch, und in Einzelfällen gegen die Einbezie-
hung von Berlin-West in internationale Verträge der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Die Proteste der östlichen Seite sind von den drei 
Mächten stets zurückgewiesen worden. Die Bundes-
regierung hat diese Zurückweisungen durch eigene 
Anschlußerklärungen unterstützt. Dank der festen 
von der Bundesregierung unterstützten Haltung der 
drei Mächte sind östliche Versuche, das Viermäch-

teabkommen in der Praxis einzuschränken oder zu 
unterlaufen, erfolglos geblieben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
da sich die sowjetische Politik bezüglich des Vier-
mächteabkommens j a nicht nur auf die Situation in 
den Westsektoren Berlins bezieht, sondern vor allem 
versucht, den Ostsektor, den sowjetischen Sektor 
Berlins aus dem Viermächteabkommen herauszulö-
sen, in das er aber zweifelsfrei hineingehört, möchte 
ich Sie fragen, ob die Bundesregierung dieser Ent-
wicklung mit Sorge zusieht und was sie dagegen — 
vor allem in Zusammenarbeit mit den drei West-
mächten — unternimmt. 

Dr. Corterier, Staatsminister: Die drei Mächte wer-
den mit Unterstützung der Bundesregierung — da-
von können wir ausgehen — auch künftig allen Ver-
suchen entgegengetreten, das Viermächteabkom-
men in der Praxis einzuschränken oder zu unterlau-
fen. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatsminister. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Innern auf. Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär von Schoeler steht zur Beantwortung 
der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 62 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Laufs auf: 

Warum hat der für Reaktorsicherheit und Strahlenschutz 
zuständige Bundesinnenminister die in § 45 der Strahlen-
schutzverordnung vorgeschriebene Rechtsverordnung zur 
Ermittlung der Strahlenexposition durch Ableitung radioakti-
ver Stoffe (Radioökologieverordnung) noch nicht erlassen, ob-
wohl seit Inkrafttreten der neuen Strahlenschutzverordnung 
bereits fünf Jahre vergangen sind? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Herr Kollege, ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn ich die Fragen 62 und 63 zusammen-
fassend beantworten könnte. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Bitte schön!) 

Vizepräsident Frau Renger: Dann rufe ich auch Fra-
ge 63 des Herrn Abgeordneten Dr. Laufs auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Erlaß einer Radio-
ökologieverordnung hinsichtlich der Erhöhung der Rechtssi-
cherheit sowie der Beschleunigung atomrechtlicher Geneh-
migungsverfahren? 

Bitte schön. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Daß bisher 
noch keine Radioökologieverordnung erlassen wor-
den ist, hat nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht zu einer Verzögerung bei der Durchführung 
atomrechtlicher Genehmigungsverfahren geführt. 
Vielmehr hat sich die seit August 1979 in Kraft be-
findliche Richtlinie zu § 45 der Strahlenschutzver-
ordnung in der Praxis der Genehmigungsverfahren 
bewährt. Sie findet zunehmend auch im Gerichts-
verfahren Beachtung. 
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Parl. Staatssekretär von Schoeler 
Von einer Verfestigung des Regelungsgehalts der 

Richtlinie durch eine Radioökologieverordnung ist 
bisher Abstand genommen worden, weil eine neue 
EG-Richtlinie über die Grundnormen für den Strah-
lenschutz vom 15. Juli 1980 zu einer Überarbeitung 
der Strahlenschutzverordnung und damit auch der 
Rechtsgrundlage der Radioökologieverordnung füh-
ren muß. 

Gerade im Hinblick auf die von Ihnen zu Recht an-
gesprochene Frage der Rechtssicherheit erschien es 
nicht ratsam, die Radioökologieverordnung zu 
einem Zeitpunkt zu erlassen, zu dem die Notwendig-
keit ihrer alsbaldigen Änderung bereits absehbar 
war. Die erforderlichen Änderungen der Strahlen-
schutzverordnung werden zur Zeit mit der Strahlen-
schutzkommission beraten. In diesem Rahmen wird 
auch über die Fortführung der Arbeiten an der Ra-
dioökologieverordnung entschieden werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß ein im einzelnen ausgearbeiteter Entwurf 
einer Radioökologieverordnung im Bundesinnenmi-
nisterium vorliegt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Dieser Entwurf 
lag bereits im Jahre 1979 vor, Herr Kollege Laufs. Er 
ist aber dann aus den von mir in meiner Antwort auf 
Ihre Ausgangsfrage dargestellten Gründen nicht er-
lassen worden, weil er wegen des neuen EG-Rechts 
alsbald wieder hätte geändert werden müssen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Wann beabsichtigt die Bun-
desregierung, diesen Verordnungsentwurf vorzule-
gen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Laufs, dazu kann ich Ihnen im Augenblick keinen 
Termin nennen, weil ich dem Ergebnis der Beratun-
gen der Strahlenschutzkommission, die sich, wie ich 
gesagt habe, mit dem Thema beschäftigen wird, 
nicht vorgreifen möchte. 

Vizepräsident Frau Renger: Dritte Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ver-
stehe ich Ihre Antwort dahin gehend richtig, daß die 
Bundesregierung nach wie vor die Absicht hat, eine 
Radioökologieverordnung vorzulegen, oder kann ich 
Ihrer Antwort entnehmen, daß sie die dort vorgese-
henen Regelungen über die anzuwendenden Verfah-
ren in die Strahlenschutzverordnung selbst auf neh-
men  will? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Wie Sie wissen, 
Herr Kollege Laufs, wird diese Frage auch die Strah-
lenschutzkommission beschäftigen. Die Meinungs-
bildung im Bundesministerium des Innern zu dieser 
Frage ist noch nicht abgeschlossen. Diese Meinungs-
bildung wird das Ergebnis der Beratungen der 
Strahlenschutzkommission einbeziehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Vierte Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie meiner Einschätzung zustimmen, daß der bisher 
fehlende Wille der Bundesregierung, die Verord-
nungsermächtigung der Strahlenschutzverordnung 
hier zügig auszufüllen, auch in Zukunft zu langwieri-
gen und, wie wir feststellen konnten, vielfach auch 
fruchtlosen Auseinandersetzungen in Genehmi-
gungsverfahren und Verwaltungsstreitverfahren 
führen wird? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kol-
lege Laufs, ich kann diese Auffassung nicht teilen. 
Im Gegenteil, ich würde annehmen, daß, wenn sich 
die Bundesregierung so verhalten hätte, wie Sie es 
sich offenbar vorstellen, nämlich die Radioökologie-
verordnung bereits erlassen worden wäre, die 
Rechtssicherheit nicht erhöht, sondern dadurch ver-
mindert worden wäre, daß sie alsbald wieder hätte 
geändert werden müssen. 

Im übrigen hat die Bundesregierung mit den 
Richtlinien zu § 45 der Strahlenschutzverordnung 
bereits gezeigt, daß sie den Genehmigungsbehörden 
durch klare Richtlinien, salopp ausgedrückt, so weit 
unter die Arme greifen will, wie es in ihrer Möglich-
keit steht. 

Ich bin gern bereit, Sie über den weiteren Stand 
der Beratungen in dieser Sache zu informieren, 
Herr Kollege Laufs. Nur wäre ich Ihnen dankbar, 
wenn Sie bereit wären, von der Ebene herunterzuge-
hen, daß es sich hier um politische Verzögerungen 
oder ähnliches handeln würde. Es handelt sich um 
sachliche Probleme, die auch in den Beratungsgre-
mien der Bundesregierung erörtert werden und wo 
wir zu einer sachlichen Schlußfolgerung kommen 
müssen, und zwar so, daß dadurch Rechtssicherheit 
geschaffen wird. Das war bisher nicht möglich, weil 
die EG-Richtlinie aus dem Jahre 1980 neu über die 
Strahlenschutzverordnung „gestülpt" worden ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 64 
des Abgeordneten Bohl auf: 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß privaten 
Sportbootseignern bzw. -führern der Erwerb und das Führen 
von zur Sicherheitsausrüstung seegängiger Segelboote gehö-
render Signalpistolen waffenrechtlich erleichtert wird? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Bohl, Signalwaffen, die zur Sicherheitsausrüstung 
seegängiger Segelboote gehören, können von Sport-
booteignern und -führern ohne große bürokratische 
Schwierigkeiten erworben und an Bord der Boote 
geführt werden. Zunächst bei der Durchführung der 
waffenrechtlichen Vorschriften aufgetretene 
Schwierigkeiten sind zugunsten einer praktikable-
ren Lösung bereinigt worden. Für die Inhaber klei-
nerer Segelboote besteht eine ähnlich günstige Son-
derregelung nicht. Die Bundesregierung prüft im 
Rahmen der gegenwärtigen Arbeiten an der Novel-
lierung des Waffengesetzes, ob auch für sie eine ih-
ren Bedürfnissen angepaßte und den Sicherheitser-
fordernissen genügende unbürokratische Sonderre-
gelung gefunden werden kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Bohl. 
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Bohl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wann ist 
mit dem Abschluß dieser Überprüfung zu rechnen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Bohl, ich kann Ihnen dazu im Augenblick keinen 
Termin nennen, weil es nicht nur um diese Einzel-
frage geht, sondern auch um die generellen Fragen, 
die sich im Zusammenhang mit der Novellierung 
des Waffengesetzes stellen. Wie Sie wissen, handelt 
es sich dabei um eine außerordentlich komplizierte 
Materie, die wir auch mit den Ländern werden erör-
tern müssen. Im Augenblick ist es mir nicht möglich, 
einen Termin zu nennen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Bohl (CDU/CSU): Wann ist damit zu rechnen, daß 
die Bundesregierung dem Bundestag einen Gesetz-
entwurf zur Novellierung des Waffengesetzes vor-
legt? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Auch dazu 
kann ich Ihnen im Augenblick keinen Termin nen-
nen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Die Fragen 65 und 66 
der Abgeordnete Dr. Zumpfort und Sauer (Salzgit-
ter) werden auf Wunsch der Fragesteller schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 68 des Abgeordneten Müller 
(Wesseling) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Bundesamt für 
die Anerkennung politischer Flüchtlinge Asylbewerbern Fra-
gebogen zusendet mit der Begründung, eine persönliche Be-
fragung sei wegen Personalmangels nicht möglich? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Das Bundes-
amt hat in der Zeit vom April bis November 1980 in 
Asylverfahren von Asylbewerbern aus Haupther-
kunftsländern — sofern auf Grund der schriftlichen 
Antragsbegründung der Sachverhalt ausreichend 
geklärt war und die allgemeine Kenntnislage über 
die Situation in den Herkunftsländern für eine Ent-
scheidung ohne persönliche Anhörung ausreichte — 
die  Bevollmächtigten der Antragsteller bzw. die An-
tragsteller selbst angeschrieben und ihnen anheim-
gestellt, den Vortrag zu ergänzen. Dieses Verfahren 
hatte seine Ursache ausschließlich in dem Umstand, 
daß in diesen Fällen der Sachverhalt für die anste-
hende Entscheidung ausreichend geklärt war. 

Darüber hinaus sind in der Vergangenheit Frage-
bogen an Asylbewerber aus Gambia versandt wor-
den, weil dem Bundesamt ein entsprechender Dol-
metscher nicht zur Verfügung stand. Diese Fragebo-
gen enthielten gezielte Fragen, die auch in der 
mündlichen Anhörung gestellt worden wären. 
Ferner wurden in der Vergangenheit Fragebogen an 
Asylbewerber aus Äthiopien versandt, wenn eine 
Anerkennung nach Aktenlage wahrscheinlich war. 
Bestätigte sich dieser Eindruck nach Auswertung 
des Fragebogens, erging eine anerkennende Ent-
scheidung. Bestätigte sich dieser Eindruck nicht,  

wurde der Asylbewerber zur persönlichen Anhö-
rung geladen. 

Diese Verfahrensweisen wurden zwischenzeitlich 
alle abgestellt. Es handelt sich hier also um einen 
Vorgang der Vergangenheit. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter. 

Mü ller (Wesseling) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, trifft es zu, daß ein Drittel aller Bediensteten des 
Bundesamtes über Zeitvertrag beschäftigt wird, 
und, wenn ja, wie wird die Bundesregierung diese 
Entwicklung zu steuern versuchen? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Mit Zustim-
mung des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages beschäftigt das Bundesamt für die An-
erkennung ausländischer Flüchtlinge zur Zeit noch 
54 Bürohilfskräfte und Schreibkräfte im Rahmen 
von jeweils auf ein Jahr befristeten Arbeitsverträ-
gen. Zwei Kräfte scheiden auf eigenen Wunsch aus. 
Von den übrigen 52 stehen im Laufe des Jahres 1982 
voraussichtlich 49 zum Abschluß eines Zeitvertrages 
an. 

Auf die Mitarbeit von Zeitvertragskräften kann 
das Bundesamt auch im Jahre 1982 noch nicht ver-
zichten. Es empfiehlt sich daher, diesen Kräftebe-
darf dadurch zu decken, daß mit den vorhandenen, 
bereits eingearbeiteten Mitarbeitern erneut Zeitar-
beitsverträge abgeschlossen werden. Würden neue 
Kräfte eingestellt werden müssen, würde dies we-
gen der notwendigen Einarbeitung eine Effizienz-
minderung der Arbeit des Bundesamtes zur Folge 
haben. Sofern sich aus dem Abbau der Rückstände 
und einem Rückgang der Neuzugänge von Asylan-
trägen eine Verminderung des Arbeitsanfalls auch 
für diesen Personenkreis ergibt, werden diese Ver-
träge zumindest für einen Teil der Mitarbeiter so

-

dann auslaufen. Für den Fall, daß sich im Zuge von 
daran anknüpfenden Arbeitsrechtsstreitigkeiten im 
Einzelfall eine Verpflichtung zur Weiterbeschäfti-
gung ergeben sollte, müßte unter Berücksichtigung 
des dann noch gegebenen Arbeitsanfalls die Mög-
lichkeit einer betriebsbedingten Kündigung geprüft 
werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Müller. 

Müller (Wesseling) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, in Zirndorf ist ein außerordentlicher Mangel an 
Juristen zu beklagen. Darf ich fragen, was die Bun-
desregierung zu tun gedenkt, um diesen Engpaß zu 
beseitigen, damit es wieder zu einer qualifizierten 
Bearbeitung der Anträge kommen kann? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das kann ich Ihnen im Augenblick nicht sagen. Ich 
bin aber gern bereit, Ihnen das schriftlich zu beant-
worten. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 69 
des Herrn Abgeordneten Müller auf: 
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Vizepräsident Frau Renger 
Hält es die Bundesregierung für möglich, daß auf Grund des 

in Frage 68 erwähnten Personalmangels und unzureichender 
Kenntnisse über die politische Situation der Herkunftsländer 
Asylbewerber Fehlentscheidungen hinnehmen müssen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
Fehlentscheidungen einer Behörde lassen sich na-
turgemäß nie völlig ausschließen. Gleichwohl liegen 
mir keine Anhaltspunkte dafür vor, daß Asylbewer-
ber auf Grund Personalmangels des Bundesamtes 
oder auf Grund unzureichender Kenntnisse der Ein-
zelentscheider über die politische Situation in Her-
kunftsländern Fehlentscheidungen hinnehmen 
müssen. Die Qualität der Entscheidungen des Bun-
desamtes wird durch den Umstand belegt, daß im 
Durchschnitt der letzten Monate nur 2 % der Ent-
scheidungen durch die Verwaltungsgerichte aufge-
hoben wurden. Die Bundesregierung wird weiterhin 
bemüht sein, das Bundesamt personell und sachlich 
so auszustatten, daß es seine Aufgaben sachgerecht 
erfüllen kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Müller. 

Müller (Wesseling) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, stimmen Sie mir zu, daß die bewilligten Mittel in 
Höhe von 30 000 DM für das Einholen von Gutachten 
bei weitem nicht ausreichen, um sachverständige 
Arbeit leisten zu können? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wir sind laufend bemüht, die Möglichkeiten der Er-
kenntnisgewinnung beim Bundesamt für die Aner-
kennung ausländischer Flüchtlinge zu verbessern, 
um möglichst gute Entscheidungsgrundlagen zu ha-
ben. Ich bin gern bereit, der Frage nachzugehen, ob 
hier aus der Sicht des Bundesamtes ein Gutachten 
im Einzelfall aus finanziellen Gründen nicht hat ein-
geholt werden können. Das wäre dann eine Frage, 
mit der ich mich beschäftigen würde, weil ich durch-
aus sehe, was Sie bewegt. Im übrigen ist das auch 
eine Frage, die mich interessiert. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Müller. 

Müller (Wesseling) (CDU/CSU): Trifft es zu, daß im 
Anerkennungsverfahren verschiedene Kriterien an-
gelegt werden, daß also beispielsweise bei Asylbe-
werbern aus dem Ostblock andere zugrunde gelegt 
werden als bei Bewerbern aus anderen Ländern? 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Müller, zunächst einmal: Sie wissen — ich will es 
aber wiederholen —, daß die Entscheider im Bun-
desamt für die Anerkennung ausländischer Flücht-
linge weisungsunabhängig arbeiten. Es ist ein we-
sentlicher Bestandteil der Asylgarantie des Art. 16 
unserer Verfassung, daß sie politischen Weisungen 
nicht unterworfen sind. Das kann natürlich zur 
Folge haben, daß abweichende Entscheidungen auf-
treten. Die wesentliche Ursache für unterschiedliche 
Entscheidungen, z. B. im Verhältnis von Ostblock-
staaten zu anderen Ländern, liegt aber darin, daß 
eine große Zahl der Ostblockländer den sogenann-
ten Republikfluchttatbestand in ihren Strafgesetzen  

kennt. Diesem Umstand wird dadurch Rechnung ge-
tragen, daß auch dann, wenn ursprünglich keine po-
litische Verfolgung gegeben war, aber allein auf 
Grund der Flucht in die Bundesrepublik Deutsch-
land mit anschließender Rückkehr die Gefahr der 
politischen Verfolgung oder strafrechtlichen Verur-
teilung verbunden wäre, einem Asylantrag stattge-
geben wird. Das ist also nicht eine Frage der willkür-
lichen unterschiedlichen Handhabung gleichgela-
gerter Fälle, sondern eine unterschiedliche Bewer-
tung, weil es sich um unterschiedliche Sachverhalte 
handelt. Dies ist übrigens nicht bei allen Ostblock-
ländern der Fall, sondern es hängt von der jeweili-
gen Strafrechtslage ebenso wie von der Praxis in 
diesen Ländern ab. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke, Herr Staatsse-
kretär. Die Fragen 70, 71 und 72 werden auf Wunsch 
der Fragesteller schriftlich beantwortet. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 73, 93, 110, 111, 140 und 141 sind von 
den Fragestellern zurückgezogen. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende un-
serer Fragestunde. Die nicht beantworteten Fragen 
werden schriftlich beantwortet. 

Ich danke den Herren Staatssekretären, auch de-
nen, die nicht mehr zur Beantwortung der Fragen 
gekommen sind. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU 

Vorlage eines jährlichen Berichts zum Stand 
der Bemühungen um Rüstungskontrolle und 
Abrüstung sowie der Veränderungen im mili-
tärischen Kräfteverhältnis 
— Drucksache 9/674 — 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Würzbach. 

Würzbach (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Bereits im Juli ist der Ent-
schließungsantrag in den Bundestag eingebracht 
worden, der die Bundesregierung auffordert, dem 
Deutschen Bundestag jeweils im ersten Quartal des 
Jahres einen Bericht vorzulegen zum Stand der Be-
mühungen um Rüstungskontrolle und Abrüstung ei-
nerseits sowie über die Veränderungen im militäri-
schen Kräfteverhältnis andererseits. Diesen Antrag 
hat die CDU/CSU-Bundestagsfraktion eingebracht. 
Wir begrüßen es, daß wir ihn heute hier begründen 
und in der Debatte diskutieren können. 

Wir rufen gleich eingangs dazu auf, ihn gemein-
sam zu verabschieden. 

Dieser Bericht soll nach unseren Vorstellungen 
folgendes enthalten: einmal eine genaue und über-
sichtliche Angabe zu den Rüstungskontroll- und Ab-
rüstungsbemühungen der Bundesrepublik Deutsch-
land, unseres Atlantischen Bündnisses, des War-
schauer Pakts und der Vereinten Nationen. Er soll 
weiter eingehen auf Einzelheiten über geplante Rü-
stungsvorhaben wie auf durchgeführte Rüstungs-
vorhaben sowohl der NATO als auch des War- 
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Würzbach 
schauer Pakts. Dies soll sich auf Vorhaben im kon-
ventionellen, im atomaren, im biologischen und im 
chemischen Bereich erstrecken. 

Schließlich soll dieser Bericht nach unserer Vor-
stellung eine Darstellung und Würdigung der politi-
schen Ursachen der Rüstungsentwicklung auf bei-
den Seiten geben. 

Ausdrücklich weist die Fraktion darauf hin, daß 
wir diesen Bericht in einer allgemeinen, für den Bür-
ger verständlichen Sprache erwarten mit einer amt-
lich erfolgenden verbindlichen Gegenüberstellung, 
die dem Bürger klar macht, worin etwaige Erfolge 
oder Mißerfolge bei den Bemühungen um Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung bestehen, worauf diese zu-
rückzuführen sind und wie sich die militärischen 
Kräfte und die politischen Folgen seit dem letzten 
Berichtszeitraum — das betrifft die Frist von einem 
Jahr — entwickelt haben. 

Was will die Union mit diesem Antrag erreichen? 
Sie will einen weiteren konstruktiven Beitrag dazu 
leisten, in der Öffentlichkeit Verständnis für die Zu-
sammenhänge zwischen Sicherheit einerseits und 
Abrüstung in Sicherheit andererseits zu wecken. 
Wenn ich von einem weiteren konstruktiven Beitrag 
spreche, weise ich hier unter anderem auf eine ge-
stern von meinem Kollegen Jürgen Todenhöfer vor-
gelegte Dokumentation hin. Er wird auf einige die-
ser Punkte hinweisen, um deutlich zu machen, in 
welcher langen Kontinuität auch dieser heute hier 
zu beratende Antrag steht. 

Wir alle — ich glaube, das ist inzwischen keine 
leere Floskel mehr — bemühen uns bei unserer poli-
tischen Arbeit, gleichgültig, in welchem Feld wir ar-
beiten, die Politik bürgernah zu gestalten. Dies heißt 
auch: für den Bürger verständlich zu gestalten. Ich 
glaube, wir stimmen darin überein, daß wir bei der 
bürgernahen Gestaltung auf diesem Feld, über das 
wir heute hier reden, noch enorme Barrieren haben 
zwischen dem, was dieses Haus hier will, und dem, 
was der Bürger an Kenntnissen, Informationen und 
Verständnis über Zusammenhänge hat. Dieser An-
trag soll mit dazu beitragen, diese Barriere abzu-
bauen, dem Bürger die Zusammenhänge, die Infor-
mationen zu geben. Es ist das Ziel, anstelle der Emo-
tionen Informationen zu vermitteln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die heutige Unwissenheit, die heutige Emotion 
führt zur Verunsicherung. Wir sind uns sicherlich 
alle einig, daß genau diese von einigen dann sehr be-
wußt in entsprechender Richtung ausgenutzt wird, 
und sie verbreitet Angst. Wir als Politiker haben 
diese Angst nicht zu vergrößern, wenn wir unsere 
Aufgabe, ich hoffe, alle ernst nehmen. Wir haben de-
nen, die Angst haben, zu sagen, was wir politisch zu 
tun gedenken und zu tun in der Lage sind, um diese 
Angst zu mindern, um Instrumente zu zeigen, wo 
diese Angst nicht not tut. Angst und Emotionen sind 
ein schlechter Ratgeber. Diejenigen, die davon aus-
schließlich beseelt sind, sind leicht zu führen und in 
eine bestimmte politische Richtung zu verführen. 

Wir sehen immer mehr plakative Transparente, 
wie „Lieber rot als tot". Es sollte Anliegen von uns al-
len gemeinsam — ich wiederhole dies noch einmal  

— sein, der Bevölkerung — hier wende ich mich 
nicht nur an die junge Bevölkerung — deutlich zu 
machen, daß dies nicht die Alternative ist, so wenig 
— da sind wir in der Bundesrepublik uns einig — die 
Alternative sein kann „Lieber braun als tot". 

Wir müssen durch unsere Politik zeigen, daß wir 
weder rot oder braun noch tot sein möchten und 
müssen und dies verständlich, deutlich machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte auch in einer solchen Debatte und ge-
rade als Sprecher der Opposition hier sagen, daß ein 
gutes Beispiel auf diesem Weg die Rede des Bundes-
kanzlers am 9. Oktober an dieser Stelle gewesen ist, 
die von allen Applaus bekam. Nur, ähnliche Reden, 
häufiger — ich will nicht die Vergangenheit bemü-
hen —, früher und von mehreren und immer wieder, 
in offensiver Form machen es erst möglich, daß wir 
das erreichen, worüber ich eben sprach. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang zu der Stu-
die des amerikanischen Verteidigungsministers 
übergehen und ausdrücklich anerkennend erwäh-
nen, daß auch auf Drängen unserer Bundesregie-
rung die Amerikaner entgegen sonstiger Gepflogen-
heit diese Studie geschrieben und veröffentlicht ha-
ben. Ich darf hieran die Bitte knüpfen, daß unsere 
Bundesregierung schnell eine deutsche Überset-
zung auf den Markt bringt 

(Zuruf von der SPD: Liegt schon vor!) 

und diese dann auch so breit verteilt wird, daß jeder, 
der sie haben möchte, sie in einer überschaubaren 
Form in die Hand bekommt. 

Ich bitte darüber hinaus unseren Bundesminister 
der Verteidigung, unterstützt durch alle Kollegen im 
Kabinett, darauf hinzuwirken, daß die Amerikaner 
doch noch einen Schritt mehr ihre Geheimhaltungs-
gepflogenheiten überprüfen, 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

um uns — und über das Parlament an die Öffentlich-
keit — noch mehr Informationen über die Situation 
hier und über die Bedrohung drüben zu geben. Ich 
ersuche unseren Verteidigungsminister, die jüngst 
in Ingolstadt gezeigten Filme, Dokumente, Bilder, 
von denen wir über die Presse erfuhren, nicht nur — 
ich weiß, daß Sie das inzwischen eingeräumt haben 
— dem Parlament, den Fachausschüssen, den Abge-
ordneten zugänglich zu machen. Er möge bitte auch 
mit allem Nachdruck prüfen, ob es bald geeignete 
Möglichkeiten gibt, über das Parlament hinaus der 
Öffentlichkeit in einer ähnlichen Form diese Infor-
mationen zugänglich zu machen. 

Der Bericht und — so stellen wir uns das vor — die 
jeweils daran anknüpfende Debatte darüber von al-
len Seiten des Hauses wird nach unserer Vorstel-
lung dazu beitragen, komplizierte und manchmal 
unverständliche Zusammenhänge zu verdeutlichen. 
Ich möchte ein Beispiel hierfür herausgreifen. 

Trotz der gestiegenen Zahl der Mittelstreckenra-
keten auf der östlichen Seite und obwohl wir erst ei-
nen Ausgleich von etwa einem Drittel zum Jahres-
wechsel 1983/84 dagegensetzen werden, hat der We-
sten, haben die Vereinigten Staaten als ein weiteres 
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Glied in einer langen Kette von Vorleistungen, von 
vertrauensbildenden Maßnahmen in dem letzten 
Jahr 1 000 atomare Gefechtsköpfe aus der Bundesre-
publik abgezogen. Das gehört in die Öffentlichkeit. 
Der Bericht wäre ein Instrument, dies in die Öffent-
lichkeit zu bringen. Diese Maßnahme unsererseits 
als weitere Vorleistung ist der Öffentlichkeit verbor-
gen geblieben. Ich nenne das als ein Beispiel. Es 
gäbe eine Menge mehr. 

Eine solche Debatte wird auch die Chance bieten, 
im Zusammenhang mit dem Doppelbeschluß die 
Koppelung von Vertrauen, weiterer Vorleistung und 
Verhandlungsangebot immer wieder in einer ver-
ständlichen Form deutlich zu machen. Die von Ih-
nen, Herr Minister, veröffentlichte Zahl — nur 10 % 
der bundesdeutschen Bevölkerung ist wirklich über 
den Inhalt des Doppelbeschlusses informiert, über 
den draußen so viel emotionsgeladen geredet wird 
— spricht eine traurige Sprache. Das richtet sich an 
uns alle. Aber auch wenn ich uns hier sozusagen in 
eine Reihe mit Ihnen stelle, so brauche ich nicht zu 
betonen, daß die besondere Führungs- und Informa-
tionspflicht in diesem Hause natürlich auf Grund 
der Mehrheiten unterschiedlich zu gewichten ist. 
Dennoch wollen wir nicht leugnen, daß das auch an 
unsere Adresse gerichtet ist. 

Ein solcher Bericht wird die Gelegenheit bieten, 
deutlich zu machen, daß es das Gleichgewicht ist, 
was wir wollen, j a ich sage sogar: nicht einmal das 
Gleichgewicht, sondern ein ausreichendes Gegenge-
wicht auf einem niedrigen Niveau, das der Westen 
erhalten möchte. Das gilt seit der Gründung der 
NATO, seitdem im Westen Frieden und Freiheit 
herrschen. Nichts anderes wollen wir. 

Daran schließe ich die Formulierung an, daß jeder 
von uns Nachrüstung dann für überflüssig hält, 
wenn die Vorrüstung, die die Nachrüstung erforder-
lich macht, entfällt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir werden mit solchen Berichten und den an-
schließenden Debatten die Chance haben zu ver-
deutlichen, welche enorme, auf den Erfolg der Ver-
handlungen gerichtete Wirkung dieser Doppel-
beschluß hat und daß er es ist, mit dem erstmals eine 
Waffe zur Disposition gestellt wird, die noch nicht 
eingeführt ist. Das kann Ansporn im Blick auf zu-
künftige Verhandlungen sein, ähnlich zu verfahren. 
Stellen wir uns nur kurz miteinander vor, wie wohl 
die Situation wäre, wenn auch die östliche Seite hin-
sichtlich der SS 20 ein ähnliches Angebot zu Ver-
handlungen über die später zu installierenden Waf-
fen — das wäre etwa im Jahr 1973 gewesen — ge-
macht hätte. 

Ein Wort zur Null-Lösung. Die politische Ver-
nunft, die politische Hoffnung bringt uns alle aus in-
nerstem Anliegen dazu — ich glaube, es gibt nie-
manden, der hier ausgenommen werden möchte, 
schon gar keiner von meinen politischen Freun-
den -, die Mittel, die wir haben, natürlich zur Linde-
rung der Not, für die Hilfe für viele Hungernde in al-
len Teilen der Welt einzusetzen. Unsere Vorstellung 
ist schon — unter Bewahrung unserer Sicherheit, 
unter Bewahrung unseres politischen, freiheitlichen 

Systems und der damit verbundenen Handlungswei-
se —, zu einer Null-Lösung zu kommen. Das gilt 
ohne jede Frage. Nur, Null-Lösung heißt: null und 
null ist null, auf beiden Seiten, und das nicht nur auf 
dem Papier, sondern kontrolliert und überprüft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bericht und die anschließenden Debatten sol-
len nach unserer Vorstellung die großen politischen, 
gesellschaftspolitischen Unterschiede der beiden 
Systeme in Ost und West verdeutlichen: die Offen-
sivfähigkeit, die totale Militarisierung, die Unter-
drückung auf der einen Seite, die ausschließlich auf 
Verteidigung gerichtete, die Menschenrechte wah-
rende, die innerhalb weit gesteckter Grenzen mögli-
che freiheitliche, demokratische Lebensform bei 
uns. Diese Berichte und die anschließenden Debat-
ten sollen darüber hinaus zeigen, daß der Westen — 
obwohl er in allen genannten Bereichen weit unter-
legen ist — immer wieder Angebote gemacht hat, 
daß er seine Rüstung zu begrenzen willens ist und 
nur das, was zur Verteidigung nötig ist, hat bzw. be-
schaffen will. Er wird verdeutlichen müssen, daß es 
die militärische Überlegenheit ist, die Spannungen 
verursacht, und nicht umgekehrt. 

Der Bericht und die Debatten werden darüber hin-
aus in ausreichendem Maße die deutschen Initiati-
ven in den zurückliegenden Jahrzehnten — bis in 
diese Tage hinein — deutlich machen können: die 
Verifizierung vertrauensbildender Maßnahmen, Of-
fenlegung von Verteidigungsausgaben, von Verteidi-
gungshaushalten; alles Voraussetzungen für erfolg-
versprechende Kontrollverhandlungen. 

Vertrauensbildende Maßnahmen gelten nicht nur 
zwischen Ost und West, sondern wir müssen darauf 
achten, daß vertrauensbildende Maßnahmen im Zu-
sammenhang mit dieser Thematik in unserem — ich 
spreche wieder das gesamte Parlament an — Ver-
hältnis zur Öffentlichkeit, zum Bürger, für den wir 
Verantwortung tragen, wirksam werden. Diese De-
batte über diese Probleme, auch ein Anliegen dieses 
Berichts, soll wieder hier im Parlament geführt wer-
den — von allen Seiten gemeinsam in der Verant-
wortung, in der wir stehen. Von hier, aus dem Parla-
ment, dem Deutschen Bundestag, sollen Impulse, 
Überzeugungen in die Öffentlichkeit getragen wer-
den. Das heißt übersetzt, daß geistige Führung wie 
Verantwortung in dieser Frage, die wir alle über-
nommen haben, besonders die Bundesregierung 
und der Bundeskanzler, wahrgenommen werden 
müssen. 

Ich sage ausdrücklich ein Wort zu den vielen Frie-
densappellen, die — ob in Datteln, ob beim DGB, ob 
in Starnberg oder an anderen Stellen — viele Men-
schen unterschrieben haben. Diese Friedensappelle 
— die wir begrüßen — ersetzen nicht das, was wir 
wollen. Aber sie signalisieren uns die große Bereit-
schaft der Menschen, sich mit diesen Fragen ausein-
anderzusetzen. Dies haben wir auf- und anzuneh-
men. 

Ich rufe uns alle, besonders die beiden Fraktionen 
der die Regierung tragenden Parteien, noch einmal 
zur Gemeinsamkeit in dieser Frage auf, ebenso zum 
Unterlassen, dem anderen bestimmte Verhaltens- 
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weisen abzusprechen. Ich fordere uns alle zur offen-
siven Diskussion, zur offenen Debatte, zur Weiter-
gabe verständlicher Informationen auf, woraus die 
Bevölkerung wieder Zuversicht in diesen Fragen 
entwickeln kann. Ich fordere weiterhin dazu auf, daß 
wir uns alle miteinander nicht in die Ecke derer stel-
len lassen, die nicht Frieden, die nicht Abrüstung 
wollen, sondern daß wir — damit meine ich SPD wie 
CDU/CSU wie FDP, DGB, Kirchen; 97 % der Wähler 
— deutlich machen, daß wir nicht nur mal irgendwo 
irgendwann über Frieden geredet oder für ihn de-
monstriert haben, sondern daß alle die soeben Ge-
nannten und noch viele mehr seit 1945 den Frieden 
verantwortlich praktisch gestaltend gehandelt ha-
ben und ihn haben bewahren können. Lassen Sie 
uns diese Entschließung gemeinsam verabschie-
den. 

Ich schließe mit der Bitte um einen gemeinsamen 
Aufruf an den Bundeskanzler, er möge in unser aller 
Verantwortung beim bevorstehenden Besuch des 
Herrn Breschnew hier diesen auffordern, einer bei-
derseitigen kontrollierten Abrüstung zuzustimmen 
und durch eine völlige Verschrottung der uns  — 
Deutschland  und Europa — bedrohenden Raketen 
die Voraussetzung für eine Null-Lösung — null hier 
und null da — zu schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Männing. 

Manning (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Verehrter Kollege Würzbach, wir haben 
Ihren beeindruckenden Appell zur Gemeinsamkeit 
in einem wichtigen Bereich unserer Politik wohl ge-
hört; allein, uns fehlt immer noch der Glaube. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Unbe

-

gründet!) 

— Nicht unbegründet! — Ich werde versuchen, 

(Zuruf des Abg. Dr. Wörner [CDU/CSU]) 

im Verlauf meiner Ausführungen, Herr Dr. Wörner, 
dies im einzelnen zu belegen. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Seien Sie 
nicht so unvorsichtig!) 

Die heutige Aussprache des Deutschen Bundesta-
ges über die Vorlage eines jährlichen Abrüstungsbe-
richts fällt in eine Zeit, in der zu viel Rüstung vor-
handen ist, um den Menschen, auch in diesem Land, 
noch hinreichend das Gefühl zu vermitteln, sie seien 
„sicher". Dabei muß zunächst jeder Seite das gleiche 
Recht zugestanden werden, die Sicherheit ihrer Bür-
ger auch durch militärtechnische Maßnahmen zu 
gewährleisten. Jetzt aber gewinnen immer mehr 
Leute die Überzeugung, daß über das Ziel im Sinne 
des Wortes „hinausgeschossen" werde. Immer weni-
ger Mitbürger glauben, daß mehr Waffen auch mehr 
Sicherheit bedeuten. Immer mehr fragen sich, ob 
trotz des andauernden Funktionierens des Prinzips 
der Abschreckung künftig nicht auch ein Krieg aus 
technischem Versehen das Ende jeglichen Lebens 
auf unserem Erdball herbeiführen könnte. 

Angesichts einer unglaublichen Anhäufung nicht 
nur atomarer Potentiale, sondern auch von konven-
tionellen Massenvernichtungswaffen, die — ich 
glaube, darüber sind wir uns alle einig — im Fall ih-
res Einsatzes in Mitteleuropa keinen Stein auf dem 
anderen ließen, stellt sich gerade auch für die deut-
sche Politik die entscheidende Frage: Welches ist 
der richtige, der erfolgreiche Weg in eine Welt mit 
gleicher Sicherheit durch weniger Waffen? 

Nun hat mit Ihnen, Herr Würzbach, der verteidi-
gungspolitische Sprecher der Union, das Wort ge-
nommen, um diesen CDU/CSU-Antrag zu begrün-
den. Niemand kann eine Fraktion hindern, hier im 
Plenum denjenigen reden zu lassen, den sie für den 
richtigen hält. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Zumal er 
es gut gemacht hat!) 

Aber daß zu einem Antrag mit der Überschrift „Ab-
rüstungsbericht" nicht ein Mitglied der CDU/CSU- 
Arbeitsgruppe für Abrüstung und Rüstungskon-
trolle begründend das Wort nimmt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir denken alle 
gleich!) 

ist für uns in der Tat ein bemerkenswerter Vor-
gang, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da wollen Sie 
einen Gegensatz aufbauen!) 

weil er Akzente setzt, die für uns Sozialdemokraten 
keineswegs neu sind und auch so erwartet werden 
mußten. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, las-
sen Sie es mich noch etwas genauer sagen: Es geht 
Ihnen vielleicht doch nicht so sehr um eine Darle-
gung der deutschen Bemühungen im Abrüstungs-  
und Rüstungskontrollbereich, sondern vielmehr um 
eine erhoffte einseitige Darlegung einer unvermin-
derten Auf- und Hochrüstung der Warschauer-Pakt

-

Staaten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum befürch

-

ten Sie das?) 

in der Absicht, von daher Fortschritte im Bereich 
von Abrüstung und Rüstungskontrolle für unmög-
lich oder im Interesse des Westens für wenig wün-
schenswert zu erklären. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Würzbach? 

Manning (SPD): Bitte, schön, Herr Würzbach. 

Würzbach (CDU/CSU): Herr Kollege, würden Sie 
erstens bitte zur Kenntnis nehmen, daß ich sehr 
wohl Mitglied des von Ihnen genannten Ausschus-
ses bin? Zweitens möchte ich Sie bitten, mir zu sa-
gen: Wo ist eine Stelle in unserem Antrag, aus der 
Sie das ablesen könnten, was Sie soeben vorgetra-
gen haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Männing (SPD): Herr Würzbach, das erste war mir 
sehr wohl bekannt. Hinsichtlich des zweiten Teils 
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Ihrer Frage bitte ich Sie sehr herzlich, meine weite-
ren Ausführungen abzuwarten. Da werde ich im ein-
zelnen dazu Stellung nehmen. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Herr Männing 
braucht die klassischen Feindbilder, und 
wenn sie nicht da sind, dann schafft er sie 

sich!) 

— Dies ist Ihre persönliche Haltung, Herr Dr. Wör-
ner, und ich will sie Ihnen auch gar nicht ausre-
den. 

Ich setze meine Ausführungen fort. Ich hatte ge-
sagt, daß sich die Union vielmehr in der Absicht be-
wegen könnte, von daher Fortschritte im Bereich 
von Abrüstung und Rüstungskontrolle für unmög-
lich oder im Interesse des Westens für wenig wün-
schenswert zu erklären. Einem derartigen Ansinnen 
— dessen bin ich gewiß — wird die Bundesregierung 
widersprechen müssen. Im übrigen würde dann ja 
das Weißbuch des Bundesministeriums der Verteidi-
gung, das vorliegt, eher dieser Absicht entspre-
chen. 

Rüstungskontrolle und Abrüstungsbemühungen 
werden so lange nicht erfolgreich sein, wie die politi-
schen Rahmenbedingungen nicht stimmen. Deswe-
gen bleibt die Bundesregierung aufgefordert, ihre 
Politik der Vertrauensbildung zwischen den beiden 
Bündnissen fortzusetzen. Es kann nämlich nicht 
ernsthaft in Zweifel gezogen werden, daß die gegen-
wärtigen Hemmnisse im Prozeß der Entspannungs-
politik vor allem auf die anhaltende Kontroverse der 
Bündnisvormächte im Bereich der Rüstungspolitik 
zurückzuführen ist. 

Es war Präsident Kennedy, der in seiner ersten 
Rede vor den Vereinten Nationen am 25. September 
1961, also genau vor 20 Jahren, unterstrich — ich 
darf zitieren —: 

Heute muß sich jeder Bewohner dieses Erdballs 
mit dem Gedanken vertraut machen, daß die 
Erde eines Tages unbewohnbar sein kann. Je-
der Mann, jede Frau und jedes Kind leben unter 
dem nuklearen Damoklesschwert, das an einem 
seidenen Faden hängt, der jederzeit durch Zu-
fall, Fehlkalkulation oder Wahnsinn durchge-
schnitten werden kann. Die Waffen des Krieges 
müssen vernichtet werden, bevor sie uns ver-
nichten. 

Ich schlage deshalb vor, Abrüstungsverhand-
lungen sofort aufzunehmen und so lange ohne 
Unterbrechung fortzuführen, bis ein umfassen-
des Programm für eine allgemeine und vollstän-
dige Abrüstung nicht nur beschlossen, sondern 
tatsächlich erreicht ist. 

(Würzbach [CDU/CSU]: Das hat schon Ade

-

nauer gesagt!) 

Wir alle wissen nur zu gut, daß in den vergange-
nen 20 Jahren seit dieser Rede das Ziel einer allge-
meinen und vollständigen Abrüstung nicht einmal 
ansatzweise erreicht worden ist; daß nicht einmal er-
reicht werden konnte, das Wettrüsten sowohl im  

konventionellen als auch im nuklearen Bereich 
ernsthaft abzubremsen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: An wem lag das 
denn?) 

Trotzdem muß dieses Ziel verstärkt angestrebt wer-
den, wenn Abrüstungs- und Rüstungskontrollpolitik 
ein glaubwürdiges Element der internationalen Poli-
tik bleiben sollen. 

Der Bundeskanzler führte in seiner vielbeachte-
ten Rede vor der 10. Sondergeneralversammlung der 
Vereinten Nationen am 25. Mai 1978 in New York 
aus: 

Wenn auch die bisherigen Fortschritte bei der 
Rüstungsbegrenzung bescheiden sind, so haben 
sie doch auch ein wichtiges strategisches Ergeb-
nis gebracht: die Großmächte haben ihr eigenes 
Sicherheitsbedürfnis neu definiert. Sie erken-
nen einen eigenen einseitigen Zuwachs an nu-
klearer Macht nicht mehr automatisch als einen 
Gewinn an eigener Sicherheit. Ich halte dies für 
einen großen Fortschritt. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion, 
meine Damen und Herren von der CDU/CSU, hebt 
hervor, daß die Opposition des Deutschen Bundesta-
ges auch sozialdemokratische Anregungen zu Abrü-
stung und Rüstungskontrolle aufgegriffen und zum 
Gegenstand des hier vorliegenden Antrags gemacht 
hat. 

Auf ihrem Berliner Parteitag 1979 bekräftigte die 
SPD eine alte Forderung, die ihrer großen Tradition 
als Partei des Friedens entspricht. Sie formulierte: 

Der Deutsche Bundestag soll das politische In-
strumentarium zur Stärkung seiner politischen 
Kontrollfunktion so ausbauen, daß sein Einfluß 
auf die Politik kooperativer Rüstungssteuerung, 
Rüstungsbegrenzung und -verminderung ver-
stärkt wird. Dazu gehören insbesondere ein 
jährlicher Abrüstungsbericht und die Umwand-
lung des Unterausschusses für Abrüstung und 
Rüstungskontrolle in einen vollwertigen Aus-
schuß. 

Bereits 1978 kam die „Arbeitsgruppe Waffenex-
port" der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion 
in einem Zwischenbericht zu folgendem Ergebnis: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, alljähr-
lich einen Abrüstungsbericht dem Parlament 
vorzulegen. Der Bericht soll die internationalen 
und nationalen Entwicklungen in der Rüstung 
aufzeigen und gleichzeitig über die Bemühun-
gen in der Rüstungskontrolle berichten. Dieser 
Bericht soll im Parlament diskutiert werden. 

Gleichfalls im Jahre 1978 fragten die Fraktionen 
von SPD und FDP die Bundesregierung in einer 
Großen Anfrage zur Politik der Friedenssicherung 
durch Verteidigung und Entspannung und zum 
Stand der Bemühungen um Abrüstung und Rü-
stungskontrolle — ich zitiere —: 

Wann wird die Bundesregierung in Fortsetzung 
ihrer vor den Vereinten Nationen dargelegten 
Positionen dem Deutschen Bundestag einen er- 
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sten Jahresbericht zu Fragen der Abrüstung 
und Rüstungskontrolle vorlegen? 

Der Antwort der Bundesregierung vom 16. Fe-
bruar 1979 ist zu entnehmen, daß die Bundesregie-
rung es damals nicht für angebracht hielt, einen 
jährlichen Bericht vorzulegen, sie statt dessen im-
mer dann, wenn die Entwicklung im Rüstungskon-
troll- und Abrüstungsbereich dies angezeigt sein 
lasse, dem Deutschen Bundestag einen schriftlichen 
Bericht zuleiten werde. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, wir bekla-
gen gleichermaßen, daß dies bis heute bedauerli-
cherweise ausgeblieben ist. 

Darüber hinaus darf ich, was die Substanz eines 
solchen Berichtes anbetrifft, daran erinnern, daß die 
sozialliberale Koalition die seit 1967 von allen 
NATO-Staaten akzeptierte Sicherheitskonzeption, 
nämlich Sicherheit durch verteidigungspolitische 
Anstrengungen und rüstungskontrollpolitische 
Maßnahmen zu erreichen, aufgenommen und durch 
eine konstruktive Politik seit 1969 ausgefüllt hat. 

Ich will damit nicht mehr sagen, als daß diese Po-
litik der sozialliberalen Koalition dazu führte, daß 
der Bundesrepublik eine aktive Mitwirkungsrolle in 
der internationalen Abrüstungs- und Rüstungskon-
trollpolitik zuwuchs und sie damit die Vorausset-
zung geschaffen hat, daß in einem von der Opposi-
tion jetzt beantragten Bericht über den Stand der 
Bemühungen um Rüstungskontrolle und Abrüstung 
überhaupt bundesdeutsche Bemühungen Erwäh-
nung finden können. 

Daß dies nicht immer so war, läßt sich in einer ein-
drucksvollen Studie der Berliner Professorin Helga 
Haftendorn mit dem Titel „Abrüstungs- und Ent-
spannungspolitik zwischen Sicherheitsbefriedigung 
und Friedenssicherung" nachlesen, die ich der Oppo-
sition als Gedächtnisstütze nachdrücklich empfeh-
len möchte. 

Herr Würzbach, weil Sie die Haltung der Opposi-
tion in den vergangenen Jahren zu den verschiede-
nen Abrüstungsinitiativen, Rüstungskontrollinitia-
tiven und Friedenssicherungsinitiativen in unglaub-
lich schillernden Farben gemalt haben, möchte ich 
mir erlauben, dies ein wenig zurechtzurücken und 
einige Beispiele zu nennen, die belegen, daß Ihr Ver-
such, sich als die „Abrüstungspartei" im Deutschen 
Bundestag zu profilieren, zum Scheitern verurteilt 
sein muß. 

Erstens. Bei der parlamentarischen Entscheidung 
über die Frage, ob die Bundesrepublik Deutschland 
dem Atomwaffensperrvertrag beitreten solle oder 
nicht, haben Sie, die Opposition, zu keiner einheitli-
chen Entscheidung gefunden. Die eine Hälfte hat da-
für, die andere Hälfte hat dagegen gestimmt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum?) 

Ich muß Sie fragen: In welcher außenpolitischen 
Lage befände sich die Bundesrepublik Deutschland 
heute, wenn sie dem Atomwaffensperrvertrag sei-
nerzeit nicht beigetreten wäre, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben ja auch 
gegen die NATO gestimmt!) 

wenn sie nicht vor aller Welt klargemacht hätte, daß 
sie kein Interesse am Besitz von Nuklearwaffen 
hat? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Olle Kamellen!) 

Gerade unserem Lande, das in der historischen 
Schuld steht, zweimal in diesem Jahrhundert für ei-
nen Weltkrieg verantwortlich gewesen zu sein, steht 
es gut an, in einer Position zu sein, die Nuklear-
mächte durch eine aktive Politik auf die Verpflich-
tung aus Art. VI des Atomwaffensperrvertages ver-
weisen zu können, in dem es bekanntlich heißt — ich 
zitiere —: 

Jede Vertragspartei verpflichtet sich, in redli-
cher Absicht Verhandlungen zu führen über 
wirksame Maßnahmen zur Beendigung des 
nuklearen Wettrüstens in naher Zukunft und 
zur nuklearen Abrüstung sowie über einen Ver-
trag zur allgemeinen und vollständigen Abrü-
stung unter strenger und wirksamer internatio-
naler Kontrolle. 

Zweitens. Bei der parlamentarischen Abstim-
mung über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zu den Vereinten Nationen hat sich die 
Opposition bedauerlicherweise ähnlich unentschie-
den verhalten. Ich und mit mir meine Freunde der 
sozialdemokratischen Fraktion können sich keine 
wirksame Wahrnehmung der sicherheits- und frie-
denspolitischen Interessen wie auch der abrü-
stungs- und rüstungskontrollpolitischen Belange 
der Bundesrepublik Deutschland außerhalb der 
UNO überhaupt noch vorstellen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Wurbs) 

Drittens. Was Ihre Beiträge zur KSZE-Politik an-
geht, so haben Sie bekanntlich noch in der Schlußde-
batte des Deutschen Bundestages gefordert, daß 
sich die Bundesrepublik als einziger der 35 beteilig-
ten Staaten nicht an dieser Schlußakte beteiligen 
solle. Man kann sich kaum vorstellen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Daß Ihnen ein

-

mal etwas Neues einfiele! Es ist immer das

-

selbe!) 

wie es für die Bundesrepublik heute politisch aussä-
he, wäre die Bundesregierung damals Ihrem Rat ge-
folgt, der Kooperationspolitik aller europäischen 
Staaten sowie der Vereinigten Staaten und Kanadas 
fernzubleiben. Wäre es nach Ihnen gegangen, wäre 
auch auf diesem wichtigen Politiksektor für die Bun-
desrepublik die Chance verspielt worden, über Fra-
gen von Abrüstung und Rüstungskontrolle interna-
tional mitzureden. Herr Würzbach, lediglich als 
Außenstehende könnten wir heute die Vorgänge in 
Madrid beobachten, wo bekanntlich über ein Man-
dat für eine „Konferenz über Abrüstung in Europa" 
verhandelt wird. 

Viertens. Um ein weiteres Beispiel, diesmal aus 
der jüngsten Vergangenheit, zu nennen: Auf dem 
Parteitag der CSU im Juli dieses Jahres hat der Par-
teivorsitzende der CSU, den Ihre Fraktion immerhin 
einmal zum Kanzlerkandidaten nominierte, gesagt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch hier 
schon fünfmal widerlegt worden!) 
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er sei gegen den NATO-Doppelbeschluß vom 12. De-
zember 1979. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist hier schon 
mehrmals widerlegt worden!) 

Herr Strauß sprach in dieser Rede von einem Ge-
burtsfehler des Doppelbeschlusses, der taktisch be-
dingt gewesen sei, und er glaubte feststellen zu müs-
sen, der Geburtsfehler bestehe darin, daß man sich 
nicht auf den Nachrüstungsbeschluß beschränkt 
habe. 

Meine Damen und Herren der Opposition, ich ver-
misse aus Ihren Reihen eindeutige Zurückweisun-
gen solcher Behauptungen, die das Verdienst des 
NATO-Doppelbeschlusses insbesondere in rü-
stungskontrollpolitischer Hinsicht in Frage stellen, 
wo doch gerade mit dem verhandlungspolitischen 
Element des Doppelbeschlusses angestrebt wird, die 
verhängnisvolle Kette automatischer Nachrüstung 
zu durchbrechen. 

Vizepräsident Wurbs: Verzeihen Sie, Herr Abgeord-
neter. Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dr. Wörner? 

Männing (SPD): Bitte sehr. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Da Sie uns auffordern, von 
den Äußerungen von Franz Josef Strauß abzurük-
ken, darf ich Sie erstens fragen, ob Sie diese Äuße-
rungen im ganzen Zusammenhang gelesen haben, 
und Sie zweitens fragen, ob Sie dann bereit sind, zu-
zugeben, daß Franz Josef Strauß selbst in der Rede, 
die Sie zitiert haben, zwar vom Geburtsfehler ge-
sprochen hat, sich aber sehr eindeutig zu diesem 
Doppelbeschluß in der jetzigen Fassung bekannt 
hat, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

was er an anderer Stelle häufig genug wiederholt 
hat. Die intellektuelle Redlichkeit geböte es doch 
wirklich, dies hier einmal festzustellen. Warum im-
mer diese alten Klischees? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Männing (SPD): Herr Dr. Wörner, Ihre Einlassung 
kann mich nicht dazu bringen, den Akzent, den ich 
als bedeutsam ansehe, nämlich die Hervorhebung 
des Begriffs „Geburtsfehler", nicht weiterhin als we-
sentlich zu betrachten, und dies möchte ich der deut-
schen Öffentlichkeit über den Bundestag noch ein-
mal klarmachen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Haben Sie ihn 
nun gelesen oder nicht? — Er braucht sei

-

nen Popanz!) 

Meine Damen und Herren, diese Debatte im Deut-
schen Bundestag bietet darüber hinaus Gelegenheit, 
den Entwurf eines umfassenden Abrüstungspro-
gramms mit Genugtuung zu würdigen, der von der 
Bundesrepublik Deutschland gemeinsam mit Au-
stralien, Belgien, Großbritannien und Japan im 
Genfer Abrüstungsausschuß im August dieses Jah-
res vorgelegt worden ist. 

Dieses Programm reiht sich nahtlos ein in die Be-
mühungen der Bundesregierung und der soziallibe-

ralen Koalition seit 1969, die Abrüstung und Rü-
stungskontrolle stets als wesentliches Element zur 
Sicherung des Friedens, der Entspannung und der 
partnerschaftlichen Zusammenarbeit zu betrachten. 
Wir begrüßen, daß dieses Programm als Fernziel 
eine „allgemeine und vollständige Abrüstung unter 
strenger und wirksamer internationaler Kontrolle 
ohne Minderung der Sicherheit irgendeines Staa-
tes" fixiert, und begrüßen zudem, daß es einen Rah-
men setzt für den Ausbau vertrauensbildender Maß-
nahmen und die Verwendung der durch Abrüstung 
freiwerdenden Finanzmittel zur wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung, insbesondere der Ent-
wicklungsländer. Wir Sozialdemokraten begrüßen 
und vertreten mit Nachdruck die in diesem Pro-
gramm aufgestellten Grundsätze. 

Das Interesse der Sozialdemokraten richtet sich 
also nicht nur — um das noch einmal deutlich zu un-
terstreichen — auf eine bloße Bilanz der bisherigen 
Bemühungen um Rüstungskontrolle und Abrüstung. 
Genauso wichtig ist, die konzeptionelle Vorstellung 
der Bundesregierung zu diskutieren, mit deren Hilfe 
die unterschiedlichen Ebenen rüstungskontrollpoli-
tischer Bemühungen verbunden werden. Abrüstung 
bezieht sich j a nicht nur auf die gegenwärtig im Zu-
sammenhang mit dem NATO-Doppelbeschluß erör-
terten Fragen, sondern umfaßt das gesamte Spek-
trum bisheriger Rüstungs- und Bedrohungswahr-
nehmungen: Von den konventionellen, den biologi-
schen, chemischen und nuklearen Waffen hin bis zur 
Nichtverbreitungsproblematik, zur Möglichkeit der 
Beendigung militärischer Atomtests und zur Be-
grenzung von Waffenexporten. Entscheidend bleibt 
also, daß wir diese verschiedenen Problembereiche 
so miteinander verbinden, daß am Ende weniger 
und nicht mehr Rüstung in der Welt vorhanden 
ist. 

Auch uns scheint es deshalb geboten, rechtzeitig 
Überlegungen über die Auswirkungen von Rü-
stungsmaßnahmen auf die Rüstungskontrollpolitik, 
die Rüstungskontrollverhandlungen und die inter-
nationale Stabilität anzustellen. Rüstungskontrolle 
ist ein wesentlicher Bestandteil unserer Sicherheits-
politik und ebenso wichtig für die Aufrechterhaltung 
unserer Verteidigungsfähigkeit. Deshalb sollte ein 
jährlicher Bericht über die rüstungskontrollpoliti-
schen Bemühungen der Bundesregierung darauf 
eingehen, in welcher Form und in welchem Umfang 
unsere abrüstungspolitischen Vorstellungen in der 
Atlantischen Allianz zur Geltung gebracht wurden 
und wie dort ein gemeinsames Vorgehen der Bünd-
nispartner abgestimmt wurde. 

Dieser gemeinsame sicherheitspolitische Bezugs-
punkt von Maßnahmen zur Abrüstung und zur Auf-
rechterhaltung des militärischen Gleichgewichts 
läßt es sinnvoll erscheinen, von der Regierung einen 
verbundenen Bericht zu fordern und nicht zwei ge-
trennte Berichte, von denen der eine die Verände-
rung im militärischen Kräfteverhältnis und der an-
dere die Bemühungen um Kontrolle und Begren-
zung der Rüstungen wiedergibt. Für uns Sozialde-
mokraten gehören diese beiden Teile zusammen, 
weil sie eine politische Bedeutung nur dann haben, 
wenn sie als Beitrag zur Sicherung des Friedens und 
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zur Festigung der internationalen Stabilität verstan-
den werden. 

Fest steht, daß die sozialliberale Koalition mit der 
Entspannungspolitik der letzten 12 bis 15 Jahre an-
gefangen hat, zumindest eine Triebkraft des Wettrü-
stens zwischen Ost und West zugunsten kooperati-
ver Lösungen zu verändern. Es bleibt aber noch eine 
Reihe weiterer Impulse, die als Hemmnisse für Ab-
rüstungsschritte wirken und über die wir uns in ver-
stärktem Maße Gedanken machen müssen. Wo die 
Regierung die Probleme sieht und zu ihrer Lösung 
beitragen will, ist einer der zentralen Punkte, auf die 
ein solcher Abrüstungsbericht eingehen sollte. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich bitte, 
zum Schluß zu kommen. 

Männing (SPD): Herr Präsident, ich komme zum 
Schluß. 

Friedenspolitik ist nur deutlich zu machen, wenn 
es hierüber auch eine kontinuierliche und detail-
lierte Berichterstattung gibt. Damit ein solcher Be-
richt überhaupt einen Sinn erhält, gilt es, daran mit-
zuwirken, daß der Weg der Abrüstung und Rü-
stungskontrolle konsequent beschritten wird, dies 
insbesondere von uns Deutschen, die die Lektion ge-
lernt haben, daß nicht der „Krieg Vater aller Dinge" 
ist, wie es Heraklit 600 Jahre vor Christus irrtümlich 
angenommen hat. 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD 
stimmt der Überweisung des Antrags der CDU/CSU 
in die Ausschüsse zu. — Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Feldmann. 

Dr. Feldmann (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die FDP-Fraktion begrüßt den Antrag, 
einmal im Jahr hier im Plenum des Deutschen Bun-
destages Bilanz zu ziehen über die Bemühungen um 
Rüstungskontrolle und Abrüstung sowie einen Be-
richt zu den Veränderungen im militärischen Kräf-
teverhältnis vorzulegen. Wir halten das für hilfreich. 
— Jawohl, Herr Kollege Würzbach. Wir wollen Bar-
rieren, wir wollen Verständnisbarrieren abbauen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Wir fragen auch nicht nach den Motiven für diesen 
Antrag. Wir gehen davon aus, daß dieser Antrag von 
unser aller Sorge um die Sicherung des Friedens ge-
tragen ist. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Zuruf von der CDU/CSU: 

Womit Sie recht haben!) 

Der Antrag paßt auch in die augenblickliche politi-
sche Landschaft. Im übrigen ist diese Woche von den 
Vereinten Nationen zur „Woche der Abrüstung" er-
klärt worden. 

Die Antragsteller fordern, in allgemeinverständli-
cher und amtlich verbindlicher Gegenüberstellung 
soll der Bericht dem Bürger klarmachen, worin die 
etwaigen Erfolge oder Mißerfolge der Bemühungen 
um Rüstungskontrolle und Abrüstung bestehen,  

worauf sie zurückzuführen sind und wie sich die mi-
litärische Sicherheitslage einschließlich ihrer politi-
schen Folgen in einem Jahreszeitraum verändert 
hat. Unsere Bemühungen um einen weiteren Aus-
bau der Entspannungspolitik bedürfen tatsächlich 
ständiger und umfassender Information über den 
aktuellen Stand von Rüstungskontrolle und Abrü-
stung. Sozialliberale Bundesregierungen waren im-
mer bereit, Parlament und Öffentlichkeit zu infor-
mieren. Der mündige Bürger hat auch Anspruch auf 
solche Informationen, um sich ein eigenes Urteil bil-
den zu können. 

Offene Information fördert aber auch Kritik. 
Westliche Demokratien brauchen jedoch in Fragen 
der Sicherheits- und Verteidigungspolitik das Licht 
der kritischen Öffentlichkeit nicht zu scheuen. Ich 
zitiere: 

Die Demokratien verlangen stets mehr von sich 
selbst als von ihren Gegnern. Unsere Offenheit, 
unsere freie Presse, unsere demokratischen In-
stitutionen unterziehen unser Handeln einer 
unerbittlichen Kritik, die jene 

— gemeint sind totalitäre Staaten — 

nicht erfahren. Das ist für die Demokratie eine 
Quelle der Stärke und Vitalität. 

So der amerikanische Außenminister Haig am 
13. September in Berlin. 

Durch diese Offenheit unserer Gesellschaft, 
meine Damen und Herren, Herr Kollege Würzbach, 
ist natürlich auch die Friedensbewegung ein zu be-
rücksichtigendes Element unserer Sicherheitspoli-
tik. Die Friedensbewegung ist ein eindrucksvoller 
Beweis, wie tief der Friedenswille in unserem Volk 
heute verankert ist. Sie beweist auch, daß ein großer 
Teil der Bevölkerung bereit ist, sich mit dem schwie-
rigen Thema „Verteidigungs- und Sicherheitspoli-
tik" konstruktiv auseinanderzusetzen. 

Ich stimme zu, Herr Kollege Würzbach, diese Be-
reitschaft, Informationen aufzunehmen, sollte diese 
Bundesregierung nutzen. Denn Mangel an Informa-
tion, Mangel an Vertrauen in Information haben 
vielleicht zu einem Mangel an Vertrauen eines Tei-
les der Bevölkerung in unsere Sicherheitspolitik ge-
führt und damit möglicherweise wesentlich zum 
Entstehen der Friedensbewegung beigetragen. 

Sicherheitspolitik aber braucht breite Zustim-
mung. Einige in der internationalen Friedensbewe-
gung fordern den qualitativen Sprung, eine Ände-
rung der Sicherheitskonzeption. Sie fordern ihre Re-
gierungen auf, beispielhaft mit einseitigen kleinen 
demonstrativen Abrüstungsschritten auf dem Wege 
zu mehr Sicherheit, Stabilität und Frieden in der 
Welt voranzugehen. Dieses nicht von Mehrheiten ge-
tragene Vorgehen setzt ebenfalls umfassende nach-
prüfbare Informationen voraus. 

Lassen Sie mich zu der in diesem Antrag ebenfalls 
geforderten Darstellung der militärischen Kräfte-
verhältnisse einige Anmerkungen machen. Eine 
Schwierigkeit der Analyse der Kräfteverhältnisse 
zwischen NATO und Warschauer Pakt liegt wohl 
konkret darin begründet, daß der Warschauer Pakt 
keine eigenen Zahlen über den Stand seiner Rü- 
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stung vorlegt. Die Sowjetunion zeigt sich lediglich 
hin und wieder bereit, westlichen Zahlen über den 
Stand ihrer Rüstung zuzustimmen. Um so mehr be-
grüße ich von dieser Stelle aus die heutige Nach-
richt, wonach die Sowjetunion als Antwort auf die 
Weinberger-Studie „Soviet Military Power" in Kürze 
eine eigene Darstellung ihres Rüstungspotentials 
vorlegen will. Mit ihrer übertriebenen militärischen 
Geheimniskrämerei erweist sich nämlich die So-
wjetunion keinen guten Dienst, wie auch ihr überzo-
genes Sicherheitsbedürfnis nicht jedem verständ-
lich ist. Diese Übertreibungen führen in die Sack-
gasse der Rüstungsspirale. 

Uns deprimiert, daß trotz aller bisherigen Abrü-
stungsgespräche und Rüstungskontrollverhandlun-
gen die Rüstungsausgaben weltweit weiter gestie-
gen sind. Alle fürchten um ihre Sicherheit und be-
gründen Rüstungsprogramme mit Verteidigungs-
zwecken. Das Ergebnis, die globale Aufrüstung, be-
friedigt niemanden, belastet alle. Die Rüstung bringt 
die Verteidigungshaushalte aller Volkswirtschaften 
an die Grenze des Finanzierbaren. Es werden Gelder 
gebunden, die in anderen Bereichen dringend nötig 
sind. 

Herr Kollege Männing, wir sind uns darin einig, 
daß Rüstung sicher nicht der einzige Weg zu Sicher-
heit, zu Stabilität und Frieden ist. Es ist Illusion zu 
glauben, daß ein Mehr an Rüstung mit einem Mehr 
an Sicherheit gleichzusetzen ist. Rüstungskontrolle 
und Abrüstung müssen in den Mittelpunkt unserer 
Entspannungsbemühungen gestellt werden. 

Die bisherige Entspannungspolitik hat leider noch 
nicht vermocht, den Rüstungswettlauf zu stoppen. 
Soll die Entspannungspolitik dem Rüstungswettlauf 
aber nicht zum Opfer fallen, müssen die Rüstungs-
kontrolle und die Abrüstung neue Impulse erhalten. 
Auch wenn weltweit von kaum einer anderen Regie-
rung mehr positive Impulse für die Friedenssiche-
rung ausgegangen sind als von der sozialliberalen 
Koalition — ich verweise in diesem Zusammenhang 
auf das persönliche und beständige Engagement von 
Bundeskanzler Schmidt und Außenminister Gen-
scher —, müssen wir unsere Anstrengungen offen-
sichtlich doch noch weiter verstärken. Der Ausbau 
konkreter vertrauensbildender Maßnahmen muß 
vorangetrieben werden. 

Meine Damen und Herren, es ist falsch, den vorei-
ligen Schluß zu ziehen, die Entspannungspolitik sei 
am Ende. Sie ist und bleibt das ständige Bemühen 
um eine gewaltfreie und friedliche Lösung von Kon-
flikten. Die Politik der Entspannung ist auch dann 
nicht widerlegt, wenn sie Rückschläge erleidet. Sie 
darf ihre Bedeutung nicht verlieren, wenn sich das 
politische Klima verschlechtert. Entspannungspoli-
tik hat gerade in Gefahrenzeiten die Aufgabe, Kon-
fliktverschärfung zu verhüten, die Konsequenzen 
militärischer Gewaltanwendung zu verdeutlichen 
und friedliche Lösungen anzubieten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es gibt keine realistische Alternative zur Entspan-
nungspolitik. 

(Erneuter Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Dies sage ich vor allem auch vor dem Hintergrund 
unserer besonderen Verantwortung für die Men-
schen im anderen Teil Deutschlands. Menschliche 
Erleichterungen können wir nur durch eine Fortset-
zung und Verstärkung unserer Entspannungsbemü-
hungen erreichen. Deshalb muß Entspannungspoli-
tik weitergehen. 

Von den geforderten jährlichen Berichten über 
den Stand der Rüstungskontrolle und Abrüstung 
muß erwartet werden, daß sie ein Höchstmaß an Ob-
jektivität und Seriosität kennzeichnet. Nur dann 
können sie ihr Ziel erreichen, die Glaubwürdigkeit 
unserer Verteidigungspolitik zu stärken. Übertrie-
bene Darstellungen des gegnerischen Potentials so-
wie Untertreibungen der eigenen Stärke wirken we-
nig hilfreich. Mit diesen Berichten sollte keine Poli-
tik gemacht werden, diese Berichte sollen nur 
Grundlage für Politik liefern. Die geforderte Konti-
nuität des Abrüstungsberichts garantiert, daß nicht 
nur dann mit massiven Zahlen über Rüstungsan-
strengungen der Gegenseite aufgewartet wird, wenn 
dies gerade opportun erscheint. Kontinuität und 
Tranzparenz sind daher wesentliche Punkte. 

Unter diesen Aspekten begrüßt die  FDP-Fraktion 
den Antrag. Der Bericht muß allerdings so ausgelegt 
sein, daß er sowohl von unserer Bevölkerung, der 
kritischen Öffentlichkeit und unseren westlichen 
Verbündeten als auch von den Staaten des War-
schauer Pakts als Beitrag zur Vertrauensbildung 
und zur Förderung der Entspannungspolitik ver-
standen werden kann. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat Herr Abgeord-
neter Dr. Todenhöfer. 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Eine kurze Be-
merkung an die Adresse des Kollegen Männing: Der 
verteidigungspolitische Sprecher der CDU/CSU, 
Herr Würzbach, hat diesen Antrag begründet, weil 
er Autor des Antrags und der Autor dieser Idee ist. 
Es ist bei uns nicht so, daß die Verteidigungspoliti-
ker weniger friedlich als die Außenpolitiker wären. 
Alle Verteidigungspolitiker der CDU/CSU wären 
froh, wenn wir heute anfangen könnten, weltweit ab-
zurüsten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sollten mit Ihren Wahlkampfklischees aufhö-
ren: auf der einen Seite Frieden und auf der anderen 
Seite Krieg. Sie sollten sich an Bundesaußenmini-
ster Genscher halten, der gesagt hat: 

Die Politik der Bundesrepublik Deutschland ist 
seit ihrem Bestehen Friedenspolitik. Alle Bun-
desregierungen — ich wiederhole: alle Bundes-
regierungen — haben sich zum Ziel einer allge-
meinen und umfassenden Abrüstung unter 
wirksamer internationaler Kontrolle bekannt. 

In dieser Kontinuität stehen wir, die CDU/CSU, 
heute. 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU hat seit 
ihrem Bestehen eine Politik der aktiven Friedenssi-
cherung betrieben. Wir lassen uns in diesem Bereich 
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von niemandem übertreffen. Es war ein Bundes-
kanzler der CDU/CSU, der 1954 einseitig und freiwil-
lig für unser Land auf die Herstellung atomarer, 
bakteriologischer und chemischer Waffen ver-
zichtete. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieser einseitige Verzicht der Bundesrepublik 
Deutschland auf die Produktion von Atomwaffen, 
der heute noch gilt, war damals nur möglich, weil die 
CDU/CSU gegen den Willen der SPD den Beitritt un-
seres Landes zur NATO durchsetzte und dadurch 
unsere Sicherheit garantierte. 

Herr Präsident, ich war damals — um noch einmal 
auf Herrn Männing zu kommen — 14 Jahre alt. Ich 
bin noch heute stolz auf die Politik der aktiven Frie-
denssicherung, die die CDU/CSU damals gegen den 
Widerstand der SPD durchsetzte und die heute die 
Grundlage dafür ist, daß wir seit 35 Jahren in Frie-
den leben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben unsere Politik der aktiven Friedenssi-
cherung vor allem auf zwei Säulen gestützt: auf der 
einen Seite auf eine seriöse Abrüstungspolitik und 
auf der anderen Seite auf eine seriöse Verteidi-
gungspolitik, eingebettet in die NATO, eingebettet in 
eine feste Freundschaft mit den USA und eingebet-
tet in unsere Politik der Einigung Europas. Dieser 
Politik der aktiven Friedenssicherung wird die 
CDU/CSU auch in Zukunft treu bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir stellen die Abrüstungspolitik aus folgenden 
Gründen an eine zentrale Stelle unserer Außenpoli-
tik: 

erstens, weil wir das Geld, das die Rüstung alljähr-
lich verschlingt, viel lieber für die Linderung der Not 
in der Dritten Welt und für die Lösung anderer öf-
fentlicher Aufgaben in unserem Land ausgeben 
würden; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

zweitens, weil die neuen Massenvernichtungswaf-
fen, insbesondere die Atomwaffen, immer verhee-
render und mörderischer werden; 

drittens, weil natürlich die Gefahr nicht überse-
hen werden kann, daß die politisch Verantwortli-
chen eines Tages durch die technische Entwicklung 
und durch das Hinzukommen neuer Kernwaffen-
staaten die Kontrolle über die Atomwaffen verlieren 
könnten. 

Die Zähmung der Atomwaffen, Abrüstung und 
Rüstungskontrolle ist in der Tat eine der großen 
Herausforderungen unserer Zeit. In dieser Sorge 
stimmen wir mit dem anständigen und ehrlichen 
Teil der Friedensbewegungen überein. Allerdings 
nicht in der Therapie. Pazifismus ist der sicherste 
Weg, um den Frieden in Freiheit zu verspielen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Verzeihen Sie, Herr Abgeord-
neter. — Gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Voigt? 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Ja. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Todenhöfer, stim-
men Sie dann auch mit Herrn Biedenkopf überein, 
der die Problematik der atomaren Waffen auch von 
der militärischen Sicherung des Friedens her als 
Grenzfall angesprochen hat? 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Kollege Voigt, ich 
glaube, es ist jetzt nicht der Augenblick, hier zu ein-
zelnen Presseäußerungen von Professor Biedenkopf 
Stellung zu nehmen. Dies sind einzelne Bemerkun-
gen eines führenden Politikers der CDU, mit denen 
wir uns auf unserem Bundesparteitag in der näch-
sten Woche offen und demokratisch auseinanderset-
zen werden. 

(Zuruf von der SPD: Sehr bedenkens

-

wert!) 

Wir als CDU/CSU unterstützen — in dieser Linie 
steht auch Professor Biedenkopf — den NATO-Dop-
pelbeschluß geschlossen, weil er das abrüstungspoli-
tisch Wünschenswerte mit dem sicherheitspoltisch 
Notwendigen in vorbildlicher Weise verbindet. Die 
Sowjets könnten den Verzicht auf die Aufstellung 
der westlichen Mittelstreckensysteme schon mor-
gen haben, wenn sie heute ihre SS-20 verschrotten 
würden. Wir sind für die Null-Lösung, ohne Wenn 
und Aber. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Was uns allerdings in dieser Frage von der SPD 
trennt, ist: Wir sind für Abrüstung mit Sicherheit, 
weite Kreise der SPD sind für Abrüstung ohne Si-
cherheit. Unser Motto heißt: So viel Abrüstung wie 
möglich, aber so viel Sicherheit wie nötig. Für uns ist 
die NATO in der Tat die überzeugendste Friedensbe-
wegung unserer Zeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Herr Bundesverteidigungsminister — er ist 
leider nicht mehr da —, 

(Staatsminister Dr. Corterier: Er kommt 
wieder!) 

Herr Apel, hat in diesen Tagen dankenswerterweise 
dasselbe gesagt. Aber diese Aussage, daß die Bun-
deswehr die größte Friedensbewegung unseres Lan-
des sei, steht leider in völligem Widerspruch zu der 
Tatsache, daß pazifistische Bewegungen, die sich ge-
gen die Bundeswehr wenden, zu jeder Zeit, in jeder 
Stadt auf allen Straßen und Plätzen unseres Landes 
öffentlich demonstrieren können, während unsere 
Bundeswehrsoldaten ihr Gelöbnis auf die Grund-
werte unseres Staates nur noch selten öffentlich und 
dann meist nur noch unter massivem Schutz der Po-
lizei durchführen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Verantwortung hierfür liegt beim Verteidi-
gungsminister. 

Meine Damen und Herren, Sie werden uns im En-
gagement, für den Frieden zu kämpfen, nicht über-
treffen können. Aber wir geben uns auch keinen Illu-
sionen bezüglich der Ziele und der Methoden der So-
wjetunion, der anderen Seite hin. Die Sowjetunion 
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strebt die Überwindung der sogenannten kapitalisti-
schen Welt und den weltweiten Aufbau des Sozialis-
mus unter ihrer Führung mit unverminderter Ent-
schlossenheit an. Das Schlagwort von der friedli-
chen Koexistenz hat für die Sowjetunion nie bedeu-
tet, daß sie die Lebensberechtigung des freien We-
stens anerkannt hätte. Die Entspannungspolitik der 
Sowjetunion war das größte Täuschungsmanöver 
der Sowjets nach dem Zweiten Weltkrieg. Während 
der Westen wirkliche Entspannung wollte, hat die 
Sowjetunion in gigantischer Weise aufgerüstet. Die 
Überlegenheit der Sowjets im Bereich euronuklea-
rer Mittelstreckenraketen beträgt zur Zeit, gemes-
sen an den Sprengköpfen, 9 : 1. Selbst wenn man der 
Forderung der Sowjetunion nach Einbeziehung der 
sogenannten forward based systems, der vorne sta-
tionierten Systeme, nachkäme, betrüge der Vor-
sprung der Sowjetunion gegenüber den USA immer 
noch 4 : 1. Ich will hier nicht im einzelnen zu der mili-
tärisch-politischen Offensive Stellung nehmen, die 
die Sowjetunion paralell dazu in der Dritten Welt un-
ternommen hat. Ich stelle nur fest, daß über 90% der 
15 Millionen Flüchtlinge der letzten sechs Jahre aus 
kommunistisch und marxistisch orientierten Län-
dern geflohen sind. Die Menschen dieser Welt flie-
hen vor dem Kommunismus und nicht vor dem Ka-
pitalismus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer moralisch argumentiert, darf zu diesem Fra-
gen nicht schweigen. Angesichts dieser Politik der 
Sowjetunion halte ich es für sehr schwer erträglich, 
wenn SPD-Politiker Breschnew als eine um den 
Weltfrieden zitternde Friedenstaube und den ameri-
kanischen Präsidenten Reagan als Kriegstreiber 
darstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich komme zu einer 
sehr skeptischen Analyse der sowjetischen Ziele 
und Methoden. Aber gerade weil die Sowjetunion so 
ist, wie sie ist, müssen wir mit ihr verhandeln und 
werden wir mit ihr verhandeln. Die Bundesregie-
rung wird bei seriösen Verhandlungen auch unsere 
Unterstützung haben. Nur erwarten wir, daß nüch-
terner und realistischer verhandelt wird, als dies 
beispielsweise Politiker wie Brandt und Bahr getan 
haben. 

(Wehner [SPD]: „Nüchtern" heißt dann für 
beide Seiten?) 

— Für beide Seiten, Herr Wehner. 

(Wehner [SPD]: Also auch für Sie!) 

— Auch für uns. Ich sage „uns", ich sage nicht nur 
„Sie". 

Die Abrüstungspolitik der Bundesregierung hat 
nur dann eine Chance, wenn die sowjetische Füh-
rung spürt, daß diese westliche Politik von der über-
wiegenden Mehrheit unserer Bevölkerung in 
Deutschland mitgetragen wird. Deswegen muß sich 
die Bundesregierung endlich zu einer mutigeren, of-
fensiveren Informationspolitik durchringen. Nur 
wenn sie in einer breit angelegten Aufklärungskam-
pagne erstens die Öffentlichkeit über Ziele und Me-
thoden der Sowjetunion informiert, zweitens alle  

wichtigen Fakten des Ost-West-Kräfteverhältnisses 
regelmäßig auf den Tisch legt und drittens die Öf-
fentlichkeit regelmäßig ungeschminkt über den 
Stand der internationalen Abrüstungsverhandlun-
gen informiert, hat sie in der Bevölkerung eine 
Chance, jene breite Unterstützung zu finden, die sie 
für eine ernsthafte und verantwortungsvolle Abrü-
stungs- und Sicherheitspolitik braucht, bei der wir 
sie ja unterstützen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gerade weil die NATO eine defensive Sicherheitspo-
litik verfolgt, brauchen wir eine offensive Informa-
tionspolitik. 

(Zuruf von der SPD) 

Wer diese offensive Informationspolitik unterläßt, 
arbeitet letztlich der sowjetischen Strategie in die 
Hände, die — das wissen Sie auch, Herr Wehner — 
durch gezielte Desinformationskampagnen die Ver-
teidigungsbereitschaft unserer Bevölkerung unter-
laufen will. Die Sowjetunion und die DDR haben seit 
dem letzten Jahr nach den Erkenntnissen unserer 
zuständigen Behörden 100 Millionen DM zur Finan-
zierung ihrer Propagandaoffensive in der Bundesre-
publik Deutschland und in anderen westlichen Län-
dern ausgegeben. Diese Zahlen sollten uns zu den-
ken geben. 

Die Friedensdiskussion in Europa ist nicht nur 
eine rein verteidigungspolitische Diskussion; sie ist 
im Kern eine Diskussion um die politische, die wirt-
schaftliche, die soziale und die kulturelle Zukunft 
Europas. Wir haben die Möglichkeit, die Menschen-
rechte in Europa auch in Zukunft über die NATO 
durch eine Politik der glaubwürdigen Abschreckung 
und durch die ehrliche Bereitschaft zu weltweiter 
Rüstungsbegrenzung zu sichern. 

Wir können die Wahrung der Menschenrechte in 
Europa in Zukunft theoretisch allerdings auch vom 
guten Willen der Sowjetunion und von der Kontrolle 
der Sowjetunion abhängig machen. 35 Jahre lang 
haben wir es abgelehnt, uns unter sowjetische Vor-
herrschaft zu begeben. 35 Jahre lang hat der Westen 
seine mühsam erkämpften Menschenrechte durch 
eine Politik der gemeinsamen Verteidigungsbereit-
schaft gesichert. Wir sollten auch in Zukunft den 
Mut haben zu einer Politik der Einheit, der Stärke 
und der Menschenrechte. 

Die CDU/CSU ist weiß Gott bereit, diese Bundes-
regierung bei einer seriösen Politik der aktiven Frie-
denssicherung mit Nachdruck und wirklichem En-
gagement zu unterstützen. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Scheer. 

Dr. Scheer (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die letzte Rede hat uns gezeigt, daß die-
ser Antrag nicht nur aus formalen Beratungsgrün-
den überwiesen werden muß, sondern auch deshalb, 
weil noch über seinen Inhalt diskutiert werden 
muß. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Wir wollen einen Abrüstungsbericht des Deutschen 
Bundestags, aber keinen Bedrohungsbericht, der 
weit von dem wegführen würde, was ein solcher Ab-
rüstungsbericht leisten soll, nämlich Fortschritte für 
Abrüstung zu erzielen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. 
Wörner? 

Dr. Scheer (SPD): Wenn sie kurz und präzise ist, 
j a. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Herr Kollege, ich habe 
nicht die Absicht, mich Ihrer Schulmeisterei zu un-
terstellen, sondern eine Frage zu stellen, über deren 
Form und Inhalt ich selbst entscheide. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das hat was mit Demokratie zu 

tun!) 

Ich frage Sie, ob diese Ihre Bemerkung darauf ab-
zielt, Abrüstung und Sicherheit von der Bedrohung 
zu lösen. 

Dr. Scheer (SPD): Nein, ich will Ihnen in dem Zu-
sammenhang auch gleich zeigen, warum nicht. 

Ihr Antrag enthält Forderungen nach Dokumen-
tation der internationalen Abrüstungsbemühungen 
und einem Aufzeigen der Rüstungsentwicklungen 
und eines Kräftevergleichs. Ich sage hierzu: Das 
kann man eigentlich überall nachlesen. Wenn Sie le-
diglich einen offiziellen Stempel durch die Regie-
rung dazu haben wollen, dann ist das zunächst ein-
mal nicht schlecht. Es reicht aber für einen Abrü-
stungsbericht nicht aus. Ein Abrüstungsbericht, der 
vom Parlament in Auftrag gegeben wird, muß präzi-
siert werden, und zwar im Zusammenhang mit dem 
Gleichgewichtsbegriff, mit dem Sicherheitsbegriff, 
den wir haben, mit unseren Vorstellungen von er-
folgreichen Verhandlungen und mit unseren Vor-
stellungen von eigener Initiative. 

In dem Zusammenhang komme ich auf Ihre Fra-
ge. Sie fordern einen Kräftevergleich, aber wir müs-
sen fragen, nach welchen Kriterien eigentlich. Nach 
denen eines zahlenmäßigen Gleichgewichts? Nach 
der Gleichheit aller Systeme? Nach vollständiger 
Symmetrie? Ich will hier nicht undifferenziert argu-
mentieren. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Das müssen Sie 
den Verteidigungsminister fragen! Die Re

-

gierung ist dafür zuständig!) 

— Ich frage das, weil es im Zusammenhang mit ei-
ner Diskussion über den Kräftevergleich auch heute 
diskutiert wird. Herr Würzbach hat hierzu differen-
zierte Anmerkungen gemacht. Ich will das durchaus 
konzedieren. Aber wenn in einem Abrüstungsbe-
richt lediglich eine Gegenüberstellung von Tabellen 
steht, so reicht das nicht aus 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, das wollen 
wir auch nicht!) 

— ich will j a betonen, was alles hinein muß — weil 
wir dann einige Grundprobleme und Mängel nicht 

aller, aber sehr vieler Gleichgewichtsvorstellungen 
nicht ausreichend bedenken, wie die Gefahr der Ver-
nachlässigung qualitativer und geographischer Un-
terschiede oder unterschiedlicher militärischer 
Konzeptionen, oder die Gefahr der Vernachlässi-
gung der besonderen, unvergleichlichen Anforde-
rungen unseres speziellen Verteidigungsauftrags, 
oder die Gefahr eines Gleichgewichtsdenkens, das 
unser Rüstungsverhalten zu sehr allein von dem des 
Gegners abhängig macht, mit der Folge des Stopfens 
immer neuer vermeintlicher oder echter Lücken und 
immer neuer Rüstungsrunden. 

Diese Befürchtungen werden heute weithin von 
vielen Leuten geteilt, die sich damit beschäftigen. 
Denen müssen wir etwas Differenziertes entgegen-
setzen. 

Eine weitere Gefahr besteht in einem sehr undif-
ferenzierten und einseitigen Sicherheitsbegriff, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben wir 
genau gefordert!) 

der den politischen Voraussetzungen von Rüstungs-
begrenzungen nicht gerecht würde, ebensowenig 
wie den Voraussetzungen einer Friedenssicherung. 
Ein Kollege Ihrer Fraktion, Herr Kollege Zimmer-
mann, hat einmal gesagt — ich zitiere mit Genehmi-
gung des Präsidenten —: 

Die Chance der Friedenssicherung liegt im we-
sentlichen im militärischen Gleichgewicht, so-
lange verbindliche Abrüstungsvereinbarungen 
nicht bestehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist das nicht rich

-

tig?) 

Das reicht nach unserer Meinung nicht aus. Wir 
brauchen durchaus in einem Abrüstungsbericht 
Kräftevergleichsargumente. Aber sie alleine führen 
nicht weiter. Wir müssen in diesem Bericht die Kri-
terien formulieren, die dem zugrunde liegen müssen, 
und müssen die dazu gehörigen Elemente bestim-
men. Wir müssen einen Vergleich in eine sicher-
heitspolitische Lagebeurteilung unter Einbeziehung 
all der Aspekte einbetten, die dazu gehören: die Lage 
der Entspannungspolitik, die wirtschaftliche und so-
ziale Stabilität im internationalen Bereich. 

Wir sind nicht gegen Gleichgewicht, um das gleich 
zu betonen. Wenn man differenziert, gerät man ja 
gleich in diesen Verdacht. Aber wir sind gegen einen 
pauschalen und mißverständlichen Gleichgewichts-
gedanken. Wir sagen: ungefähres Gleichgewicht. 
Das wichtigste Element dabei ist neben dem, was an 
Fakten vorhanden ist, die Bindung all der Aspekte, 
all der Fragen, die dabei auftreten, auch der eigenen 
Beschaffungen, an den Aspekt der Rüstungskon-
trollziele. Bei der Herstellung des Gleichgewichts 
haben Rüstungskontrolle und Abrüstung eindeutig 
die politische Priorität, sagt unser Parteitagsbe-
schluß. Wir sagen: Wir wollen ungefähres Gleichge-
wicht auf immer niedrigerem Niveau. Dazu muß 
man dann fragen, welche Wege dafür richtig sind. 

Das erste und wichtigste sind die politischen Vor-
aussetzungen für Verhandlungen auf der Grundlage 
der Entspannungspolitik. Das zweite sind Verhand-
lungen. Da gibt es drei Wege, wie Sie wissen: Er- 
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stens. Bisheriges, nicht Zureichendes war, vorhan-
denes Potential gegen vorhandenes Potential aufzu-
rechnen. Der zweite Weg wird vom NATO-Doppel-
beschluß gegangen: noch nicht vorhandenes Poten-
tial gegen vorhandenes Potential aufzurechnen. Sie 
haben im Zusammenhang mit diesem Beschluß von 
der Null-Lösung gesprochen. Ich sage hier nicht, wie 
ich mir diese vorstellen könnte. Das sollte man im 
Zuge der Verhandlungen nicht tun. Aber eines ist 
auch klar: Wir sollten hier nicht Bedingungen for-
mulieren, die von vornherein eine Verhandlungslö-
sung unmöglich machen. Auch damit kommt man 
nicht weiter. 

(Beifall bei der SPD — Berger [Lahnstein] 
[CDU/CSU]: Meinen Sie denn eine Nicht

-

Null-Lösung?) 

— Es gibt eine Menge Dinge, auf die ich leider hier 
nicht Bezug nehmen kann, weil ich nur zehn Minu-
ten Redezeit haben. 

Ein dritter Weg ist, noch nicht vorhandenes, aber 
technisch mögliches Potential gegen noch nicht vor-
handenes, aber auch technisch mögliches Potential 
auf der anderen Seite aufzurechnen und durch Ver-
handlungen frühzeitig zu verhindern, daß es einge-
führt wird. Das ist z. B. unser Standpunkt bei der 
Neutronenwaffe. 

(Zustimmung bei der SPD — Würzbach 
[CDU/CSU]: Auch dies steht hier drin!) 

Ein dritter Punkt ist, die Gefahr eines Rüstungs-
wettlaufs, die auch durch technologische Entwick-
lungen gegeben ist, dadurch zu vermindern, daß wir 
eine Form von Selbstkontrolle finden. Damit meine 
ich, daß wir uns auch überlegen müssen — hier 
komme ich gleich zu Ihrem Zwischenruf, Herr Würz-
bach; ich hoffe, daß ich ihn richtig verstanden 
habe —, ob nicht durch die Einführung von Waffen-
systemen Reaktionen erzeugt werden, die genau das 
Gegenteil von Rüstungskontrolle bewirken. Wir 
müssen die Reaktionen überprüfen, und wenn sol-
che Schritte Rüstungswettlauf bedeuten würden, 
müßten wir sie unterlassen. 

Ich nenne als Beispiel die Neutronenwaffe. 
Ihr Standpunkt dazu war klar. Es ging j a nur — so 
der differenzierte Standpunkt des Kollegen Wör-
ner — — 

(Berger  [Lahnstein] [CDU/CSU]: Das war 
der des Kanzlers! — Abg. Dr. Wörner [CDU/ 
CSU] meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Entschuldigung, Herr Kollege Wörner, ich kann 
jetzt leider keine Zwischenfragen mehr zulassen, 
weil ich fast am Ende meiner Rede bin. 

Ich will hier hervorheben: Es gab auf Ihrer Seite 
einen differenzierten Standpunkt. Er bezog sich 
aber nicht auf das Prinzip, sondern auf den Zeit-
punkt. Das war eine taktische Angelegenheit. Viele 
Äußerungen von Ihrer Seite beschäftigten sich mit 
dem Prinzip. Das betrifft den Punkt Selbstkontrolle, 
den ich meine. Haben Sie sich bei Ihrem Stand-
punkt, den ich nicht von vornherein abwerten will — 
ich meine den Standpunkt, den Sie eingenommen 
haben, als Sie sagten, dies verbessere die Abschrek-
kung —, überlegt, welche Konsequenzen das für eine 
Rüstungskontrolle haben könnte? 

Ich frage Sie, Herr Wörner. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Aber lieber Herr 
Kollege Scheer, das ist doch der Stand

-

punkt Ihres Kanzlers, der Bundesregie

-

rung, die hier sitzt! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

— Entschuldigung, Herr Kollege Wörner, Sie brau-
chen mich überhaupt nicht mit Zwischenrufen zu 
unterbrechen! Der Kanzler hat für die Bundesregie-
rung gefordert, Vereinbarungen über einen wechsel-
seitigen Verzicht auf die Neutronenwaffe zu treffen. 
Das meinte ich damit. Sie haben bei Ihren Forderun-
gen eben nicht bedacht — ich will das gar nicht pole-
misch sagen —, welche Folgen ihre Einführung auf 
das Verhalten der Sowjetunion — wenn diese sie 
auch hätte — in bezug auf einen möglicherweise glo-
balen Rüstungswettlauf, in bezug auf China usw. 
hätte, oder welche Konsequenzen das für das Test-
stoppabkommen hätte, das ja verbessert werden 
soll, oder auf das System des Nichtverbreitungsver-
trages, insbesondere in einer Zeit, wo viele Länder 
drauf und dran sind, auszusteigen, weil die erhofften 
und versprochenen Fortschritte bei der nuklearen 
Abrüstung nicht erreicht werden. Dies sage ich, 
ohne Ihnen schlechten friedenspolitischen Willen zu 
unterstellen. Das haben Sie offenkundig nicht be-
dacht; 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Natür

-

lich!) 

sonst hätten Sie das nicht so eindeutig fordern kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Wörner [CDU/ 
CSU]): Ihr Bundeskanzler hat dem doch zu

-

gestimmt! — Berger [Lahnstein] [CDU/ 
CSU]: Schmidt heißt er!) 

Ich komme zum Schluß. Neue Initiativen begrü-
ßen wir. Wir müssen sie in der Substanz überprüfen 
und anreichern. Neue Initiativen reichen allerdings 
nicht aus, wenn die Praxis dem nicht folgt. Ich bitte 
Sie, unseren Vorstellungen zu folgen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Jung. 

Jung (Kandel) (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wer den Kollegen 
Würzbach kennt — hier unterscheide ich mich, 
glaube ich, in der Beurteilung von Herrn Kollegen 
Männing —, der war heute außerordentlich über-
rascht — ich muß Ihnen sagen, ich war angenehm 
überrascht —, wie moderat er dieses Thema ange-
gangen ist. Ich war fast versucht zu sagen: Der Würz-
bach ist schon beim Abrüsten. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Das wol

-

len wir! — Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das ist 
der Schatten der Friedensbewegung!) 

Ich glaube aber, er hat sich in seiner Rede heute 
davon leiten lassen, daß uns die Bundesregierung 
bisher schon in vielfältiger Form über die Probleme 
der Rüstungskontrolle und Abrüstung informiert 
hat, und zwar jede Woche im Unterausschuß, dann 
natürlich auch in den Jahresberichten und in den 
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Weißbüchern des Verteidigungsministers, die insbe-
sondere auch über die militärischen Kräfteverhält-
nisse unterrichten. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung ja auch 
bei vielerlei Anlässen zugesichert, den Bundestag 
über die Entwicklung im Rüstungskontroll- und Ab-
rüstungsbereich immer dann zu unterrichten, wenn 
es angezeigt erscheint. 

Dies bringt mich zu der Frage, ob man bei der wei-
teren Behandlung dieser Anträge in den Ausschüs-
sen überlegen sollte, zu einer flexibleren Handha-
bung zu kommen. Wir haben j a vor einigen Jahren 
schon einmal in diesem Haus nachgedacht, ob wir 
das — sicher notwendige — Berichtswesen nicht et-
was korrigieren sollen, weil es allzu leicht zum Be-
richtsunwesen werden kann. Aber diese kritische 
Bemerkung gebe ich nur weiter, damit es in den Aus-
schüssen zu einer sachgerechten Behandlung 
kommt. 

Ich möchte zu der Frage der Darstellung der Ver-
änderung militärischer Kräfteverhältnisse sagen, 
daß ja Sie, meine Kollegen von der CDU/CSU, vor ei-
niger Zeit an die Bundesregierung Fragen gerichtet 
haben, die von der Bundesregierung in, wie ich finde, 
umfassender Weise beantwortet wurden, wobei uns 
diese Antwort deutlich machte, daß uns in Europa 
auf dem Gebiet des Warschauer Pakts eine dem 
westlichen Potential zahlenmäßig überlegene Trup-
penansammlung und das entsprechende Waffenar-
senal gegenüber stehen. Der Vorwurf mangelnder 
Unterrichtung kann also mit Sicherheit nicht erho-
ben werden. 

Aber diese Informationen scheinen — da stimme 
ich mit manchen meiner Vorredner überein — nicht 
in gleichem Maße bei einem großen Teil unserer Be-
völkerung gelandet zu sein. Die aktuelle Friedens-
diskussion ist meines Erachtens auch auf ein großes 
Bedürfnis nach mehr, nach besserer, nach umfas-
senderer Information über dieses Gebiet internatio-
naler Politik zurückzuführen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deshalb begrüßen wir auch die Möglichkeit, im 
Zusammenhang mit der Vorlage solcher Berichte 
die Bürger unseres Landes zusätzlich und eingehen-
der über die Bemühungen um Rüstungskontrolle 
und Abrüstung zu unterrichten. Nur dadurch — das 
ist ebenfalls ein wichtiger Gesichtspunkt — kann 
vorsätzlicher Fehlinterpretation und vorsätzlicher 
Falschinformation von Aposteln entgegengewirkt 
werden, die die Friedenssehnsucht unserer Bürger 
möglicherweise für andere politische Zwecke miß-
brauchen wollen. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Die gibt es 
auf jeder Seite!) 

Alle drei Fraktionen in diesem Haus — das betone 
ich noch einmal — haben in den vergangenen Wo-
chen und Monaten bei mehreren sicherheitspoliti-
schen Debatten — sei es zum NATO-Doppelbe-
schluß, sei es zur KSZE oder zuletzt vor der Bonner 
Friedensdemonstration — mit überwältigender 
Mehrheit die Außen- und Sicherheitspolitik der 
Bundesregierung bestätigt. Ich zitiere noch einmal 

Herrn Todenhöfer, der zu Recht sagte: Deutsche Au-
ßen- und Sicherheitspolitik ist Friedenspolitik. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Von An

-

fang an!) 

Das ist ein Wort von Außenminister Genscher. Ich 
bekräftige dies hier noch einmal. In allen ihren 
Schritten dient diese Außen- und Sicherheitspolitik 
in enger Abstimmung mit unseren westlichen Part-
nern in der Europäischen Gemeinschaft und in der 
Atlantischen Allianz dem Ziel, den Frieden in Eu-
ropa und in der Welt zu sichern und zu bewahren. 

In der Tat hat uns diese Politik in den 36 Jahren 
seit 1945 vor Kriegen bewahrt, während wir leider in 
anderen Teilen der Welt in derselben Zeit rund 140 
bewaffnete Konflikte zählen mußten, 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Leider 
wahr!) 

bei denen mehr als 25 Millionen Menschen ums Le-
ben kamen. Es ist die mit vielen Opfern bezahlte hi-
storische Erfahrung unseres Volkes, daß wir mit al-
len unseren Kräften für ein friedliches Zusammen-
leben aller Völker arbeiten müssen. Das drückt sich 
in unserem Willen aus, Spannungen abzubauen und 
nicht zu verschärfen 

(Zustimmung des Abg. Berger [Lahnstein] 
[CDU/CSU]) 

und einen gerechten Ausgleich der unterschiedli-
chen Interessen zu sichern. 

Die Diskrepanz — das wurde vorhin schon ange-
sprochen — zwischen dem ständig wachsenden Ver-
nichtungspotential und dem weit verbreiteten 
menschlichen Elend in der Dritten Welt zwingt uns 
moralisch zur Abrüstung und Rüstungskontrolle. 
500 Milliarden Dollar jährlich. mehr als 2 Millionen 
DM in jeder Minute, in der wir hier reden, werden in 
der Welt für Rüstung aufgewendet. Das ist eine un-
vorstellbare Summe. Da ist es nicht verwunderlich, 
daß die Sorge vor der Eigendynamik der Rüstung 
wächst und sich die Angst vor einem Nuklearkrieg 
insbesondere auf unserem Kontinent mit seiner ho-
hen Konzentration von nuklearen Waffen breit 
macht. 

Deshalb wollen wir Freien Demokraten die durch 
eine periodische Berichtsvorlage jeweils ausgelöste 
Diskussion über Abrüstung und Rüstungskontrolle. 
Wir brauchen letztlich auch eine breite Basis der Zu-
stimmung in unserem Volk, die wir nur bekommen 
können, wenn wir permanent Informationen geben. 
Wir wollen also eine breite Zustimmung für eine Po-
litik, die durch den Doppelbeschluß die Sicherheit in 
Europa auf möglichst niedrigem Rüstungsniveau zu 
stabilisieren versucht. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU/ 
CSU) 

Deshalb danken wir heute nochmals der Bundes-
regierung, die anläßlich der offiziellen Besuche des 
Bundeskanzlers Schmidt und des Außenministers 
Genscher sowohl in den Vereinigten Staaten als 
auch in Moskau entscheidend darauf hingewirkt 
hat, daß sowohl im Bereich nuklearer Mittelstrek-
kenraketen als auch im SALT-Bereich Abrüstungs- 
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und Rüstungskontrollgespräche am 30. November 
1981 in Gang kommen werden. Zugegeben, es ist 
hiermit noch nicht automatisch ein Verhandlungser-
folg mit dem Ziel des Gleichgewichts auf möglichst 
niedrigem Niveau verbunden. Aber angesichts der 
Komplexität des Sachzusammenhangs wird von nie-
mandem ernsthaft angenommen werden, daß ohne 
zähe und geduldige Verhandlungen Resultate erzielt 
werden können, die beide Seiten befriedigen; ich be-
tone: beide Seiten. 

Ich unterstreiche nochmals — das sei allen Kriti-
kern unserer Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
gesagt —, daß ohne die feste Haltung der Bundesre-
gierung diese Verhandlungen gar nicht erst zu-
stande gekommen wären. 

In dem Kommuniqué der nuklearen Planungs-
truppe der NATO, der 30. Ministertagung in 
Gleneagles unterstützen alle Minister in vollem Um-
fang die erklärte Absicht der Vereinigten Staaten, 
innerhalb des SALT-Raumes vergleichbare und 
verifizierbare Vereinbarungen über die Theater 
Nuclear Forces auf dem niedrigsten erzielbaren 
Niveau zu erreichen. 

Auf der Grundlage von Gegenseitigkeit bleibt die 
Null-Option eine mögliche Lösung unter Idealbedin-
gungen. Ich betone das, damit wir nicht falsche Er-
wartungen wecken. Die Tatsache, daß die Null-Lö-
sung erstmals überhaupt in einem Schlußkommuni-
qué enthalten ist, zeigt deutlich die positive Entwick-
lung im Bereich der Abrüstung und Rüstungskon-
trolle. 

Aber nachdem Sie, Herr Kollege Würzbach, die 
Null-Lösung immer wieder so betont haben, möchte 
ich auch wegen der intellektuellen Redlichkeit sa-
gen: Wir dürfen nicht zu große Erwartungen wecken. 
Mein Kollege Feldmann hat auf das hohe Sicher-
heitsbedürfnis der Sowjetunion hingewiesen, die, 
was ich selbst in vielen Gesprächen auch mit sowje-
tischen Partnern festgestellt habe, offensichtlich im-
mer noch nicht das Trauma von 1941 überwunden 
hat, die sich deshalb eine Rundumverteidigung vor-
stellt, wie sie vielleicht in Ansätzen bei einem westli-
chen Partner erkennbar ist. Ich sage das, Herr Kol-
lege Würzbach, weil wir uns, die wir ein bißchen tie-
fer in der Materie stehen, auch bewußt sein müssen, 
daß dazu auch eine gewisse Bereitschaft unseres 
westlichen Nachbarn gehört, in die Verhandlungen, 
die im Augenblick zwischen den beiden Supermäch-
ten geführt werden, mit seinen 18 Systemen mit ein-
zusteigen. Ich glaube, wir sind uns einig, weil dies 
ganz einfach die Basis sein muß, 

(Würzbach [CDU/CSU]: Wir sind uns auch 
einig, daß Null-Lösung bedeutet: null hier 

und null da!) 

— ja, unter Einbeziehung einer Nation, die im Au-
genblick nicht an diesen Verhandlungen beteiligt 
ist. 

Wir alle sind deshalb mehr denn je gefordert, mit 
allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln konkre-
te, überprüfbare und akzeptable Abrüstungs- und 
Rüstungskontrollergebnisse herbeizuführen, um zu 
verhindern, daß in der eigenen Bevölkerung vertrau-

ensbildende Maßnahmen für die Sicherheitspolitik 
der Bundesregierung je erforderlich werden; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Also Nachholbe

-

darf!) 

denn den um den Frieden besorgten Bürgern muß 
immer wieder verdeutlicht werden, daß die Außen-, 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik der Bundesre-
gierung Friedenspolitik ist, die gekennzeichnet ist 
durch Verläßlichkeit, Berechenbarkeit und partner-
schaftliche Zusammenarbeit im Bündnis, durch Be-
reitschaft zum Dialog, zu Verhandlungen mit der So-
wjetunion und allen osteuropäischen Staaten und 
durch Nutzung jeder Chance, durch Rüstungskon-
trolle ein stabiles Kräfteverhältnis auf möglichst 
niedrigem Niveau herzustellen. 

Ich muß mir leider aus Zeitgründen versagen, auf 
die zahlreichen Initiativen der Bundesregierung, die 
sie in der UNO, bei den MBFR-Verhandlungen in 
Wien, bei den KSZE-Folgekonferenzen ergriffen hat, 
einzugehen. 

Vorhin wurde bereits die Aktivität im Genfer Ab-
rüstungsausschuß genannt, wo sich seit 1980 eine 
Arbeitsgruppe C-Waffen unter aktiver deutscher Be-
teiligung mit der Materie des Verbots der Entwick-
lung, Herstellung und Lagerung chemischer Waffen 
und der Vernichtung ihrer Bestände befaßt. — 

Es  wurde darauf hingewiesen, daß 1954 die dama-
lige Bundesregierung den Verzicht auf ABC-Waffen 
feierlich erklärt habe. Hier darf ich Sie korrigieren, 
Herr Kollege Todenhöfer. Sie haben recht einseitig, 
vielleicht aus parteiinternen Gründen, Ihre eigene 
Partei hervorgehoben. Aber es waren in dieser Zeit 
sicher auch Freie Demokraten dabei — und ich be-
tone das ganz besonders, weil unser längst verstor-
bener Freund Pfleiderer einer der aktiven Politiker 
war —, die in dieser noch etwas kritischen Zeit auch 
den Dialog mit dem Osten gesucht und mit eingelei-
tet haben. 

Ich darf Sie daran erinnern, daß es Bundeskanzler 
Schmidt war, der 1978 — Herr Kollege Männing hat 
seine Rede vor den Vereinten Nationen bei der Son-
dervollversammlung über Abrüstung kurz erwähnt 
— Vorstellungen über Verifikationssysteme entwik-
kelt hat, die später auch in Genf fortgesetzt wurden 
und dazu geführt haben, daß wir im März 1979 mit 
Experten aus 21 Ländern hier in der Bundesrepublik 
diese Systeme diskutiert und weiterentwickelt ha-
ben. Es gab also aktive Beiträge der Bundesrepublik 
im Bereich chemischer Waffen. 

Das gilt auch für die Wiener MBFR-Verhandlun-
gen, wo auf Veranlassung des Bundesaußenmini-
sters Genscher 1979 ein Vorschlag ausgearbeitet 
wurde, die Verhandlungen zu vereinfachen und zu 
beschleunigen. Das erfolgte dann in der Tat auch. 
Leider sind wir noch nicht zu einem konkreten Er-
gebnis gekommen, weil die Differenz — Sie kennen 
die Probleme der Daten-Diskussion — von 150 000 
Mann zwischen den Zählungen beider Seiten noch 
vorhanden ist. 

Es ist also das Ziel dieser von der sozialliberalen 
Koalition getragenen Bundesregierung, Vertrau-
ensbildung zu erreichen, auch und besonders bei 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 62. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. Oktober 1981 	3579 

Jung (Kandel) 
den KSZE-Folgekonferenzen. Bei der Folgekonfe-
renz von Madrid, die am Dienstag dieser Woche 
nach dreimonatiger Sommerpause wiederaufge-
nommen wurde, ist dieser wichtige Vorschlag, ein 
konkretes Mandat für eine Konferenz über Abrü-
stung in Europa zu erteilen, zu behandeln. 

Ich sehe, daß die Lampe aufleuchtet, Herr Präsi-
dent, geben Sie mir noch eine Minute Zeit! — 

Ich will dann zum Schluß kommen: Ich meine — 
und das ist ein nach Madrid gerichteter Appell — , 

daß die Vorschläge der blockfreien und der westli-
chen Delegationen zur Präzisierung des geographi-
schen Anwendungsbereichs hinsichtlich einer KAE 
vom Ural bis zum Atlantik angenommen werden 
sollten. Wir hoffen, daß die erste sowjetische Reak-
tion, das harte Nein, nicht das letzte Wort ist. 

Die Bedeutung des Madrider Treffens liegt gerade 
darin, daß hier zur Zeit neben den Wiener MBFR-  
Gesprächen die einzigen aktiven und umfangrei-
chen Verhandlungen zwischen Ost und West geführt 
werden und es einen Beitrag zur Stabilisierung des 
Ost-West-Verhältnisses und zur Offenhaltung der 
Gesprächskanäle leistet. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich bitte 
Sie, zum Schluß zu kommen. Die von Ihnen erbetene 
Minute ist um. 

Jung (Kandel) (FDP): Ich komme zum Schluß, 
Herr Präsident, und möchte nur noch eine Anregung 
geben. Ich bitte darum, bei der Beratung dieses An-
trages in den Ausschüssen eine Erweiterung vorzu-
nehmen und bei der Vorlage des Berichts die Bun-
desregierung zu bitten, auch auf die zahllosen Be-
mühungen der parlamentarischen Gremien — im 
Europäischen Parlament, im Europarat, in der Nord-
atlantischen Versammlung — einzugehen, denn hier 
gibt es sicherlich eine gute Gelegenheit, die seit Vor-
lage des Harmel-Berichts schon als eine „Friedens-
bewegung" bezeichnete NATO in der Öffentlichkeit 
darzustellen. In diesem Sinne begrüßen wir diesen 
Antrag und unterstützen ihn. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr 
Staatsminister Dr. Corterier. 

Dr. Corterier, Staatsminister beim Bundesminister 
des Auswärtigen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte zunächst meinem Wahlkreis-
nachbarn Herrn Dr. Feldmann zu seiner heutigen 
Jungfernrede, die gleichzeitig ein wichtiger Beitrag 
zu unserer Debatte war, gratulieren. 

(Beifall) 

Der vorliegende Antrag gibt mir die willkommene 
Gelegenheit, die zentrale Bedeutung zu betonen, die 
die Bundesregierung realistischen Bemühungen um 
Rüstungskontrolle und Abrüstung und deren ange-
messener Darstellung in der Öffentlichkeit beimißt. 
Rüstungskontrolle und Abrüstung sind neben den 
erforderlichen Verteidigungsanstrengungen gleich-
wertige, komplementäre Bestandteile der auf Ent-

spannung und Friedenssicherung gerichteten Poli-
tik der Bundesregierung. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Das politische Umfeld, auf dem sich heute Bemü-
hungen um praktische Fortschritte auf dem Gebiet 
von Rüstungskontrolle und Abrüstung vollziehen, ist 
schwieriger geworden. Lassen Sie mich an dieser 
Stelle zwei wichtige Faktoren, die hierfür bestim-
mend sind, herausgreifen. 

Da ist erstens der noch keineswegs überwundene 
Schock, den die Invasion und anhaltende Besetzung 
Afghanistans mit militärischen Mitteln ausgelöst 
hat. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Hier besteht ein direkter Bezug zum internationalen 
Abrüstungsdialog, weil das sowjetische Vorgehen in 
Afghanistan eine Tendenz zum Einsatz militäri-
scher Macht offenbart, um eigene Interessen durch-
zusetzen, eine Tendenz, die in klarem Widerspruch 
zu den Bestimmungen und zum Geist der Charta der 
Vereinten Nationen steht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Anwendung oder Androhung von Gewalt mit Waf-
fen jeder Art muß in den internationalen Beziehun-
gen unterbleiben, wenn eine auf Dauer und Stabili-
tät angelegte Rüstungskontrollpolitik Aussicht auf 
Erfolg haben soll. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Die Verwirklichung des Gewaltverbots der VN- 
Charta ist die unverzichtbare Vertrauensgrundlage 
für eine derartige Politik. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Konstruktive Rüstungskontrollpolitik wird auch 
dadurch erschwert, daß die Sowjetunion in den 70er 
Jahren und bis heute sowohl im konventionellen als 
auch im nuklearen Bereich ein Rüstungspotential 
angehäuft hat und weiter anhäuft, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

das ihre Verteidigungserfordernisse bei weitem 
überschreitet, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

während sich der Westen in all diesen Jahren größte 
Zurückhaltung auferlegte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für Abrüstung und Rüstungskontrolle bleibt das 
Erfordernis des Gleichgewichts der fundamental 
wichtige Orientierungspunkt. Dabei wollen wir 
durch konkrete und nachprüfbare Verhandlungser-
gebnisse Gleichgewicht auf möglichst niedrigem Ni-
veau herstellen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch richtig!) 

Hiermit komme ich zu dem zweiten aktuellen poli-
tisch wirksamen Faktor, nämlich zu all denjenigen, 
denen es mit der Abrüstung zu langsam geht und die 
den Ausweg in einseitigen Zugeständnissen und 
Vorleistungen suchen. Gerade diejenigen, denen es 
mit der Sorge um den Frieden und um zügige kon-
krete Resultate auf dem Wege zu Abrüstung und Rü- 
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stungskontrolle ernst ist, müssen einer Abkehr von 
einer auf Gleichgewicht gerichteten Politik wider-
stehen. Einseitige Vorleistungen haben sich in der 
Geschichte nämlich noch nie ausgezahlt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie bewirken das Gegenteil von dem, was ihre 
Initiatoren erreichen wollen: 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Wo bleibt der 
Beifall der SPD?) 

Statt den Frieden zu sichern, machen sie ihn prekä-
rer, indem sie die Grundlage für Sicherheit und Sta-
bilität schwächen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie gefährden 
ihn!) 

Die Forderung nach Vorleistungen gefährdet zudem 
die Chancen, in den anstehenden Verhandlungen 
ausgewogene Resultate zu erreichen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Es führt kein Weg an einer Politik des geduldigen, 
zielstrebigen Verhandelns, das sich am Gleichge-
wicht orientiert, vorbei. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lorenz [CDU/ 
CSU]: Ausgezeichnet!) 

Die beiden Weltmächte sind zur Zeit im Begriff, ei-
nen neuen realistischen Dialog in wesentlichen Be-
reichen aufzunehmen. 

(Lorenz (CDU/CSU): Hoffentlich!) 

Am 30. November 1981 beginnen die amerikanisch-
sowjetischen Verhandlungen über die landgestütz-
ten Mittelstreckenraketen, Verhandlungen, deren 
Ziel eine beiderseitige Begrenzung und, wenn mög-
lich, deren völlige Abschaffung ist. Hier bieten sich 
konkrete Aussichten auf einem Gebiet, auf dem die 
Gefahr der Destabilisierung durch sowjetische Vor-
rüstung besonders ausgeprägt ist. 

Die Bundesregierung hat erheblichen Anteil am 
Ingangsetzen dieses Verhandlungsprozesses. Der 
Verhandlungsbeginn wird in intensiven Beratungen 
im Bündnis vorbereitet. Unsere amerikanischen 
Freunde haben an dieser Vorbereitung einen her-
vorragenden Anteil. Der Ernst ihres Verhandlungs-
willens steht außer Frage. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Eine wichtige Etappe bei der Vorbereitung dieser 
Verhandlungen war die Sitzung der Nuklearen Pla-
nungsgruppe in Gleneagles. Im Kommuniqué dieser 
Sitzung vom 21. Oktober 1981 heißt es u. a.: 

Die Minister unterstützen in vollem Umfang die 
erklärte Absicht der Vereinigten Staaten, inner-
halb des SALT-Rahmens vergleichbare und 
verifizierbare Vereinbarungen über TNF auf 
dem niedrigsten erzielbaren Niveau zu errei-
chen. Auf der Grundlage von Gegenseitigkeit 
beinhaltet das Null-Niveau eine mögliche Lö-
sung unter idealen Bedingungen. Sie forderten 
die Sowjetunion auf, der Absichtserklärung ent-
sprechend keine „Mühe zu scheuen, um eine an-
gemessene Vereinbarung zu erzielen". 

Wir freuen uns, daß damit unser deutscher Vor-
schlag, bei den Verhandlungen über die landgestütz-
ten Mittelstreckenraketen die Null-Lösung für 
beide Seiten anzustreben, allgemeine Zustimmung 
bei unseren Bündnispartnern gefunden hat und da-
mit offizielle Allianzpolitik geworden ist. Bundesmi-
nister Apel hat an der Formulierung dieses Kommu-
niqués und an der Aufnahme der Aussage über die 
Null-Lösung wesentlichen Anteil. Ich möchte ihm 
dafür namens der Bundesregierung danken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir werden die Verhandlungen im Rahmen des 
westlichen Bündnisses weiter aktiv begleiten. 

Von großer Bedeutung ist auch, daß die amerika-
nische Regierung ihre Bereitschaft erklärt hat, im 
Frühjahr 1982 die SALT-Verhandlungen wiederauf-
zunehmen. Wir begrüßen die Absicht von Präsident 
Reagan, in diesen Verhandlungen nicht nur eine ge-
genseitige Begrenzung, sondern eine spürbare bei-
derseitige Reduzierung der strategischen Systeme 
anzustreben. 

Aber nicht nur zwischen den beiden Weltmächten 
ist die Szene in Bewegung geraten, sondern auch 
weltweit steht mit einer eigens der Abrüstung ge-
widmeten Sondergeneralversammlung der Verein-
ten Nationen, der zweiten ihrer Art, im Juni näch-
sten Jahres ein Ereignis bevor, von dem wichtige Im-
pulse erwartet werden können. Im Mittelpunkt wird 
die Verabschiedung eines „umfassenden Abrü-
stungsprogramms" stehen. Dieses soll einen konzep-
tionellen Rahmen schaffen, der die Aufnahme kon-
kreter Abrüstungsverhandlungen erleichtert. 

Als Beitrag zu den Vorbereitungsarbeiten hierzu 
im Genfer Abrüstungsausschuß hat die Bundesre-
gierung gemeinsam mit Australien, Belgien, Groß-
britannien und Japan einen vollständigen Entwurf 
für ein solches Programm vorgelegt. Wir haben dies 
in der Überzeugung getan, daß ein umfassendes Ab-
rüstungsprogramm die Erfolgsaussichten für kon-
krete und verifizierbare, d. h. nachprüfbare Verein-
barungen verbessern hilft. 

Wie der Bundesminister des Auswärtigen am 
23. September dieses Jahres vor der 36. Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen betont hat, bil-
den dabei die Grundsätze Ausgewogenheit, Offen-
heit, Vertrauensbildung sowie Nachprüfbarkeit un-
verzichtbare Bausteine. Ausgewogenheit setzt die 
Bereitschaft voraus, auf das Streben nach militäri-
scher Überlegenheit zu verzichten. Offenheit erfor-
dert, daß beide Seiten mit der Geheimniskrämerei 
bei den Angaben über Truppenstärken und Rüstun-
gen Schluß machen, damit die Grundlage, auf der 
sich Abrüstung vollziehen soll, erkennbar und bere-
chenbar wird. 

(Würzbach [CDU/CSU]: Die eine Seite tut 
dies ja nicht mehr! Sie haben recht: beide 

Seiten!) 

Ich glaube, wir sind dabei — auch mit dem, was Sie 
heute in Ihrem Antrag fordern —. einen weiteren 
Schritt zu einer beinahe perfekten Darstellung un-
seres Potentials zu tun. 
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Bemühungen um Abrüstung und Rüstungskon-

trolle haben nur Erfolg, wenn gleichzeitig Vertrauen 
geschaffen wird. Die Bundesregierung mißt diesem 
Aspekt besondere Bedeutung bei und hat mit ihrer 
Initiative zur Ausarbeitung einer VN-Studie über 
vertrauensbildende Maßnahmen einen wichtigen 
Beitrag zur weltweiten Anerkennung und Durchset-
zung dieses Grundsatzes geleistet. Eine Fortführung 
dieser Initiative ist beabsichtigt. 

Die Bundesregierung hat von jeher besonderen 
Wert auf Nachprüfbarkeit von Rüstungskontroll-
vereinbarungen gelegt. Die Nachprüfung kann nicht 
dem Gutdünken der betroffenen Staaten selbst 
überlassen bleiben, sondern muß international ver-
ankert sein 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

und die Bereitschaft einschließen, da, wo es der Sa-
che nach erforderlich erscheint, Inspektionen an Ort 
und Stelle durch internationale Expertenteams zu-
zulassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es wäre der Mühe wert, einmal festzuhalten, wie-
viel Verträge deshalb nicht oder noch nicht zum Ab-
schluß gekommen sind, weil es dem Osten immer 
noch an der entsprechenden Bereitschaft mangelt. 
Ich denke hier insbesondere an das Verbot der Her-
stellung chemischer Waffen, das für die Bundesre-
gierung eine hohe Priorität hat. Es ist ein Gebiet, auf 
dem sie besondere Erfahrungen bei der Verifizie-
rung ins Feld führen kann. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Eine zuverlässige unparteiische Kontrolle der Ein-
haltung der Vertragsverpflichtungen liegt im Inter-
esse aller Beteiligten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich begrüße den vorliegenden Antrag, da er eine 
neue Gelegenheit gibt, Probleme und Chancen der 
Rüstungskontrolle und Abrüstung systematisch und 
zusammenfassend darzustellen. Ich darf daran erin-
nern, daß die Bundesregierung schon in der Beant-
wortung der Großen Anfrage der SPD und FDP und 
der CDU/CSU aus dem Jahr 1979 zugesagt hatte, den 
Bundestag wie bisher intensiv „über' die Vorgänge 
im Abrüstungsbereich zu unterrichten und immer 
dann, wenn die Entwicklung im Rüstungskontroll-  
und Abrüstungsbereich dies angezeigt sein läßt, dem 
Deutschen Bundestag einen schriftlichen Bericht 
zuzuleiten". 

Die Bundesregierung ist in der Vergangenheit auf 
diesem Gebiet nicht untätig gewesen. Sie nimmt in 
ihren Jahresberichten sowie in den Weißbüchern 
zur Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland zu 
aktuellen Fragen des Abrüstungs- und Rüstungs-
kontrollbereichs laufend Stellung und unterrichtet 
regelmäßig den Unterausschuß „Abrüstung und Rü-
stungskontrolle". Wir haben gerade in letzter Zeit, 
um einen Beitrag zu der aktuellen Diskussion zu lei-
sten, wie Sie wissen, eine ganze Reihe von weiteren 
Publikationen vorgelegt. Es hat also in der Vergan-
genheit nicht an Informationsquellen auf diesem 
Gebiet gefehlt. 

Dennoch ist die Bundesregierung bereit, falls das 
Hohe Haus dies für nützlich erachtet — und das 
scheint mir nach all den Beiträgen, die hier heute ge-
geben worden sind, der Fall zu sein —, einen beson-
deren jährlichen Bericht über Fragen der Abrü-
stung und Sicherheit vorzulegen. Die Bundesregie-
rung ist bereit, in den zuständigen Ausschüssen mit 
den Fraktionen in einen Dialog darüber einzutreten, 
wie dieser Bericht im einzelnen ausgestaltet werden 
soll. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
schlägt vor, den Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
auf Drucksache 9/674 zur federführenden Beratung 
an den Auswärtigen Ausschuß und zur Mitberatung 
an den Verteidigungsausschuß zu überweisen. — Ist 
das Haus mit der vorgeschlagenen Überweisung ein-
verstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch; dann ist so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Lo-
renz, Baron von Wrangel, Jäger (Wangen), 
Lintner, Böhm (Melsungen), Schulze (Berlin) 
und der Fraktion der CDU/CSU 

Zentrale Beratungsstelle für den innerdeut-
schen Reise- und Postverkehr 
— Drucksache 9/685 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen (federführend) 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Beitrag 
bis zu zehn Minuten für jede Fraktion vereinbart 
worden. — Ich sehe, das Haus ist damit einverstan-
den. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Beides!) 

— Zur Begründung und gleichzeitig zur Aussprache. 
Ich erteile dem Abgeordneten Böhm das Wort. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist vier Jahre her, seit 
die CDU/CSU-Fraktion dieses Hauses die Bundesre-
gierung mit einem Antrag aufgefordert hat, eine Be-
schwerdestelle für den innerdeutschen Reise- und 
Postverkehr zu schaffen. Dieser Antrag stieß damals 
nicht auf die Gegenliebe der Koalition. Wohl aber 
war in den Diskussionen im Plenum und im zustän-
digen Bundestagsausschuß für innerdeutsche Bezie-
hungen anerkannt worden, daß die bestehenden Be-
schwerdemöglichkeiten in der Öffentlichkeit zu we-
nig bekannt seien. Die Bundesregierung sagte uns 
damals zu, sie wolle nunmehr die Öffentlichkeit im 
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Rahmen ihrer Möglichkeiten wirksamer unterrich-
ten. 

(Lorenz [CDU/CSU]: Heute kann sie gar 
nichts sagen!) 

— Heute kann diese Bundesregierung, wie ich eben 
höre, überhaupt nichts zu dem Thema sagen, weil sie 
nicht da ist, jedenfalls nicht durch den Minister oder 
den Staatssekretär des Bundesministers für inner-
deutsche Beziehungen hier vertreten ist. 

Vier Jahre später müssen wir nun feststellen, daß 
sich in dieser von mir angesprochenen Frage wenig 
oder nichts getan hat. Über das Gesamtdeutsche In-
stitut, eine der Stellen, von der aus den Reihen der 
Koalition seinerzeit gesagt worden war, sie sei eine 
der Institutionen für Beratung, Information und Be-
schwerde, heißt es in der Zeitschrift „Das Parla-
ment" vom 9. September dieses Jahres — ich zitiere 
wörtlich —, „daß der Öffentlichkeitsarbeit des Am-
tes noch viel zu tun bleibt". Es heißt dann weiter — 
ich zitiere erneut —: 

Viele Bürger übersehen die Anzeigen und Ver-
öffentlichungen, auf denen die Informations-
möglichkeiten dargestellt sind und wissen 
nichts von den zahlreichen Merkblättern, die 
nicht nur über Fragen des Grundstücksrechts in 
der DDR oder über Ausfuhr von Erbschaftsgut 
aus der DDR, sondern auch darüber aufklären, 
welche Vorschriften beim Versand privater Ge-
schenksendungen oder gar bei der Überführung 
von Leichen und Urnen in die DDR zu beachten 
sind. 

(Lorenz [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

So weit das Zitat aus „Das Parlament". 

Die Erfahrung aller, die mit dem Alltag der inner-
deutschen Beziehungen befaßt sind oder die Gesprä-
che mit den unzähligen betroffenen Bürgern führen, 
haben uns dazu bewogen, die damalige Initiative er-
neut und in veränderter Form aufzugreifen, um da-
mit einen konkreten Beitrag zur Gestaltung und 
zum Ausbau der innerdeutschen Beziehungen zu lei-
sten. Dabei möchte ich hier ausdrücklich feststellen, 
daß wir in den Ausschußberatungen selbstverständ-
lich und gern bereit sind, über die Form zu diskutie-
ren, mit der das hoffentlich gemeinsame Ziel er-
reicht werden kann, nämlich einen neuen Anstoß für 
alle betroffenen Bürger zu geben, sich an der Gestal-
tung des gesamtdeutschen Alltags zu beteiligen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir möchten erstens erreichen, daß alle Betroffe-
nen das berechtigte Gefühl haben, ihren Beschwer-
den werde nachgegangen und ihnen werde Rat und 
Hilfe zuteil; 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

zweitens, daß durch die möglichst umfangreiche 
Sammlung aller Vorkommnisse die Bundesregie-
rung in die Lage versetzt wird, jederzeit nachdrück-
lich bei der DDR vorstellig werden zu können, um 
auf die volle Erfüllung der geschlossenen Verträge 
noch besser als bisher hinzuwirken; 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Das ist auch 
unbedingt notwendig!) 

drittens, daß die DDR erkennt, daß wir in der Bun-
desrepublik Deutschland gewillt sind, möglichst lük-
kenlos alle Behinderungen und Schikanen zu erfas-
sen und daß es uns ernst ist mit dem Bestreben, auch 
den kleinsten Einzelfall nicht stillschweigend zu 
übergehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die DDR betreibt ihre 
Politik der Abgrenzung mit drei Methoden. 

Erstens. Sie hat eine Mauer aus Stein, Stachel-
draht und Schießbefehl errichtet. 

Zweitens. Sie erhöht die finanzielle Mauer des 
Zwangsumtausches und hat damit einen erhebli-
chen Rückgang der Begegnungen und der Kontakte 
erzwungen. 

Drittens. Sie praktiziert eine Mauer aus Schika-
nen und Behinderungen und der bewußten Erzeu-
gung der Angst mit dem Ziel, den Reisewillen abzu-
töten oder einzuschränken und auf diese Weise den 
innerdeutschen Verkehr zahlenmäßig in Schranken 
zu halten und die geschlossenen Verträge zu unter-
laufen. 

(Baron von Wrangel [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Dieser dritte Punkt ist heute der Gegenstand un-
serer Initiative und damit dieser Erörterung. Es gibt 
eine Fülle willkürlicher Zurückweisungen im Tran-
sitverkehr, von Einreiseverweigerungen bei Be-
suchsreisen und Tagesaufenthalten, auch bei noch 
so dringenden Familienangelegenheiten. Es gibt Be-
hinderungen so wie überlange Wartezeiten an den 
Grenzübergängen, schikanöse Kontrollen, Verhöre 
und provozierte Verkehrsverstöße durch Radarfal-
len auf den Transitwegen, in die die westdeutschen 
Autofahrer hineingelockt werden, um die Staats-
kasse der DDR aufzufüllen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Leider 
wahr!) 

Bürger werden gezwungen, ihre Autos auseinander-
zunehmen, und mit westlichen Nummernschildern 
getarnte Polizeifahrzeuge der DDR werden zur Kon-
trolle eingesetzt. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Jugendliche werden stundenlang an Sektorenüber-
gängen in Berlin aufgehalten und schließlich zu-
rückgeschickt; aber auch Ausländer, die, wie kürz-
lich eine Reisegruppe aus dem Senegal, von Polen 
aus in die Bundesrepublik Deutschland reisen wol-
len, werden durch DDR-Behörden behindert, so daß 
sie, wie in dem soeben erwähnten Fall, schließlich 
mit 20stündiger Verspätung bei ihren westdeut-
schen Gastgebern ankommen. 

So reagieren denn auch viele Besucher, die aus 
der DDR zurückkehren, mit einem resignierenden 
„einmal und nicht wieder" und verzichten auf wei-
tere Reisen zu unseren Landsleuten in Mittel-
deutschland. Bekanntlich nutzen nur knapp 5 % aller 
Bürger, die in dem für Tagesaufenthalte in der DDR 
zugelassenen Raum der Bundesrepublik Deutsch-
land wohnen, die ihnen formal gebotene Reisemög-
lichkeit in die DDR. 
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Im Zusammenhang mit diesen Behinderungen im 

Reiseverkehr, aber auch im Postverkehr, wo die 
Zahl der zurückgesandten und verschwundenen Pa-
kete und Päckchen noch weit über dem Durch-
schnitt liegt und ungefähr zehnmal so hoch ist wie 
beim Postverkehr innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland, bedarf es der Mitwirkung aller betrof-
fenen Bürger aus der Bundesrepublik Deutschland. 
Sie sind aufgefordert, alle Vorfälle den Behörden zur 
Kenntnis zu bringen. Diese Bürger aber brauchen 
einen eindeutigen Ansprechpartner, der nicht nur 
die Beschwerden registriert, sondern ihnen auch Be-
ratung und Hilfe zuteil werden läßt. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Gegenwärtig herrscht ein Wirrwarr an Dienststel-
len, die solche Informationen der Bürger entgegen-
nehmen. So nennt das offizielle Merkblatt der Bun-
desregierung für Reisen nach und von Berlin (West) 
allein fünf Adressen und führt u. a. die Anschriften 
des Bundesinnenministers, des Bundesverkehrsmi-
nisters und des Bundesministers für innerdeutsche 
Beziehungen an. Das Merkblatt für Reisen in die 
DDR bringt nur eine Adresse, nämlich die des Ge-
samtdeutschen Instituts in Bonn. Die ebenfalls von 
der Bundesregierung herausgegebene Broschüre 
„77 praktische Tips für Besuche in der DDR und aus 
der DDR" führt sieben verschiedene Adressen an, 
bei denen man jeweils im Hinblick auf bestimmte 
Probleme Auskünfte erhalten kann. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Merkwür

-

dig!) 

Angesichts dieser Situation kommen nach unse-
rer Beobachtung immer mehr Bürger zu der Auffas-
sung, es habe keinen Sinn, sich zu beschweren. Aus 
diesem Grund wird die Dunkelziffer der Schikanen 
und Behinderungen beträchtlich sein. 

Der Brief eines Bürgers, aus dem ich zitieren 
möchte, steht für viele: 

Ich hatte ursprünglich vor, mich zu beschweren 
bei der DDR und beim Bundesminister für in-
nerdeutsche Beziehungen, habe es aber dann 
doch unterlassen, weil ich von der Sinnlosigkeit 
derartiger Beschwerden überzeugt bin. 

Anschließend an diese Feststellung schildert er 
dann eine geradezu abenteuerliche Bestrafungspra-
xis auf einer DDR-Autobahn. 

Meine Damen und Herren, ich bin sicher, daß wir 
bei gemeinsamem Nachdenken eine Fülle von Mög-
lichkeiten finden, den gegenwärtigen Zustand zu 
verbessern. Vielleicht wird uns auch die zentrale 
Melde-, Beratungs- und Betreuungsstelle für den 
Ost-West-Reiseverkehr, die 1972 in Berlin auf An-
trag der CDU geschaffen worden ist, bei den Bera-
tungen nützliche Erfahrungen mitteilen können. 

Ich erinnere z. B. an die vom Bundesministerium 
für innerdeutsche Beziehungen im Frühjahr 1977 
durchgeführte Telefonaktion, bei der Mitarbeiter 
des Ministeriums in Zeitungsredaktionen im Zonen-
randgebiet für Bürger zur Verfügung standen, die 
sich in innerdeutschen Angelegenheiten ratsuchend 
an sie wenden konnten. Wer wollte etwa bestreiten,  

daß durch dieses Angebot des Gesprächs viele Fra-
gen geklärt und Sorgen überhaupt erst bekanntwur-
den und viele Bürger endlich erfuhren, wo sie ihre 
speziellen Probleme einmal loswerden konnten? 
Diese Aktion war gut, man sollte sie wiederholen 
und schließlich in der zentralen Beratungs- und In-
formationsstelle, die wir mit unserem Antrag begeh-
ren, institutionalisieren. Dabei sind wir der Mei-
nung, daß das durch Umorganisation in den beste-
henden Institutionen geschieht und nicht etwa 
durch Neuschaffung von Stellen und mehr Bürokra-
tie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, nach unserer Auffas-
sung könnte die gewünschte zentrale Beratungs-
stelle ein nützliches Instrument bei der Praktizie-
rung der mit der DDR geschlossenen Abkommen 
werden. Ich meine, es lohnt sich, über diese Möglich-
keit gemeinsam nachzudenken, um damit das 
menschliche Miteinander in Deutschland zu för-
dern, soweit es in unserer Macht steht. 

Wir wissen, daß die DDR menschliche Erleichte-
rungen verkauft und sie sich aus öffentlichen Kas-
sen und privaten Portemonnaies bezahlen läßt. Es 
ist nicht mehr als recht und billig, wenn wir alles un-
ternehmen, uns die Gegenleistung nicht schmälern 
zu lassen. Unsere Initiative soll ein konkreter und, 
wie ich meine, konstruktiver Beitrag zur Herbeifüh-
rung und Gestaltung vertragsgemäßer Verhältnisse 
und Bedingungen im innerdeutschen Reise- und 
Postverkehr sein. 

Wir bitten um Überweisung des Antrags an die 
vorgeschlagenen Ausschüsse. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat Herr Abgeord-
neter Wuttke. 

Wuttke (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wenn ich den vorliegenden Antrag be-
trachte und mir den Zeitpunkt vor Augen halte — 
wir haben noch einige Sitzungswochen bis Weih-
nachten —, dann fällt mir das Lied „Alle Jahre wie-
der" ein. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sie wollen 
das Christkind ja gar nicht kommen las

-

sen!) 

Wie oft wurde schon über die heute anstehende 
Frage erschöpfend diskutiert! Aber trotzdem: Wir 
müssen es wieder tun, weil es die Antragsteller wol-
len. Ich gebe zu, daß der vorliegende Antrag gegen-
über früheren Anträgen eine Änderung erfahren 
hat. Bisher forderte man eine Beschwerdestelle, 
heute ist es eine Beratungsstelle. Ansonsten aber ist 
das, was auf dem Tisch liegt, fast wortgleich mit dem 
am 21. Oktober 1977 dem Bundestag vorgelegten An-
trag. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Weil es notwendig 
ist!) 
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Dieser wurde damals eingehend beraten und am 
11. Mai 1978 vom Plenum des Deutschen Bundesta-
ges abgelehnt. 

(Lorenz [CDU/CSU]: Leider!) 

Damals wurde festgestellt, daß das Verfahren für die 
betroffenen Bürger eine Vielzahl und Vielfalt von 
Möglichkeiten enthält, eine Beschwerde oder eine 
Information an die zuständigen Stellen der Bundes-
regierung heranzutragen. Der Bürger kann das in 
der ihm bequemsten oder der Sache nach sinnvoll-
sten Weise tun. 

Nun, was hat sich am Sachverhalt geändert, was 
hat sich geändert, das diesen Antrag rechtfertigte? 
Nichts, es sei denn, der Antragsteller stellt fest, daß 
die Beratung und Behandlung von Beschwerden 
noch „optimaler" geworden sind. 

(Lorenz [CDU/CSU]: Werden könnten!) 

Die Zahl der Zurückweisungen von Personen und 
die der postalischen Verluste steht in einem stati-
stisch kaum feststellbaren Verhältnis zu den — posi-
tiv zu bewertenden — millionenfachen nicht behin-
derten Reisen und der Zahl der nicht zu beanstan-
denden Sendungen im Postbereich. Das beweist, daß 
eine Beschwerdestelle oder Beratungsstelle über-
flüssig ist; denn diese Extra-Bürokratie würde eher 
behindern als fördern. 

Der Sachverhalt beweist erstens, daß die Bera-
tung der Bürger durch das von Herrn Bundesmini-
ster Franke geführte Ministerium wirkungsvoll war 
und ist, und zweitens, daß sich die DDR an getrof-
fene Vereinbarungen im wesentlichen hält. Die zen-
trale Beratungsstelle ist überflüssig. Seit dem Tran-
sitabkommen vom 17. Dezember 1971, der Berliner 
Besuchsregelung vom 20. Dezember 1971, dem Ver-
kehrsvertrag vom 26. Mai 1972 und den Vereinba-
rungen auf dem Gebiet des Post- und Fernmeldewe-
sens werden vom Ministerium für innerdeutsche Be-
ziehungen und vom Berliner Senat regelmäßig und 
zentral Informationen, Ratschläge und Merkblätter 
über den Reise-, Transit- und Postverkehr an die 
Bürger gegeben. Beschwerden über Behinderungen 
und Zurückweisungen werden sowohl beim Bundes-
minister für innerdeutsche Beziehungen als auch 
beim Berliner Senat zentral entgegengenommen. 
Diese Beschwerden werden der ständigen Transit-  
bzw. Verkehrskommission vorgetragen. Nach Art. 19 
Ziffer 1 des Transitabkommens ist es Aufgabe der 
Transitkommission, „Schwierigkeiten ... bei der An-
wendung oder Auslegung" des Transitabkommens 
zu klären. Über Vorkommnisse aller Art im Transit-
verkehr wird der Leiter der Delegation der Bundes-
republik Deutschland von den Bediensteten des 
Bundesgrenzschutzes, der bayerischen Grenzpolizei 
und der Berliner Polizei über das zuständige Mini-
sterium unterrichtet. Die Bediensteten an den Über-
gangsstellen haben Anweisung, Vorfälle aller Art 
unverzüglich zu melden. Hierzu gehören nicht nur 
Festnahmen, Zurückweisungen und Ausschluß von 
der Benutzung der Transitwege, sondern auch unan-
gemessene Wartezeiten und sonstige Vorkommnis-
se, die mit dem Transitabkommen nicht in Einklang 
stehen. 

Ich meine, dieses Verfahren hat sich bewährt. Der 
Reisende kann die Bediensteten unserer Seite an 
der Übergangsstelle sofort über ein Vorkommnis un-
terrichten. Das geschieht in aller Regel auch, da der 
Reisende von den Bediensteten stets nach besonde-
ren Vorkommnissen gefragt wird. Auch wird durch 
die vom Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen herausgegebenen Merkblätter zu Berichten 
aufgefordert, die dann unter dem frischen Eindruck 
des Geschehens abgegeben werden. Eine zentrale 
Beschwerde- oder Beratungsstelle wäre für die mei-
sten Betroffenen nur schriftlich oder auch telefo-
nisch erreichbar. Erfahrungsgemäß entschließt sich 
nur ein Teil der Betroffenen dazu, nach Abschluß 
der Reise einen schriftlichen Bericht abzufassen. 
Das ist der geringe Teil, der schon jetzt schriftlich an 
die Bundesregierung herantritt. Andere scheuen 
wieder Telefonkosten oder auch die Umstände, die 
sie sich damit machen würden. 

Würde man also die Annahme von Beschwerden 
zentralisieren, wäre die Folge, daß die Bundesregie-
rung manchen Abkommensverstoß überhaupt nicht 
erführe. 

Auch für den Postverkehr kann die Einrichtung 
einer zentralen Beratungsstelle nicht für zweckmä-
ßig gehalten werden. Eine ähnliche Einrichtung gibt 
es bereits heute: das im Geschäftsbereich des Bun-
desministers für innerdeutsche Beziehungen errich-
tete Gesamtdeutsche Institut. Dieses Institut gibt im 
Einvernehmen mit dem Bundespostministerium un-
ter anderem das Merkblatt „Hinweise für Geschenk-
sendungen in die DDR und nach Berlin-Ost", das bei 
allen Postschaltern ausliegt, heraus. Auch sonst be-
rät es auf Anfrage über Fragen des Postverkehrs mit 
der DDR. Vor allem stehen den Bürgern aber alle 
Postämter, Oberpostdirektionen und das Bundes-
postministerium für Auskünfte und Beschwerden 
zur Verfügung. Erfahrungsgemäß wenden sich die 
Bürger auch in erster Linie an diese Stellen, weil 
diese für die Abwicklung des Postdienstes unmittel-
bar zuständig sind und daher über die größten Er-
fahrungen verfügen. 

(Zuruf bei der SPD: So ist es!) 

Mit der Einrichtung einer weiteren Beratungs-
stelle würde nur ein zusätzlicher Verwaltungsappa-
rat geschaffen, ohne daß eine größere Effektivität 
erreicht würde. Auch hier gilt: Die Erkenntnisse der 
Beratungsstelle müssen unvollständig bleiben, da 
die Bevölkerung nur in Einzelfällen Beschwerden 
einzureichen pflegt oder Auskünfte bei zentralen 
Stellen einholt. 

Zusammenfassend ist zu sagen: Die jetzt beste-
hende Organisation ist in der Lage, umfassend zu in-
formieren, aber auch schnell und wirkungsvoll Be-
schwerden entgegenzunehmen und zu bearbeiten. 
Die gegebenen Möglichkeiten reichen aus, Erkennt-
nisse zu erfassen und auszuwerten, im Einzelfall 
Hilfe zu gewähren und in geeigneter Weise durch 
Verhandlungen im Reise- und Postverkehr immer 
wieder Verbesserungen zu erreichen. Das sagte 
auch Herr Bundesminister Egon Franke am 25. No-
vember 1972. Ich kann das hier nur unterstreichen. 
In einer Zeit, wo man allenthalben vom Sparen 
spricht, sollte man nicht eine Institution schaffen, 
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deren Arbeit schon längst von anderen besser und 
wirkungsvoller geleistet wird und die deshalb über-
flüssig ist. — Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat Frau Abgeord-
nete Fromm. 

Frau Fromm (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Antrag der CDU/CSU betreffend 
„Zentrale Beratungsstelle für den innerdeutschen 
Reise- und Postverkehr" ist im Wortlaut fast iden-
tisch mit dem Antrag der CDU/CSU aus dem Jahre 
1977. Hier schließe ich mich dem Kollegen Wuttke 
an, der auch schon darauf hinwies. Nur ist aus der 
Beschwerdestelle nun inzwischen eine Beratungs-
stelle geworden. Der Tenor ist der gleiche geblie-
ben. 

Ich frage mich — und als neue Abgeordnete frage 
ich mich besonders —, warum diese Wiederholung 
von Ihnen gewünscht wird. 

(Lorenz [CDU/CSU]: Weil das Ergebnis so 
schlecht ist!) 

— Nein. Ich darf es vielleicht so betrachten: Als einer 
neuen Abgeordneten erleichtern Sie mir dadurch 
sehr viel mehr den Einstieg in die Deutschlandpoli-
tik. Ich glaube aber, das wollten Sie damit sicherlich 
nicht erreichen. 

(Lorenz [CDU/CSU]: Sie können das vortra

-

gen, was Ihr Kollege vor vier Jahren vorge

-

tragen hat!) 

Zu den Schwierigkeiten, die in den deutsch-deut-
schen Beziehungen auftreten können, möchte ich 
bemerken, daß Beschwerden der Bevölkerung aus 
verschiedenen Bereichen, wie dem Reiseverkehr, 
dem Post- sowie dem Fernmeldebereich, zur Zeit 
hauptsächlich beim Bundesministerium für inner-
deutsche Beziehungen, dem Bundesministerium des 
Innern und dem Bundesministerium für das Post-
und Fernmeldewesen bearbeitet werden. Meine Da-
men und Herren, eine zusätzliche Stelle, so, wie sie 
die Opposition heute wieder fordert, besäße nur die 
Kompetenz, Beschwerden entgegenzunehmen. Die 
Bearbeitung der Beschwerden müßte aber nach wie 
vor bei den Ministerien liegen. Das soll so bleiben; 
denn die von Ihnen geforderte Beratungsstelle 
würde dem Bürger auch nicht mehr Bürgernähe 
bringen. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Wenn Sie 
sie betreiben, wahrscheinlich nicht!) 

— Danke. Wie oft hören und verspüren wir alle den 
Wunsch nach Abbau der übermäßigen Bürokratie! 
Doch sie fordern heute mit Ihrem Antrag ein Aufblä-
hen, eine unnötige Bürokratie, wie ich meine. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Schlichter 
Unsinn! Das haben Sie aufgeschrieben, be

-

vor Sie zugehört haben! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Meine Herren, Ihr Antrag liest sich für mich wie ein 
Arbeitsplatzbeschaffungsprogramm für den öffent-
lichen Dienst. 

(Lorenz [CDU/CSU]: Bloß eine Umorgani

-

sation! Steht doch drin!) 

Und dies, meine Herren, nach den heutigen und 
auch schon in den letzten Tagen immer wiederhol-
ten Rufen nach Haushaltseinsparungen! Wie wol-
len Sie dies vereinbaren? Wir Freien Demokra-
ten — —

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Sie müs

-

sen doch lesen können! Das ist doch die 
Grundvoraussetzung! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
ich bitte doch um etwas mehr Ruhe. Die Lautstärke 
entspricht keinesfalls der Besetzung des Plenums. 

(Heiterkeit) 

Frau Fromm (FDP): Wir Freien Demokraten halten 
es für vernünftiger, die Bearbeitung der Beschwer-
den wie bisher zu belassen. Rechnet man nämlich 
die Personen zusammen, die zur Zeit z. B. im Bun-
desministerium für innerdeutsche Beziehungen und 
dem Gesamtdeutschen Institut mit dem innerdeut-
schen Reiseverkehr befaßt sind, so kommt man auf 
etwa 20 Personen, die als Experten auf diesem Ge-
biet anzusehen sind. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Die wollen 
wir doch nur zusammenfassen!) 

Eine zusätzliche Dienststelle brächte nur zusätzli-
che Verwaltungs- und Personalkosten. 

(Zustimmung bei der SPD — Böhm [Mel

-

sungen] [CDU/CSU]: Das ist nicht wahr!) 

Mit Beschwerden im Postverkehr kann sich der Bür-
ger unbürokratisch jederzeit an sein zuständiges 
Postamt wenden; dort kann er sich auch informieren 
lassen. Er kann damit rechnen, daß Verluste erstat-
tet und Beschwerden weitergeleitet werden. 

Dies gilt ebenso für die Transitwege, wo die Beam-
ten der Grenzübergangsstellen Beschwerden an-
nehmen und weiterleiten. Die Ständige Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland in der DDR und 
der Bundesminister für Verkehr sowie der Bundes-
minister für das Post- und Fernmeldewesen bearbei-
ten Beschwerden in der Transitkommission, tragen 
sie der DDR vor und drängen auf Abhilfe. Eine Regi-
strierung der Vorfälle und Fragen erfolgt außerdem 
bereits. Genaue Zahlen liegen vor und werden vom 
Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen 
veröffentlicht. 

Die Arbeit des Bundesministeriums für inner-
deutsche Beziehungen im Bereich des Reisever-
kehrs besteht zu ca. 90 % in der Information und Auf-
klärung über das Verkehrsrecht der DDR, die Zoll-
bestimmungen usw. Der Rest entfällt auf Bearbei-
tungen im Bereich von Festnahmen, wo bei einem 
Teil eine Intervention bei den DDR-Behörden not-
wendig ist. 

Uns ist durchaus bekannt, daß die von Kollegen 
der CDU/CSU angesprochene Dunkelziffer von Vor- 
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fällen im Bereich des innerdeutschen Reise- und 
Postverkehrs vorhanden ist. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Aha!) 

Die Bundesregierung und auch wir können die Be-
völkerung aber immer nur wieder auf die Stellen 
hinweisen, die Auskünfte erteilen und Beschwerden 
entgegennehmen. 

In der Beschlußempfehlung und dem Bericht des 
Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen zum 
damaligen Antrag der CDU/CSU hieß es, daß die 
Bundesregierung die Öffentlichkeit über die Be-
schwerdemöglichkeiten wirksamer unterrichten 
und ein Mehr an Öffentlichkeitsarbeit betreiben 
werde. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Das haben 
Sie j a nicht gemacht!) 

Das ist inzwischen in großem Umfang geschehen. 
Ich weise auf die Broschüre „Reisen in die DDR" hin, 
die in der 14. Auflage erscheint und eine Auflagen-
höhe von 7 Millionen bis 8 Millionen erreicht hat. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Die gab es 
doch schon vorher!) 

Zudem gibt es noch die Broschüre „Reisen über die 
Transitwege". 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Die gab es 
auch schon vorher!) 

Daß die Bevölkerung von diesen Informationsmög-
lichkeiten und Beratungsstellen Kenntnis besitzt 
und davon Gebrauch macht, beweisen zum einen die 
millionenfach nachgefragten Merkblätter und zum 
anderen die ständigen Anfragen an das Bundesmi-
nisterium für innerdeutsche Beziehungen. Die jet-
zige Instanzenregelung kann als für alle zufrieden-
stellend betrachtet werden. Ein Mehr an Bürokratie 
und ein Aufblähen des Verwaltungsapparats sind 
nicht gefragt. 

Meine Damen und Herren, dazu fällt mir eine 
Szene aus dem Roman „Die Buddenbrooks" ein, als 
der alte Senator Buddenbrook auf den Balkon tritt 
und die demonstrierende Menge fragt: „Was wollt 
ihr denn?" Darauf die Antwort: „Wir wollen mehr Re-
publik." Der Senator: „Leute, geht nach Hause! Die 
habt ihr doch schon." Darauf erhält er die Antwort: 
„Wir wollen noch eine." 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Zum Schluß möchte ich noch anmerken, daß die 
Anträge der CDU/CSU aus dieser Woche zum Reise-
verkehr, den Sperranlagen usw. Zweifel aufkommen 
lassen, wie ernst es die Opposition mit der Gemein-
samkeit in der Deutschlandpolitik aller hier im Par-
lament vertretenen Parteien meint. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Das ist doch 
ganz billige Polemik!) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, mit 
Aktionismus wie in Ihren letzten Anträgen ist es si-
cherlich nicht getan. 

Wir Freien Demokraten schlagen Überweisung 
des Antrags an den Innerdeutschen Ausschuß — fe-
derführend — vor. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. Wir kommen zur Abstim-
mung. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag auf 
Drucksache 9/685 an den Ausschuß für innerdeut-
sche Beziehungen — federführend — und zur Mitbe-
ratung an den Ausschuß für Verkehr sowie den Aus-
schuß für das Post- und Fernmeldewesen zu über-
weisen. Ist das Haus mit den vorgeschlagenen Über-
weisungen einverstanden? — Ich sehe und höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

(Zuruf des Abg. Jäger [Wangen] [CDU/ 
CSU]) 

Herr Kollege Jäger, ich bitte, sich lieber zu Wort zu 
melden und nicht dauernd dazwischenzureden, 
wenn ich hier Bekanntmachungen vortrage. 

(Zurufe von der SPD) 

Der Tagesordnungspunkt 5 ist auf Grund einer in-
terfraktionellen Vereinbarung abgesetzt worden. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Klein (Göttingen), Dr. von Geldern, Dr. Götz, 
Dr. Hupka, Dr. Hüsch, Klein (München), Krey, 
Linsmeier, Neuhaus, Schwarz, Dr. Schwarz-
Schilling, Dr. Stercken, Weirich und der Frak-
tion der CDU/CSU 
Medienbericht 
— Drucksache 9/877 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache eine Debat-
tenrunde vereinbart worden. Ist das Haus damit ein-
verstanden? — Das ist der Fall. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — Zur 
Begründung und zur Aussprache? 

(Weirich [CDU/CSU]: Ja!) 

— Zu beidem. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Abge-
ordneten Weirich das Wort. 

Weirich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine ver-
ehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich in der 
gebotenen Kürze diesen Antrag der Unionsfrak-
tion begründen. Wir fordern die Bundesregierung 
mit dieser parlamentarischen Initiative auf, den fäl-
ligen Medienbericht bis zur Mitte des Jahres 1982 
vorzulegen. Diese parlamentarische Initiative grün-
det sich auf Beschlüsse des Deutschen Bundestages 
aus den Jahren 1969 und 1976. Ende der 60er Jahre 
wurde die Bundesregierung aufgefordert, dem Par-
lament künftig regelmäßig über die Entwicklung der 
deutschen Presse zu berichten. 1976 wurde dieses 
Postulat dadurch erweitert, daß die Bundesregie-
rung ersucht wurde, ihre Berichte zur Lage von 
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Presse und Rundfunk in der Bundesrepublik 
Deutschland künftig in kürzeren Zeitabständen dem 
Deutschen Bundestag vorzulegen. Der letzte vorge-
legte Medienbericht datiert vom 8. November 1978. 
In seiner 2. Sitzung einigte sich der Innenausschuß 
am 17. Dezember 1980 darauf, daß auf eine pünktli-
che Vorlage des nächsten Medienberichts gedrängt 
werden sollte. Soweit zur Genesis des Medienbe-
richts, der heute Gegenstand unseres parlamentari-
schen Antrags ist. 

Uns sind in den letzten Wochen und Monaten wie-
derholt Informationen zugegangen, daß die Bundes-
regierung überhaupt nicht daran denke, den Me-
dienbericht zu gegebener Zeit vorzulegen. Aus-
gangspunkt solcher Überlegungen sei, daß der Bun-
destag schließlich eine Enquete-Kommission mit 
dem Titel „Künftige Informations- und Kommuni-
kationstechniken" gebildet habe und daß man erst 
die Ergebnisse dieser Enquete-Kommission abwar-
ten wolle. Es ist hier heute nicht der Platz, über die 
Arbeit der Enquete-Kommission zu beraten. Sie 
wird morgen zusammentreten, um über entspre-
chende Fragen zu diskutieren. Wir sind zur kon-
struktiven Mitarbeit in dieser Enquete-Kommission 
bereit, und wir haben die Hoffnung, daß insbeson-
dere beim größeren Partner der Regierungskoali-
tion, der Sozialdemokratischen Partei, die Einsicht 
in bezug auf die Nutzung der neuen Medientechnolo-
gien auch im Hinblick auf die Massenkommunika-
tion wachsen wird. 

Ich möchte aber zur Begründung dessen, was ich 
vorhin erklärt habe, deutlich sagen: Diese neu gebil-
dete Enquete-Kommission des Deutschen Bundesta-
ges enthebt die Bundesregierung nicht der Ver-
pflichtung, den Medienbericht pünktlich vorzule-
gen. Die Enquete-Kommission will nach einem Be-
schluß aller Fraktionen ihre Arbeit im September 
1982 abschließen. Es wäre durchaus gut, wenn der 
Medienbericht im Sinne dieses Antrags bis Mitte 
1982 vorgelegt sein könnte, damit die Enquete-Kom-
mission in der Schlußphase ihrer Beratungen die 
Stellungnahme und Position der Bundesregierung 
aufnehmen und berücksichtigen kann. 

Im übrigen befaßt sich die Enquete-Kommission 
mit den Perspektiven der neuen Medientechnolo-
gien, nicht aber mit der Lage von Presse und Rund-
funk, also den konventionellen öffentlich-rechtli-
chen Monopolanstalten, die wir heute hier im Be-
reich von Rundfunk und Fernsehen haben. 

Um die Situation der Medien in unserem Land in 
den Ausschüssen und im Plenum angemessen bera-
ten zu können, brauchen wir deshalb die Präsenta-
tion des Medienberichts der Bundesregierung. 

Lassen Sie mich in dieser kurzen Begründung 
schon zum Schluß kommen. Zweifelsohne ist die Me-
dienpolitik eine brisante Frage der Gesellschaftspo-
litik. Das wissen wir alle. Die Stellungnahmen von 
Koalitionspolitikern zur Lage der Medien in den 
letzten Jahren und Wochen war so kontrovers, daß 
man sich nach der Position der Bundesregierung bei 
der Beurteilung der Lage fragt. Deshalb wollen wir 
der Bundesregierung mit unserem Antrag auch die 
Möglichkeit geben, eine seriöse und fundierte Be-
standsaufnahme vorzulegen und endlich einmal  

eine einheitliche Beurteilung gegenüber dem Deut-
schen Bundestag abzugeben. 

Wir haben noch eine spezielle Bitte, was die Vor-
lage des Medienberichts angeht. Es wäre sinnvoll, 
zum ersten Mal in der deutschen Rundfunk- und 
Fernsehgeschichte in diesem Medienbericht auch 
die Gehaltsstrukturen der Mitarbeiter der öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten aufzuführen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

damit zum ersten Mal gegenüber einem öffentlichen 
Gremium eine notwendige Information für die Ge-
bührenzahler gegeben wird. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Rundfunkpolitik ist zwar Sache der Länder, und die 
Gebühren werden durch die Landesparlamente per 
Staatsvertrag beschlossen. Aber ich meine, daß die 
Gebührenzahler draußen, wenn es schon ein solches 
Verfahren gibt, angesichts des Bedarfs der Rund-
funkanstalten und der dringenden Forderungen, die 
sie erheben, und angesichts der Diskussion über die 
Empfehlungen der Kommission der Ministerpräsi-
denten zur Ermittlung des Finanzbedarfs einmal 
ganz offen und seriös über die Gehaltsstrukturen 
der Mitarbeiter in den öffentlich-rechtlichen Rund-
funkmonopolanstalten informiert werden sollten. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Die Öf

-

fentlichkeit wird staunen!) 

Was ein Beamter etwa im Bund oder im Land oder in 
der Kommune verdient, ist nicht geheim. Das kann 
man aus dem Besoldungsgesetz ablesen. Aber die 
Gehaltsstrukturen in den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten werden merkwürdigerweise ge-
heimgehalten und wie ein Augapfel gehütet. Deswe-
gen ist es im Sinne der Transparenz für die Öffent-
lichkeit, daß Angaben über die Gehaltsstrukturen in 
diesen Medienbericht eingebaut werden. Ich unter-
lasse jegliche Wertung, obwohl etwa der schleswig-
holsteinische Ministerpräsident darauf hingewiesen 
hat, daß die Durchschnittsgehälter dieser Mitarbei-
ter um einen halben Tausender höher liegen als die 
der Mitarbeiter der Max-Planck-Gesellschaft. Ich 
will auch keinen Neid wecken oder irgendwelche 
klassenkämpferischen Akzente in dieser Diskussion 
setzen. Ich will nur deutlich machen, daß die Öffent-
lichkeit einen Anspruch auf die Beantwortung die-
ser interessanten Frage hat. 

Weil dies alles nicht nur für uns, sondern auch für 
Sie wichtig ist, und weil es eine Verpflichtung der 
Bundesregierung gibt, dem Parlament einen Bericht 
zu erstatten, gehen wir davon aus, daß Sie diesem 
Antrag, der die Bundesregierung an eine selbstver-
ständliche Pflicht erinnert, selbstredend zustimmen 
werden. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Nöbel. 

Dr. Nöbel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Nun haben Sie, Herr 
Kollege Weirich, versucht, aus diesem Antrag doch 
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noch etwas zu machen. Gebührenpolitik steht nicht 
drin. Die haben Sie hier eingefügt. Ich will dazu 
nichts sagen. 

Offen gestanden, als wir den Antrag zu Gesicht be-
kamen, haben wir uns gefragt: Wissen denn die An-
tragsteller nicht, daß fast jeder heute Telefon oder 
wenigstens eine Telefonzelle in der Nähe hat? Sie 
hätten doch bei der Regierung anrufen können — 
dann hätten wir uns hier diese Stunde erspart — mit 
der Frage, ob die Regierung dieses oder jenes bis zu 
dem bestimmten Zeitpunkt, wie Sie es wünschen, 
leisten kann. Dann hätten Sie eine Antwort bekom-
men. Wir finden dieses Verfahren hier gar nicht 
glücklich. Wissen Sie, uns geht es darum, die parla-
mentarischen Möglichkeiten, die wir haben und die 
wir ernst nehmen, jetzt zu nutzen, damit wir im Sep-
tember nächsten Jahres allesamt, wie wir hier sit-
zen, vielleicht sogar stolz sein können, ganz abgese-
hen von Kompetenzfragen, einen Beitrag geleistet 
zu haben, der, um es ganz einfach und bescheiden zu 
sagen, in dieser Enquete-Kommission nützlich ist. 

Ich werde hier wirklich nicht polemisch, dafür ist 
mir die. Sache zu ernst. Aber lassen Sie mich einmal 
fragen, warum Sie eigentlich so scharf hinter einem 
Medienbericht der Bundesregierung her sind. Der 
letzte Bericht der Regierung ist überhaupt noch 
nicht abschließend beraten worden. Ich gebe Ihnen 
zu, Herr Kollege Weirich — Sie haben auf den In-
nenausschuß hingewiesen —, daß wir das gemein-
sam mit dem nächsten behandeln wollen. Er ist aber 
noch nicht endgültig beraten. Aber das kann doch 
wohl nicht der Grund dafür sein, daß ausgerechnet 
Sie einen neuen Medienbericht fordern. Unser frü-
herer Kollege Langguth hat hier in der Debatte am 
27. April 1979 gesagt, die Regierung habe beim letz-
ten Medienbericht „Eiertänze" gemacht. „Grandiose 
Fehlanzeige" hat ein anderer Kollege aus Ihrer 
Fraktion festgestellt. Und darauf sind Sie scharf? 
Was erwarten Sie denn eigentlich, wenn von dieser 
Regierung nichts kommt? 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Endlich 
einmal etwas Richtiges!) 

In derselben Debatte hat Ihr Kollege Dr. Schwarz

-

Schilling ausgeführt — ich darf das hier einmal vor

-

lesen —: 

Der Bericht ist die anerkennenswerte Fleißar-
beit eines Buchhalters. Hier wurden ohne ord-
nungspolitischen Zusammenhang Einzelheiten 
aneinandergereiht, wichtige, bereits eingetre-
tene Entwicklungen vollständig ausgeklam-
mert. Eine Bemühung, zu einer auch nur andeu-
tungsweise erkennbaren Zukunftsperspektive 
zu gelangen, ist offensichtlich absichtlich unter-
lassen worden. 

Weiter sagte Dr. Schwarz-Schilling: 

Wen wundert es bei diesem Szenario, daß wir 
heute über einen politisch bedeutungslosen Me-
dienbericht zu diskutieren haben? 

Das sind Stellungnahmen der CDU/CSU vom 
27. April 1979 hier in diesem Hause zum Medienbe-
richt 1978 der Bundesregierung. Heute erwartet 
man allerhand von einem neuen. Das darf doch wohl  

nicht wahr sein! Warum ist Ihnen an einer Neuauf-
lage gelegen? Wir haben den letzten Medienbericht 
anders gewertet. 

Ich darf noch einmal auf diese Debatte im April 
1979 zurückkommen, wo der Kollege Professor Klein 
festgestellt hat: 

Der gravierendste dieser Mängel ist sicherlich 
die Tatsache, daß in dem Bericht geradezu skru-
pulöse Anstrengungen unternommen werden, 
die Behandlung aller mit der Entwicklung der 
neuen Kommunikationstechnik zusammenhän-
genden rechtlichen und politischen Fragen ge-
flissentlich zu vermeiden. 

Ich hätte wirklich Verständnis dafür, wenn Sie die 
Regierung bitten, einen Medienbericht zur Unter-
stützung der Arbeit der Enquete-Kommission des 
Bundestages zu liefern. Nur liefert die Regierung 
doch fast tagtäglich entsprechendes Material. Mor-
gen findet ein ganztägiges Hearing zu Technikfra-
gen statt, auf das Sie hingewiesen haben. Die Regie-
rung ist morgen nicht nur durch den Bundesmini-
ster für das Post- und Fernmeldewesen und den 
Bundesminister für Forschung und Technologie ver-
treten, sondern sie hat bereits längst ihre Stellung-
nahme zu den einzelnen Punkten abgegeben, die wir 
selber abgefragt haben. Was wäre das für eine En-
quete-Kommission, die sich dessen und der Regie-
rung nicht bedient? Wir haben doch die Möglichkeit, 
bei der Regierung laufend konkret das abzufragen, 
was wir wollen und brauchen. Da interessiert mich 
ein Medienbericht in diesem Zusammenhang ei-
gentlich gar nicht. 

,(Weirich [CDU/CSU]: Sie nicht, aber das 
Parlament!) 

Herr Kollege Weirich, Herr Minister Baum hat im 
Vorwort zum letzten Medienbericht 1978 gesagt: 

Die Lösung der Probleme 

— er weist dann auf die einzelnen Bereiche hin — 

kann nicht allein in der Zuständigkeit der Bun-
desregierung oder des Bundes erfolgen. Nur 
Bund und Länder gemeinsam können der Her-
ausforderung durch die neue Technik begegnen. 
Medienpolitische Konzepte des Bundes wie der 
Länder müssen fragmentarisch bleiben, wenn 
es nicht gelingt, die Massenmedien unbeschadet 
der jeweiligen gesetzgeberischen Zuständigkeit 
in eine Gesamtvorstellung harmonisch einzu-
ordnen. Hierfür wird sich die Bundesregierung 
nachdrücklich einsetzen. 

Genau das macht doch zur Zeit der Bundestag eben-
falls. Jetzt sagt Herr Weirich, mit der Enquete habe 
sein Anliegen j a gar nichts zu tun. 

(Weirich [CDU/CSU]: Ist auch richtig!) 

Herr Kollege Weirich, ich gestehe: Als ich diesen 
Antrag sah — ganz abgesehen davon, daß ich mich 
fragte, was er überhaupt soll —, habe ich gedacht, da 
gibt es zwei Ziele. Das erste ist, die Arbeit der 
Enquete-Kommission des Bundestages abzuwer-
ten, und das zweite ist natürlich, den Medienbericht 
der Bundesregierung, der noch nicht vorliegt, 
abzuwerten. Nun habe ich mich mittlerweile von 
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einem Kollegen, den ich in Ihrer Fraktion für den 
kompetentesten halte, belehren lassen, der gesagt 
hat, nichts von dem sei beabsichtigt. Ich nehme das 
zur Kenntnis und nehme das auch so hin. Wenn wir 
uns darin einig sind, dann ist das gut. Ich sage das 
mit aller Deutlichkeit. 

Der Antrag der CDU/CSU lautet — es ist ein 
Satz —: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, bis 
Mitte 1982 einen neuen Medienbericht vorzule-
gen. 

Das ist der Antrag. Die Regierung wird sagen: Das 
ist nicht möglich. Eine Fortschreibung — deshalb 
habe ich das eben so ausführlich zitiert — des Be-
richtes von 1978 können Sie doch gar nicht wollen, 
Herr Kollege Weirich. Sie wollen doch etwas Besse-
res, Sie wollen doch etwas anderes. Das wissen Sie 
doch ganz genau. Deshalb bitte ich, daß wir ehrlich 
miteinander umgehen. 

Sie haben Ihren Antrag begründet. Ich habe mir 
die Mühe gemacht, alle Quellen, auf die Sie sich be-
ziehen, einmal anzusehen. Es gibt keine einzige, aus 
der zwingend hervorgeht, der nächste Bericht müßte 
nun unbedingt Mitte des Jahres 1982 vorliegen. Das 
steht nirgendwo. Man kann das so interpretieren, 
aber es muß nicht sein. 

Ich will das aber, Herr Kollege Weirich, nicht ver-
tiefen. Sonst müßte ich nämlich darauf hinweisen, 
daß die Ausgangslage gegen Ende der Großen Koali-
tion im Jahre 1969, auf die Sie sich beziehen, fast 
ausschließlich den Bereich Presse betraf. In der letz-
ten Debatte ist nämlich gerade kritisiert worden, 
daß sich die Bundesregierung zu sehr mit der Presse 
befasse und mit den neuen Medien überhaupt nicht. 
Das muß man doch einmal festhalten. Das ist der Ur-
sprung. Sie beziehen sich nämlich auf die — ich zi-
tiere, so heißt es in der Drucksache — „Stellungnah-
me der Bundesregierung zum Schlußbericht der 
Presse-Kommission". „Presse-Kommission" heißt 
das. Damit fängt Ihre Begründung an. Da sehen Sie, 
daß die Begründung schon einen ganz falschen An-
fang hat. 

Meine Damen und Herren, wie gesagt, bringt das 
alles nichts, es sei denn, wir wollen uns bescheini-
gen, daß wir alle mit beiden Füßen fest auf den Wol-
ken stehen. Gut, das können wir machen, bringt uns 
aber nicht weiter. 

Ja, Herr Kollege Gilges, was soll denn die recht 
seltsame Antragsbegründung? Herr Weirich hat sie 
hier vertieft. Ich kann ihr nicht folgen. Parallel zum 
Bericht der Enquete-Kommission sollen — ich zi-
tiere Ihre Antragsbegründung — „auch die nicht von 
der Kommission" — Sie haben es eben wiederholt — 
„zu beratenden Bereiche von Presse und Rundfunk 
angemessen" — dann kommt noch etwas dazwi-
schen — „diskutiert werden können". Dann hätte ich 
also rechts einen Stiefel und links einen Schuh oder 
umgekehrt. Was soll das? Unser Parlamentsver-
ständnis muß doch von dem Interesse getragen sein, 
Ergebnisse parlamentarischer Möglichkeiten in die 
Regierungsarbeit nicht nur einfließen zu lassen, son-

dern sie auch von der Regierung umsetzen zu lassen. 
Das muß doch unser Parlamentsverständnis sein. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Wei

-

rich [CDU/CSU]) 

— Herr Kollege Weirich, wir wollen uns beruhigen, 
wir kennen uns lange genug. 

Die Regierung ihrerseits muß, wenn sie einen ak-
tuellen Bericht — daran muß uns gemeinsam gele-
gen sein — vorlegen will, wenigstens die wichtigsten 
Ergebnisse — das haben Sie eben kritisiert — der 
Enquete-Kommission mit einbeziehen. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. h. c. Leber) 

Zwischenbemerkung. Wir sind alle gegen Büro-
kratisierung, gegen zu viel Papier und gegen zu viele 
Papiere. Jetzt gibt es doch gar keinen besseren Weg 
— das ist unser konkreter Vorschlag —, als die Vor-
lage des Berichts der Enquete-Kommission des Bun-
destages im September 1982. Das entspricht der Be-
schlußlage, und die halten wir ein. Das ist Punkt 
eins. 

(Zustimmunmg bei der SPD) 

Anschließend kommt die zügige Beratung in den 
Ausschüssen. Auch dafür werden wir sorgen. Paral-
lel dazu erarbeitet die Regierung abschließende 
Stellungnahmen. Das ist Sache der Regierung. Ich 
nehme an, sie macht das. 

(Zuruf von der SPD: Sicher!) 

Denn bereits im Enquete-Bericht selbst wird die 
Bundesregierung natürlich zu Wort kommen. Das ist 
ohnehin schon klar, denn bereits jetzt liegen Stel-
lungnahmen vor. Wir fragen ab, und die Regierung 
antwortet laufend. 

Das bedeutet auch — darauf legen wir naturge-
mäß Wert — die Möglichkeit für die Regierung, ih-
ren Kabinettsbeschluß vom 24. Juni 1981 zu verwirk-
lichen. In Punkt 13 dieses Kabinettsbeschlusses — 
er ist veröffentlicht — heißt es nämlich: 

Die Bundesregierung wird den Bericht der En-
quete-Kommission „Neue Informations- und 
Kommunikationstechniken" des Deutschen 
Bundestages in ihre weiteren Überlegungen 
einbeziehen. 

Meine Damen und Herren, das heißt weiter: Die 
Bundesregierung wird einen neuen Medienbericht 
zu Beginn des Jahres 1983 — wenn es geht, Ende 
1982, aber wir müssen doch, wenn wir etwas davon 
haben wollen, realistisch sein — vorlegen, der die 
Stellungnahme zu den Parlamentsberatungen und 
den Ergebnissen dieser Parlamentsberatungen ent-
hält. Das ist doch der Medienbericht, den wir alle 
wollen, wenn wir ehrlich miteinander umgehen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Eine abschließende Bemerkung: Der Herr Kollege 
Schwarz-Schilling hat für die Enquete-Kommission 
die Bundesregierung gebeten, einen Medienatlas zu 
erstellen. Dafür waren wir alle, sind wir alle, und wir 
bleiben dafür. Dies war, wie mittlerweile bekanntge-
worden ist, eine ganz schwierige Geschichte. Da ha-
ben wir alle geirrt. Ich sage das hier zum Schluß, um 
einzugestehen: Wir haben ja die Weisheit nicht ge- 
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pachtet. Das ist eine sehr schwierige Sache. Länder 
lassen die Regierung dabei hängen. 

(Weirich [CDU/CSU]: Erkundigen Sie sich 
einmal in Baden-Württemberg!) 

— Herr Kollege Weirich, wir bekommen diesen Me-
dienatlas als Unterstützung unserer Arbeit in der 
Enquete-Kommission nicht. Wir bekommen ihn 
nicht! 

(Weirich [CDU/CSU]: Greifen wir doch auf 
die Medienatlanten der Länder zurück! Der 
von Baden-Württemberg liegt doch schon 

vor!) 

— Da gibt es doch nur einen, den in Baden-Württem-
berg, und Sie wissen, wie unvollkommen der ist. 

Was soll der Streit um parallele Beratungen? Wir 
meinen, auf die Qualität kommt es an. Da ist unser 
Vorschlag, wie wir annehmen, konstruktiv. 

Im übrigen, meine Damen und Herren, ist es an 
der Zeit, gerade in diesem empfindlichen Bereich 
wieder konsensfähig zu werden. Es wäre eine ganz 
große Leistung dieses Parlaments, wenn wir das in 
wesentlichen Punkten hinbekämen. — Ich danke Ih-
nen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Als nächster Redner 
hat der Herr Abgeordnete Dr. Hirsch das Wort. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Weirich, wenn man sich 
das so anhört, kann man wirklich sagen: Mein Gott, 
Sie müssen Sorgen haben! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weniger als Sie! 
— Weitere Zurufe) 

— Ob weniger, weiß ich nicht, aber wir machen uns 
Sorgen um Dinge, die vielleicht von etwas größerer 
Bedeutung sind. Das ist der Unterschied. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Schäuble 
[CDU/CSU]: Weil Sie so schlecht regie

-

ren!) 

Man kann ja nicht ausschließen, daß man durch 
einen Bericht, wenn man ihn liest, schlauer wird. 
Man kann das nicht von vornherein ausschließen. 
Das ist klar. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP und 
der SPD) 

Ich frage mich nur, warum Sie diesen ungeheuren 
Kraftakt unternehmen, vor der geballten Wucht des 
Plenums 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP und 
der SPD) 

einen Bericht anzufordern, wenn das Plenum eine 
Besetzung hat, die auch nicht größer ist als norma-
lerweise die im Innenausschuß, wo wir solche Sa-
chen mit leichter Hand — oder, wie mein Freund 
Kleinert sagen würde, mit schlankem Fuß — erledi-
gen. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Dann habe ich versucht, der Begründung — so-
wohl der, die Sie hier vorgetragen haben, als auch  

der, die Sie dankenswerterweise schriftlich der 
Drucksache beigefügt haben — zu entnehmen, was 
in aller Welt Sie dazu veranlaßt, so zu verfahren. Mir 
ist das nicht klargeworden. Aber ich habe der Be-
gründung etwas anderes entnommen, was wirklich 
interessant ist. Sie haben ja dankenswerterweise die 
Daten der bisherigen Berichte und des Verlaufs der 
Verhandlungen angegeben. 

Der erste Punkt war die Stellungnahme der Bun-
desregierung zum Bericht der Pressekommission 
vom 20. Februar 1969. Da hat sie gesagt: Wir machen 
Berichte, und wir werden bei Veränderungen der 
Lage jederzeit auf Wunsch weitere Berichte machen. 
— Gut. Das ist dann hier auch behandelt worden, 
und zwar im Juli 1969, also fünf Monate später. Dann 
kam der zweite Bericht im Mai 1974, vom Bundestag 
behandelt im Februar 1976. Dann kam der nächste 
Bericht vom 9. November 1978, im Innenausschuß 
immerhin am 17. Dezember 1980 behandelt. Wir ha-
ben damals, im Dezember 1980, gesagt, wir legen den 
Bericht auf Halde, d. h. wir behandeln ihn, wenn die 
Bundesregierung ihren nächsten Bericht vorlegt. 

(Zuruf von der SPD: Weil er so gut war!) 

— Weil er so interessant war und weil er gut war, 
klar. Aber bei der Bemerkung: „Wir legen ihn auf 
Halde" ist ja interessant, sich mal darüber Rechen-
schaft zu geben, wie groß denn die Halde von Berich-
ten ist, die wir hier bekommen und mit deren Abfas-
sung wir Hunderte von Beamten unter Terminset-
zung beschäftigen. Ich habe mal versucht herauszu-
kriegen, wie viele Berichte wir denn kriegen. Schon 
das Herauskriegen ist eine wirkliche Arbeit; das 
können Sie mir glauben. Heute haben wir, wie ich 
der Tagesordnung entnommen habe, nach leiden-
schaftlicher Debatte einen weiteren Bericht be-
schlossen. Ich habe den Stand für Februar 1981 fest-
gestellt. Ich erwähne zunächst nur mal die gesetz-
lich vorgeschriebenen Berichte, die wir fordern und 
auch kriegen. Da sind also erst mal die 25 gesetzli-
chen Berichte, davon 12 in jährlichem Abstand oder 
in kürzerer Frist. Dazu kommen die Berichte auf Be-
schlußfassung des Bundestages: 72 Berichte, in Wor-
ten: zweiundsiebzig. Dann kommen die Berichte, die 
wir allein im Laufe dieses Jahres, den heutigen Be-
richt ausgenommen, gefordert haben: zusätzlich 14 
Berichte. 

Dann habe ich mal gesehen: Wie kommt denn das 
nieder, wie ist der Kumulativeffekt? Wieviel Be-
richte haben wir denn im Innenausschuß? Wir ha-
ben im Innenausschuß vom April 1978 bis zum Mai 
1981 80 Berichte unterschiedlicher Dicke bekom-
men. 80 Berichte! Davon wurden 34 behandelt. Da 
sage ich Ihnen — das ist eine alte Weisheit —: Je 
mehr Papier einem vorgelegt wird, um so geringer 
ist die Gefahr, daß man das auch liest. Darum halte 
ich es für unsinnig, weitere Zeit, Geld und Arbeits-
kraft zu verschwenden, Berichte anzufordern, aus 
denen wir keine politischen Konsequenzen ziehen, 
sondern die wir auf Halde legen. Das ist unsinnig 
und bringt nichts. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der CDU/CSU) 

— Sie brauchen die Augen nicht so aufzureißen. Das 
sind die Zahlen, wie sie sich wirklich ergeben. So ist 
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das. Darum halte ich es für eine wichtige Aufgabe 
dieses Parlaments, nicht noch mehr Berichte zu for-
dern, sondern mal durchzugehen, welche Berichte 
eigentlich entfallen können, damit sich die Mitarbei-
ter der Bundesregierung segensreicheren Tätigkei-
ten zuwenden können, was sicherlich verdienstvoll 
wäre. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der Vorschlag, den Herr Nöbel gemacht hat, ist 
doch ganz vernünftig. Wir beschäftigen uns mit dem 
Thema in der Enquete-Kommission, die morgen, wie 
Sie richtig dargestellt haben, wieder einmal zusam-
mentritt. Damit beschäftigen wir uns. Wir werden — 
das haben wir uns vorgenommen — im September 
kommenden Jahres fertig sein. Dann sollte die Bun-
desregierung dazu Stellung nehmen. Das muß sie, 
das erwarten wir. Dann ist auch der Zeitpunkt ge-
kommen, daraus Konsequenzen zu ziehen. Wenn 
sich vorher dramatische Änderungen am Medien-
markt ergeben sollten, kann die Bundesregierung in 
Gottes Namen auch zwischendurch berichten, wenn 
das nützlich ist. Aber ich denke, daß wir diesen Be-
richt im September oder Oktober, jedenfalls also in 
der zweiten Hälfte des nächsten Jahres, bekommen 
werden. Dann werden wir ihn beraten und werden 
Schlüsse daraus ziehen. Das ist doch eigentlich ver-
nünftig, nicht wahr? — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat der Herr 
Staatssekretär von Schoeler. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Verlauf der Debatte bringt mich 
dazu, doch noch zu einer kurzen Bemerkung das 
Wort zu ergreifen. Für mich entstand die gleiche 
Frage wie für die Kollegen Nöbel und Hirsch, näm-
lich die nach der Begründung für diesen Antrag der 
Opposition; denn dessen Sinn hatte ich nicht ver-
standen. Ich muß gestehen, daß der Schleier dieses 
Geheimnisses auch nach der Debatte für mich 
bleibt. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Das liegt 
aber bei Ihnen!) 

Nun hat der Kollege Weirich angedeutet, er habe ge-
heime Informationen aus nicht näher bezeichneten 
Quellen, daß die Bundesregierung nicht daran den-
ke, den Bericht zu gegebener Zeit vorzulegen. Das 
würde dafür sprechen, daß eigentlich das Verhalten 
der Bundesregierung der Grund für den Antrag sei. 
Nur um diesem Vorwurf zu begegnen, wir seien ver-
antwortlich für den Antrag der Kollegen der CDU/ 
CSU-Fraktion, möchte ich hier gern mitteilen, daß 
das keineswegs der Fall ist. Die Vorarbeiten zu dem 
Bericht sind im Gange. Die Bundesregierung wird 
ihn selbstverständlich zu gegebener Zeit vorlegen. 
Über den Termin sollten wir im Ausschuß reden. 

Auf diesen Sachverhalt wollte ich nur hinweisen, 
damit uns niemand für den Antrag verantwortlich 
macht, der hier eingebracht worden ist. — Vielen 
Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. Ich schließe die Ausspra-
che. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
schlägt vor, den Antrag Drucksache 9/877 an den In-
nenausschuß zu überweisen. Ist das Haus damit ein-
verstanden? — Ich sehe keinen Widerspruch; es ist 
entsprechend beschlossen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für das Post- und 
Fernmeldewesen (15. Ausschuß) zu dem An-
trag der Abgeordneten Dr. Schulte (Schwä-
bisch Gmünd), Windelen, Dr. Dollinger, Nef-
fermann, Weirich, Neuhaus, Bühler (Bruch-
sal), Linsmeier, Maaß, Lintner, Dr. Riedl 
(München), Dr. Schwarz-Schilling, Dr. Köhler 
(Wolfsburg), Frau Dr. Wilms, Frau Dr. Wis-
niewski, Dr. Stavenhagen, Niegel, Röhner, 
Spilker, Dr. Bugl und der Fraktion der CSU/ 
CSU 

Aufhebung des sogenannten Verkabelungs-
stopps der Bundesregierung 
— Drucksachen 9/174, 9/895 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Merker 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache eine Debat-
tenrunde vorgesehen. Ist das Haus damit einver-
standen? — Ich sehe keinen Widerspruch; dann wer-
den wir entsprechend verfahren. 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Weirich. 

Weirich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Für uns ist dieser Antrag deswe-
gen nicht erledigt, weil der Plan des Bundespostmin-
sters, für elf Dienstleistungszentren in der Bundes-
republik Deutschland eine neue technische Genera-
tion im Fernmeldenetz zu schaffen, nie verwirklicht 
worden ist. 1979 tönte der Staatssekretär im Bundes-
ministerium für das Post- und Fernmeldewesen, 
Herr Elias, gegenüber den Regierungschefs der Län-
der, es gehe um ein leistungsfähiges Fernmeldenetz 
für neue Telekommunikationsdienste, die im übri-
gen eindeutig kein Rundfunk seien, also Datenüber-
tragung in vielfältiger Form und Bildfernsprechfunk 
beispielsweise. Er fügte in seiner Begründung ge-
genüber den Ministerpräsidenten hinzu, dies liege 
im eindeutigen Interesse der deutschen Wirtschaft, 
dies sei wichtig für die Innovations- und Konkur-
renzfähigkeit der deutschen Industrie im Export. 

Ich frage Sie heute — unabhängig davon, wie man 
zu dem Begriff „Kabelstopp" steht —: Gilt das alles 
nicht mehr? Denn in den Beratungen des Ausschus-
ses hat der Vertreter der FDP, der gleichzeitig Be-
richterstatter ist, das Wort aber nicht gewünscht hat, 
Kritik an dem Wort „Kabelstopp" geübt. Ich darf ihn 
in diesem Zusammenhang daran erinnern, daß prä-
zise vor einem halben Jahr der Generalsekretär der 
Freien Demokraten, Herr Verheugen, den Bundes-
kanzler aufgefordert hat, doch endlich den Kabel- 
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stopp aufzuheben. Wenn Sie sich also nach dem se-
mantischen Ursprung des Wortes „Kabelstopp" er-
kundigen wollen, brauchen Sie nur in Ihre Bundes-
geschäftsstelle zu gehen und Ihren Parteimangager 
zu fragen. 

Andere — in der Sozialdemokratischen Partei — 
haben von einem „Kampfbegriff" gesprochen. Dabei 
ist dieser Begriff beispielsweise von den Gewerk-
schaften selber übernommen worden. Man regt sich 
auf über den Begriff „Innovations- und Investitions-
stau" im Bereich der neuen Medientechnologien. 
Der Bundeswirtschaftsminister dieser Koalition, 
Graf Lambsdorff, hat in der Debatte über den letzten 
Jahreswirtschaftsbericht gesagt, es müsse nun end-
lich der Investitionsstau im Bereich der neuen Me-
dientechnologien abgebaut werden. 

Was will denn eigentlich diese Regierungskoali-
tion? Der eine redet so, der andere redet so. Wir über-
nehmen jedenfalls Begriffe, die Sie selber geprägt 
haben und bei denen einsichtsvolle und vernunft-
volle Politiker der Koalition selber auf der gleichen 
Linie wie wir liegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich füge ein zweites hinzu. Dieser Antrag ist für 
uns ein demonstratives Signal. Zur Zeit streitet man 
sich hier über die „Notaktion Bundeshaushalt". Aber 
alle Sparbeschlüsse haben keinen Sinn, wenn nicht 
die richtigen wachstumspolitischen Weichenstel-
lungen vorgenommen werden. Das gilt für die Kern-
energietechnik genauso wie für die neuen Medien-
technologien. Zwar wurde vorsichtig grünes Licht 
für den Ausbau der Individualkommunikation gege-
ben. Man will ab 1983 Bildschirmtext bundesweit 
einführen, die Post darf im kleineren Rahmen wei-
ter verkabeln und übt sich in ersten Versuchen mit 
der Glasfasertechnik. Doch insgesamt wird das Ent-
stehen einer neuen Informationsindustrie und einer 
total veränderten Medienlandschaft in Deutschland 
verzögert und gebremst; ich füge hinzu: mit unüber-
sehbaren Folgen für den Arbeitsmarkt, die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland und unser mittlerweile katastrophales 
Leistungsbilanzdefizit. 

Über zwei bedeutsame Zukunftsfragen wird in der 
SPD nicht geredet: über die künftige Chance der In-
formationsvielfalt durch Massenkommunikation, 
wie etwa Kabelfernsehen, und über das Fernmelde-
monopol der Deutschen Bundespost, das längst 
nicht mehr zeitgemäß ist und die Wettbewerbsfähig-
keit der stark exportorientierten Fernmeldeindu-
strie erheblich beeinträchtigt. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt schlägt er aber 
zu!) 

Die Bundesrepublik Deutschland ist auf dem be-
sten Wege, sich international abzukoppeln. Schon 
heute beherrschen die Vereinigten Staaten mehr als 
die Hälfte des Weltmarktes der Informationstech-
nik. Die elektronische Kommunikation ist un-
zweifelhaft ein riesiger Wachstumsmarkt der Zu-
kunft, der schon heute nahezu 500 Milliarden DM 
umfaßt, übrigens der gleiche Betrag, der für die Rü-
stung ausgegeben wird. Amerika ist sich seiner 
Chancen auf diesem Wachstumssektor durchaus be-

wußt. So ist es nicht verwunderlich, daß die „Wa-
shington Journalism  Review"  im letzten Jahr ge-
schrieben hat: „Information kann für die USA eines 
Tages das werde, was für die Araber das Öl ist." 

Nun wird uns von seiten der Koalition entgegnet 
— das wird auch in den Beratungen der Enquete

-

Kommission in den nächsten Tagen eine Rolle spie-
len —: Was wollt ihr denn eigentlich? Wir setzen auf 
die neue, zeitgemäßere und billigere Glasfasertech-
nologie. — Dabei wird auf den Kabinettsbeschluß 
vom 8. April 1981 verwiesen, mit dem die Post beauf-
tragt wurde — wörtlich —, „den zügigen Aufbau ei-
nes intergierten Breitband-Glasfaser-Fernmelde-
netzes" vorzunehmen. 

Die Pläne des Herrn Bundespostministers 
Gscheidle sehen nun so aus: Man plant dieses Netz 
nicht als Verteil-, sondern als Vermittlungsnetz. Die 
Post gönnt jedem Haushalt nur eine Glasfaser, was 
dazu führt, daß einem Rundfunkteilnehmer nur zwei 
bis vier Hörfunk- und Fernsehprogramme zur Ver-
fügung stehen. Das heißt: Alle anderen Programme 
müssen erst von einer posteigenen Vermittlungs-
stelle abgerufen werden. Dafür verlangt Herr 
Gscheidle zusätzliche Gebühren. Ich kann nur sa-
gen: Das ist eine neue Form von „Pay-TV", nämlich 
das „Pay-TV" von Herrn Gscheidle mit entsprechen-
den Verdiensten der Bundespost. 

Fernsehen wird also zu einer kostspieligen Sache, 
weil sich die Post als Vermittler zwischen die Kun-
den und die Rundfunkanstalten drängt. Bei der Er-
probung des breitbandigen integrierten Glasfaser

-

Fernmeldeortsnetzes (BIGFON), für die die Post 
jetzt Aufträge in Höhe von 150 Millionen DM erteilt 
hat, wird schon mit dieser Netzstruktur gearbeitet. 
Damit schlägt der Bundespostminister zwei Fliegen 
mit einer Klappe: Er macht, wie gesagt, quasi sein ei-
genes „Pay-TV" auf und zementiert gleichzeitig das 
Monopol der Post durch die Errichtung eines einzi-
gen postalischen Netzes, das übrigens auch noch 
eine Menge datenschutzrechtlicher Fragen auf-
wirft. 

Ein sinnvolles Zukunftskonzept wäre — das wer-
den Ihnen bedeutende Sachverständige in den näch-
sten Tagen dokumentieren —, die Koaxialkabeltech-
nik und die Glasfasertechnologie vernünftig und ko-
stengünstig für eine optimale nachrichtentechni-
sche Infrastruktur gleichzeitig einzusetzen, wobei 
man daran denken könnte, Glasfaser vor allem auf 
Fernstrecken und Verteilfunktionen zu konzentrie-
ren. 

Wie stark beide Verwendungsarten noch die 
Landschaft der Zukunft prägen, macht eine Aussage 
des unbestritten sachverständigen Professors Kai-
ser deutlich, der vor wenigen Tagen auf einem Sym-
posion in Stuttgart bemerkt hat — ich zitiere ihn 
wörtlich mit Genehmigung des Präsidenten —: 

Die Produktionsprozesse, um Glasfasern herzu-
stellen, sind für viele Jahre noch so teuer, daß 
man den break even point mit dem Kupferkabel 
noch nicht sieht. 

Wie sehr auch die Rundfunkanstalten die Tatsache, 
daß unnötige Teilnehmergebühren entstehen, kriti

-

sieren, dokumentiert die Aussage des Technischen 
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Direktors der Arbeitsgemeinschaft der Rundfunk-
anstalten Deutschlands, der vor wenigen Tagen bei 
der Veranstaltung „ARD im Gespräch" drei Fragen 
aufwarf, die von größter Bedeutung sind: 

Erstens. Wird in Zukunft die eigentliche Rund-
funkgebühr nur noch einen Teil der monatlichen Ge-
samtgebühr ausmachen, die der Teilnehmer zu ent-
richten hat? Übersteigt die an die Deutsche Bundes-
post zu entrichtende Vermittlungsgebühr um ein 
Vielfaches das Entgelt für den eigentlichen Inhalt? 

Zweitens. Wird es künftig von den finanziellen 
Verhältnissen des einzelnen Teilnehmers abhängen, 
wieviel Rundfunkprogramme er sich leisten kann? 
Er fügt hinzu — ich zitiere ihn nur —: „Fernsehen 
nur noch für Reiche?" Das ist eine Frage, die Sie ja 
immer im Zusammenhang mit den neuen Medien-
technologien gestellt haben; aber jetzt ist Herr 
Gscheidle der Adressat dieser Frage. 

Drittens. Selbst wenn auch in Zukunft einige we-
nige Fernsehprogramme überwiegend drahtlos und 
damit für den Teilnehmer preisgünstig verteilt wer-
den, müßten nach den Vorstellungen der Deutschen 
Bundespost zumindest für zusätzliche Fernsehpro-
gramme Vermittlungsgebühren bezahlt werden. 
Wird es dann zu zwei Kategorien von Fernsehpro-
grammen kommen? So fügte der Technische Direk-
tor hinzu. Einmal würde es sich um ein billig zu emp-
fangenes Massenprogramm und andererseits um 
weitere, sich in der Vielfalt und im Niveau unter-
scheidende teure und vermittelte Programme han-
deln. Er stellte an Herrn Gscheidle die Frage: Viel-
falt also nur für Reiche? 

Dieser Kabinettsbeschluß — das zeigen diese we-
nigen Bemerkungen vor, wie man zugeben muß, 
nicht allzu gut besetztem Haus — wirft Fragen über 
Fragen auf. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen und in die-
sem Zusammenhang einen früher doch recht promi-
nenten Parteigenossen von Ihnen zitieren. Vielleicht 
vertrauen Sie ihm mehr. Ich möchte nicht Herrn 
Lohmar zitieren, was Sie vielleicht erwarten, son-
dern ich komme auf Herrn Barsig zu sprechen, dem 
Intendanten des — — 

(Dr.  Nöbel [SPD]: Noch schlimmer!) 

— Wenn Sie Ihre Parteigenossen so bewerten, lieber 
Herr Nöbel, dann macht das den ganzen Zustand der 
Sozialdemokratischen Partei deutlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Nöbel 
[SPD]: Wir sind flexibel, Herr Weirich!) 

Franz Barsig, der in verschiedenen Aufsätzen Ihre 
Medienpolitik als kleinkariert und spießig bezeich-
net hat, hat wörtlich geschrieben: 

In Wirklichkeit werden wir bis zum Jahr 2000 
drei Übermittlungsformen haben: das Schmal-
band, das Telefonkabel mit seinen zusätzlichen 
Nutzungsformen wie etwa Bildschirmtext, 
Rundfunk und Fernsehen über den Äther ein-
schließlich Satellitenfernsehen und Rundfunk 
mit neuen Bodenempfangsanlagen; daneben 
das Kupfer-Koaxialkabel, das eben noch lange 
nicht Schrott, sondern eine moderne und lei-
stungsfähige Technologie ist. 

Machen Sie sich einmal die Mühe, nach Amerika 
zu fahren und die letzten 200 entstandenen Kabel-
fernsehgesellschaften in den Vereinigten Staaten zu 
betrachten, die mit 54 fernsehtüchtigen Pro-
grammen auftreten. Ich frage Sie, warum diese Pro-
gramme eigentlich alle in Breitband ausgelegt wor-
den sind und nicht etwa mit der Glasfasertechnolo-
gie, die Sie so preisen, womit Sie aber eine Verzöge-
rung dieses gesamten Prozesses einleiten würden. 

Der ach so böse Herr Barsig — ich übernehme die 
Kennzeichnung von Herrn Nöbel — fährt fort — — 

(Dr.  Nöbel [SPD]: So habe ich es nicht ge

-

sagt!) 

— Sie haben gesagt: Noch schlimmer! Ich habe es et-
was abgewandelt, weil ich im Umgangston gegen-
über Sozialdemokraten freundlicher bin, als Sozial-
demokraten sonst mit ihren Genossen umgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Barsig fügt hinzu: 

Erst ganz langsam wird ab Mitte der 80er Jahre 
die Glasfasertechnik folgen. Und das sugge-
rierte Motto „Kupfer raus — Glasfaser rein" ist 
einfach falsch. Vernachlässigen wir auch einen 
Zweig neuer Technologien, 

(Zuruf von der SPD: Aluminium!) 

werden uns die Japaner und die Amerikaner 
den Rang ablaufen. 

Herr Nöbel, ich glaube, die Medienpolitik und die 
dort anstehenden Zukunftsfragen sind so sensibel, 
daß sie sich für Ihren rauhen Charme nicht so 
schrecklich eignen. Ich füge hinzu: Herr Barsig hat 
recht. 

Ganz davon abgesehen hat mir der Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie auf eine parla-
mentarische Anfrage hin erklärt, die Bundesrepu-
blik Deutschland sei mittlerweile auch in der Glas-
fasertechnik international zurück. Er hat das in 
einer Problemskizze deutlich gemacht, die er zu den 
medienpolitischen Beratungen des Bundeskabinetts 
im Juni dieses Jahres vorgelegt hatte. 

Weil Herr Barsig recht hat, hat die politische Sub-
stanz unseres Antrags weiterhin Gewicht. Deshalb 
fordern wir Sie auf, wenigstens hier im Parlament 
Einsicht zu zeigen und unserem Antrag zuzustim-
men. — Danke sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Kollege Weirich tritt hier heute abend 
als Mehrfachsprengkopf auf. Allerdings ist das mit 
der Zielgenauigkeit so eine Sache. Bei näherem Hin-
sehen handelt es sich allenfalls noch um Leucht-
spurmunition. 

Dabei ist ganz interessant, daß er sich hier erst als 
Medienpolitiker geriert. Dann beschäftigt er sich 
mit der Verkabelung. Dann sagt er, die Post solle 
sich medienpolitisch j a neutral verhalten. Und wenn 
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die Post dann nicht verkabelt und das Bundeskabi-
nett medienpolitische Gründe geltend macht, dann 
zeigt er mit dem Finger auf sie und sagt: Du böse 
Bundespost, warum verkabelst du nicht? — Diese 
Logik muß mir wirklich einmal einer erklären. Ich 
verstehe sie nicht mehr. 

Sie spielen sich hier ständig als die entschieden-
sten Hüter der Kultur- und der Rundfunkhoheit der 
Länder auf. Wenn die Bundesregierung dann aber 
argumentiert, sie verkabele elf Großstädte nicht 
vollständig, weil das die Pilotprojekte der Länder, 
auf die sie sich gemeinsam geeinigt haben, präjudi-
zieren könnte, dann kommen Sie mit einem Antrag 
her und schreiben selber in die Begründung, es sei 
unerhört, daß man medienpolitische Gründe geltend 
mache. Also, ich kann nicht so ganz verstehen, was 
das eigentlich soll. 

Weiter: Sie haben uns in Aussicht gestellt, da wür-
den demnächst— das wird ja morgen früh sein, d. h., 
in etwa 14 Stunden — die bedeutenden Experten 
kommen und sagen: Das Vernünftigste, was wir tun 
können, ist zum einen Koax- und zum anderen Glas-
fasertechnik, beides. Ich habe alle Expertengutach-
ten, die uns für morgen schriftlich zugegangen sind, 
gelesen. Allerdings habe ich das in keinem gesehen. 
Wenn Sie Wert darauf legen, kann ich Ihnen nach-
her auf Wunsch noch aus ein paar Gutachten zitie-
ren. 

Eine sehr merkwürdige Geschichte an dieser De-
batte ist auch dies: 14 Stunden bevor die Enquete

-

Kommission, die dieser Bundestag selbst eingesetzt 
hat, um eine Reihe von Fragen zu klären, auf die 
heute niemand eine vernünftige und zuverlässige 
Antwort weiß, Experten aus dem ganzen Bundesge-
biet hört, wollen Sie hier einmal so eben im Hoppla-
hopp-Verfahren über 40, 50, 60, 70, 80, 90 Milliarden 
DM beschließen, 

(Beifall bei der SPD) 

so, als hätten wir heute morgen nicht über die Not-
wendigkeit zum Sparen geredet. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Das müssen Sie dem Bürger nun auch einmal erklä-
ren. Natürlich kann man sich auch noch fragen: Wer 
soll das bezahlen? Die Antwort darauf hätte ich von 
Ihnen auch einmal gern gehört. Da kann man auf die 
Idee kommen, zu sagen: die Bundespost. Man kann 
natürlich auch sagen: Private. Dann wäre das natür-
lich hinsichtlich der Netzträgerschaft interessant: 
Entweder zahlen die Kunden das über Gebühren — 
dann wird es aus der Tasche des kleinen Mannes be-
zahlt —, oder aber „Private", sogenannte Private ma-
chen das auf eigene Rechnung; dann wollen die na-
türlich auch Gewinne erzielen. Dann aber wollen wir 
einmal sehen, was aus dem Rest der Deutschen Bun-
despost und ihren gemeinwirtschaftlichen Aufgaben 
wird. Dann machen Sie nämlich aus der Bundespost 
im Endergebnis eine zweite Bahn, d. h., die Risiken 
liegen wieder beim deutschen Steuerzahler. Das ist 
das, was sich hinter diesem ganzen Qualm, den Sie 
hier verbreiten, wirklich verbirgt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ja, entschuldigen Sie einmal. Auffällig ist doch 
folgende Diskrepanz: In Ihrem Antrag schreiben 
Sie, daß das Verkabelungsverbot Investitionsmög-
lichkeiten in Höhe von 50 bis 60 Milliarden DM blok-
kiere. In seiner Rede vom 9. April — ich habe sie 
nachgelesen — sagt der Kollege Weirich, daß sich 
dieser Betrag auf 60 bis 90 Milliarden DM belaufe. 
So auf 30 Milliarden DM mehr oder weniger kommt 
es bei Ihren Planungen j a nicht an; das wird sich 
dann ja finden, nicht wahr. Angesichts dessen müs-
sen Sie mir doch einmal die Frage erlauben und uns 
hier, bitte schön, erklären, wer das bezahlen soll. Ich 
frage Sie, und dann verlesen Sie eine Propagandare-
de, die man auch schon dreimal gehört hat. Das ist so 
ähnlich, wie wenn man einen automatischen Anruf-
beantworter anwählt. Den kann man fragen, was 
man will, als Antwort kommt immer: verkabeln, ver-
kabeln, verkabeln, verkabeln. 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP) 

Ja, so sieht das doch aus. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Paterna, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Weirich? 

Paterna (SPD): Ja, gern. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Bitte sehr. 

Weirich (CDU/CSU): Herr Kollege, würden Sie 
dem Parlament freundlicherweise mitteilen, wie 
hoch die durch den Innovations- und Investitions-
stau verursachte Milliardensumme ist, die Herr 
Bundeswirtschaftsminister Lambsdorff der deut-
schen Öffentlichkeit mitgeteilt hat, und würden Sie 
dem Parlament weiterhin mitteilen, inwieweit sich 
diese Summe von den Berechnungen der Opposition 
unterscheidet, und würden Sie bitte freundlicher-
weise weiterhin — — 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege Weirich, 
Sie haben jetzt zwei Aufforderungen an den Redner 
gerichtet, hier eine Rede zu halten. 

Paterna (SPD): Es ist ja interessant, daß eine Fra-
ge, die man stellt, mit zwei Gegenfragen beantwortet 
wird. Aber ich will Ihnen an diesem Verkabelungs-
stopp gern einmal erklären, was für Mäuslein sich 
hinter diesen Bergen, die Sie da aufschütten, verber-
gen. 

(Weirich [CDU/CSU]: Ich hatte nach Graf 
Lambsdorff gefragt!) 

— Entschuldigen Sie einmal, ich bin j a nicht der 
Wirtschaftsminister; den fragen Sie einmal schön 
selbst. — Ich erkläre Ihnen einmal, wie ich Ihren An-
trag verstehe. Ich werde Ihnen das genau an den 
Zahlen deutlich machen, die Sie wünschen. — Sie 
können sich ruhig setzen; das dauert etwas län-
ger. —

(Weirich [CDU/CSU]: Sie reden doch nur 
drum herum!) 

— Werden Sie doch nicht aufgeregt, wenn man Ih-
nen einmal die Wahrheit sagt. — Sie reden vom Ver-
kabelungsstopp für elf Großstädte; das ist der Anlaß 
für Ihren Antrag. Investitionsvolumen: 1,2 Milliar- 
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den DM; Zeitbedarf: acht Jahre. Wenn Sie das 
freundlicherweise einmal teilen würden, sind das im 
Jahr 150 Millionen DM. Der Investitionshaushalt 
der Bundespost im Fernmeldewesen im Jahre 1981 
beläuft sich auf 10,5 Milliarden DM. Sie reden also 
über ein Siebzigstel dieses Investitionsvolumens 
und wollen uns erzählen, daß da 100 000 Arbeitslose 
auf dieses Verkabelungsprogramm in den elf Groß-
städten warten. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie doch einmal die Kirche im Dorf! Der an-
geblich blockierte Betrag macht, wie gerade darge-
legt, ein Siebzigstel des Investitionsvolumens der 
Post aus. Im übrigen haben Sie uns nicht erklärt, daß 
Sie das eine Siebzigstel oben drauf wollen, sondern 
Sie wollen es „anstatt". Dann sagen Sie uns einmal, 
an wessen Stelle, und erzählen Sie uns, wieso dann 
überhaupt im Saldo ein einziger Arbeitsplatz mehr 
herauskommt. Es ist doch alles Firlefanz, was hier 
getrieben wird. 

Was an diesen Debatten hier im Parlament so be-
dauerlich ist, ist, daß die Redner nicht miteinander, 
sondern aneinander vorbei reden. Da wird immer 
wieder ein vorgefertigtes Manuskript abgespult. Die 
ganzen Sprüche kennt man alle schon, wenn man 
sich häufiger begegnet, so wie wir uns im Fachaus-
schuß und sonstwo. Wenn es nun schon so ist, daß die 
meisten Redner sich an ihrem Manuskript festhal-
ten — müssen —, dann wäre es doch vielleicht nicht 
zu viel verlangt, wenn wenigstens einmal die Reden 
der vorangegangenen Runden nachgelesen würden. 
Es wäre doch wirklich nicht zu viel verlangt, wenn 
Sie das, was wir Ihnen am 20. März an Argumenten 
und Problemfeldern zur Medienpolitik vorgetragen 
haben, oder das, was wir Ihnen am 9. April zum glei-
chen Antrag versucht haben nahezubringen, nach-
gelesen hätten. Da waren doch Argumente und Fak-
ten drin. Dann hätten Sie heute wenigstens darauf 
eingehen können. Aber nein, es wird ständig anein-
ander vorbei geredet, weil es nämlich gar nicht um 
ein Ringen in der Sache geht, sondern um die Ver-
breitung von Propaganda. Bei der dritten und vier-
ten Runde wird man dann ein bißchen mutlos und 
fragt sich, ob es überhaupt noch Sinn hat, weiter Ar-
gumente miteinander auszutauschen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich muß Ihnen ganz ehrlich sagen: als ich letzte 
Woche erfuhr, daß über diesen Antrag debattiert 
werden sollte, habe ich mich gefragt: Was soll das ei-
gentlich? Im Ausschuß ist nichts Neues gekommen; 
mal sehen, was da im Plenum kommt! Meine düste-
ren Befürchtungen haben sich bewahrheitet — mit 
einer Ausnahme: Es ist ein neues Gerücht entstan-
den. Das allerdings haben Sie geschafft. Nun bin ich 
einmal gespannt, wie das morgen in der interessier-
ten Medienlandschaft läuft. Das eine Gerücht ist die 
Glasfaser, die die Post mit zwei bis vier Kanälen 
dem Bundesbürger zuteilt, und das andere wird 
dann ein Fernsehen für Reiche. Das ist in der Tat 
neu. Das habe ich noch nicht gehört. Nun bin ich ein-
mal gespannt, wie dies läuft. Alles andere sind tibe-
tanische Gebetsmühlen und nichts Neues, kein Rin-
gen in der Sache. 

Mir sind Vergleiche aus dem Tierreich eingefal-
len. Ich kann Sie beruhigen. Das sind Vergleiche, die 
sicher nicht unparlamentarisch sind; ein paar Tiere 
sind hier ja nicht erlaubt. Zum Beispiel gibt es den 
Maulwurf. Dessen Farbe ist bekannt. 

(Weirich [CDU/CSU]: Unheimlich sachlich 
ist das!) 

— Sie werden gleich sehen, daß es da ganz interes-
sante Parallelen gibt. — Dieses Tierchen hat zwar ei-
nen sehr feinen Geruchs-, Gehör- und Tastsinn, aber 
es hat eine Eigenschaft, über die die Opposition of-
fenbar auch verfügt. Es kann nämlich seine Gehör-
gänge verschließen. In dieser Situation sind wir of-
fenbar. Und dann wissen wir von diesem Tierchen 
natürlich auch, daß seine eifrigen Grabetätigkeiten 
nicht unerhebliche Schäden anrichten. Das sind so 
die Dinge, über die Sie dann meistens nicht reden. 
Und dann ist dieses liebenswerte Tierchen — das 
wußte ich auch nicht, das habe ich erst beim Nachle-
sen festgestellt — sehr gefräßig. Es verschlingt näm-
lich etwa das Dreifache seines Körpergewichts pro 
Tag. 

(Zuruf von der SPD: Um Gottes willen!) 

Was man diesem niedlichen kleinen Tierchen auch 
nicht zugetraut hätte — deswegen muß man manch-
mal zweimal hingucken —: es ist außerordentlich 
streitlustig; Rivalenkämpfe enden meistens tödlich. 
Ich gebe Ihnen anheim, einmal über diesen Ver-
gleich mit dem Maulwurf nachzudenken. So weit 
hergeholt ist er bei Ihrer Verkabelungseuphorie 
nicht. 

Dann fiel mir noch ein zweites possierliches Tier-
chen ein, nämlich das Eichhörnchen, das ja auch 
gerne scharrt. Damit ich Ihnen nichts Falsches er-
zähle, will ich mit Erlaubnis des Präsidenten aus 
dem Biologiebuch meiner Kinder folgendes zitie-
ren. 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Herr Kollege, ich habe 
natürlich nichts gegen Ihren Ausflug in die Zoologie. 
Ich mache Sie nur darauf aufmerksam: Ihre Zeit 
läuft dabei ab. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Paterna (SPD): Ich werde versuchen, mich kurz zu 
fassen. 

(Weirich [CDU/CSU]: Das mit dem Eich

-

hörnchen wollen wir noch hören!) 

Aber ich wollte der Opposition einmal etwas wirk-
lich Neues erzählen. 

Da heißt es — ich zitiere wörtlich —: 

In Parkanlagen und Vorgärten haben die Eich-
hörnchen oft alle Scheu vor den Menschen ver-
loren. Im Nu sind sie vom Baum herunter und 
eilen in langen Sprüngen über den Rasen her-
bei, wenn wir rufen oder mit der Futtertüte kni-
stern. Zum Fressen suchen sie aber einen sicher 
erscheinenden Platz auf. Hier sitzen sie auf den 
beiden Keulen der Hinterbeine und auf der 
Schwanzwurzel wie auf einem Schemel. 

(Heiterkeit) 



3596 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 62. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. Oktober 1981 

Paterna 
Auch der buschige, lange Schwanz hat wichtige 
Aufgaben zu erfüllen. Er dient als Balancier-
stange, wenn das Eichhörnchen auf schwanken-
den Ästen entlangflitzt. In höchster Not wagt 
das Tier sogar den Sprung aus der Baumspitze 
hinunter auf den Boden. Jetzt wirkt der 
Schwanz zusammen mit den weit gespreizten 
Beinen wie ein Fallschirm. 

Leider sind auch Eier und Junge unserer Nist-
vögel nicht vor dem Eichhörnchen sicher. Das 
Eichhörnchen ist ein Vorratssammler. 

— Jetzt kommt sozusagen die Nutzanwendung die-
ses Vergleichs: — 

Beim  Anlegen der Bodenverstecke geht es im-
mer in gleicher Weise vor. Flink und sehr ge-
schäftig sucht es sich zunächst einen geeigne-
ten Platz. Dort scharrt es mit den Händen ein 
Loch, legt den Wintervorrat ab, stößt mit der 
Schnauze nach, füllt das Loch wieder zu und 
drückt den Boden mit den Pfoten sorgfältig 
fest. 

— Jetzt kommt die Nutzanwendung, letzter Teil. 
Nun hören Sie mal gut zu, was da wörtlich im Biolo-
giebuch steht. — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir hören doch 
ständig!) 

Alles, was das Eichhörnchen hierbei tut, hat es 
nie zu lernen brauchen. Vergraben und Verstek-
ken sind angeborene Instinkthandlungen. 

So ungefähr kommen Sie mir vor, wenn Sie uns 
jetzt seit zwei Jahren mit dem angeblichen soge-
nannten Verkabelungsstopp hier auf die Nerven ge-
hen. Ich hoffe wirklich, das ist das letzte Mal, und Sie 
werden in der von Ihnen schon erwähnten Enquete-
Kommission wirklich etwas klüger. 

Ich will Ihnen dazu nur ein Zitat bringen, damit 
Sie sehen, daß es für Sie noch einiges beim Nachden-
ken nachzuholen gibt. Aus den von Ihnen erwähnten 
Sachverständigenäußerungen will ich Ihnen eine 
von Professor Plank zitieren: 

Nach meinem Dafürhalten sollte sich die deut-
sche Volkskwirtschaft unter diesen Umständen 
die Doppelinvestition eines Koax-Kabel-TV-  
Netzes und eines Lichtwellenleiternetzes nur 
dort erlauben, wo anders in der Übergangszeit 
ein angemessener Empfang von Rundfunk und 
Fernsehen von terrestrisch abgestrahlten Sen-
dungen nicht möglich ist. 

Dann geht es weiter über die Netzstrukturen. Dann 
heißt es weiter: 

Soweit reine Verteilnetze über Kabelnetze ab-
gewickelt werden sollen, wird die Konkurrenz 
der Satelliten ohnehin die Unwirtschaftlichkeit 
derartiger Konzepte recht bald deutlich werden 
lassen. 

Sie werden sich also mit dem Argument auseinan-
dersetzen müssen — da brauchen wir gar nicht me-
dienpolitisch zu argumentieren —, ob es nicht ein 
volkswirtschaftlicher Unsinn ist, sich Parallelnetze 
in diesen Größenordnungen zu leisten. Dann wird 
man weiterhin die Frage zu lösen haben, inwieweit 

Investitionen im Satellitenbereich und vermeidbare 
Investitionen im Kabelnetz wirklich notwendig sind. 
Wir brauchen da gar keine langen medienpoliti-
schen Streitfragen zu lösen. Wir müssen uns dar-
über klar sein, daß wir mit dem Geld des Bundes-
haushalts, der Länderhaushalte, des Haushalts der 
Deutschen Bundespost und mit dem, was die Kun-
den bezahlen können, sorgfältig umzugehen haben. 
Dann werden wir auch zu der Einsicht kommen — 
ich hoffe, gemeinsam —, daß wir uns dies, in der von 
der CDU/CSU vorgesehenen Form jedenfalls, nicht 
werden leisten können. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Meine Damen und 
Herren, der Präsident soll nach der Geschäftsord-
nung auch darauf achten, daß sich der Redner an die 
Sache hält, die aufgerufen ist. Ich finde, das hat der 
Kollege Paterna getan; denn es ist ja nicht auszu-
schließen, daß künftig die Eichhörnchen auch auf 
Glasfasern klettern. Es ist also ein Zusammenhang 
da. 

(Heiterkeit — Stücklen [CDU/CSU]: Die 
Elefanten hat er ausgelassen!) 

Als nächster Redner hat Herr Abgeordneter Mer-
ker das Wort. 

Merker (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Seitdem der Kollege Hoffie vor einiger Zeit 
zu später Stunde die Story von den Ameisen und den 
Elefanten eingeführt hat, scheint es jetzt Mode zu 
werden, daß wir uns abends über Geschichten aus 
dem Tierreich unterhalten. 

(Zuruf von der SPD: So spät ist es noch gar 
nicht!) 

— Der Besetzung des Plenums nach zu urteilen, ist 
es relativ spät. — Ich empfehle den Kollegen, sich 
vielleicht doch in Zukunft mit Brehms Tierleben zu 
bewaffnen. Da werden noch die einen oder anderen 
Anregungen für Reden im Parlament zu finden 
sein. 

Ich möchte gleich zu Beginn einmal ein Wort aus 
der Ausschußsitzung aufgreifen, von dem ich weiß, 
daß es die Post- und Fernmeldepolitiker der Opposi-
tion aufregen würde, wenn sie denn heute abend 
vollzählig hier wären — der Kollege Weirich hat das 
soeben auch schon angesprochen —, nämlich das 
Wort von dem sogenannten Verkabelungsstopp, mit 
dem Sie Ihren Antrag überschrieben haben. Wenn 
Sie diesen Antrag mit der Überschrift „Aufhebung 
des sogenannten Verkabelungsstopps" versehen, 
dann wird daran schon deutlich, daß Sie selber nicht 
so recht daran glauben, daß es sich hierbei über-
haupt um einen Verkabelungsstopp handelt. Wenn 
man aber keinen Verkabelungsstopp ausgesprochen 
hat, kann man ihn folglich auch nicht aufheben. 

In Wirklichkeit geht es schlicht darum, daß die ur-
sprünglich vorgesehene flächendeckende Verkabe-
lung für elf Großstädte in Verkabelungsinvestitio-
nen — übrigens in der gleichen Höhe — in Berei-
chen umgewandelt worden ist, in denen sie aus tech-
nischen Gründen erforderlich sind. Es ist also unzu-
treffend — die Opposition versucht hier, diesen Ein- 
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druck zu erwecken —, wenn gesagt wird, durch eine 
Entscheidung der Bundesregierung sei ein Investi-
tionsstau entstanden. Die Wahrheit ist doch, daß mit 
dem gleichen Betrag, nämlich insgesamt 1,2 Mrd. 
DM für einen Zeitraum von acht Jahren, die soge-
nannte Inselverkabelung stattfinden wird. Das 
heißt, daß mit dieser Summe eine Verbesserung der 
Empfangsqualität für Fernsehen und Rundfunk in 
Gebieten geschaffen wird, die bisher aus topographi-
schen oder aus anderen Gründen benachteiligt wa-
ren. 

Hierfür waren zwei Gründe maßgebend. Erstens 
haben die Bundesländer zu Recht darauf hingewie-
sen, daß mit einer flächendeckenden Verkabelung 
von elf Großstädten Übertragungskapazitäten ge-
schaffen werden, die natürlich die Modellversuche, 
die Pilotprojekte, die in den Ländern stattfinden, für 
den Einsatz von neuen Medien präjudizieren kön-
nen. Zweitens aber — und dies ist sicherlich wichti-
ger — waren technische Gründe maßgebend; denn 
die derzeitige Verkabelung — die Vorredner haben 
schon darauf hingewiesen — findet in der Kupfer-
technik statt. Inzwischen wissen wir jedoch, daß wir, 
weil die Technologie so weit fortgeschritten ist, 
Mitte der 80er Jahre mit der Einführung der Glas-
fasertechnologie rechnen können. 

Damit ergeben sich völlig neue Chancen auf dem 
Gebiet der Fernmeldetechnik und der Kommunika-
tionstechnologie. Es ist, wie ich finde, sehr faszinie-
rend, wenn man sich überlegt, welche Kapazitäten 
in der Übertragung in Zukunft durch die Glasfaser 
zur Verfügung gestellt werden können. Über die 
Glasfaser, d. h. also mit der optischen Übertragung, 
lassen sich in Zukunft nicht nur Telefongespräche, 
Datenfernübertragungen, Fernschreib- und Tele-
textdienste sowie Telekopiedienste, sondern auch 
eine Vielzahl von Fernseh- und Radioprogrammen 
in Stereoqualität übertragen, und als völlig neuer 
Dienst kommt das Fernsehtelefon in Farbfernseh-
qualität hinzu. 

Da wir hier vor einer technischen Revolution ste-
hen, sollten wir uns gemeinsam sehr sorgfältig die 
damit verbundenen Konsequenzen ansehen. Dabei 
geht es selbstverständlich darum, völlig neue 
Märkte zu erschließen. Der Aufbau eines Kommuni-
kationsnetzes mit Glasfaserkabeln wird in vielen 
Bereichen der deutschen Industrie eine Kette von 
Innovationen und Investitionen auslösen. Dabei 
geht es natürlich nicht nur um die Produktion und 
das Verlegen von Kabeln, sondern hier werden ganz 
wichtige Impulse auf den großen Markt der Tele-
kommunikationsgeräte ausgeübt. 

Die deutsche Industrie hat bereits enorme An-
strengungen unternommen, um ihre führende Posi-
tion auf dem Weltmarkt fester zu markieren. Ihr er-
öffnet sich hier die Chance, ein weltweit konkur-
renzfähiger Partner auf einem expandierenden 
Markt zu sein. Unsere Aufgabe ist es, hierfür die 
Rahmenbedingungen zu schaffen. Dies können wir 
allerdings nicht dadurch tun, daß wir heute noch un-
sere Großstädte mit einer Technologie verkabeln, 
die morgen schon überholt ist. Worauf es heute an-
kommt, ist, die Perspektiven deutlich zu machen, die  

morgen die Kommunikationspolitik bestimmen 
werden. 

Daher sollte die Opposition nicht den Eindruck er-
wecken, als sei in den letzten Jahren nichts gesche-
hen. Ich möchte einmal in Ihre Erinnerung rufen, 
mit welchen Schritten in der Vergangenheit die 
Glasfasertechnologie der Zukunft eingeleitet wor-
den ist. Im September 1977 wurde die erste unterir-
dische Glasfaserstrecke in Berlin verlegt. Die Ergeb-
nisse dieses Projekts waren außerordentlich positiv. 
Deswegen konnte bereits im Jahre 1979 die erste 
Glasfaserbetriebsstrecke in Frankfurt in Betrieb ge-
nommen werden. Im Dezember 1980 wurde der erste 
Breitbandglasfaseranschluß installiert. Als wichtig-
sten Schritt in dieser Kette der bisherigen Feldver-
suche in der Glasfasertechnik hat die Bundespost 
im Frühjahr dieses Jahres mit einem Investitionsvo-
lumen von 150 Millionen DM den sogenannten Big-
fon-Versuch eingeleitet. In sieben Städten, nämlich 
in Berlin, Hamburg, Hannover, Düsseldorf, Stutt-
gart, Nürnberg und München, werden in den Jahren 
1982 und 1983 etwa 500 Teilnehmer an ein Glasfaser-
versuchsnetz angeschlossen. Diese Versuchsnetze 
sind Bestandteile des öffentlichen Fernmeldenetzes, 
d. h. daß auf ihnen zunächst einmal ganz normal 
telefoniert werden kann. Darüber hinaus werden in 
diesem Versuch aber selbstverständlich auch die an-
deren Dienste wie etwa das Fernsehtelefon gete-
stet. 

Für die FDP-Bundestagsfraktion möchte ich hier 
klar feststellen, daß wir von der Deutschen Bundes-
post erwarten, daß sie besonders für Zwecke der In-
dividualkommunikation die erforderliche Verkabe-
lung vorantreibt. Die Bundespost sollte zügig die 
wichtigsten wirtschaftlichen Verdichtungsräume 
mit Breitbandkabelnetzen für Telekommunikation 
an die zentralen Vermittlungsstellen anschließen. 

Weil ich weiß — Kollege Weirich hat das soeben 
angesprochen —, daß hierbei natürlich sofort wieder 
der Hinweis auf Verheugen und Graf Lambsdorff 
kommt, will ich bei dieser Gelegenheit doch nochmal 
kurz darauf eingehen. Sie haben dies übrigens auch 
schon bei der ersten Lesung Ihres Antrags als Bei-
spiel genannt. Sie haben geglaubt, durch diese Bei-
träge einen Keil in die Koalition treiben zu können, 
indem Sie sich auf Äußerungen des Bundeswirt-
schaftsministers und des Generalsekretärs der FDP 
berufen haben. Aber spätestens seit dem Brief des 
Bundeswirtschaftsministers an den Vorsitzenden 
des Bundestagsausschusses für Forschung und 
Technologie, der Ihnen sicher bekannt ist und in 
dem der Bundeswirtschaftsminister ausdrücklich 
darauf hinweist, daß er aus wirtschaftspolitischer 
Sicht nichts gegen die Entscheidung der Bundesre-
gierung und der Deutschen Bundespost einzuwen-
den hat, weil sich die eingesetzten Investitionsmittel 
nicht verringern, müßte das eigentlich aus der Welt 
sein, Herr Kollege Weirich. 

Es geht also nicht um die Rückführung von Inve-
stitionsvorhaben, sondern um den optimalen Ein-
satz der Finanzmittel, die uns zur Verfügung stehen. 
Auch Sie haben ja noch keine Vorschläge gemacht, 
wo Sie für zusätzliche Verkabelung das Geld eigent-
lich hernehmen wollen. Bei dieser Gelegenheit darf 
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Merker 
man sicher auch darauf hinweisen, daß die Bundes-
post nicht nur die 1,2 Mrd. DM, die sie ursprünglich 
in die Verkabelung der Städte stecken wollte, inzwi-
schen in die Inselverkabelung steckt, sondern inzwi-
schen jährlich 150 bis 200 Millionen DM investiert, 
also mehr, als ursprünglich beabsichtigt war. 
Worauf es jetzt ankommt, ist: 

Erstens. Die Pilotprojekte der Länder mit ihrer 
Erprobung der gesellschaftlichen Auswirkungen 
müssen zügig weitergeführt werden. Die Bundes-
post hat ihre Voraussetzungen dafür erfüllt. Jetzt 
kommt es darauf an, daß die Finanzierung durch die 
einzelnen Länder gesichert wird. 

Zweitens. Die Verkabelung in Kupfertechnik in 
empfangsschwachen Gebieten ist von der Deut-
schen Bundespost wie bisher zügig weiterzuführen. 
Dabei ist wichtig, zu erwähnen, daß diese Inselver-
kabelung später mit einem Glasfasernetz voll kom-
patibel ist. 

Um auch heute ein deutliches Wort dazu zu sagen, 
stelle ich für die FDP fest, daß wir mit der Einfüh-
rung der Glasfasertechnologie Mitte der 80er Jahre 
auf breiter Ebene rechnen. 

Es hat früher, meine Kollegen von der Opposition, 
einen Konsens zwischen den politischen Parteien 
gegeben, daß die Auswirkungen auf unsere Gesell-
schaft durch Pilotprojekte der Länder auszuloten 
sind. Die technischen Voraussetzungen hierfür müs-
sen selbstverständlich von der Deutschen Bundes-
post getroffen werden. Zu diesem Konsens, den wir 
früher hatten, sollten wir zurückkehren. — Schönen 
Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Leber: Mir liegen keine wei-
teren Wortmeldungen vor. Ich schließe die Ausspra-
che. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 9/895, den Antrag der Ab-
geordneten Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), Win-
delen, Dr. Dollinger und weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 9/174 
abzulehnen. Wer dem zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Danke sehr. Wer 
stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — Es ist 
entsprechend beschlossen. 

Punkt 8 der Tagesordnung — Strukturbericht-
erstattung — ist abgesetzt worden. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
26. Februar 1974 zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung von Mauritius über den Luftverkehr 
— Drucksache 9/633 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr (14. Ausschuß) 
— Drucksache 9/930 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Ibrügger 

(Erste Beratung 49. Sitzung) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Ich sehe, das ist nicht der Fall. Das Wort wird auch 
anderweitig nicht gewünscht. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und zur 
Schlußabstimmung. Ich rufe Art. 1 und 2, Einleitung 
und Überschrift auf. Die Abstimmung hierüber wird 
mit der Schlußabstimmung verbunden. Wer dem Ge-
setz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Danke sehr. Wer stimmt da-
gegen? — Enthält sich jemand der Stimme? — Das 
Gesetz ist angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 10 bis 14 auf: 

10. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 16. September 1980 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Portugiesischen Republik über die För-
derung und den gegenseitigen Schutz von 
Kapitalanlagen 
— Drucksache 9/898 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

11. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Abkommen vom 20. August 1981 zur Än-
derung des Vertrags vom 27. Oktober 1956 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik zur Rege-
lung der Saarfrage 
— Drucksache 9/899 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft 

12. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 12. November 1980 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Unabhängigen Staat Papua-Neuguinea über 
die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 
— Drucksache 9/902 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

13. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
den Zusatzvereinbarungen vom 29. August 
1980 zum Abkommen vom 22. Dezember 1966 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über Soziale Si-
cherheit und zu der Vereinbarung zur Durch-
führung dieses Abkommens 
— Drucksache 9/900 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
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Vizepräsident Dr. h. c. Leber 
14. Erste Beratung des von der Bundesregierung 

eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Abkommen vom 24. Juli 1979 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Kenia über den Fluglinienverkehr 
zwischen ihren Hoheitsgebieten und darüber 
hinaus 
— Drucksache 9/909 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Verkehr 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Gesetz-
entwürfe auf den Drucksachen 9/898, 9/899, 9/902, 
9/900 und 9/909 an die Ausschüsse vor. Die Überwei-
sungsvorschläge des Ältestenrates ersehen Sie aus 
der Tagesordnung. Ist das Haus mit diesen Über-
weisungsvorschlägen einverstanden? — Ich sehe 
keinen Widerspruch. Es ist entsprechend beschlos-
sen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf: 

Beratung der Sammelübersicht 21 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 9/881 — 

Das Wort dazu wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Petitionsausschusses auf Drucksa-
che 9/881, die in der Sammelübersicht 21 enthalte-
nen Anträge anzunehmen, zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Danke sehr. 
Gibt es Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Das ist 
nicht der Fall. Die Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses ist angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für das Post- und 
Fernmeldewesen (15. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung Ver-
kehrs- und Gebühreneinnahmeentwicklung 
im Selbstwählferndienst seit Einführung des 
Billigtarifs 
— Drucksachen 9/528, 9/921 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Bühler (Bruchsal) 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses auf Drucksache 9/921 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Danke sehr. Stimmt jemand dagegen? — 
Enthält sich jemand der Stimme? — Das ist nicht 
der Fall. Die Beschlußempfehlung des Ausschusses 
ist angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 17 bis 19 auf: 

17. Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen Reichseigenes Grundstück 
in Berlin-Schöneberg, Potsdamer Straße 
188/190; 

hier: Verkauf an das Land Berlin 

— Drucksache 9/907 —

18. Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen Veräußerung des bundeseige-
nen Geländes in München an der Heide-
mannstraße an die Landeshauptstadt Mün-
chen 
— Drucksache 9/917 —

19. Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen Rüstersieler Groden in Wil-
helmshaven; Veräußerung einer 33,72.80 ha 
großen Teilfläche an die Deutsche Shell Ak-
tiengesellschaft, Hamburg 

— Drucksache 9/918 — 

Das Wort dazu wird nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Anträge 
auf den Drucksachen 9/907, 9/917 und 9/918 an den 
Haushaltsausschuß vor. Ist das Haus mit den Über-
weisungen einverstanden? — Ich sehe keinen Wi-
derspruch. Es ist entsprechend beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur 
Festlegung der Frist und der Bedingungen 
für die Herstellung des finanziellen Gleich-
gewichts der Eisenbahnunternehmen 

Vorschlag einer Entscheidung des Rates zur 
Änderung der Entscheidung zur Sanierung 
der Eisenbahnunternehmen und zur Harmo-
nisierung der Vorschriften über die finanziel-
len Beziehungen zwischen diesen Unterneh-
men und den Staaten 
— Drucksachen 9/184 Nr. 19, 9/891 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Jobst 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses auf Drucksache 9/891 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Danke sehr. Stimmt jemand dagegen? — 
Enthält sich jemand der Stimme? — Das ist nicht 
der Fall. Der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
ist zugestimmt. 

Wir sind damit am Schluß unserer Tagesordnung 
angelangt. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Mittwoch, den 11. November, 
13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18.54 Uhr) 





Deutscher Bundestag - 9. Wahlperiode - 62. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 29. Oktober 1981 	3601* 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. van Aerssen 30. 10. 
Dr. Ahrens ** 30. 10. 
Dr. Althammer ** 30. 10. 
Amling 30. 10. 
Bahner 30. 10. 
Becker (Nienberge) 30. 10. 
Frau Benedix-Engler 30. 10. 
Dr. Geßner ** 30. 10. 
Handlos 30. 10. 
Hauck 30. 10. 
Dr. Hubrig 30. 10. 
Kiep 30. 10. 
Kroll-Schlüter 30. 10. 
Dr.-Ing.  Laermann 30. 10. 
Lenzer ** 29. 10. 
Dr. Müller * 30. 10. 
Müller (Wadern) ** 30. 10. 
Nagel 30. 10. 
Neuhaus 30. 10. 
Dr. Osswald 30. 10. 
Rosenthal 30. 10. 
Frau Schlei 30. 10. 
Schmidt (Würgendorf) 30. 10. 
Dr. Schwörer 30. 10. 
Schulte (Unna) ** 30. 10. 
Dr. Solms 30. 10. 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim** 29. 10. 

Dr. Spöri 30. 10. 
Dr. Struck 30. 10. 
Topmann ** 29. 10. 
Frau Dr. Wisniewski 30. 10. 
Zander 30. 10. 
Dr. Zimmermann 29. 10. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat gemäß § 80 Abs. 3 
der Geschäftsordnung die nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung betr. Überplanmä-
ßige Ausgabe im Haushaltsjahr 1981 bei Kap. 1422 Tit. 559 31 
- Beitrag zu den Beschaffungskosten des NATO-Frühwarn-
systems (AWACS) (Drucksache 9/949) 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Unterrichtung durch die Bundesregierung betr. Haushalts-
führung 1981; 

hier: Einwilligung in überplanmäßige Haushaltsausgaben 
bei Kap. 1113 Tit. 646 05 - Leistungen des Bundes für 
Aufwendungen nach dem Mutterschutzgesetz usw. - 
(Drucksache 9/948) 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Die in Drucksache 9/782 unter Nummer 60 aufgeführte EG-Vor-
lage 

Bericht der Kommission zu dem Mandat vom 30. Mai 1980 

wird als Drucksache 9/937 verteilt. 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mit Schreiben vom 
23. Oktober 1981 mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer Beratung 
der nachstehenden, bereits verkündeten EG-Vorlage abgesehen 
hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EURATOM, EGKS, EWG) des 
Rates zur Angleichung der Berichtigungskoeffizienten, die 
auf die Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten und son-
stigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften anzu-
wenden sind (Drucksache 9/782 Nr. 61) 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Kreutzmann auf die 
Frage des Abgeordneten Sauer (Salzgitter) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 9/936 Frage 33): 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Vorgehen der DDR- 
Volkspolizei auf den Transitstrecken, Touristen aus der 
Volksrepublik Polen bei Verkehrsübertretungen Geldbußen 
in unserer bzw. in amerikanischer Währung abzuverlangen, 
und was gedenkt die Bundesregierung diesbezüglich zu unter-
nehmen? 

Konkrete Fälle, in denen polnische Reisende bei 
Verkehrsübertretungen in der DDR Ordnungsstra-
fen in DM oder Dollar bezahlen mußten, sind der 
Bundesregierung bisher nicht bekannt geworden. 
Der Bundesregierung liegen lediglich Pressemel-
dungen vor, in denen ein solches Vorgehen der 
Volkspolizei berichtet worden ist. Wie weit diese zu-
treffen, läßt sich derzeit nicht überprüfen. 

Auch wenn die Meldungen sich bestätigen sollten, 
könnte es nicht Sache der Bundesregierung sein, die 
Interessen von polnischen Staatsangehörigen ge-
genüber der Regierung der DDR wahrzunehmen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Frage des Ab-
geordneten Dr. Steger (SPD) (Drucksache 9/936 Fra-
ge 38): 

Wie ist der gegenwärtige Stand der Entsorgungsvorsorge 
für das Projekt des „Schnellen Brüters 300" in Kalkar, und 
welche Vereinbarungen und Maßnahmen müssen noch ge

-

troffen werden, um die Kriterien zu erfüllen, die für die vor-
aussichtliche Inbetriebnahme 1986 nach den Entsorgungs-
richtlinien von Bund und Ländern notwendig sind? 

In Übereinstimmung mit den „Grundsätzen zur 
Entsorgungsvorsorge für Kernkraftwerke" vom 
29. Februar 1980 wird die Entsorgungsvorsorge für 
den Prototypreaktor SNR-300 durch vertragliche Zu-
sagen Frankreichs nachgewiesen. Die grundsätzli-
che Zusage Frankreichs wurde bereits 1977 ge-
macht, die Details eines im Entwurf vorhandenen 
Wiederaufarbeitungsvertrages werden rechtzeitig 
vor Erteilung der Betriebsgenehmigung zwischen 
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dem Betreiber des SNR-300 und dem französischen 
CEA ausgehandelt sein. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Zumpfort (FDP) (Drucksa-
che 9/936 Frage 65): 

Welche Verbesserungen im sozialen Umfeld von Versetzun-
gen, die von der Bund-Länder-Kommission für das Reise- und 
Umzugskostenrecht vorgeschlagen worden sind, will die Bun-
desregierung einführen? 

Wie die Bundesregierung in der Antwort auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU (BT- 
Drucksache 9/729) mitgeteilt hat, hat die Bund-Län-
der-Kommission für das Reisekosten- und Umzugs-
kostenrecht aus fachlicher Sicht Novellen zum Bun-
desumzugskostengesetz und zu dazu erlassenen 
Rechtsverordnungen erarbeitet. Die von ihr vorge-
schlagenen Neuregelungen gehen auch von der von 
Ihnen herausgestellten Zielvorstellung aus, das so-
ziale Umfeld bei Versetzungen zu verbessern. 

Angesichts der Haushaltslage in Bund und Län-
dern könnten zunächst aber nur einige vordringli-
che Maßnahmen bei grundsätzlicher Kostenneutra-
lität verwirklicht werden. Dabei handelt es sich ins-
besondere um 
— die Gewährung einer zusätzlichen Reisebeihilfe 

für Familienheimfahrten, wenn die Entfernung 
zwischen Wohnung und Dienststätte mehr als 
300 km beträgt, und 

— die Verdopplung der Höchstbeträge bei der Er-
stattung der Auslagen für umzugsbedingten zu-
sätzlichen Unterricht der Kinder. 

Diese Verbesserungen würden den Bundeshaus-
halt (ohne Bahn und Post) mit etwa 5 Millionen DM 
jährlich belasten. Ob die erforderliche Kostenneu-
tralität durch entsprechende Einsparungen an ande-
rer Stelle erreichbar ist, muß noch geprüft werden. 
Die Bund-Länder-Kommission wird sich Anfang 
nächsten Jahres mit dieser Frage befassen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Frage 
des Abgeordneten Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/936 Frage 66): 

Treffen Pressemeldungen zu, daß Angehörige einer neuen 
DDR-Grenztruppe mit dem Namen „Grenzaufklärer" durch 
unterhalb des Metallgitterzauns gegrabene Tunnel in das Ge-
biet zwischen Grenzverlauf und Metallgitterzaun gelangen 
können, die sowohl mit Kameras und auch mit Maschinenpi-
stolen ausgestattet sein sollen? 

Seit Anfang der siebziger Jahre werden von der 
DDR-Grenztruppe besonders ausgebildete und aus-
gewählte ältere Unteroffiziere und Offiziere in dem 

Gebiet zwischen DDR-Sperranlagen und dem ei-
gentlichen Grenzverlauf eingesetzt. Die Bewaffnung 
dieser Grenzaufklärer unterscheidet sich nicht von 
der anderer Angehöriger der DDR-Grenztruppe; die 
Grenzaufklärer sind jedoch zusätzlich mit Fotoappa-
raten ausgerüstet. Bevorzugte Fotoobjekte sind in 
erster Linie Angehörige unserer Grenzsicherungs-
kräfte (BGS, Zoll und Bayerische Grenzpolizei) und 
deren Kfz, aber auch Grenzbesucher. 

An der 1 393 km langen Grenze zur DDR wurde an 
3 Stellen der Metallgitterzaun untertunnelt. Diese 
Tunnels enden in Beobachtungsbunkern vor den 
Sperranlagen und ermöglichen den Grenzaufklä-
rern, unbeobachtet vor die Sperranlagen zu gelan-
gen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) (Drucksache 
9/936 Frage 67): 

An welchen Stellen in der Ost- und Nordsee vor den schles-
wig-holsteinischen Küsten wird nach Erkenntnissen der Bun-
desregierung in den nächsten Jahren mit Bohrungen begon-
nen werden, und inwieweit wird durch die Bohrungen bzw. die 
damit verbundene Förderung die Umwelt belastet, oder wird 
hier eine Umweltbelastung (wie z. B. negativer Einfluß auf die 
Wasserqualität) ausgeschlossen? 

Soweit der Bundesregierung bekannt, ist in den 
nächsten Jahren vor der Ostküste des Landes 
Schleswig-Holstein mit der Aufnahme der Förde-
rung in dem Erdölfeld Schwedeneck-See in der Kie-
ler Bucht und voraussichtlich vor der Westküste in 
dem Erdölfeld Mittelplate zu rechnen. Weiterge-
hende Erkenntnisse über Bohrtätigkeiten vor den 
schleswig-holsteinischen Küsten in den nächsten 
Jahren liegen hier nicht vor. 

Die geplanten und bekannten Aktivitäten finden 
ausschließlich innerhalb der Drei-Meilen-Zone statt. 
In diesem Bereich gelten unmittelbar alle inner-
staatlichen Vorschriften. Infolgedessen kommt ne-
ben bergrechtlichen Vorschriften auch das Umwelt-
recht zur Anwendung. 

Die für die Aufnahme der Förderung notwendigen 
behördlichen Zulassungen werden für die in Be-
tracht kommenden Erdölfelder von Landesbehör-
den erteilt. Vor Erteilung der Verwaltungsakte wer-
den alle Behörden beteiligt, deren Aufgabenberei-
che durch die vorgesehenen Maßnahmen berührt 
werden. Der Wahrung der Belange des Umwelt-
schutzes kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. 
Behördliche Auflage gewährleisten, daß die Bela-
stung der Umwelt auf ein Mindestmaß beschränkt 
wird. Mit einem negativen Einfluß auf die Wasser-
qualität ist nicht zu rechnen. Die Förderung vollzieht 
sich in einem geschlossenen System. Messungen 
englischer Wissenschaftler und Untersuchungen 
des Deutschen Hydrographischen Instituts haben 
ergeben, daß im Meerwasser in der Umgebung von 
Förderplattformen keine wesentlich höheren Kon- 
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zentrationen an Erdöl-Kohlenwasserstoffen als übli-
cherweise auftreten. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Fra-
gen des Abgeordneten Lampersbach (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/936 Fragen 70 und 71): 

Trifft es nach Auffassung der Bundesregierung zu, daß — 
wie ein Experte für Bevölkerungsfragen (Professor Dr. 
Schmidt-Kaler, Bochum) meint — bei einem Ausländeranteil 
von 10 v. H. der Gesamtbevölkerung eine „kritische Marke" 
erreicht sei, und sieht auch die Bundesregierung die Gefahr, 
daß in zum Teil völlig überfremdeten Stadtteilen und -bezir-
ken die latent vorhandenen Spannungen in Gewaltanwen-
dungen übergehen können, wie das in anderen europäischen 
Ländern bereits heute der Fall ist? 

Hat die Bundesregierung ein Konzept, mit dem sie in Zu-
sammenarbeit mit den Bundesländern z. B. die schon jetzt be-
drohlich angestiegene Kriminalität unter ausländischen Ju-
gendlichen und den Rauschgifthandel, der zu 90 v. H. in den 
Händen von Nichtdeutschen liegt, bekämpfen kann? 

Zu Frage 70: 

Die Bundesregierung teilt die in Ihrer Frage refe-
rierte Auffassung nicht. Die Bundesregierung ist der 
Ansicht, daß die Festlegung eines bestimmten, für 
das gesamte Bundesgebiet geltenden durchschnittli-
chen Prozentsatzes mit wissenschaftlicher Metho-
dik und Exaktheit nicht möglich ist. Im übrigen 
weise ich darauf hin, daß ein solcher für das gesamte 
Bundesgebiet geltender Prozentwert für die unter-
schiedliche Situation in den verschiedenen Kreisen 
und Gemeinden ohne Aussagewert ist. 

Zu Frage 71: 

Die Bekämpfung der von Ausländern begangenen 
Delikte ist Teil der allgemeinen Verbrechensbe-
kämpfung und damit in erster Linie Aufgabe der 
Länder. 

Die regional und landsmannschaftlich sehr unter-
schiedliche Konzentration von Ausländern in der 
Bundesrepublik hat zur Folge, daß sich konzeptio-
nelle polizeiliche Maßnahmen an den jeweiligen ört-
lichen Gegebenheiten orientieren müssen. Dies gilt 
auch für die Kriminalitätsbekämpfung bei ausländi-
schen Jugendlichen. 

Festzustellen ist, daß sich der ganz überwiegende 
Teil der in der Bundesrepublik lebenden Ausländer 
gesetzestreu und loyal zum Gastland verhält. Die po-
lizeiliche Kriminalstatistik gibt hinsichtlich auslän-
discher — insbesondere jugendlicher — Straftäter 
insoweit ein verkürztes Bild wieder. Ein Vergleich 
mit der Kriminalitätsbelastung durch Deutsche muß 
auch die Unterschiede in Alters-, Geschlechts- und 
Sozialstruktur berücksichtigen. Ursache der Auslän-
derkriminalität — insbesondere jugendlicher Aus-
länder — ist vor allem deren gesellschaftliche Au-
ßenseiterrolle. Die Bundesregierung ist daher der 
Auffassung, daß die Ausländerkriminalität nicht iso-
liert, sondern im Rahmen der gesamten Ausländer-
politik angegangen werden muß, weil nur diese letzt-
endlich geeignet ist, die wesentliche Kriminalitäts-

ursache — nämlich die Randgruppensituation — zu 
beseitigen. 

Ihre Behauptung, der Rauschgifthandel liege zu 
90 Prozent in den Händen von Nichtdeutschen, kann 
die Bundesregierung nach den ihr vorliegenden Er-
kenntnissen nicht bestätigen. Der Anteil der nicht-
deutschen Tatverdächtigen an der Gesamttäterzahl 
bei illegalem Handel mit Rauschgift lag 1980 bei 24,4 
Prozent. ,Hinsichtlich konzeptioneller Überlegungen 
verweise ich auf das Aktionsprogramm der Bundes-
regierung zur Bekämpfung des Drogen- und 
Rauschmittelmißbrauchs vom 16. Januar 1980. Die 
dort vorgesehenen Maßnahmen richten sich gegen 
deutsche und ausländische Straftäter. Denn erfah-
rungsgemäß wirken Deutsche und Ausländer bei 
der gewerbsmäßigen Verteilung des Rauschgifts oft 
planmäßig zusammen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Kübler (SPD) (Drucksache 9/ 
936 Frage 72): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach Pressemittei-
lungen die Mitarbeiter des Kernkraftwerks Grafenrheinfeld 
nicht damit rechnen können, nach einem Strahlenunfall in 
dem neu eröffneten Leopoldina-Krankenhaus in Schweinfurt 
aufgenommen zu werden, weil die Aussagen von Fachleuten 
über die Auswirkungen verstrahlter Patienten auf ihre Umge-
bung widersprüchlich seien, und welche Möglichkeiten hat 
die Bundesregierung, diese behaupteten Widersprüche zu klä-
ren und darauf hinzuwirken, daß eine ausreichende ärztliche 
Versorgung gewährleistet ist? 

Die Weigerung der Stadt Schweinfurt, Mitarbeiter 
des Kernkraftwerkes Grafenrheinfeld stationär ins 
Krankenhaus aufzunehmen, wenn sie in einen 
Strahlenunfall verwickelt waren, ist der Bundesre-
gierung bekannt; ebenso die Auffassung des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Arbeit und Sozialord-
nung, nach der ggf. der Tatbestand der verweigerten 
Hilfeleistung erfüllt und rechtsaufsichtliche Maß-
nahmen in Erwägung zu ziehen sein könnten. 

Der Weigerung liegt offenbar eine undifferen-
zierte Betrachtungsweise zugrunde: sie unterschei-
det nicht zwischen den äußerst seltenen Fällen, in 
denen Personen bei einem Unfall so stark mit radio-
aktiven Stoffen kontaminiert worden sind, daß sie 
ihrerseits ihre Umgebung in bedenklicher Weise 
kontaminieren könnten. Solche Personen sind selbst 
auch lebensgefährdet und bedürfen der sofortigen 
Erstversorgung und Grob-Dekontamination in der 
Erste-Hilfe-Station des Kernkraftwerkes und an-
schließend der Spezialbehandlung in einer der 
Strahlenschutzzentren, nicht im Krankenhaus der 
Stadt Schweinfurt. 

Die andere Kategorie von Unfallopfern, die nur 
gering oder überhaupt nicht radioaktiv kontami-
niert sind, bedeutet keine Gefährdung für die Umge-
bung und kann in jedem Krankenhaus nach allge-
mein ärztlich-klinischen Grundsätzen versorgt wer-
den. Bei unzureichendem Kenntnisstand der Ärzte 
im Krankenhaus auf dem Gebiet der Behandlung 
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Strahlenverunfallter kann die Beiziehung von Kon-
siliarien zweckmäßig sein. 

Die ärztliche Versorgung kann in jedem Falle ge-
währleistet werden. Besondere Schritte der Bundes-
regierung sind hierzu nicht erforderlich. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/936 Fragen 74 und 75): 

Wird die Bundesregierung ihre angekündigten Vorschläge 
zur Förderung von Zeitmietverträgen vorlegen (vgl. Drucksa-
che 9/791, Anlage 3 am Ende), gegebenenfalls wann und in 
welcher Form? 

Sieht die Bundesregierung in der Zulassung von Zeitmiet-
verträgen die Gefahr einer Aushöhlung oder Umgehung des 
Mieterschutzes? 

Die Vorschläge der Bundesregierung zum Recht 
der Zeitmietverträge werden gegenwärtig zwischen 
den Ressorts abgestimmt. Dabei wird auch geprüft, 
in welcher Form sie in das Gesetzgebungsverfahren 
eingeführt werden sollen. Ich gehe davon aus, daß 
die Vorschläge in Kürze zur Verfügung stehen wer-
den. 

Bei den beabsichtigten Gesetzesänderungen geht 
es nicht um eine Zulassung von Zeitmietverträgen. 
Diese Vertragsgestaltung ist schon nach geltendem 
Recht zulässig. Es wird vielmehr geprüft, ob dem 
Vermieter unter eng begrenzten Voraussetzungen 
die Beendigung eines Zeitmietvertrages erleichtert 
werden sollte, um einen Anreiz zur Vermietung bis-
her leerstehenden Wohnraums zu geben. Dabei gilt 
es in der Tat der Gefahr vorzubeugen, daß Zeitmiet-
verträge in anderen Fällen zu dem Zweck abge-
schlossen werden, den Kündigungsschutz und das 
Mieterhöhungsrecht zu umgehen. Die Bundesregie-
rung ist der Auffassung, daß diese Gefahr durch ge-
eignete Vorschriften, insbesondere durch eine ge-
naue Abgrenzung des Anwendungsbereichs der 
neuen Regelung vermieden werden kann. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Roitsch (CDU/CSU) (Druck-
sache 9/936 Frage 76): 

Beabsichtigt die Bundesregierung bei der Einführung von 
Zeitmietverträgen gleichwohl besondere Regelungen zum 
Schutze des Mieters in Härtefällen, gegebenenfalls im Rah-
men des Räumungs- oder Vollstreckungsschutzes? 

Von der Bundesregierung werden zur Zeit Vor-
schläge ausgearbeitet, die darauf abzielen, durch 
eine Änderung des Mietrechts unter bestimmten 
Voraussetzungen die Beendigung von Zeitmietver-
trägen zu erleichtern und dadurch zur Vermietung 
bisher leerstehenden Wohnraums beizutragen. Im 
Rahmen dieser Vorschläge wird dafür gesorgt wer-

den, daß der Mieter in Härtefällen angemessenen 
Schutz genießt. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Frage 
des Abgeordneten Borchert (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/936 Frage 77): 

Liegen Untersuchungen und Berechnungen vor, in welcher 
Höhe sich die durch das Bewertungsgesetz festgelegten Steu-
ern bei nichtlandwirtschaftlicher Produktion auf den Erzeu-
gerpreis auswirken? 

Der Bundesregierung liegen keine Untersuchun-
gen und Berechnungen über den Anteil der einheits-
wertabhängigen Steuern an den Erzeugerpreisen 
bei nichtlandwirtschaftlicher Produktion vor. 

Nach überschlägigen Schätzungen haben die im 
nichtlandwirtschaftlichen Unternehmensbereich 
als Kostensteuern anfallenden einheitswertabhän-
gigen Steuern — Grundsteuer B, Gewerbekapital-
steuer, Vermögensteuer — einen durchschnittlichen 
Anteil von 0,6-0,7 v. H. an der Bruttowertschöpfung 
in jeweiligen Preisen. Dementsprechend dürfte von 
diesen Steuern nur eine geringfügige Auswirkung 
auf die Erzeugerpreise ausgehen, die im Einzelfall 
zudem von den gegebenen Überwälzungsmöglich-
keiten abhängt. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Fragen 
des Abgeordneten Engelhard (FDP) (Drucksache 9/ 
936 Fragen 78 und 79): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den folgenden Textaus-
zug aus einem Merkblatt, das mit der Überschrift „Hinweis 
für Land- und Forstwirte, die erstmals eine Einkommensteu-
ererklärung erhalten" den Steuererklärungsvordrucken in 
Bayern beigefügt wird, „Zu Ihrer Information: die bayerische 
Staatsregierung, die dem Gesetz zur Neuregelung der Ein-
kommensbesteuerung der Land- und Forstwirtschaft im Ge-
setzgebungsverfahren die Zustimmung versagt hat, wird sich 
um eine Änderung des beschlossenen Gesetzes bemühen, 
wenn im Vollzug des Gesetzes besondere Härten für be-
stimmte Personengruppen offenbar werden. — Ihr Finanz-
amt"? 

Was gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls zu unter-
nehmen, um die im Rahmen der Auftragsverwaltung des Bun-
des tätigen Finanzbehörden zu einer Unterlassung derartiger 
Begleittexte auf amtlichen Formularen zu veranlassen? 

Der in dem Merkblatt genannte „Hinweis für die 
Land- und Forstwirte" ist ungewöhnlich und eine po-
litische Meinungsäußerung gegen eine verbindliche, 
demokratisch zustandegekommene Mehrheitsent-
scheidung von Bundestag und Bundesrat. Mit dem 
Hinweis auf das Abstimmungsverhalten distanziert 
sich die Bayerische Staatsregierung von dieser ver-
bindlichen demokratischen Mehrheitsentscheidung 
von Bundestag und Bundesrat. Die Bundesregie-
rung erblickt deshalb in den Textzusätzen einen 
Verstoß gegen die den amtlichen Stellen gebotene 
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parteipolitische Neutralität bei der Ausübung ihrer 
behördlichen Aufgaben. Offensichtlich ist der ge-
nannte Texthinweis nicht geeignet und auch nicht 
dazu bestimmt, den Steuerpflichtigen Hilfestellung 
beim Ausfüllen der Steuererklärungsformulare zu 
geben. 

Jedes Land und damit auch der Freistaat Bayern 
ist aber aus dem Grundsatz bundesfreundlichen 
Verhaltens verpflichtet, auf die Interessen des Bun-
des und der anderen Länder besondere Rücksicht zu 
nehmen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß es sich 
hier um einen einmaligen Vorgang gehandelt hat. 
Jedenfalls sind ähnliche Fälle aus den Steuerverwal-
tungen der anderen Bundesländer und auch aus 
Bayern bisher nicht bekanntgeworden. 

Der Bundesminister der Finanzen wird sich mit 
seinem bayerischen Kollegen mit dem Ziel in Ver-
bindung setzen, daß solche und ähnliche Hinweise 
künftig nicht mehr in amtliche Formulare und Be-
gleit-Merkblätter aufgenommen werden. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Fragen 
des Abgeordneten Reschke (SPD) (Drucksache 
9/936 Fragen 80 und 81): 

Welche Kriterien für den Verkauf von Werkswohnungen 
und landwirtschaftlichem Besitz aus dem Vermögen der bun-
deseigenen Salzgitter AG hat die Bundesregierung entwik-
kelt, wenn die Ankündigung des Vorsitzenden Pieper (West-
deutsche Allgemeine Zeitung vom 21. Oktober 1981) verwirk-
licht wird, einige 100 Millionen DM zu mobilisieren durch Lie-
genschaftsverkäufe, und ist von seiten der Bundesregierung 
sichergestellt, daß beim Verkauf von Werkswohnungen durch 
die bundeseigene Salzgitter AG Mieterrechte grundbuch-
rechtlich geschützt werden und bei Privatisierung nur Mieter 
Vorkaufsrecht haben (ansonsten gilt Mietrecht)? 

Ist weiterhin sichergestellt, daß die Wohnungen bzw. Lie-
genschaften mittelfristig nicht Spekulationsobjekte von Ver-
wertungsgesellschaften sind und beim Verkauf von unbebau-
ten Grundstücken und landwirtschaftlichem Besitz grund-
sätzlich die Gemeinden Kaufvorrang haben? 

Die Salzgitter AG beabsichtigt die Mobilisierung 
von Reserven auch durch den Verkauf entbehrli-
chen Grundvermögens. Dieses Vorhaben soll mittel-
fristig realisiert werden. 

In welchem Umfang und in welcher Weise dabei 
Mietwohnungen veräußert werden können, wird zur 
Zeit noch geprüft. Kaufverhandlungen sollen grund-
sätzlich nur mit nachweislich seriösen Interessen-
ten geführt werden. 

Die Rechte der Mieter sind einmal gesetzlich fest-
geschrieben. Zum anderen hat der Vorstand der 
Salzgitter AG mehrfach erklärt, daß beim Verkauf 
der Wohnungen kein Mieter den Verlust seines 
Mietverhältnisses befürchten muß, wie auch immer 
die endgültige Lösung aussehen mag. 

Beim Verkauf von Grundstücken und landwirt-
schaftlichem Besitz haben die Gemeinden Vorkaufs-
recht im Rahmen des Bundesbaugesetzes. Darüber 
hinausgehende Interessen der Gemeinden sollen so-
weit wie möglich berücksichtigt werden. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Fragen 
des Abgeordneten Susset (CDU/CSU) (Drucksache 
9/936 Fragen 82 und 83): 

Wie beurteilt die Bundesregierung Äußerungen des Mini-
sterialdirektors Dr. Koch auf der 32. Godesberger Steuerfach-
tagung des Hauptverbands Landwirtschaftlicher Buchstellen 
und Sachverständigen (HLBS), daß die Vorsteuerpauschalie-
rung bei der Land- und Forstwirtschaft schrittweise abgebaut 
werden soll? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Äußerung des Mini-
sterialdirektors Dr. Koch auf der oben genannten Tagung, daß 
die „bereinigte Subventionsquote" für die Landwirtschaft 
etwa 41 v. H. betrage, während der Satz für die gesamte ge-
werbliche Wirtschaft nur 0,87 v. H. betrage? 

Zu Frage 82: 

Nach dem mir vorliegenden Redemanuskript hat 
Ministerialdirektor Dr. Koch auf der Vortragsveran-
staltung auf die Protokollerklärung zu Artikel 25 der 
6. EG-Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatz-
steuer hingewiesen. Er hat ausgeführt, daß die EG- 
Mitgliedstaaten in dieser Protokollerklärung über-
eingekommen seien, verstärkt darauf hinzuwirken, 
daß auf bestimmte Gruppen von Landwirten schritt-
weise die normale Mehrwertsteuer-Regelung ange-
wendet wird. Der Hinweis diente der Erläuterung 
für die im Entwurf des 2. Haushaltsstrukturgesetzes 
vorgesehene Herausnahme der Gewerbebetriebe 
kraft Rechtsform aus der Pauschalierung. Diese 
Ausführungen geben die Rechtslage zutreffend wie-
der. 

Zu Frage 83: 

Es gibt derzeitig kein eindeutiges, einheitliches 
und handhabbares Konzept zur Messung von Sub-
ventionsquoten. Ausgehend von Ansätzen in der wis-
senschaftlichen Literatur wird verschiedentlich ver-
sucht, die Beurteilungsmaßstäbe für Subventionen 
zu verbessern, indem die Subventionen eines Wirt-
schaftszweiges dem eigenen Beitrag des Wirt-
schaftszweiges zur Wertschöpfung (ohne erhaltene 
Subventionen) gegenübergestellt werden. Dabei 
sind verschiedene Ansätze methodisch denkbar. Ei-
ner dieser möglichen Ansätze ist auf der genannten 
Tagung vorgetragen worden. Dabei wurden die Sub-
ventionen des Bundes für die Landwirtschaft und 
die Marktordnungsausgaben der EG zusammenge-
rechnet und der um diese finanziellen Hilfen berei-
nigten Wertschöpfung gegenübergestellt. Dies er-
gibt eine Subventionsquote von ca. 41 v. H. 

Die Bundesregierung stellt in dem heute vom Ka-
binett verabschiedeten 8. Subventionsbericht eben-
falls derartige Berechnungen an. Sie kann dabei die 
EG-Marktordnungsausgaben den nationalen Sub-
ventionen für die Landwirtschaft nicht hinzuaddie-
ren, da nur die Subventionen des Bundes Gegen- 
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stand des Berichtes sind. Deshalb wird im Bericht 
eine Subventionsquote für die Subventionen des 
Bundes an die Landwirtschaft mit ca. 17 v. H. be-
rechnet und nachrichtlich eine Quote für die EG-  
Marktordnungsausgaben mit ca. 24 v. H. ausgewie-
sen. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Frage 
des Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) (Drucksache 
9/936 Frage 84): 

Wie sehen konkret die Hilfen des Bundes für die von einem 
Verbot der „Butterfahrten" Betroffenen aus, von denen der 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Böhme bei Beantwor-
tung der Fragen 96 und 97 (Drucksache 9/911, vgl. Stenogra-
phischer Bericht über die 59. Sitzung am 22. Oktober 1981, Sei-
te 3442) sprach, ist z. B. die Bundesregierung bereit, der Ha-
fenstadt Kappeln zu helfen, indem sie die Beseitigung der 
Schlei-Untiefen finanziell fördert? 

Bereits in meiner Antwort auf Ihre Fragen in der 
Fragestunde vom 22. Oktober 1981 habe ich darauf 
hingewiesen, daß die Bundesregierung im Rahmen 
der Verfassung tätig wird und hier gilt, daß die Mög-
lichkeiten des Bundes durch den im Grundgesetz ge-
regelten zweistufigen Staatsaufbau eingeschränkt 
sind. 

Danach gehören die Gemeinden zum Bereich der 
Länder. Die Zuständigkeit des Bundes für die kom-
munale Finanzausstattung ist auf globale gesetzge-
berische Maßnahmen beschränkt. Ein gezielter Aus-
gleich von Einnahmeausfällen kann grundsätzlich 
nur durch die Länder — z. B. über den kommunalen 
Finanzausgleich — herbeigeführt werden. 

Die Prüfung des von Ihnen erwähnten Beispiels 
hat zu folgendem Ergebnis geführt: 

Die Unterhaltung der Bundeswasserstraßen steht 
in keinem Zusammenhang mit finanziellen Leistun-
gen für einzelne Gemeinden. Auch das Fahrwasser 
der Schlei wird für die Erhaltung der Schiffbarkeit 
im bisherigen Umfang ordnungsgemäß von der Was-
ser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes unter-
halten. Darüber hinausgehende Maßnahmen wie 
zum Beispiel die von Ihnen genannte stellenweise 
Vertiefung, damit größere Schiffseinheiten die 
Schlei befahren können, sind im Zusammenhang 
mit den derzeit finanziellen Möglichkeiten zu beur-
teilen. Vor diesem Hintergrund ist ein Vergleich der 
genannten Vertiefungsmaßnahme mit anderen In-
vestitionsmaßnahmen an Bundeswasserstraßen mit 
dem Ziel der Prioritätenbildung vorgenommen wor-
den. Dieser hat ergeben, daß im Hinblick auf die vor-
rangig durchzuführenden Maßnahmen zur Erhö-
hung der Verkehrssicherheit auf den Zufahrten zu 
den deutschen Nordseehäfen und Verminderung 
von Umweltgefährdungen durch Ölverschmutzung 
sowie zur Substanzerhaltung der bestehenden Ver-
kehrsinfrastruktur und Verbesserung der Wirt-
schaftlichkeit des Betriebs- und Unterhaltungsdien-
stes keine Finanzierungsmöglichkeit für die Vertie-
fung des Schleifahrwassers mittelfristig besteht. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Fragen 
des Abgeordneten Eymer (Lübeck) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/936 Fragen 85 und 86): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Folge des geplanten 
Wegfalls der Versicherungsfreigrenzen für geringfügige Be-
schäftigung und die Einschränkung der Lohnsteuerpauscha-
lierung für Teilzeitbeschäftigte im Hinblick auf den Perso-
nenkreis der Zeitungszusteller insbesondere auch für den 
ländlichen Bereich? 

Sieht die Bundesregierung, daß der Wegfall der Versiche-
rungsfreigrenze letztlich zu Einschränkungen der Zeitungs-
zustellung führt und dadurch die Pressevielfalt Schaden 
nimmt, weil vor allem kleine und mittlere Zeitungen betroffen 
wären, und ist die Bundesregierung bereit, dies hinzuneh-
men? 

Die Bundesregierung hält eine Einschränkung 
der Versicherungsfreiheit bei geringfügigen Be-
schäftigungen für geboten, um den sozialen Schutz 
dieser Beschäftigten zu verbessern. In einigen Wirt-
schaftszweigen sind auf Kosten der sozialen Sicher-
heit der Beschäftigten die Versicherungsuntergren-
zen umgangen oder systematisch ausgenutzt wor-
den. 

Wie Ihnen bekannt ist, enthält jedoch bereits der 
Entwurf zum Arbeitsförderungs-Konsolidierungsge-
setz Ausnahmeregelungen von dem genannten 
Grundsatz. Bei den parlamentarischen Beratungen 
des Entwurfs wird unter Abwägung der Interessen 
aller Beteiligten zu entscheiden sein, ob und unter 
welchen Voraussetzungen die Versicherungsfreiheit 
für den von Ihnen angesprochenen Personenkreis 
beibehalten werden soll. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Frage 
des Abgeordneten Herberholz (SPD) (Drucksache 9/ 
936 Frage 87): 

Bleibt die Bundesregierung bei ihrer ablehnenden Haltung 
hinsichtlich der von einigen Ländern der Europäischen Ge-
meinschaft geforderten Einführung einer Weinsteuer? 

Bundestag und Bundesrat, die sich bereits 1972/73 
gegen eine allgemeine Weinsteuer ausgesprochen 
haben, haben die Bundesregierung mit Beschlüssen 
vom 18. Juni 1980 (BT) und 19. Oktober 1979 (BR) er-
neut aufgefordert, darauf hinzuwirken, daß die von 
der EG-Kommission vorgeschlagene Weinsteuer in 
der Bundesrepublik Deutschland nicht eingeführt 
wird. 

Bei den Verhandlungen in der EG hat sich die 
deutsche Delegation immer gegen die Weinsteuer 
ausgesprochen. Die Bundesregierung beabsichtigt 
nicht, jetzt eine andere Haltung einzunehmen. 
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Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Fragen 
des Abgeordneten Purps (SPD) (Drucksache 9/936 
Fragen 88 und 89): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die De-
kap-Kapitalbeschaffungs-GmbH mit sogenannten Order

-

Schecks Konsumenten eine problemlose Geldbeschaffung 
mit dem Anschreiben „wunschgemäß" — obwohl keine Anfor-
derung des Adressaten vorliegt — in Aussicht stellt? 

Was kann innerhalb des Verantwortungsbereichs der Bun-
desregierung unternommen werden, wenn derartige ver-
schleierte Werbemethoden ohne Angabe von Laufzeiten und 
effektiver Verzinsung den gesetzlichen Bestimmungen nicht 
voll entsprechen? 

Zu Frage 88: 

Die Dekap-Kapitalbeschaffung GmbH ist ein Kre-
ditvermittler. Die Überwachung der Kreditvermitt-
ler, die selbst keine Bankgeschäfte betreiben, liegt 
bei den Gewerbeaufsichtsbehörden der Länder und 
nicht beim Bund. 

Ob irreführende Werbeangaben im Sinne des Ge-
setzes gegen den unlauteren Wettbewerb vorliegen, 
entscheiden die Zivil- bzw. Strafgerichte auf Klage 
der Verbraucherverbände oder der Konkurrenten. 
Die Durchsetzung der Verordnung über Preisanga-
ben ist Sache der Wirtschaftsaufsichtsbehörden der 
Länder. Dies gilt auch für die Einhaltung der Gewer-
beordnung und der Makler- und Bauträgerverord-
nung. 

Zu Frage 89: 

Erfährt das Bundesaufsichtsamt für das Kredit-
wesen von unlauteren Methoden eines Kreditver-
mittlers, so verfährt es folgendermaßen: 

— die Gewerbeaufsichtsbehörden der Länder wer-
den über den Tatbestand informiert; 

— Verbraucherverbände werden eingeschaltet; 

— das Amt bemüht sich, wenn ihm die Zusammen-
arbeit eines Kreditinstituts mit einem unseriö-
sen Kreditvermittler bekannt wird, die Bank 
dazu zu veranlassen, sich von dem Vermittler zu 
trennen, falls dieser sein unlauteres Geschäftsge-
baren fortsetzt. 

Dies wird auch im vorliegenden Falle geschehen. 
Über darüber hinausgehende Möglichkeiten gegen 
Kreditvermittler einzuschreiten, verfügt der Bund 
nicht. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Frage 
des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Drucksache 
9/936 Frage 90): 

Ist die Bundesregierung bereit, aus Gründen der Rationali-
sierung und Kostenersparnis zentrale vertrauensärztliche 
Dienststellen zu errichten, die gleichermaßen von Arbeitsäm-

tern, Versorgungsämtern, Rentenversicherungsanstalten, Be-
rufsgenossenschaften, Rehabilitationszentren usw. in An-
spruch genommen werden können? 

Anlaß für gesundheits- und sozialpolitische Forde-
rungen zur Neuordnung der sozialmedizinischen 
Dienste waren und sind insbesondere die schwierige 
Personalsituation bei den heute in den einzelnen So-
zialleistungsbereichen vorhandenen ärztlichen 
Diensten, Klagen über vermeidbare Doppeluntersu-
chungen und die Gefahr sich widersprechender Gut-
achten bei sich überschneidenden sozialrechtlichen 
Tatbeständen (wie Berufsunfähigkeit, Erwerbsunfä-
higkeit, Minderung der Erwerbsfähigkeit, Vermitt-
lungsfähigkeit, Arbeitsunfähigkeit und Schwerbe-
hinderteneigenschaft). Diese Forderungen reichen 
von einer besseren Abstimmung der Gutachten im 
Einzelfall bis hin zu einer organisatorischen Zusam-
menfassung sämtlicher Gutachterdienste. Insbeson-
dere der Deutsche Gewerkschaftsbund hat seit Jah-
ren einen gemeinsamen und unabhängigen sozial-
medizinischen Dienst der Sozialversicherungsträ-
ger gefordert. Demgegenüber hat sich der Deutsche 
Ärztetag im Jahre 1978 entschieden gegen derartige 
Forderungen ausgesprochen. Nach Auffassung des 
Ärztetages beeinträchtigt die Zusammenfassung 
der verschiedenen Gutachterdienste die Vermittler-
rolle des Arztes zwischen dem Versicherten und 
dem zuständigen Versicherungsträger; auch könne 
ein zentraler Gutachterdienst den spezifischen Ge-
gebenheiten der einzelnen Sparten des gegliederten 
Sozialleistungssystems nicht Rechnung tragen. Die 
Bundesregierung teilt diese Besorgnisse und Beden-
ken nicht. Sie ist der Auffassung, daß ein gemeinsa-
mer sozialmedizinischer Dienst gegenüber der der-
zeitigen Situation eine ganze Reihe von Vorteilen 
bietet. So würde sich beispielsweise auch das leidige 
Thema der Erstellung von Gutachten durch beam-
tete Ärzte des einen Versicherungszweiges für einen 
anderen Versicherungszweig im Wege der Nebentä-
tigkeit weitgehend erledigen. 

Allerdings wirft eine solche Vereinheitlichung des 
sozialärztlichen Dienstes auch eine Reihe von Pro-
blemen auf, angefangen von der organisatorischen 
Anbindung bis hin zur Frage der Finanzierung. Ins-
besondere besteht bisher innerhalb der beteiligten 
Sozialleistungsträger keine einheitliche Meinung; 
manche Sozialleistungsträger sind nach wie vor der 
Auffassung, auf die Vorhaltung eines eigenen ärztli-
chen Dienstes nicht verzichten zu können. So ist bei-
spielsweise ein Versuch der „Arbeitsgemeinschaft 
für Gemeinschaftsaufgaben der Krankenversiche-
rung", im Wege der freiwilligen Vereinbarung für die 
Versicherten der Kranken- und Rentenversicherung 
einen einheitlichen sozialmedizinischen Dienst auf-
zubauen, bislang erfolglos geblieben. 

Auch innerhalb der Länder und zwischen Bund 
und Ländern gibt es bisher keine abgestimmte Mei-
nung zu dieser Frage. Sowohl die Konferenz der Ar-
beitsminister als auch die Konferenz der Gesund-
heitsminister haben sich wiederholt mit diesem 
Thema befaßt, allerdings ohne konkrete Beschlüsse. 
So hat die Arbeitsministerkonferenz im Juni 1979 ei-
nen Bericht einer 1975 von ihr eingesetzten Arbeits-
gruppe zur Kenntnis genommen, einen vorbereite- 
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ten Beschlußvorschlag allerdings nicht angenom-
men. Angesichts dieser Situation hat die Bundesre-
gierung bisher davon abgesehen, entsprechende Lö-
sungsvorschläge vorzulegen, da eine gesetzliche Lö-
sung zur Zusammenfassung der derzeitigen sozial-
ärztlichen Dienste der Zustimmung des Bundesra-
tes bedarf. Die Bundesregierung hat statt dessen ei-
nen Vorschlag zur Verbesserung der Zusammenar-
beit der Leistungsträger auf medizinischem Gebiet 
vorgelegt, der zum Ziel hat, überflüssige Mehrfach-
untersuchungen zu vermeiden, und zwar mit § 102 
des Entwurfs eines Sozialgesetzbuchs — Zusam-
menarbeit der Leistungsträger und ihre Beziehun-
gen zu Dritten — (Bundestagsdrucksache 9/95). Die-
ser Gesetzentwurf liegt dem Bundestag seit Beginn 
dieses Jahres vor. Mittel, um hier zu einer verbesser-
ten Abstimmung zu gelangen, sind eine vergleich-
bare Dokumentation der Befunde, dieses Gebot, Be-
funde anderer Träger zu verwerten, und diese Ver-
pflichtung der Träger, in Vereinbarungen sicherzu-
stellen, daß Untersuchungen unterbleiben, soweit 
bereits verwertbare Untersuchungsergebnisse vor-
liegen. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Fragen 
des Abgeordneten Daweke (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/936 Fragen 91 und 92): 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß mit Auslau-
fen der derzeit gültigen Regelung gem. § 30 Abs. 2 des Geset-
zes zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser und 
zur Regelung der Krankenhauspflegesätze am 31. Dezember 
1981 die Finanzierung von Ausbildungsstätten an Kranken-
häusern nicht mehr gesichert ist? 

Ist sichergestellt — und wenn j a, wie —, daß auch nach dem 
1. Januar 1982 die Finanzierung von Ausbildungsstätten an 
Krankenhäusern gesetzlich geregelt sein wird? 

Die Bundesregierung teilt die von Ihnen ange-
sprochene Befürchtung. Aufgrund der Übergangsre-
gelung in § 30 Abs. 2 des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes sind sämtliche Kosten der mit den 
Krankenhäusern verbundenen Ausbildungsstätten 
über den Pflegesatz zu finanzieren, soweit diese Ko-
sten nicht nach anderen Rechtsvorschriften getra-
gen werden. Staatliche Zuschüsse zu den Ausbil-
dungskosten erhalten die Krankenhäuser bislang 
nur in Bremen und Nordrhein-Westfalen. 

Wenn die genannte Übergangsregelung am 31. De-
zember dieses Jahres ausläuft, ohne daß im Kran-
kenhausfinanzierungsgesetz eine neue Finanzie-
rungsregelung getroffen ist, können nach Auffas-
sung der Bundesregierung Kosten in Höhe von rund 
1 Milliarde DM jährlich nicht mehr über die Pflege-
sätze abgedeckt werden. Es läge dann in der Zustän-
digkeit und — auch finanziellen — Verantwortung 
der Länder, dafür zu sorgen, daß diese Kosten nicht 
den Krankenhausträgern zur Last fallen. Der Bund 
hat freilich keinen Einfluß darauf, ob die Länder ent-
sprechend handeln. Ausbildungskosten, die den 
Krankenhausträgern anderweitig nicht ersetzt wer-
den, müßten sie aus Eigenmitteln bezahlen. Das  

würde jedoch insbesondere bei freigemeinnützigen 
und privaten Krankenhausträgern auf große 
Schwierigkeiten stoßen. 

Zu Ihrer zweiten Frage weise ich darauf hin, daß 
die Bundesregierung bei vielen Gelegenheiten deut-
lich gemacht hat, welche Bedeutung sie einer dauer-
haften Sicherung der Ausbildungsfinanzierung ins-
besondere im Bereich der Krankenpflege für die 
Versorgung der Patienten beimißt. Sie hat deshalb 
bereits 1978 in dem Entwurf eines Gesetzes zur Än-
derung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes 
eine Dauerregelung zur Finanzierung der Ausbil-
dungskosten vorgeschlagen. Diese Regelung ist — 
wie der Gesetzentwurf insgesamt — im Bundesrat 
am Widerstand der von CDU und CSU regierten 
Länder gescheitert. 

Die Bundesregierung hat im Frühjahr dieses Jah-
res erneut einen Gesetzentwurf vorgelegt (Drucksa-
che 9/570), in dem eine dauerhafte Finanzierung für 
die Ausbildungsstätten vorgesehen ist. Es ist nun-
mehr Sache von Bundestag und Bundesrat, rechtzei-
tig vor dem Auslaufen der Übergangsvorschrift ei-
ner sachlich vertretbaren Neuregelung Geltung zu 
verschaffen. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die  Frage 
des Abgeordneten Schreiner (SPD) (Drucksache 9/ 
936 Frage 94): 

Welche Schlußfolgerungen im Hinblick auf eine soziale und 
wirtschaftliche Ordnung, in der die Arbeitnehmer und ihre 
Organisationen in den großen Unternehmen auf allen Ent-
scheidungsebenen zumindest gleichberechtigt (paritätisch) 
mitbestimmen können, zieht die Bundesregierung aus dem in 
der Enzyklika Laborem Exercens ausgesprochenen „Prinzip 
des Vorrangs der Arbeit gegenüber dem Kapital" („Richtig .. 
und zugleich moralisch zulässig, kann eine Arbeitsordnung 
nur dann sein, wenn sie schon in ihren Grundlagen den Ge-
gensatz zwischen Arbeit und Kapital überwindet und ver-
sucht, sich nach dem ... Prinzip des wesenhaften und effekti-
ven Vorrangs der Arbeit aufzubauen, nach dem Prinzip des 
Menschen als des Subjekts der Arbeit und seiner wirksamen 
Teilnahme am ganzen Produktionsprozeß, unabhängig von 
der Art der Leistungen, die der Arbeitende erbringt")? 

Die Äußerungen der Enzyklika zur Stellung der 
Arbeit und des arbeitenden Menschen im Produk-
tionsprozeß führen Überlegungen der katholischen 
Soziallehre fort, die einen bedeutenden Beitrag zur 
Entwicklung der Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
in der Bundesrepublik Deutschland geleistet haben. 
Die Bundesregierung sieht sich durch die in der En-
zyklika enthaltenen Wertungen in ihrer Auffassung 
bestätigt, daß die Mitbestimmung ein unverzichtba-
rer Grundpfeiler unserer Sozialordnung ist. Auch 
wenn die Enzyklika keine konkreten Ratschläge zur 
Ausgestaltung der Mitbestimmung enthält, bestär-
ken die Verlautbarungen zum Verhältnis von Kapi-
tal und Arbeit die Bundesregierung doch in ihren 
Bemühungen darum, die für eine wirksame Mitbe- 
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Stimmung der Arbeitnehmer notwendigen Rahmen-
bedingungen zu gewährleisten. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) (Drucksache 
9/936 Frage 95): 

Ist der Bundesregierung der Abschlußbericht „Chronische 
Bronchitis" der deutschen Forschungsgemeinschaft zum 
„Schwerpunktprogramm Längsschnittuntersuchungen zu 
den Auswirkungen inhalitiver Noxen am Arbeitsplatz" be-
kannt, und wie beurteilt sie diesen im Hinblick auf das Pro-
blem der Anerkennung der chronischen Bronchitis als Be-
rufskrankheit? 

Der Abschlußbericht ist der Bundesregierung be-
kannt. Die umfangreiche Längsschnitt-Studie hat 
das Ergebnis der bereits in den Jahren 1965 bis 1970 
durchgeführten Querschnitt-Studie in ihren wesent-
lichen Punkten bestätigt. 

Danach hat sich erhärtet, daß das Tabakrauchen 
für die Entstehung von chronischer Bronchitis und 
Lungenemphysen die wichtigste Einflußgröße vor 
der Staubbelastung und dem Lebensalter ist. Damit 
sind die Voraussetzungen zur Anerkennung der 
chronischen Bronchitis als Berufskrankheit nicht 
gegeben. Denn die Ermächtigung für die Bundesre-
gierung, eine Krankheit als Berufskrankheit nach 
§ 551 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung zu be-
zeichnen, setzt voraus, daß die Krankheit nach den 
Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft 
durch besondere Einwirkungen verursacht ist, de-
nen bestimmte Personengruppen durch ihre Arbei 
in erheblich höherem Grade als die übrige Bevölke-
rung ausgesetzt sind. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/936 Frage 96): 

Wie hoch wären die Arbeitslosenzahlen in der Bundesrepu-
blik Deutschland in absoluten und relativen Zahlen, wenn sie 
nach denselben Kriterien wie in Frankreich, Großbritannien, 
USA und Italien berechnet würden, und wie würde dann eine 
Gegenüberstellung mit den Arbeitslosenzahlen dieser Länder 
aussehen? 

Wegen zum Teil stark voneinander abweichender 
Definitionen des Tatbestandes „Arbeitslosigkeit" 
und wegen unterschiedlicher Berechnungsmetho-
den sind die Arbeitslosenquoten von Land zu Land 
nur bedingt vergleichbar. 

Im Vergleich mit Frankreich, Großbritannien und 
Italien besteht ein wesentlicher Unterschied bei der 
Berechnung der Arbeitslosenquote darin, daß dort 
der Anteil der registrierten Arbeitslosen an den ge-
samten zivilen Erwerbspersonen ermittelt wird. In 
der Bundesrepublik Deutschland hingegen bilden 
nur die abhängigen Erwerbspersonen die entspre-

chende Bezugsgröße. Bezieht man — wie in den ge-
nannten Ländern üblich — auch für die Bundesre-
publik Deutschland die Selbständigen und die mit-
helfenden Familienangehörigen in die Berechnung 
der Arbeitslosenquote ein, beliefe sich die Arbeitslo-
senquote im August 1981 statt auf 5,5 % nur auf 4,9 %. 
Im gleichen Monat betrug — nach den dort üblichen 
Kriterien — die Arbeitslosenquote in Frankreich 
7,7 %, in Italien 8,6 % und in Großbritannien 11,3 %. 

Da in den genannten Staaten wie in der Bundesre-
publik nur als Arbeitsloser gezählt wird, wer sich 
beim Arbeitsamt meldet, ergeben sich bei den abso-
luten Zahlen nur kleinere Unterschiede aufgrund 
einzelner abweichender Zählkriterien. So werden 
zum Beispiel Arbeitslose, die eine Teilzeitbeschäfti-
gung suchen, in Italien gar nicht, in Frankreich und 
in Großbritannien nur ab einer Arbeitszeit von min-
destens 35 bzw. 30 Wochenstunden als arbeitslos ge-
zählt, bei uns aber schon bei einer Arbeitszeit von 
mehr als 20 Wochenstunden. Auch bei den erfaßten 
Personengruppen ergeben sich länderspezifische 
Unterschiede. 

Ein völlig anderes System der Arbeitslosenstati-
stik wird in den USA angewandt. Dort wird die Zahl 
der Arbeitslosen durch monatliche repräsentative 
Stichprobenerhebungen ermittelt. Eine Umrech-
nung der Arbeitslosenzahlen in der Bundesrepublik 
nach der in den USA üblichen Methode ist ohne eine 
Repräsentativerhebung nicht möglich. 

Einzelheiten der Problematik hat das Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung in einem Kurz-
bericht vom 16. Januar 1981 dargestellt. Diese Unter-
lage stelle ich Ihnen auf Wunsch gern zur Verfü-
gung. 

Anlage 25 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Leister auf die Frage der Ab-
geordneten Frau Weyel (SPD) (Drucksache 9/936 
Frage 97): 

Ist es zutreffend, daß ein beträchtlicher Teil der textilen 
Ausrüstung der Bundeswehr aus dem Ausland bezogen wird, 
und sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, zur Stützung 
der deutschen Textilindustrie hierbei Änderungen herbeizu-
führen? 

Im Jahre 1980 hat die Bundeswehr für rund 237 
Millionen DM textile Ausrüstung beschafft. An Aus-
landsbetriebe gingen dabei Aufträge in einem Be-
trag von etwa 6 Millionen DM, und zwar fast aus-
schließlich an Israel. Inlandsbetriebe erhielten Auf-
träge im Wert von ca. 231 Millionen DM. Die inländi-
schen Auftragnehmer beteiligten im Wege der soge-
nannten Untervergabe ausländische Firmen mit ei-
nem Betrag von etwa 51 Millionen DM. 

Die Bundeswehr kann diese Praxis der Unterver-
gabe aus gesamtwirtschaftspolitischen Grundsätzen 
nicht unterbinden. 
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Anlage 26 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Leister auf die Frage des Ab-
geordneten Dr. Enders (SPD) (Drucksache 9/936 
Frage 98): 

Was gedenkt die Bundesregierung angesichts der Tatsache 
zu tun, daß die Kreiswehrersatzämter erst im November 1981 
die Quote für die Einberufung von Wehrpflichtigen für den Ja-
nuartermin 1982 erfahren und dadurch zur Zeit die Chancen 
der Jugendlichen, nach Abitur und Berufsausbildungszeit ei-
nen Arbeitsplatz zu erhalten, sehr gering sind, weil sie wegen 
der Ungewißheit über die Ableistung der Militärzeit von Be-
trieben ungern eingestellt werden? 

Die Bundesregierung kann nicht ausschließen, 
daß es in Einzelfällen zu Schwierigkeiten der von Ih-
nen angesprochenen Art kommt. 

Ich darf aber darauf hinweisen, daß Wehrpflich-
tige im Regelfall vor Eintritt in den Beruf den 
Grundwehrdienst bereits abgeleistet haben. Die 
Ausnahmen von dieser Regel beruhen durchweg auf 
befristeter Zurückstellung vom Wehrdienst, z. B. we-
gen vorübergehender Nichtwehrdienstfähigkeit. In 
diesen Fällen kann es vorkommen, daß die Einberu-
fungsvorkehrungen in die Zeit der Arbeitssuche fal-
len. 

Der Bundesminister der Verteidigung wird jedoch 
prüfen, ob Einberufungsbescheide zu einem frühe-
ren Zeitpunkt zugestellt werden können. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Zumpfort (FDP) (Drucksache 
9/936 Frage 99): 

Wie hat sich in den vergangenen Jahren die Versetzungs-
häufigkeit der Soldaten der Bundeswehr entwickelt, und wel-
che Maßnahmen hat die Bundesregierung zum Ausgleich der 
damit verbundenen Härten ergriffen? 

Die Versetzungsdaten der Bundeswehr werden 
erst seit 1979 mit Hilfe der elektronischen Datenver-
arbeitung erfaßt. Eine Trendaussage kann aus dem 
Vergleich der Daten für 1979 und 1980 noch nicht ab-
geleitet werden. 

1979 wurden 73 359 Zeit- und Berufssoldaten ver-
setzt, 1980 waren es 83 723. Davon entfielen in beiden 
Jahren etwa 50 % auf Versetzungen im Anschluß an 
die Grundausbildung. 

1979 waren 27 821 und 1980 46 892 der Versetzun-
gen mit einem Standortwechsel verbunden. Verhei-
ratet waren 1979 8 543, 1980 11 366 der versetzten 
Soldaten. Die höheren Werte für 1980 sind im we-
sentlichen eine Folge der laufenden Umgliederung 
in die Heeresstruktur 4 und der Einführung neuer 
Waffensysteme. Mit dem Abschluß dieser Maßnah-
men  werden Versetzungen voraussichtlich selte-
ner. 

Zur Milderung der bei Versetzungen mit Standort-
wechsel — insbesondere bei verheirateten Soldaten 
— auftretenden Härten sind seit 1978 zahlreiche 
Verbesserungen auf dem Gebiet des Reise- und  Um

-
zugskostenrechtes sowie der Wohnungsfürsorge er-
reicht worden. 

Ich darf hierzu auf die Antwort der Bundesregie-
rung vom 11. August 1981 auf die Kleine Anfrage der 
CDU/CSU-Fraktion zur „Versetzungshäufigkeit und 
Wohnungsfürsorge" hinweisen. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Weisskirchen (Wiesloch) (SPD) 
(Drucksache 9/936 Fragen 100 und 101): 

Treffen Meldungen zu, nach denen bei den Ausbildungs-
werkstätten der Bundeswehr in Wilhelmshaven und Kiel die 
Zahl der Ausbildungsplätze reduziert wird? 

Sind auch an anderen Standorten Reduzierungen der Zahl 
der Ausbildungsplätze vorgesehen, und wenn ja, wie verträgt 
sich dies mit dem Beschluß des Bundeskabinetts vom 4. März 
1981, wonach die Ausbildungsleistung des Bundes um etwa 
11 v. H. gesteigert werden soll? 

Die aktuellen Überlegungen über eine Reduzie-
rung der Ausbildungsplätze im Verteidigungsbe-
reich betreffen nicht den normalen Bestand der Aus-
bildungsplätze der Bundeswehr, die für den eigenen 
Bedarf und darüber hinaus benötigt werden. Sie be-
ziehen sich ausschließlich auf 389 zusätzliche Aus-
bildungsstellen, die der Deutsche Bundestag im 
Haushaltsjahr 1977 zur Milderung der Jugendar-
beitslosigkeit mit der Maßgabe bewilligt hatte, daß 
diese Stellen bis 1984 wieder abzubauen sind. 

Mit dem Haushalt 1981 hat der Deutsche Bundes-
tag zugestimmt, den ursprünglich beschlossenen 
Abbauplan zu strecken, d. h. den zusätzlichen Be-
stand langsamer als vorgesehen abzubauen. Danach 
würden Ende 1981 von den 389 zusätzlichen Ausbil-
dungsplätzen insgesamt 39 wegfallen, sofern das 
Parlament nicht eine Verlängerung dieser Stellen 
für 1982 beschließen sollte. 

Sollte das Parlament bei seinem Abbauplan 1981 
bleiben, so müßte in den nächsten Jahren bei eini-
gen Ausbildungsstätten im Bereich der Bundes-
wehrverwaltung eine Reduzierung vorgenommen 
werden. 

Bei den Ausbildungsstätten im Bereich der Streit-
kräfte würde sich die Stellenreduzierung wegen der 
Einführung des Berufsgrundbildungsjahres in Nie-
dersachsen nicht auswirken. 

Die Ausbildungswerkstätten in Wilhelmshaven 
und Kiel sind die größten Werkstätten in der Bun-
deswehr und bilden gegenwärtig insgesamt 655 Aus-
zubildende aus. In der Vergangenheit wurden die 
jährlichen Einstellungen in Wilhelmshaven von 70 
auf 132 und in Kiel von 40 auf 60 Auszubildende an-
gehoben. Der festgelegte Stellenabbau wird dazu 
führen, daß bei beiden Ausbildungswerkstätten zu-
sammen voraussichtlich ab 1983 jährlich etwa 40 
Auszubildende weniger eingestellt werden können. 
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Anlage 29 

Antwort 

des Staatssekretärs Elias auf die Fragen des Abge-
ordneten Dr. Schwarz-Schilling (CDU/CSU) (Druck-
sache 9/936 Fragen 115 und 116): 

Welche Übertragungsmöglichkeiten von Rundfunk (Hör-
funk und Fernsehen) über nichtdirektstrahlende Satelliten 
sind der Deutschen Bundespost bekannt, und welche können 
in der Bundesrepublik Deutschland genutzt werden? 

Welche Vorkehrungen sind erforderlich, um derartige Sa-
telliten zur Übertragung der dritten Fernsehprogramme und 
von Hörfunk zu nutzen? 

Die Bundesregierung geht bisher davon aus, daß 
die Übertragung von Rundfunkprogrammen über 
sogenannte direkt strahlende Satelliten vorgenom-
men wird. Das bedeutet, daß der entsprechende Sa-
tellit eine solch hohe Sendeleistung hat, daß ein 
Empfang ohne Störung mit einfachen, kleinen, etwa 
90 cm großen Empfangsantennen im Prinzip bei je-
dem Rundfunkteilnehmer möglich ist. 

Eine Rundfunkversorgung über „nicht direkt 
strahlende" Satelliten — das sind die bisher übli-
chen Satelliten, die nur eine vergleichsweise erheb-
lich geringere Leistung abstrahlen — wäre nach den 
internationalen Qualitätsstandards nur dadurch 
möglich, daß große Antennen mit mindestens 8 m 
Durchmesser eingesetzt werden, die naturgemäß 
nicht bei jedem Teilnehmer, sondern im Zentrum 
von größeren Kabelverteilnetzen errichtet werden 
müßten. Dabei ist zu beachten, daß die Frequenzbe-
reiche dieser Satelliten gleichzeitig auch für terre-
strischen Richtfunk verwendet werden müssen. 
Weil die Richtfunkstrecken im ganzen Bundesgebiet 
verteilt sind, kann ein störungsfreier Empfang der 
relativ schwachen Satellitensignale häufig nicht si-
chergestellt werden. Insgesamt sind die mit dem 
Einsatz „nicht direkt strahlender" Satelliten verbun-
denen Probleme der Übertragung von Rundfunksig-
nalen noch nicht abschließend untersucht, insbeson-
dere was ihren wirtschaftlichen Einsatz und ihre 
geographischen Einsatzmöglichkeiten anbelangt. 
Derartige Untersuchungen werden sich noch über 
mehrere Monate erstrecken, Ergebnisse werden im 
Laufe des kommenden Jahres erwartet. 

Nach der international gültigen Vollzugsordnung 
für die Funkdienste zählen sogenannte nicht direkt 
strahlende Satelliten zum festen Funkdienst über 
Satelliten, bei dem ein unmittelbarer Empfang 
durch die Allgemeinheit (Individualempfang) weder 
vorgesehen noch zugelassen ist. 

Die vorhandenen Satelliten sind deshalb vorwie-
gend für interkontinentalen und internationalen 
Fernsprech- und Datenverkehr sowie zur Übertra-
gung von Rundfunksignalen zwischen festen, koor-
dinierten Punkten (große Sende- und Empfangsstel-
len) vorgesehen. 

Im Rahmen der vorhandenen Kapazität und der 
oben genannten Bedingungen könnten diese Satelli-
ten für die Übertragung der 3. Fernsehprogramme 
und von Hörfunk eingesetzt werden. 

Da für sogenannte nicht direkt strahlende Satelli-
ten grundsätzlich dieselben Frequenzbereiche wie 
für den terrestrischen Richtfunk des Fernmelde-

verkehrs genutzt werden müssen, ist ein störungs-
freier Empfang dieser Satelliten wegen der Unver-
träglichkeit mit dem Richtfunk in der Regel nicht si-
cherzustellen. 

Außerdem würde eine Weiterverteilung auf grö-
ßere Empfangsgebiete für die Bevölkerung beson-
dere zusätzliche Verteilnetze erfordern. 

Anlage 30 

Antwort 

des Staatssekretärs Elias auf die Fragen des Abge-
ordneten Linsmeier (CDU/CSU) (Drucksache 9/936 
Fragen 117 und 118): 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie vorhandene nichtdi-
rektstrahlende Satelliten in anderen europäischen Ländern 
für die Übertragung von Rundfunk eingesetzt werden? 

Inwieweit bietet die Rundfunknutzung der nichtdirekt

-

strahlenden Satelliten die Möglichkeit, vorhandene Richt-
funkstrecken verstärkt für andere Dienste wie z. B. Daten-
übertragung einzusetzen, und welche ökonomischen Unter-
schiede bestehen bei der Rundfunkübertragung über Satellit 
und über Richtfunk? 

Die Bundesregierung geht bisher davon aus, daß 
die Übertragung von Rundfunkprogrammen über 
sogenannte direkt strahlende Satelliten vorgenom-
men wird. Das bedeutet, daß der entsprechende Sa-
tellit eine solch hohe Sendeleistung hat, daß ein 
Empfang ohne Störung mit einfachen, kleinen, etwa 
90 cm großen Empfangsantennen im Prinzip bei je-
dem Rundfunkteilnehmer möglich ist. 

Eine Rundfunkversorgung über „nicht direkt 
strahlende" Satelliten — das sind die bisher übli-
chen Satelliten, die nur eine vergleichsweise erheb-
lich geringere Leistung abstrahlen — wäre nach den 
internationalen Qualitätsstandards nur dadurch 
möglich, daß große Antennen mit mindestens 8 m 
Durchmesser eingesetzt werden, die naturgemäß 
nicht bei jedem Teilnehmer, sondern im Zentrum 
von größeren Kabelverteilnetzen errichtet werden 
müßten. Dabei ist zu beachten, daß die Frequenzbe-
reiche dieser Satelliten gleichzeitig auch für terre-
strischen Richtfunk verwendet werden müssen. 
Weil die Richtfunkstrecken im ganzen Bundesgebiet 
verteilt sind, kann ein störungsfreier Empfang der 
relativ schwachen Satellitensignale häufig nicht si-
chergestellt werden. Insgesamt sind die mit dem 
Einsatz „nicht direkt strahlender" Satelliten verbun-
denen Probleme der Übertragung von Rundfunksig-
nalen noch nicht abschließend untersucht, insbeson-
dere was ihren wirtschaftlichen Einsatz und ihre 
geographischen Einsatzmöglichkeiten anbelangt. 
Derartige Untersuchungen werden sich noch über 
mehrere Monate erstrecken, Ergebnisse werden im 
Laufe des kommenden Jahres erwartet. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß vor-
handene sogenannte nicht direkt strahlende Satelli-
ten in anderen europäischen Ländern für unmittel-
baren Rundfunkempfang durch die Allgemeinheit 
eingesetzt werden. 

Lediglich der europäische Versuchssatellit OTS, 
der sogenannte Orbital Test Satellite, wird u. a. ver-
suchsweise für Punkt zu Punkt-Übertragungen von 
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TV-Programmen zwischen Frankreich und Tune-
sien sowie zwischen Großbritannien und Malta ein-
gesetzt. In den Niederlanden werden diese Pro-
gramme ohne Genehmigung empfangen und ver-
teilt. 

Der Satellit OTS darf entsprechend den interna-
tional vereinbarten Regeln nicht als direkt strahlen-
der Rundfunksatellit eingesetzt werden. 

Eine Freischaltung vorhandener Richtfunkstrek-
ken ist nicht realisierbar, da Pläne, die terrestri-
schen Leitungen auf Satellitenleitungen zu 
verlagern, an gegenseitigen Störmöglichkeiten zwi-
schen zusätzlich notwendigen Erdefunkstellen und 
dem Richtfunknetz scheitern würden. Auch aus Ka-
pazitätsgründen scheidet derzeit eine Verlagerung 
aller Punkt zu Punkt-Verbindungen auf Satelliten 
aus. 

Bezüglich der ökonomischen Unterschiede darf 
ich auf die eingangs erwähnten noch ausstehenden 
Untersuchungen verweisen. 

Anlage 31 

Antwort 

des Staatssekretärs Elias auf die Fragen des Abge-
ordneten Weirich (CDU/CSU) (Drucksache 9/936 
Fragen 119 und 120): 

Wie würde sich die Einnahmesituation der Deutschen Bun-
despost ändern, wenn alle dritten Fernsehprogramme und 
Hörfunk über nichtdirektstrahlende Satelliten verbreitet und 
in (Groß-) Gemeinschaftsantennenanlagen eingespeist wür-
den? 

Inwieweit würde nach Ansicht der Deutschen Bundespost 
eine derartige Vermehrung des Programmempfangs zu einer 
verstärkten Nachfrage z. B. bei den Endgeräten führen? 

Vorbemerkung: 

Die Bundesregierung geht bisher davon aus, daß 
die Übertragung von Rundfunkprogrammen über 
sogenannte direkt strahlende Satelliten vorgenom-
men wird. Das bedeutet, daß der entsprechende Sa-
tellit eine solch hohe Sendeleistung hat, daß ein 
Empfang ohne Störung mit einfachen, kleinen etwa 
90 cm großen Empfangsantennen im Prinzip bei je-
dem Rundfunkteilnehmer möglich ist. 

Eine Rundfunkversorgung über „nicht direkt 
strahlende" Satelliten — das sind die bisher üblichen 
Satelliten, die nur eine vergleichsweise erheblich ge-
ringere Leistung abstrahlen — wäre nach den inter-
nationalen Qualitätsstandards nur dadurch möglich, 
daß große Antennen mit mindestens 8 m Durchmes-
ser eingesetzt werden, die naturgemäß nicht bei je-
dem Teilnehmer, sondern im Zentrum von größeren 
Kabelverteilnetzen errichtet werden müßten. Dabei 
ist zu beachten, daß die Frequenzbereiche dieser Sa-
telliten gleichzeitig auch für terrestrischen Richt-
funk verwendet werden müssen. Weil die Richtfunk

-

strecken im ganzen Bundesgebiet verteilt sind, kann 
ein störungsfreier Empfang der relativ schwachen 
Satellitensignale häufig nicht sichergestellt werden. 
Insgesamt sind mit dem Einsatz „nicht direkt strah-
lender" Satelliten verbundenen Probleme der Über-

tragung von Rundfunksignalen noch nicht abschlie-
ßend untersucht, insbesondere was ihren wirtschaft-
lichen Einsatz und ihre geographischen Einsatz-
möglichkeiten anbelangt. Derartige Untersuchun-
gen werden sich noch über mehrere Monate erstrek-
ken, Ergebnisse werden im Laufe des kommenden 
Jahres erwartet. 

Zu Frage 119: 

Auf die Beantwortung dieser Frage möchte die 
Bundesregierung zu einem späteren Zeitpunkt zu-
rückkommen, da die eingangs erwähnten Untersu-
chungen der Deutschen Bundespost noch ausste-
hen. 

Zu Frage 120: 

Soweit unter „Endgeräte" die Heimempfänger 
verstanden werden, sind bei einer Einspeisung der 
3. Programme in üblicher Übertragungsnorm keine 
neuen bzw. modifizierten TV-Empfänger erforder-
lich soweit die Anzahl der Kanäle nicht wesentlich 
über 12 hinausgeht; eine verstärkte Nachfrage nach 
Fernsehempfängern wäre daher nur bedingt gege-
ben. 

Anlage 32 

Antwort 

des Staatssekretärs Elias auf die Fragen des Abge-
ordneten Dr. Stercken (CDU/CSU) (Drucksache 
9/936 Fragen 121 und 122): 

Trifft es zu, daß bei einer Übertragung der dritten Fernseh-
programme und von Hörfunk über nichtdirektstrahlende Sa-
telliten ein großer Teil der Berliner Bevölkerung unmittelbar 
mit diesen Programmen versorgt werden könnte? 

Unter welchen Voraussetzungen besteht für die Bundesre-
publik Deutschland die Möglichkeit, weitere nichtdirektstrah-
lende Satelliten einzusetzen? 

Die Bundesregierung geht bisher davon aus, daß 
die Übertragung von Rundfunkprogrammen über 
sogenannte direkt strahlende Satelliten vorgenom-
men wird. Das bedeutet, daß der entsprechende Sa-
tellit eine solch hohe Sendeleistung hat, daß ein 
Empfang ohne Störung mit einfachen, kleinen, etwa 
90 cm großen Empfangsantennen im Prinzip bei je-
dem Rundfunkteilnehmer möglich ist. 

Eine Rundfunkversorgung über „nicht direkt 
strahlende" Satelliten — das sind die bisher übli-
chen Satelliten, die nur eine vergleichsweise erheb-
lich geringere Leistung abstrahlen — wäre nach den 
internationalen Qualitätsstandards nur dadurch 
möglich, daß große Antennen mit mindestens 8 m 
Durchmesser eingesetzt werden, die naturgemäß 
nicht bei jedem Teilnehmer, sondern im Zentrum 
von größeren Kabelverteilnetzen errichtet werden 
müßten. Dabei ist zu beachten, daß die Frequenzbe-
reiche dieser Satelliten gleichzeitig auch für terrestri-
schen Richtfunk verwendet werden müssen. Weil 
die Richtfunkstrecken im ganzen Bundesgebiet ver-
teilt sind, kann ein störungsfreier Empfang der rela-
tiv schwachen Satellitensignale häufig nicht sicher-
gestellt werden. Insgesamt sind die mit dem Einsatz 
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„nicht direkt strahlender" Satelliten verbundenen 
Probleme der Übertragung von Rundfunksignalen 
noch nicht abschließend untersucht, insbesondere 
was ihren wirtschaftlichen Einsatz und ihre geogra-
phischen Einsatzmöglichkeiten anbelangt. Derar-
tige Untersuchungen werden sich noch über meh-
rere Monate erstrecken. Ergebnisse werden im 
Laufe des kommenden Jahres erwartet. 

Ein sogenannter nicht direkt strahlender Satellit 
ist nach der technischen Konzeption und den inter-
nationalen Festlegungen nicht für die unmittelbare 
Rundfunkversorgung der Berliner Bevölkerung ge-
eignet und auch nicht vorgesehen. 

Eine mittelbare Versorgung unter Verwendung 
von nicht direkt strahlenden Satelliten wäre nur 
über ein umfassendes terrestrisches Verteilnetz 
möglich. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Elias auf die Fragen des 
Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Drucksache 
9/936 Fragen 123 und 124): 

Ist die Bundesregierung bereit, nachdem der Versuch schon 
lange läuft und sich Positives abzeichnet, wie versprochen An-
fang 1982 den Radius der Telefonnahbereiche in dünnbesie-
delten Räumen von 20 auf 25 bzw. 30 km auszudehnen, um die 
Bewohner des flachen Landes nicht weiterhin gegenüber Be-
wohnern von Ballungsräumen zu benachteiligen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Deutsche Bundespost zu 
veranlassen, im Interesse von Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men und Energieeinsparungen befristet Arbeitslose zur Post-
zustellung im ländlichen Bereich einzustellen, um somit ohne 
Arbeit befindliche Mitbürger zu beschäftigen und anderer-
seits einen Beitrag zur Energieeinsparung zu leisten? 

Zu Frage 123: 

Die Bundesregierung teilt nicht die Ansicht, daß 
die Bewohner des flachen Landes gegenüber Be-
wohnern von Ballungsräumen in einem Maß be-
nachteiligt sind, daß die Ausdehnung der Nahberei-
che in dünn besiedelten Gebieten auf einen Radius 
von 25 km oder sogar auf 30 km rechtfertigen wür-
de. 

Durch die Einführung des Nandienstkonzepts mit 
20 km Radius wurde das übergeordnete Ziel, die aus 
der kommunalen Neuordnung resultierenden tarifli-
chen Ungereimtheiten abzubauen, weitgehend er-
reicht. Dabei spielt die Besiedlungsdichte und die 
geographische Lage der Ortsnetze, mit Ausnahme 
der Küsten- und Grenzbereiche, nur eine unterge-
ordnete Rolle, weil es sich gezeigt hat, daß die Ge-
sprächsverteilung der Fernsprechteilnehmer, bezo-
gen auf die Entfernung zu den Gesprächspartnern, 
in etwa gleich ist. 

Die Deutsche Bundespost hat die besonderen in-
frastrukturellen Verhältnisse der Fernsprechteil-
nehmer, die an den Küsten und Grenzen der Bun-
desrepublik wohnen, in einer Sonderregelung — die 
einen Nahbereichs-Flächenverlust ausgleicht — be-
rücksichtigt. Diese Sonderregelung erfaßt zugleich  

einen großen Teil der Bewohner, die nicht in Bal-
lungsräumen ansässig sind. 

Im übrigen hat die Bundesregierung nicht zuge-
sagt, die Nahbereiche in dünn besiedelten Gebieten 
1982 auf 25 bzw. 30 km auszudehnen. Erst nach der 
Einführung des Nandienstes, die bis Ende 1982 abge-
schlossen sein wird, kann geprüft werden, welche 
Änderungen des Nandienstes erforderlich werden 
könnten unter Berücksichtigung des Fernsprechver-
kehrs und seiner geänderten Struktur, der Finanz-
lage und der konjunkturellen Rahmenbedingun-
gen. 

Zu Frage 124: 

Die Zustellorganisation der Deutschen Bundes-
post richtet sich nach kommunalpolitischen Vorga-
ben, den Verkehrsmengen und betriebswirtschaftli-
chen Aspekten. Jede politisch selbständige Ge-
meinde wird nach Möglichkeit durch eine Zustell-
postanstalt versorgt. Bei der Bedienung großer Flä-
chen mit ihren teilweise erheblichen Entfernungen 
werden im Hinblick auf Wirtschaftlichkeit, Sicher-
heit und Kundenfreundlichkeit im ohnehin defizitä-
ren Postdienst teilweise Kraftfahrzeuge eingesetzt. 
In vielen Dienstleistungsangeboten befindet sich die 
Deutsche Bundespost dabei in Konkurrenz mit pri-
vaten Anbietern. 

Durch die Beschäftigung und Bezahlung von nicht 
benötigten Kräften würde sich die wirtschaftliche 
Situation in diesem Bereich noch verschlechtern. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß sich 
Ende 1981 der Arbeitskräftebestand der Deutschen 
Bundespost gegenüber 1978 voraussichtlich um 
26 000 Arbeitskräfte erhöht haben wird. Mit dieser 
Personalaufstockung und durch Ausbildung über 
den eigenen Bedarf hinaus hat die Deutsche Bun-
despost dazu beigetragen, die allgemeine Beschäfti-
gungssituation zu verbessern. 

Anlage 34 

Antwort 

des Staatssekretärs Elias auf die Frage des Abgeord-
neten Herberholz (SPD) (Drucksache 9/936 Frage 
125): 

Kann die Bundesregierung erklären, wieso die Deutsche 
Bundespost Schreiben, die an den ehemaligen bolivianischen 
Generalkonsul in Hamburg, Juan Emilio Sanchez, gerichtet 
sind, diesem nicht zustellt, sondern ohne dessen Zustimmung 
an die bolivianische Botschaft in Bonn weiterleitet? 

Mit der Schließung des Generalkonsulats der Re-
publik Bolivien in Hamburg im November 1980 wer-
den die Funktionen des Generalkonsulats mit Zu-
stimmung des Auswärtigen Amtes von der Konsu-
larabteilung der Botschaft der Republik Bolivien in 
Bonn 2 wahrgenommen. Aufgrund der Bestimmun-
gen der Postordnung und des Wiener Übereinkom-
mens über konsularische Beziehungen verfährt die 
Deutsche Bundespost bei der Auslieferung von Post-
sendungen im Zusammenhang mit dem ehemaligen 
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bolivianischen Generalkonsul in Hamburg, Juan 
Emilio Sanchez, wie folgt: 

Dienstposten, d. h. Sendungen, die — ohne die zu-
sätzliche Namensangabe „Sanchez" — an das Gene-
ralkonsulat von Bolivien in Hamburg bzw. an den 
Generalkonsul von Bolivien in Hamburg gerichtet 
sind, werden aufgrund ordnungsgemäßer Nachsen-
dungsanträge der bolivianischen Botschaft als der 
Funktionsnachfolgerin des Generalkonsulats an die 
jeweils von der Botschaft benannten Postbevoll-
mächtigten nachgesandt und dort ausgeliefert. 

Sendungen, die unzweifelhaft nicht an eine bolivi-
anische Amtsstelle, sondern an Herrn Sanchez per-
sönlich gerichtet sind, werden Herrn Sanchez ausge-
liefert. (Z. B. Sendungen, die zusätzlich zur Namens-
angabe Sanchez keine Behördenbezeichnung oder 
lediglich Zusätze wie „Generalkonsul im Wider-
stand" tragen.) 

Sendungen, deren Anschrift nicht eindeutig er-
kennen läßt, welcher Gruppe sie zuzuordnen sind, 
werden, um im Interesse der Absender eine etwaige 
Falschauslieferung in jedem Falle zu vermeiden, an 
den Absender zurückgesandt mit der Anfrage, für 
wen die Sendungen bestimmt sein sollen. 

Die Rechtmäßigkeit dieser Praxis ist inzwischen 
durch Beschlüsse des Verwaltungsgerichts Ham-
burg und des Oberverwaltungsgerichts Hamburg in 
einem auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung ge-
gen die Deutsche Bundespost gerichteten Verfahren 
bestätigt worden. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dörflinger (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/936 Fragen 126 und 127): 

Welche Erkenntnisse haben bei der Bundesregierung zu 
der Entscheidung geführt, im Haushaltsentwurf für das Jahr 
1982 den Ansatz für Zuschüsse und Darlehen für die Moderni-
sierung von Wohnungen ganz zu streichen? 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß durch den 
Wegfall der Haushaltsmittel für die Modernisierung und 
durch die Zurücknahme des Haushaltsansatzes für städte-
bauliche Sanierungsmaßnahmen (Ansatz im Jahr 1980 gegen-
über den Ansätzen für 1981 und 1982) eine konjunkturpoli-
tisch höchst unerwünschte Wirkung auf die Bauwirtschaft 
ausgeht? 

Zu Frage 126: 

Nach dem Entwurf des Haushaltsplanes für das 
Jahr 1982 sind Ansätze für die Förderung der Moder-
nisierung von Wohnungen vorgesehen. 

Sie dienen der Abwicklung der Verpflichtungen, 
die zu Lasten des Bundeshaushaltes eingegangen 
worden sind bzw. im Laufe dieses Jahres noch für 
das Jahresprogramm 1982 eingegangen werden. 

Nicht vorgesehen ist eine Verpflichtungsermäch-
tigung für das Jahr 1983. Das hat haushalts- und fi-
nanzpolitische Gründe. Der Bund sieht sich aus ver-
schiedenen Gründen stark gestiegenen Anforderun-
gen ausgesetzt. Er muß vor diesem Hintergrunde  

seine Möglichkeiten überprüfen, die Länder bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Wohnungswesen 
finanziell zu entlasten. 

Zu Frage 127: 

Für den Fall, daß die Länder keine entsprechen-
den Mittelaufstockungen vornehmen, sind Auswir-
kungen auf die Nachfrage nach Bauleistungen nicht 
auszuschließen. Allerdings würden sich diese Aus-
wirkungen im Vergleich zu dem gesamten Bauvolu-
men in Höhe von über 200 Mrd. DM in engen Gren-
zen halten. 

Die Rücknahme der Ansätze im Bereich der Mo-
dernisierung wird zudem erst ab 1983 wirksam, da 
das Programmjahr 1982 noch in Höhe von 200 Millio-
nen DM (Verpflichtungsrahmen) bedient wird. Da-
mit wird ausgeschlossen, daß die getroffenen Ent-
scheidungen in diesem Bereich die derzeitge Kon-
junkturschwäche in der Bauwirtschaft noch verstär-
ken. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Fra-
gen des Abgeordneten Fischer (Osthofen) (SPD) 
(Drucksache 9/936 Fragen 128 und 129): 

Ist es der Bundesregierung bekannt, daß im Gegensatz zu 
vergleichbaren Regelungen in den Kommunalabgabengeset-
zen der Länder die Erhebung von Vorausleistungen nach dem 
Bundesbaugesetz von der Erteilung der Baugenehmigung ab-
hängig ist, und teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
dadurch einerseits den Gemeinden und Anliegern wegen not-
wendiger Kreditvorfinanzierungen zusätzliche Kosten entste-
hen und andererseits der Spekulation mit Baugrundstücken 
Vorschub geleistet wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, gesetzgeberische Schritte 
einzuleiten mit dem Ziel, die Erhebung von Vorausleistungen 
nach dem Bundesbaugesetz an den Beginn der Durchführung 
der Erschließungsmaßnahmen zu knüpfen? 

Die unterschiedlichen rechtlichen Regelungen in 
den Kommunalabgabengesetzen der Länder und 
dem Bundesbaugesetz sind der Bundesregierung 
selbstverständlich bekannt. 

Im Unterschied zu der Regelung des Bundesbau-
gesetzes knüpfen die Kommunalabgabengesetze 
der Länder die Vorausleistung auf die künftige Bei-
tragsschuld an den Beginn der Durchführung der 
beitragspflichtigen Maßnahme. Das Bundesbaumi-
nisterium prüft derzeit die Möglichkeiten der Erwei-
terung der Vorausleistungspflicht und hat in die 
Prüfung auch die entsprechenden Regelungen der 
kommunalen Abgabengesetze der Länder einbezo-
gen. 

Eine auf den Beginn der Durchführung der bei-
tragspflichtigen Maßnahme abstellende Regelung 
über die Vorausleistung könnte in dem oben er-
wähnten Sonderfall mit dazu beitragen, eine im Ein-
zelfall mögliche Spekulation zu erschweren. 
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Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Fra-
gen des Abgeordneten Schmitt (Wiesbaden) (SPD) 
(Drucksache 9/936 Fragen 130 und 131): 

Auf welche Ursachen führt die Bundesregierung die verrin-
gerte Investitionsbereitschaft der Versicherungsunterneh-
men im Wohnungsbau zurück? 

Durch welche einzelnen Maßnahmen will die Bundesregie-
rung die Investitionsbedingungen im Wohnungsbau für die 
Versicherungsunternehmen verbessern, und wie beurteilt sie 
die Wirksamkeit der einzelnen Maßnahmen? 

Zu Frage 130: 

Die allgemein für den Wohnungsneubau ungünsti-
gen Marktbedingungen haben auch die Lebensver-
sicherungsunternehmen veranlaßt, mit Investitio-
nen im Mietwohnungsbau zurückhaltender zu wer-
den. Die Lebensversicherer als Bauherren finanzie-
ren den Wohnungsbau im allgemeinen voll mit Ei-
genkapital aus Deckungsstockmitteln und können 
die Wohnungen damit durch Einsparung von Geld-
beschaffungskosten und Bauzeitzinsen erheblich 
billiger errichten als bei der sonst im Wohnungsbau 
üblichen starken Fremdmittelfinanzierung. Dennoch 
können auch die Lebensversicherer angesichts der 
starken Baupreissteigerungen der letzten Jahre und 
den damit nicht mehr schritthaltenden Marktmie-
ten die bisher vom Bundesaufsichtsamt für das Ver-
sicherungswesen als Voraussetzung für Wohnungs-
bauinvestitionen im Deckungsstock verlangte Min-
destrendite von 3 % nur noch in wenigen Fällen er-
wirtschaften. Um 3 % Rendite zu erzielen, müßten 
die Lebensversicherer bei den heutigen Baukosten 
Mieten zwischen 10,— DM und 12,— DM monatlich 
je m 2  Wohnfläche nehmen. Mieten in dieser Höhe 
aber lassen sich bei den heutigen Marktverhältnis-
sen nur in wenigen Fällen realisieren. Dies ist der 
Hauptgrund für die Zurückhaltung der Lebensversi-
cherer mit Investitionen im Mietwohnungsbau. 

Hinzu kommt, daß steuerpflichtige Bauherren un-
ter Ausnutzung aller möglichen Steuervorteile und 
in Erwartung künftiger Wertsteigerungen bei gleich 
hohen oder sogar niedrigeren Mieten mit günstige-
ren Renditen rechnen können. Für den an sich schon 
steuerfreien Deckungsstock der Lebensversicherer 
ergeben sich durch den Wohnungsbau keine Mög-
lichkeiten eines solchen steuerlichen Verlustaus-
gleichs. 

Zu Frage 131: 

Um den Versicherungsunternehmen wieder eine 
stärkere Anlage in Wohngrundstücken und damit 
auch eine bessere Streuung und Mischung ihrer An-
lagen aus Deckungsstockmitteln zu ermöglichen, 
wird das Bundesaufsichtsamt für das Versiche-
rungswesen in Abänderung seiner bisherigen Pra-
xis die Zuordnung neuer Wohngrundstücke zum 
Deckungsstockvermögen zunächst für die Dauer 
von 5 Jahren nicht mehr von der Erzielung einer be-
stimmten Mindestrendite abhängig machen. Nach 
Berechnungen des Bundesministeriums für Raum-
ordnung, Bauwesen und Städtebau eröffnet schon 
1 % Renditeverzicht einen Mietsenkungsspielraum 
von monatlich etwa DM 1,50 bis DM 2,00 je m 2  Wohn-

fläche. Außerdem ist zu erwarten, daß sich bei Aus-
nutzung der am Markt entstehenden Mieterhö-
hungsmöglichkeiten im Laufe der Zeit günstigere 
Renditen ergeben werden. 

Ein anfänglicher Renditeverzicht zugunsten spä-
terer Ertragsverbesserungen entspricht dem im 
Rahmen der Novellierung des Miethöhegesetzes für 
den Wohnungsneubau vorgesehenen Modell der 
Staffelmiete. 

Im übrigen hat die Bundesregierung bereits 1978 
im 2. Förderungsweg des sozialen Wohnungsbaues 
— speziell auf die Belange der Versicherungswirt-
schaft zugeschnitten — alternativ zu Aufwendungs-
darlehen Zuschußmöglichkeiten geschaffen, durch 
welche die Rendite um über 1,5 % verbessert werden 
kann. 

Es bleibt abzuwarten, inwieweit die Lebensversi-
cherungsunternehmen sich wieder verstärkt im 
Wohnungsbau engagieren werden. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/936 Fragen 132 und 133): 

Ist es richtig, daß infolge der Hochzinspolitik Bauherren 
und Erwerber von Eigenheimen in verstärktem Umfang der 
Gefahr von Notverkäufen und Zwangsversteigerungen ausge-
setzt sind, und welche Folgerungen zieht die Bundesregie-
rung daraus? 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, in 
wieviel Fällen es gegebenenfalls zu solchen notleidenden Fi-
nanzierungen im Jahr 1980 und 1981 mit den in Frage 132 ge-
nannten Folgen gekommen ist? 

Zu Frage 132: 

Es ist richtig, daß aufgrund des jetzt erreichten 
Zinsniveaus Bauherren und Erwerber an die Grenze 
ihrer finanziellen Belastbarkeit stoßen. Die Bundes-
regierung sieht jedoch keine Möglichkeit, die aus 
den Zinssteigerungen resultierenden Belastungen 
kurzfristig zu mildern. In mittel- und langfristiger 
Sicht kommt es darauf an, die Fremdkapitalbela-
stungen der Bauherren durch kostengünstigere 
Bau- und Wohnformen zu begrenzen. Der Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
unterstützt derartige Bemühungen. Es ist daneben 
darauf hinzuweisen, daß bei entsprechend niedri-
gem Einkommen das Wohngeld in Form des Lasten-
zuschusses Hilfsmöglichkeiten bietet. 

Die Bankinstitute bleiben im übrigen bemüht, bei 
Schwierigkeiten in Einzelfällen durch Zins- und 
auch Tilgungsstundungen den finanziellen Möglich-
keiten der Betroffenen Rechnung zu tragen. 

Zu Frage 133: 

Der Bundesregierung liegen keine entsprechen-
den statistisch abgesicherten Erkenntnisse vor. 
Nach Informationen der Finanzierungsinstitute ist 
jedoch die Zahl der Zwangsversteigerungen nicht 
wesentlich gestiegen. 
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Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Frage 
des Abgeordneten Link (CDU/CSU) (Drucksache 
9/936 Frage 134): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die in-
folge der Hochzinspolitik in finanzielle Bedrängnis geratenen 
Bauherren und Erwerber von Wohneigentum zu entlasten? 

Zur Beantwortung der Frage verweise ich auf die 
Ausführungen zur Frage 132 des Abgeordneten Dr. 
Kansy. 

Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Fra-
gen des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/936 Fragen 135 und 136): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch eine 
stärkere Eigenkapitalbildung etwa auf Grund einer Verbesse-
rung der Bausparförderung notleidende Finanzierungen in 
der Vergangenheit hätten verhindert oder jedenfalls gemil-
dert werden können und daß dies für die Zukunft erstrebens-
wert sei? 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, ob 
die Auswirkungen des Subventionsabbaugesetzes (Artikel 6) 
zu einem spürbaren Rückgang der Bauspartätigkeit geführt 
haben? 

Zu Frage 135: 

Höhere Eigenkapitalbildung, langfristige Finan-
zierungsmodelle und Bausparfinanzierung können 
das Finanzierungsrisiko eines Eigentümers z. B. ge-
genüber Steigerungen des Hypothekenzinses redu-
zieren. 

Die Vorzüge eines langfristigen Vorspar-Prozes-
ses, sei es im Rahmen des Bausparsystems oder in 
anderen Anlageformen, finden jedoch ihr Gegenge-
wicht in steigenden Bau- und Bodenkosten sowie 
dem Wunsch, zu einem früheren Zeitpunkt zu Wohn-
eigentum zu gelangen. 

Es hängt nicht zuletzt von der Risikoabwägung 
des einzelnen Investors sowie der kreditgebenden 
Finanzierungsinstitute ab, zu welcher Entscheidung 
dieser Abwägungsprozeß führt. 

Zu Frage 136: 

Ihre Frage deckt sich inhaltlich weitgehend mit 
derjenigen, die Herr Kollege Dr. Schneider gestellt 
und die der Bundesminister der Finanzen am 
29. Juli dieses Jahres beantwortet hat. 

Ich habe dieser Antwort, die Sie in der Drucksache 
9/722 finden, nichts hinzuzufügen. 

Anlage 41 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Granzow auf die Frage des 
Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Drucksache 9/936 
Frage 137): 

Ist die Bundesregierung bereit, die berufliche Bildung in 
der Weise neu zu gestalten, daß in Zukunft auch Handwerks-
meister als Lehrer an berufsbildenden Schulen und Berufs-
fachschulen eingesetzt werden? 

Die Bundesregierung hat stets nachdrücklich dar-
auf hingewirkt, daß im Unterricht der beruflichen 
Schulen auch Lehrkräfte mit vielfältiger Praxiser-
fahrung eingesetzt werden. Konkret gesagt: Die 
Qualität der Meisterbildung ist nach Auffassung der 
Bundesregierung voll ausreichend, um einen stärke-
ren Einsatz in den Schulen zu rechtfertigen. Für 
Ausbildung und Einstellung der Lehrkräfte an Be-
rufsschulen sind jedoch ausschließlich die Länder 
zuständig. 

Um die vorhandenen Möglichkeiten zu verbes-
sern, wurde auf Anregung des Bundes im Rahmen 
der Modellvorhaben der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und Forschungsförderung das 
Vorhaben „Lehrer für Fachpraxis" mit der Entwick-
lung einer 17teiligen Serie von Filmmaterialien vom 
Oktober 1974 bis Sepbember 1979 mit 1,85 Millionen 
DM gefördert. Diese Serie wird seither in der Ausbil-
dung von Handwerks- und Werkmeistern für den 
Schuldienst erfolgreich eingesetzt. 

Anlage 42 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Granzow auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Steinhauer (SPD) (Drucksache 
9/936 Fragen 138 und 139): 

Liegen der Bundesregierung Ergebnisse auf Grund der aus 
dem Haushaltstitel (68506-112) geförderten Äquivalenzar-
beiten über die Gleichwertigkeit und gegenseitige Anerken-
nung deutscher und ausländischer Ausbildungszeiten und 
Abschlußzeugnisse vor, und wenn ja, welche? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Gleich-
wertigkeit und Anerkennung von Ausbildungen über Staats-
grenzen hinweg sicherzustellen und gegebenenfalls fortzu-
entwickeln? 

Zu Frage 138: 

Die Westdeutsche Rektorenkonferenz berichtet 
über ihre Arbeit im Bereich der Äquivalenzen regel-
mäßig in ihren Arbeitsberichten. Den letzten Ar-
beitsbericht für das Jahr 1980 kann ich Ihnen gern 
zur Verfügung stellen. In ihm wird vor allem über 
die im Juli 1980 zwischen der Regierung der Bundes-
republik Deutschland und der Regierung der Fran-
zösischen Republik abgeschlossene Aquivalenzrege-
lung in den Geistes- und Naturwissenschaften be-
richtet. An ihrer Ausarbeitung waren auf deutscher 
Seite neben Bund und Ländern auch die Westdeut-
sche Rektorenkonferenz und der Deutsche Akade-
mische Austauschdienst beteiligt. 

Zu Frage 139: 

Die Bundesregierung geht bei allen Bemühungen 
davon aus, daß die Bildungssysteme über die Staats-
grenzen hinweg möglichst offen sein und sich für 
den Austausch am Prinzip gegenseitiger Anerken-
nung orientieren sollten. 

Die Bundesregierung bemüht sich, Ansätze zu fin-
den und weiterzuentwickeln, die die Anerkennung 
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von Studienleistungen und Abschlüssen im Hoch-
schulbereich erleichtern. Dabei sind nach Auffas-
sung der Bundesregierung bilaterale Vereinbarun-
gen besser als multilaterale Übereinkommen geeig-
net, Fragen der gegenseitigen Anerkennung flexibel 
und großzügig zu regeln. 
Auf der Ebene der Hochschulen kann dies durch 

die Ausarbeitung gemeinsamer Studienprogramme 
zwischen Hochschulen geschehen. Ein entsprechen-
des Programm wird gegenwärtig mit finanzieller 
Unterstützung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft durchgeführt. Ziel dieses Programms 
ist es, daß Hochschulen aus verschiedenen Mitglied-
staaten gemeinsame Studienprogramme entwik-
keln, die es Studenten ermöglichen, einen Teil ihres 

Studiums an der jeweils anderen Partnerhochschule 
ohne Zeitverlust und ohne Schwierigkeit bei der An-
erkennung dieser Studienzeit im Heimatland zu ab-
solvieren. Diese Förderung hat sich als ein bemer-
kenswertes Mittel erwiesen, die Zusammenarbeit 
der Hochschulen zu ermutigen. Bisher sind Zu-
schüsse für 121 gemeinsame Programme gewährt 
worden, an denen 212 Hochschulen (davon 61 deut-
sche Hochschulen) beteiligt sind. 

Auf staatlicher Ebene gibt es neben dem erwähn-
ten deutsch-französischen Abkommen Entwürfe für 
Äquivalenzabkommen im Hochschulbereich mit den 
Niederlanden und mit Österreich, mit deren Ab-
schluß ich für die nächste Zeit rechne. 
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